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145. Sitzung 

Bonn, Donnerstag, den 5. Dezember 1996 

Beginn: 9.00 Uhr 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Liebe Kolleginnen 
und Kollegen, ich eröffne die Sitzung. 

Ich teile zunächst mit: Für den verstorbenen Kolle-
gen Hans Klein hat die Abgeordnete Marion Seib 
am 27. November 1996 die Mitgliedschaft im Deut-
schen Bundestag erworben. Ich begrüße die neue 
Kollegin und wünsche gute Zusammenarbeit. 

(Beifall) 

Interfraktionell ist vereinbart worden, die verbun-
dene Tagesordnung zu erweitern. Die Punkte sind in 
der Ihnen vorliegenden Zusatzpunktliste aufgeführt: 

2. Weitere Überweisung im vereinfachten Verfahren 
(Ergänzung zu TOP 16) 

Erste Beratung des von der Bundesregierung eingebrachten 
Entwurfs eines Zweiten Gesetzes zur Neuordnung von 
Selbstverwaltung und Eigenverantwortung in der gesetz-
lichen Krankenversicherung (2. GKV-Neuordnungsgesetz 
- 2. GKV-NOG) - Drucksache 13/6362 - 

3. Weitere abschließende Beratungen ohne Aussprache 
(Ergänzung zu TOP 17) 

Zweite und dritte Beratung des vom Bundesrat eingebrach-
ten Entwurfs eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des 
Rechtspflege-Anpassungsgesetzes - RpflAnpG - Druck-
sachen 13/6039, 13/6408 - 

4. Aktuelle Stunde auf Verlangen der Fraktion der F.D.P.: Hal-
tung der Bundesregierung zu den Plänen der Landesregie-
rung Schleswig-Holstein, in einem Modellversuch soge-
nannte weiche Drogen in Apotheken verkaufen zu lassen 

5. Beratung des Antrags der Abgeordneten Gerald Häfner, 
Volker Beck (Köln), Kerstin Müller (Köln), weiterer Abge-
ordneter und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Sicherung der Pressefreiheit und des Zeugnisverweige-
rungsrechts der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von 
Presse, Rundfunk, Film - Drucksache 13/6382 - 

6. Beratung des Antrags der Abgeordneten Helmut Wilhelm 
(Amberg), Franziska Eichstädt-Bohlig und der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Für ein soziales und ökologi-
sches Städtebau- und Raumordnungsrecht - Drucksache 
13/6384 - 

7. Beratung des Antrags der Abgeordneten Angelika Beer 
und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Konvention 
zur Ächtung und Abschaffung aller Atomwaffen - Druck-
sache 13/6383 - 

8. Beratung des Antrags der Abgeordneten Wolfgang Schmitt 
(Langenfeld), Kristin Heyne, Ul rike Höfken, weiterer Abge-
ordneter und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Verankerung sozialer und ökologischer Mindeststandards 
im internationalen H andel und Reformperspektiven der 
Welthandelsorganisation (WTO) - Drucksache 13/6385 - 

9. Beratung des Antrags der Abgeordneten E rich G. Fritz, 
Gunnar Uldall und der Fraktion der CDU/CSU sowie der 
Abgeordneten Dr. Otto Graf Lambsdorff, Paul K. Friedhoff 
und der Fraktion der F.D.P.: Stärkung der Welthandels-
organisation (WTO) durch das WTO-Ministertreffen in 
Singapur vom 9. bis 13. Dezember 1996 - Drucksache 
13/6387 - 

Von  der Frist für den Beginn der Beratung soll, 
soweit es bei einzelnen Punkten der Tagesordnung 
und der Zusatzpunktliste erforderlich ist, abgewi-
chen werden. 

Die Beratungen ohne Aussprache werden heute 
erst nach der Debatte über die ehrenamtliche Tätig-
keit aufgerufen. 

Außerdem ist vereinbart worden, die zweite und 
dritte Beratung des Jugendarbeitsschutzgesetzes von 
Freitag vorzuziehen und bereits heute im Anschluß 
an den Tagesordnungspunkt 8 - Bundessozialhilfe-
gesetz - zu beraten. 

Des weiteren mache ich darauf aufmerksam, daß 
die von der Fraktion der SPD verlangte Aktuelle 
Stunde zu den Einwänden des EU-Wettbewerbskom-
missars zum Stromeinspeisungsgesetz zurückgezo-
gen wurde. 

Schließlich mache ich auf nachträgliche Ausschuß-
überweisungen im Anhang zur Zusatzpunktliste auf-
merksam: 

Der in der 138. Sitzung des Deutschen Bundestages am 
14. November 1996 überwiesene nachfolgende Gesetzent-
wurf soll nachträglich zusätzlich dem Ausschuß für Ernäh-
rung, Landwirtschaft und Forsten zur Mitberatung überwie-
sen werden: 

Gesetzentwurf der Bundesregierung zu dem Abkommen 
vom 4. November 1995 zur Änderung des Vierten AKP- 
EG-Abkommens von Lomé sowie zu den mit diesem Ab-
kommen in Zusammenhang stehenden weiteren Überein-
künften - Drucksache 13/5903 - 

Überweisungsvorschlag: 

Auswärtiger Ausschuß (federführend) 
Finanzausschuß 
Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung 
Haushaltsausschuß 
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Der in der 139. Sitzung des Deutschen Bundestages am 
15. November 1996 überwiesene nachfolgende Gesetzent-
wurf soll nachträglich zusätzlich dem Ausschuß für Bildung, 
Wissenschaft, Forschung, Technologie und Technikfolgen-
abschätzung zur Mitberatung überwiesen werden: 

Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. 
eines Zweiten Gesetzes zur Neuordnung von Selbst-
verwaltung und Eigenverantwortung in der gesetzli-
chen Krankenversicherung (2. GKV-Neuordnungsgesetz 
- 2. GKV-NOG) - Drucksache 13/6087 - 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Gesundheit (federführend) 
Innenausschuß 
Sportausschuß 
Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
Ausschuß für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Ausschuß für Bildung, Wissenschaft, Forschung, 
Technologie und Technikfolgenabschätzung 
Ausschuß für Fremdenverkehr und Tourismus 
Haushaltsausschuß 

Der in der 131. Sitzung des Deutschen Bundestages am 
17. Oktober 1996 überwiesene nachfolgende Antrag soll 
nachträglich zusätzlich dem Haushaltsausschuß zur Mit-
beratung überwiesen werden: 

Antrag der Abgeordneten Dietmar Schütz (Oldenburg), 
Annette Faße, Konrad Kunick, weiterer Abgeordneter und 
der Fraktion der SPD: Schutz der Nordsee durch Schiffs-

ölentsorgung in Seehäfen - Drucksache 13/5756 - 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
(federführend) 
Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für Verkehr 
Haushaltsausschuß 

Sind Sie mit den Vereinbarungen einverstanden? - 
Das ist der Fall. Ich höre keinen Widerspruch. Wir 
verfahren so. 

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 3 a bis 3i auf: 

Menschenrechtsdebatte 

a) Abgabe einer Erklärung der Bundesregie-
rung zur Menschenrechtspolitik in den 
Auswärtigen Beziehungen 

b) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Auswärtigen Ausschusses 
(3. Ausschuß) 

- zu der Unterrichtung durch die Bundes-
regierung 

3. Bericht der Bundesregierung über 
ihre Menschenrechtspolitik in den Aus-
wärtigen Beziehungen 

- zu dem Antrag der Abgeordneten Amke 
Dietert-Scheuer, Gerd Poppe und der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Menschenrechtsberichte und Lagebe-
richte der Bundesregierung für die par-
lamentarische Arbeit nutzbar machen 

- zu dem Antrag der Abgeordneten 
Andreas Krautscheid, Dr. Ch ristian 
Schwarz-Schilling, Rainer Eppelmann, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion 

der CDU/CSU sowie der Abgeordneten 
Ulrich Irmer, Dr. Burkhard Hirsch, 
Dr. Irmgard Schwaetzer, weiterer Abge-
ordneter und der Fraktion der F.D.P. 

Den Menschenrechten weltweit zur Gel-
tung verhelfen 

Zum Tag der Menschenrechte am 
10. Dezember 1995 

- zu dem Antrag der Fraktion der SPD 

Konzept für eine deutsche Menschen-
rechtspolitik in ihrer Verbindung mit 
den anderen Politikbereichen 

- Drucksachen 13/3312, 13/3528 Nr. 1.8, 
13/3210, 13/3214, 13/3229, 13/5363 - 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Andreas Krautscheid 
Volker Neumann (Bramsche) 
Amke Dietert-Scheuer 
Dr. Irmgard Schwaetzer 

c) Zweite Beratung und Schlußabstimmung 
des von der Bundesregierung eingebrach-
ten Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung 
des Anhangs I des Zusatzprotokolls I zu 
den Genfer Rotkreuz-Abkommen von 1949 

- Drucksache 13/5738 - 

(Erste Beratung 131. Sitzung) 

Beschlußempfehlung und Be richt des Aus-
wärtigen Ausschusses (3. Ausschuß) 

- Drucksache 13/6395 - 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Andreas Krautscheid 
Gerd Weisskirchen (Wiesloch) 
Amke Dietert-Scheuer 
Ulrich Irmer 

d) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Auswärtigen Ausschusses 
(3. Ausschuß) 

- zu dem Antrag der Abgeordneten Uta 
Zapf, Robert  Antretter, Dr. Eberhard 
Brecht, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion der SPD 

Schritte zur politischen Regelung des 
Kurdenkonflikts 

- zu dem Antrag der Abgeordneten Ulla 
Jelpke, Steffen Tippach und der Gruppe 
der PDS 

Vermittlungsinitiative der Bundesregie-
rung für eine politische Lösung in Kur-
distan/Türkei 

- Drucksachen 13/4365, 13/4004, 13/6396 - 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Christian Schmidt (Fürth) 
Freimut Duve 
Amke Dietert-Scheuer 
Ulrich Irmer 
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e) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Steffen Tippach, Ulla Jelpke und der Grup-
pe der PDS 

Die Menschenrechtssituation in der Türkei 
verbessern 

- Drucksache 13/5134 — 

Überweisungsvorschlag: 

Auswärtiger Ausschuß (federführend) 
Rechtsausschuß 
Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung 

f) Beratung des Antrags der Gruppe der PDS 

Amt eines/einer Menschenrechtsbeauf-
tragten des Deutschen Bundestages und 
Einrichtung eines beratenden Gremiums 
„Rat für Menschenrechten 

- Drucksache 13/4749 — 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Wahlprüfung, Immunität 
und Geschäftsordnung (federführend) 
Auswärtiger Ausschuß 
Innenausschuß 
Rechtsausschuß 
Ausschuß für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung 

g) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Auswärtigen Ausschusses 
(3. Ausschuß) zu dem Antrag der Frak-
tionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN 

Zur Lage in Osttimor 

- Drucksachen 13/5799, 13/6397 - 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Andreas Krautscheid 
Volker Neumann (Bramsche) 
Gerd Poppe 
Ulrich Irmer 

h) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Gerd Poppe, Dr. Angelika Köster-Loßack, 
Dr. Helmut Lippelt und der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN 

Demokratie und Menschenrechte als Maß-
stab der deutschen Südost- und Ostasien-
politik 
- Drucksache 13/5950 — 

Überweisungsvorschlag: 

Auswärtiger Ausschuß (federführend) 
Rechtsausschuß 
Ausschuß für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung 

i) Beratung des Antrags der Fraktion der SPD 

Unterstützung der weltweiten Bemühun-
gen um die Abschaffung der Todesstrafe 
- Drucksache 13/6060 — 

Überweisungsvorschlag: 

Auswärtiger Ausschuß (federführend) 
Rechtsausschuß 
Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung 

Zur Regierungserklärung liegt je ein Entschlie-
ßungsantrag der Fraktionen der CDU/CSU und 
F.D.P. sowie der Fraktion der SPD vor. Weitere Ent-
schließungsanträge sind angekündigt. 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind 
für die Aussprache im Anschluß an die Regierungser-
klärung zwei Stunden vorgesehen. - Dazu höre ich 
keinen Widerspruch. Wir verfahren so. 

Das Wort  zur Abgabe einer Regierungserklärung 
hat der Bundesminister des Auswärtigen, Dr. Klaus 
Kinkel. 

Dr. Klaus Kinkel, Bundesminister des Auswärtigen: 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Am 10. Dezember 1948 wurde die Allgemeine Erklä-
rung der Menschenrechte proklamiert. Ihr Auftrag 
bleibt leider äußerst aktuell. 

In unserer heutigen Debatte wollen wir über das 
Erreichte Rechenschaft geben, zugleich gemeinsam 
darüber nachdenken, was unser Land für diejenigen 
tun kann, denen diese elementaren Rechte nach wie 
vor vorenthalten werden: Staatliche Willkür, willkür-
liche Verhaftungen und Hinrichtungen müssen aus 
der Welt verschwinden, wenn wir zu einer besseren 
Zukunft finden wollen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Wer die Menschenrechte verletzt, bedroht den 
Frieden der Welt. Frieden braucht die Menschen-
rechte. 

Aufstieg und Fall  von zwei menschenverachten-
den Systemen und Ideologien haben dieses Jahrhun-
dert geprägt. Der geschundene und gedemütigte 
Mensch ist schmerzlicher Teil unserer Erfahrung. Wir 
Deutsche haben aus unserer Vergangenheit gelernt. 

Nach Nationalsozialismus, Holocaust und dem 
Zweiten Weltkrieg haben wir im Grundgesetz unsere 
staatliche Neuordnung unter das Gebot gestellt: 

Die Würde des Menschen ist unantastbar. Sie zu 
achten und zu schützen ist Verpflichtung a ller 
staatlichen Gewalt. 

Während der deutschen Teilung haben wir über 
40 Jahre noch einmal erlebt, was es für einen Staat 
und seine Menschen bedeutet, wenn die Menschen-
rechte nicht gewahrt sind. Für die Bundesregierung 
folgt daraus die Verpflichtung, sich mit ganzer Kraft 
für diejenigen einzusetzen, die noch heute unter Ge-
walt, Unterdrückung und Verfolgung leiden. Das 
sind leider unendlich viele. 

Dem Schutz der Grundrechte nach innen ent-
spricht die weltweite Förderung der Menschenrechte 
nach außen. Menschenrechtspolitik ist elementarer 
Ausdruck einer wertorientierten Außenpolitik, aber 
zugleich auch Interessenpolitik; denn wo Grundfrei-
heiten verweigert werden, kann sich der Mensch 
nicht entfalten, und ohne Freiheit ist dauerhafte wirt-
schaftliche und soziale Entwicklung nicht zu haben. 
Freiheit ist insoweit unteilbar. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 
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Wir sind der Vision der UN-Cha rta ein Stück nä-
hergekommen. Das Bewußtsein für Menschenrechte 
ist weltweit gewachsen. Viele Menschen konnten 
das Joch der Unterdrückung abschütteln. Prinzipiell 
können wir sagen, daß Freiheit, Demokratie und 
Marktwirtschaft weltweit auf dem Vormarsch sind. 
Nelson Mandela und Václav Havel waren gestern 
noch Opfer menschenverachtender Systeme. Heute 
gestalten sie die Politik ihrer Länder in verantwortli-
cher Position mit. Wir neigen manchmal dazu, wenn 
wir Bilanz ziehen, solch positive Erfolge zu überse-
hen. 

Aber kein Zweifel: Noch leiden auf dieser Erde un-
endlich viele Menschen. In zu vielen Ländern wird 
das Recht auf Leben verletzt. Nach Amnesty Interna-
tional starben allein im letzten Jahr in 54 Ländern 
über 4 500 Menschen durch Folter. In 43 Staaten 
weltweit sind Menschen im wahrsten Sinne des Wor-
tes spurlos verschwunden. In 85 Ländern sitzen poli-
tische Gefangene in Kerkern. Fundamentale Rechte, 
wie das Recht auf freie Meinungsäußerung und das 
Recht auf einen fairen Prozeß, werden vielerorts noch 
verwehrt. 

Die Geißel von Unterdrückung und Armut nach 
dem Wegfall der Ost-West-Auseinandersetzung, die 
zweite übriggebliebene Weltgeißel, ist bei weitem 
noch nicht besiegt. Der Welternährungsgipfel hat 
deutlich gemacht: 840 Millionen Menschen weltweit 
hungern und sind chronisch unterernährt. Millionen 
von Kindern haben von der ersten Sekunde ihrer Ge-
burt an nicht die geringste Chance, ein auch nur eini-
germaßen menschenwürdiges Leben zu führen. 

Wie entgegenwirken? Natürlich ist Menschen-
rechtspolitik mit gleichgesinnten Pa rtnern immer 
leichter durchzusetzen. Notwendig sind die Einbet-
tung, und zwar die sorgsame Einbettung, in den ge-
samten Kontext der Außenpolitik und vor allem auch 
die Verknüpfung mit allen anderen Politikbereichen. 
Notwendig ist ein unbeirrbares, ein mutiges Vertre-
ten der Menschenrechte. Natürlich sind Visionen 
notwendig. Aber notwendig ist auch das Gefühl für 
das jeweils Machbare in der jeweiligen Situation. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Die bedrückendste Erfahrung der letzten Jahre 
sind ganz zweifellos die menschenrechtlichen Groß-
katastrophen. Wo Krieg ist, werden Menschenrechte 
zwangsläufig schlimm verletzt. Krieg läßt leider alle 
Dämme brechen. Krieg ist heute vor allem leider Bür-
gerkrieg, Krieg zwischen ethnischer Mehrheit und 
ethnischer Minderheit, zu oft getragen von Haß und 
Intoleranz. Die Ereignisse in Bosnien, in Libe ria, im 
Gebiet der großen Seen in Afrika, in Afghanistan 
sind schrecklich. Wir sollten nicht vergessen, daß es 
nach dem Fall des Eisernen Vorhangs weltweit noch 
immer 45 Konflikte dieser Art  gibt. 

Wir können und sollten durch vorbeugende Men-
schenrechtspolitik soweit wie irgend möglich dafür 
sorgen, daß es zu Menschenrechtsverletzungen 
überhaupt nicht kommt, daß Menschen nicht getötet, 
verschleppt, bedroht und mißhandelt werden. Ge-
nauso notwendig ist aber auch die Nachsorge. Ge-
rade ethnische Konflikte - wir sehen das im Augen-

blick in Afrika und in Bosnien besonders deutlich - 
zerstören das Vertrauen und das Sicherheitsgefühl 
der Menschen. Das muß durch eine aktive Men-
schenrechtspolitik langsam wiederaufgebaut wer-
den. 

Die zivile Komponente bei friedenserhaltenden 
und friedenschaffenden Maßnahmen der Vereinten 
Nationen gewinnt zunehmend an Bedeutung. Bei-
spiel Afrika: Wir unterstützen die OAE bei ihrem Be-
mühen, durch den Aufbau eines Konfliktlösungszen-
trums mehr für die Bewahrung des Friedens auf dem 
afrikanischen Kontinent zu tun. In Burundi finanzie-
ren wir die OAE-Militärbeobachter. In Ruanda unter-
stützen wir Polizei, Justiz und UN-Feldoperationen 
insbesondere in der jetzigen Situation nach der 
Rückkehr der Flüchtlinge für ihre Reintegration; 
denn das ist zentralwichtig. Für diesen Zweck hat die 
Bundesregierung kurzfristig 1 Million DM zusätzlich 
zur Verfügung gestellt. 

Beispiel OSZE: In Mazedonien, in Armenien und 
Aserbaidschan hat die OSZE in praktischer Konflikt-
verhütung viel geleistet. Der Hohe Kommissar für na-
tionale Minderheiten, das Konfliktverhütungszen-
trum und Langzeitmissionen konnten Spannungen 
im Transkaukasus abbauen und verfeindete Lager 
wieder an den Verhandlungstisch bringen. Dies war 
zentrales Thema bei der Lissabonner OSZE-Konfe-
renz in den letzten Tagen. Dank unserer Bemühun-
gen ist es gelungen, gerade im Nagornij-Karabach-
Konflikt zum Schluß doch noch eine vermittelnde Lö-
sung zu erreichen. Armenien und Aserbaidschan wa-
ren so ineinander verwickelt, daß das Gesamtergeb-
nis der OSZE-Konferenz in Lissabon daran jedenfalls 
teilweise zu scheitern drohte. 

Beispiel Bosnien-Konflikt: Dort wurden die Men-
schenrechte durch Mord, Totschlag, Vergewaltigung 
und ethnische Säuberungen schlimm verletzt. Jetzt 
muß man ihnen wieder Geltung verschaffen. Ohne 
ihre Respektierung wird der Wiederaufbau nicht ge-
lingen. 

Ich habe gestern bei der Londoner Konferenz an 
die Konfliktparteien appelliert, denen, die sich welt-
weit bemühen, in Bosnien zu helfen, das Gefühl zu 
geben, daß diese Hilfe auch willkommen ist. Man hat 
manchmal den Eindruck - das war gestern, als sie 
alle bei dieser Konferenz versammelt waren, wieder 
der Fall -, daß die Konfliktparteien zu der Anstren-
gung von 60 000 Soldaten und der Aufbringung von 
Milliardenbeträgen durch die Völkergemeinschaft 
immer wieder sagen: Na gut, weil ihr das wollt, ma-
chen wir es eben. Es ist zuwenig Bereitschaft da, bei 
zweifellos noch vorhandener Angst. Natürlich müs-
sen wir nach all dem, was an Schrecklichem gesche-
hen ist, Verständnis dafür haben. Es muß aber von 
der anderen Seite, von Bosnien aus, das Gefühl ver-
mittelt werden: Wir wollen das zusammen packen! 
Wir wollen wieder zusammenleben! Wir wollen mul-
tiethnisch wieder in Gemeinden zusammensein! Die 
Furcht und Sorge, auch das vermittelte Gefühl, daß 
es nicht vorwärtsgeht, dürfen nicht eine zu starke 
Bedeutung erhalten. 

Die militärische Umsetzung des Dayton-Vertrages 
hat funktioniert. Wir brauchen jetzt, damit selbsttra- 
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gende Stabilität erreicht wird, einen Post-IFOR-Ein-
satz; dieser wird auch kommen. Wir brauchen aber 
auch, was die übrigen Komponenten anbelangt, eine 
stärkere Mitwirkung der Konfliktparteien. 

Ich habe gesagt, daß es im letzten Jahr viele Reden 
gab. Die Rede von einem der Beteiligten habe ich 
vermißt. Ich habe gestern Herrn Izetbegovi ć, die bos-
nischen Serben, auch die Kroaten aufgefordert, daß 
sie einmal ein Wort der Versöhnung und des Wieder-
zusammenfinden-Wollens füreinander finden. An-
sonsten wird es do rt  nicht klappen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 

PDS) 

Erfolgreiche Menschenrechtspolitik, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen, erfordert internationale Zu-
sammenarbeit. Natürlich brauchen wir starke UN. 
Wir brauchen handlungsfähige Regionalorganisatio-
nen. EU, Europarat und OSZE haben durchaus viel 
für die Menschenrechte getan. 

Natürlich müssen wir auch zu mehr Gemeinsam-
keiten im weltweiten Verständnis der Menschen-
rechte kommen. Menschenrechte sind Teil einer je-
den Kultur. Es geht eben darum, die Ethik der Huma-
nität freizulegen, eine Ethik, die uns alle verbindet. 
Die westlichen Länder wollen nicht ihr Menschen-
rechtsverständnis dem Rest der Welt überstülpen. 

Wir sind übrigens mit unserem Menschenrechts-
verständnis in der Minderheit. Menschenrechte und 
Demokratie sind Gott sei Dank globale Leitbilder ge-
worden, und zwar nicht deshalb, weil der Westen es 
so will, sondern weil die Menschen weltweit von die-
sen Ideen erfaßt sind. Nach der Wiener Menschen-
rechtskonferenz kann niemand mehr die Universali-
tät der Menschenrechte in Frage stellen. Der Schutz-
behauptung, Menschenrechte gehörten zu den inne-
ren Angelegenheiten, ist die Grundlage entzogen, 
und das war notwendig. Für das Ausspielen sozialer 
und kollektiver Menschenrechte gegen die klassi-
schen bürgerlichen Freiheiten gibt es keine Rechtfer-
tigung. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Das Wort  vom Zusammenprall der Kulturen, das 
zur Zeit durch die Welt geistert, meine Damen und 
Herren, darf nicht Wirklichkeit werden. Wir müssen 
den kulturellen Dialog, den die Welt so nötig 
braucht, offen, fair und verständnisvoll führen. Wir 
brauchen mehr gegenseitigen Respekt und Achtung. 
Ich betone aber ausdrücklich die Gegenseitigkeit, 
weil Toleranz natürlich keine Einbahnstraße sein 
darf. 

(Beifall bei F.D.P.) 

Der Dialog der Kulturen bedeutet im übrigen kei-
nen Wertrelativismus. Das Verbot der Folter und 
anderer schlimmer Menschenrechtsverletzungen ist 
nicht verhandelbar. Mit Extremisten, die sich auf 
absolute Heilslehren berufen und zu ihrer Durch-
setzung zu Terror und Gewalt greifen, gibt es keine 
Gemeinsamkeit. 

(Beifall bei der F.D.P., der CDU/CSU und 
der SPD) 

Die sechs großen Weltkonferenzen der Vereinten 
Nationen seit 1992 haben den Menschenrechtsdia-
log belebt. Sie haben den Blick für den Zusammen-
hang zwischen Menschenrechten und Entwicklung, 
für die wirtschaftliche und soziale Dimension des 
Menschenrechtsschutzes geschärft. Wir alle haben 
gelernt. Wir haben aus diesen Konferenzen vor allem 
gelernt, wo wir anpacken müssen und wo wir mehr 
tun müssen. 250 Millionen Jungen und Mädchen im 
Alter von 5 bis 14 Jahren werden in Fabriken und 
Haushalten zur Sklaverei und auch zur Prostitution 
gezwungen. 

(Rudolf' Bindig [SPD]: Was tun wir dage

-

gen?) 

Wer aus der Arbeitskraft und den Körpern junger 
Menschen, von Kindern, Profit schlägt, zerbricht vor 
allem deren Seelen. 

(Beifall bei der F.D.P., der CDU/CSU und 
der SPD sowie bei Abgeordneten der PDS) 

Fast noch verwerflicher: Mehr als 200 000 Kinder 
werden zum Dienst an der Waffe gezwungen. Viele 
von ihnen werden durch Personenminen getötet und 
verstümmelt. Mit dieser schlimmen Geißel der 
Menschheit muß es ein Ende haben. Dafür setzen wir 
uns in ganz besonderer Weise ein. Ich habe in der 
letzten Woche im Deutschen Bundestag gesagt - da-
bei bleibt es -: Unser Minenräumprogramm wird un-
ter den knappen Haushaltsmitteln nicht leiden. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 

PDS) 

Unverändert  sind Frauen in vielen Ländern 
schlimmsten Diskriminierungen ausgesetzt. Von 
rechtlicher oder gar politischer Gleichstellung keine 
Spur. „An der Stellung, welche die Frauen in einem 
Land einnehmen, kann man sehen, wie klar und frei 
die Luft eines Staates ist", sagte die Frauenrechtlerin 
Luise Otto-Peters schon vor 150 Jahren. Natürlich 
muß sich die Staatengemeinschaft wehren, wenn 
zum Beispiel in Afghanistan Frauen und Mädchen 
systematisch von Beruf und Bildung ausgeschlossen 
werden. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 

PDS) 

Die Stockholmer Konferenz über den sexuellen 
Mißbrauch von Kindern und Minderjährigen, mit 
das Schlimmste, was es, für meine Begriffe jeden-
falls, im Menschenrechtsverletzungsbereich gibt, hat 
die Weltöffentlichkeit wachgerüttelt. Wer sich an den 
Schwächsten unserer Gesellschaft, den Kindern, ver-
geht, gehört inte rnational verfolgt, ha rt  bestraft, und 
er gehört ebenfalls in das Rampenlicht der Öffent-
lichkeit gestellt. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 

PDS) 

Der sexuelle Mißbrauch von Kindern, eine ausge

-

sprochene Scheußlichkeit, muß aus der Tabuzone

-

heraus. Wer am sexuellen Mißbrauch von Kindern 
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verdient, wer wegschaut und wer nicht sehen wi ll , 
was in seiner Umgebung geschieht, lädt schwere 
Schuld auf sich. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 

PDS) 

Auch einige andere Entwicklungen sind für den 
Bereich der Menschenrechte sehr wichtig und sehr 
positiv. Die moderne Kommunikationstechnologie 
eröffnet völlig neue Möglichkeiten, weltweit die Ver

-

letzung der Menschenrechte wirksamer zu beobach-
ten, sie anzuprangern und die Menschenrechte da-
durch auch zu schützen. 

(Beifall des Abg. Dr. Ch ristian Schwarz

-

Schilling [CDU/CSU]) 

Sie leuchtet in die entferntesten Winkel der Erde. Es 
gibt jetzt fast keine Rückzugsorte mehr; das ist ganz 
wichtig. Der Transpo rt  von Ideen und Werten ist 
eben nichtmehr an nationalen Grenzen zu stoppen. 
Daß gerade autoritäre Regime den Zugang zum In-
ternet zu unterbinden oder - was noch interessanter 
ist - Satellitenschüsseln zu verbieten versuchen, ist 
kein Zufall. Damit soll eben verhindert werden, daß 
Berichte über Menschenrechtsverletzungen trans-
portiert werden. Folterer und Menschenschänder ha-
ben es immer schwerer, ihr Tun vor der nationalen 
und internationalen Öffentlichkeit zu verbergen. Sie 
sollen wissen, daß sie nicht ruhig schlafen können. 
Medienpräsenz und selbstbewußte, machtvolle 
Nichtregierungsorganisationen wirken wie ein Ver-
größerungsglas. Das ist gut so; sie bringen Mißstände 
ans Licht und machen Abhilfe möglich. Ich möchte 
heute gern allen Nichtregierungsorganisationen vor 
allem auch für ihren ungeheuer engagierten Einsatz 
in Sachen Menschenrechtsverletzungen danken. Wir 
wissen nicht, was in dieser Beziehung weltweit ge-
schieht und wem wir sehr viel zu verdanken haben. 

(Beifall bei der F.D.P., der CDU/CSU, der 
SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Natürlich müssen wir in der Welt dazu kommen, 
daß das Recht des Stärkeren durch die Stärke des 
Rechts ersetzt wird. Vor 30 Jahren wurden der Inter-
nationale Pakt über bürgerliche und politische 
Rechte und der Internationale Pakt über wirtschaft-
liche, soziale und kulturelle Rechte verabschiedet. 
Sie sind 1976 in Kraft getreten. Aber leider Gottes 
sind noch nicht alle Länder Mitglied; China und In-
donesien beispielsweise gehören nicht dazu. Ich 
habe gerade wieder den chinesischen Außenminister 
massiv gedrängt, diese Pakte zu unterzeichnen. Das 
würde uns auch in anderer Beziehung helfen. 

Ein wichtiges Ziel deutscher Menschenrechtspoli-
tik ist die weltweite Abschaffung der Todesstrafe so-
wie die Ächtung der Folter. Es gibt Fortschritte. Dem 
Zweiten Fakultativprotokoll zum Internationalen 
Pakt über bürgerliche und politische Rechte sind in-
zwischen eine Reihe weiterer Staaten beigetreten. 
An einem Zusatzprotokoll zum Anti-Folter-Überein-
kommen wird gearbeitet. Diese Schritte helfen, bis-
herige Lücken im Normengeflecht der Menschen-
rechte zu schließen. 

Aber natürlich reicht die Kodifizierung nicht aus. 
Menschenrechtsverletzungen müssen sanktionie rt 

 und verfolgt werden. Deshalb setzt sich die Bundes-
regierung massiv für die Errichtung eines Internatio-
nalen Strafgerichtshofs ein. Ich sage: Er muß kom-
men. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU 
sowie bei Abgeordneten der SPD und dem 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Auf die friedensstiftende Wirkung der Ahndung und 
Wiedergutmachung von Menschenrechtsverletzun-
gen hat in diesen Tagen die Friedensnobelpreisträge-
rin Rigoberta Menchú hingewiesen. Die Opfer wol-
len Wahrheit und Gerechtigkeit. 

Wie recht sie hat, zeigt das Internationale Kriegs-
verbrechertribunal in Den Haag. Ich habe als erster 
und bisher leider einziger Außenminister den Inter-
nationalen Gerichtshof und die Chefanklägerin in 
Den Haag besucht, um auf diese A rt  und Weise un-
sere besondere Unterstützung zum Ausdruck zu 
bringen. Das erste Urteil ist gesprochen. Die Konflikt-
parteien - auch das habe ich gestern in meinem Bei-
trag bei der Londoner Bosnien-Konferenz gesagt - 
sind verpflichtet, das einzuhalten, was sie im Dayto-
ner Friedensvertrag unterschrieben und zugesichert 
haben, nämlich die Überstellung der Kriegsverbre-
cher an dieses Tribunal. Es gehören - ich werde nicht 
müde, das immer wieder zu rufen - auch und insbe-
sondere die Herren Mladi ć  und Karadži ć  nach Den 
Haag. 

(Beifall bei der F.D.P., der CDU/CSU, der 
SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, auch das hat ge-
stern in London eine große Rolle gespielt: Was zur 
Zeit in Belgrad geschieht, ist ein Angriff auf die de-
mokratischen Rechte der Menschen. Wer Staatsbür-
ger um ihre Rechte und um ihre Stimme bringt, der 
wird den Weg nach Europa wohl kaum finden. Na-
türlich werden wir uns morgen bei dem Zusammen-
treffen der 15 Außenminister in Brüssel sehr genau 
überlegen müssen, ob wir einer Regierung, die sich 
so verhält, wie das im Augenblick in Belgrad ge-
schieht, nun europäisch wi rtschaftlich unter die 
Arme greifen sollen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Natürlich hat das zwei Seiten, die man bei einer 
solchen Gelegenheit auch ansprechen muß. Wir sind 
enorm daran interessie rt , daß die inzwischen über 
130 000 Asylbewerber im wesentlichen aus dem Ko-
sovo auf Grund des von mir mit Herrn Miloševi ć  ver-
einbarten Rücknahmeabkommens zurückgehen. Wir 
sind mächtig daran interessie rt , daß endlich die Un-
terdrückung der Kosovo-Albaner durch eine kleine 
Minderheit aufhört, und wir sind natürlich auf der 
anderen Seite genauso stark daran interessie rt , daß 
dort  Pressefreiheit herrscht. Aber eines ist absolut 
nicht hinnehmbar: Wahlen, die - soweit es do rt  mög-
lich war - demokratisch stattgefunden haben, auf 
diese Art  und Weise zu unterlaufen und zu untermi- 
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nieren geht nicht. Das muß man dann auch deutlich 
und klar sagen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

In Myanmar hat die Friedensnobelpreisträgerin 
Aung San Suu Kyi erneut Hausarrest bekommen. 
Studenten, die für Selbstbestimmung demonst riert 

 haben, wurden verhaftet. Deshalb sage ich mit aller 
Deutlichkeit: Keine Repression und keine Unterdrük-
kung dieser Welt werden die Stimme der Freiheit 
zum Verstummen bringen. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Der nicht zuletzt auf deutsches Drängen einge-
setzte UN-Hochkommissar für Menschenrechte lei-
stet gute Arbeit. Das Menschenrechtszentrum in 
Genf muß sich zu der zentralen Menschenrechts-
instanz der Vereinten Nationen entwickeln. Die bera-
tenden Dienste erfüllen eine ganz, ganz wichtige 
Aufgabe: Sie fördern die institutionelle Verankerung 
für einen effektiveren Menschenrechtsschutz durch 
Beratungshilfe, Menschenrechtserziehung und Auf-
bau eines unabhängigen Justizwesens. 

Daß nur 2 Prozent des UN-Haushalts für Men-
schenrechtsaufgaben aufgebracht werden, ist nicht 
in Ordnung, auch nicht in einer Zeit, in der das Geld 
knapp ist. Aber, liebe Kolleginnen und Kollegen, es 
sind nicht nur Haushaltsgründe, wenn nötige Mittel 
verweigert werden und erforderliche Feldoperatio-
nen für die Menschenrechte so unerträglich langsam 
zustande kommen. Es gibt leider auch, und zwar zu 
häufig, politischen Widerstand gegen eine aktive 
Menschenrechtspolitik. Gerade diejenigen, die et-
was zu verbergen haben, versuchen immer wieder, 
die Arbeit der UN-Sonderberichterstatter zu verhin-
dern oder mindestens massiv zu erschweren. 

Menschenrechtspolitik braucht Überzeugung, 
braucht Prinzipienfestigkeit, braucht Mut, Beharr-
lichkeit und einen langen Atem. Allzuoft führen An-
läufe erst beim dritten, vierten oder fünften Mal zum 
Erfolg, leider Gottes sehr oft auch nicht. Wir dürfen 
uns nicht der Illusion hingeben, als sei auf diesem 
Gebiet alles in kürzester Zeit machbar, und wir müs-
sen vor allem aufhören, falsche Alternativen zu kon-
struieren. Es geht nicht um die Durchsetzung der 
Menschenrechte oder um Wirtschaftsinteressen; es 
geht um das Sowohl-Als-auch. 

(Beifall bei der F.D.P. - Zuruf von der SPD: 
Hört! Hört!) 

Erinnern wir uns: Die KSZE hatte drei Körbe: Si-
cherheit, wirtschaftliche Zusammenarbeit und Men-
schenrechte. Nur durch diese Kombination wurde 
der KSZE-Prozeß erfolgreich. Ich persönlich glaube 
daran: Wirtschaftliche Öffnung führt zwangsläufig 
auch zu politischer Liberalisierung. Der Bundespräsi-
dent hat dankenswerterweise gerade auf diesen 
Punkt in den letzten Wochen wiederholt hingewie-
sen. Wer seinen Bürgern wi rtschaftliche Freiheit gibt, 
wie dies in vielen Ländern Asiens im Augenblick der 
Fall ist, kann sie auf Dauer nicht politisch bevormun-
den oder kontrollieren. Ein klarer Beweis dafür sind  

im übrigen die Entwicklungen der letzten Jahre ge-
rade in den lateinamerikanischen Staaten. 

Die moralisch-ethische Basis unserer Menschen-
rechtspolitik bleiben der einzelne Mensch, seine 
Nöte, seine Pein. Wenn wir aufhören würden, für ihn 
zu kämpfen, gäben wir die gesamte Idee der Men-
schenrechte auf. Manchmal ist es eher die stille Di-
plomatie, die konkrete Ergebnisse bringt. Ein gutes 
Beispiel dafür aus der allerletzten Zeit ist unsere In-
itiative gemeinsam mit den USA zur Freilassung von 
Kriegsgefangenen in der Westsahara. Normalerweise 
aber sind Druck und öffentliche Kritik notwendig, 
um Menschenrechtsverletzungen zu vermeiden. 
Deshalb müssen wir Menschenrechtsverletzungen 
auch den Ländern gegenüber in aller Klarheit und 
Offenheit ansprechen und durchzusetzen versuchen, 
mit denen uns Partnerschaft, ja, Freundschaft verbin-
det. In diesem Zusammenhang nenne ich Länder wie 
die Volksrepublik China, Indonesien und auch die 
Türkei. 

Wer allerdings seinen Finger immer nur moralisie-
rend und belehrend erhebt, erreicht in der Regel gar 
nichts. 

(Amke Dietert-Scheuer [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Vor allen Dingen, wenn er 

gleichzeitig Waffen liefert!) 

Nur wer im Gespräch bleibt, kann ein Wo rt  einlegen 
für diejenigen, die der Fürsprache bedürfen. Das ist 
die Ratio unseres Menschenrechtsdialogs mit den 
schwierigen Partnern. Die Welt besteht leider Gottes 
eben nicht nur aus einfachen, sondern auch aus sehr 
vielen schwierigen Partnern, gerade im Hinblick auf 
Menschenrechtsverletzungen. 

Deshalb wird die Bundesregierung weiterhin küh-
len Kopf bewahren und den Dialog mit Teheran ge-
rade über die Themen fortsetzen, die uns Sorge be-
reiten: Terrorismus, Lage der Menschenrechte und 
aggressiver Fundamenta lismus. Ich will aber, damit 
kein Irrtum aufkommt, nochmals betonen: Wir wer-
den es nicht zulassen, daß versucht wird, von außen 
Einfluß auf unsere Gerichtsverfahren zu nehmen. Wir 
sind ein Rechtsstaat mit Gewaltenteilung. Ich möchte 
mich in diesem Zusammenhang nochmals ausdrück-
lich vor die Bundesanwaltschaft und vor unsere Ge-
richte stellen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
Abg. Dr. Uschi Eid [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]) 

Der Drang nach Freiheit ist und bleibt die trei-
bende Kraft des Wandels zum Guten. Viele Männer 
und Frauen haben ihn mit ihrem Leben bezahlt: Diet-
rich Bonhoeffer in Plötzensee, Peter Fechter an der 
Mauer, Ken Saro-Wiwa in Nige ria. Drei Namen - drei 
Schicksale. Sie stehen für viele. Sie wollten Freiheit 
und ein Leben in Würde. Ihr Vermächtnis verpflich-
tet. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 
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Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Als nächster 
spricht der Kollege Günter Verheugen. 

Günter Verheugen (SPD): Frau Präsidentin! Meine 
sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen! Für die 
SPD-Bundestagsfraktion begrüße ich ausdrücklich, 
daß die Bundesregierung heute - nach meiner Erin-
nerung zum erstenmal - eine Regierungserklärung 
zu den Menschenrechten abgegeben hat. Das unter-
streicht unsere gemeinsame Entschlossenheit, die 
Menschenrechtspolitik nicht zu einer Randfrage 
der Politik werden zu lassen, sondern sie wirklich 
als eine zentrale Frage unserer Innen- und unserer 
Außenpolitik zu betrachten. 

Ich begrüße ausdrücklich, Herr Außenminister, 
den Kernsatz Ihrer Regierungserklärung: 

(Unruhe - Otto Schily [SPD]: Frau Präsiden

-

tin, so geht das nicht! Die Konferenzen soll

-

ten woanders abgehalten werden!) 

Sie anerkennen für die Bundesregierung die Ver-
pflichtung, sich „mit ganzer Kraft", so haben Sie ge-
sagt, für diejenigen einzusetzen, die heute noch un-
ter Gewalt, Unterdrückung und Verfolgung leiden. 
Sie werden uns erlauben, daß wir diese Botschaft 
nicht nur gern hören, sondern daß wir Sie auch an 
Ihren Taten messen werden. 

Bei allem, was Sie dargestellt haben, drängen sich 
immer die Fragen auf: Was tun wir? Tun wir genug? 
Ich möchte als erstes versuchen, ein paar Grundsätze 
herauszuarbeiten, die aus unserer Sicht Grundlage 
einer gemeinsamen Menschenrechtspolitik des gan-
zen Hauses sein sollten. 

Menschenrechtspolitik sollte nicht als ein Feld par-
teipolitischer Profilierung betrachtet werden. Wir 
werden manchmal dahin gedrängt; das wissen wir 
alle. Menschenrechtspolitik hat ein ganz klares Ziel. 
Es geht darum, einzelnen Menschen oder ganzen 
Gruppen von Menschen und manchmal sogar gan-
zen Völkern, die sich in Not befinden, zu helfen. Die-
sem Ziel muß alles andere untergeordnet werden. 

Darum ist eines ganz klar: Je gemeinsamer wir als 
Parlament handeln, je stärker der Wi lle ist, den wir 
zum Ausdruck bringen, desto eher können wir viel-
leicht auch bei Regierungen, auf die sonst schwer 
Einfluß zu nehmen ist, etwas erreichen. 

(Beifall bei der SPD und der F.D.P. sowie bei 
Abgeordneten der CDU/CSU) 

Das ist der Grund, warum wir in der Praxis in den 
letzten Jahren erreicht haben - ohne Absprache zwi-
schen den Fraktionen; das hat sich von selbst entwik-
kelt -, daß wir uns in allen Menschenrechtsfragen 
darum bemühen, zu fraktionsübergreifenden ge-
meinsamen Anträgen zu kommen. Das bedeutet, daß 
man manchmal an der einen oder anderen Stelle mit 
seinen eigenen Vorstellungen zurückstehen muß. 

Ich bekenne ganz offen: Mir geht das, was wir 
heute gemeinsam zu Nigeria beschließen wollen, 
nicht weit genug. Aber wenn die Alternative heißt, 
daß wir nur eine Teilerklärung des Bundestages be-
kommen würden, dann ist es mir lieber, wir haben  

eine Erklärung, hinter der wir gemeinsam stehen 
und mit der unsere Regierung nach Nigeria gehen 
und sagen kann: Das ist das, was der Deutsche Bun-
destag in seiner Gesamtheit von euch will. - Das ist 
mir lieber, als wenn mit der Mehrheit des Hauses et-
was weggestimmt wird, was ich für eine wichtige Sa-
che halte, nämlich zum Beispiel, daß man den 
schrecklichen und korrupten Diktatoren in Nige ria 
den Geldhahn sofort zudreht und nicht erst, nach-
dem man sie gewarnt hat. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Menschenrechtspolitik ist für uns also nicht ein 
schmückendes Beiwerk, sondern unverzichtbare 
Leitlinie der deutschen Politik. Eine Welt, in der 
Menschenrechte geachtet werden, das ist eine Welt, 
an der wir ein ganz unmittelbares existentielles Inter-
esse haben sollten. Es ist nicht so, als sei die Men-
schenrechtspolitik allein im st rikt humanitären Be-
reich angesiedelt. 

Wir haben ein Interesse daran, daß sich eine Welt 
bildet, in der die Menschenrechte nach innen und 
nach außen geachtet werden. Staaten, die die Men-
schenrechte nach innen achten, sind Staaten, die in-
neren Frieden halten können. Staaten, die inneren 
Frieden halten, sind Staaten, die auch im internatio-
nalen Verkehr - jedenfalls eher - in der Lage und be-
reit sind, Frieden zu halten als andere. Wer eine Welt 
des Friedens, der Sicherheit, der f riedlichen Entwick-
lung will, der muß daran interessie rt  sein, daß die 
fundamentalen Menschenrechte überall gelten. 

Menschenrechtsverletzungen - Herr Kinkel hat 
das dargestellt; ich kann mich dem anschließen - 
sind keine Ausnahmeerscheinung. Es gibt heute viel-
leicht einen Unterschied zu der Situation vor ein paar 
Jahren: Die Aufmerksamkeit der Weltöffentlichkeit 
ist gewachsen. Das hängt mit Veränderungen der 
Medienlandschaft und der Medientechnik zusam-
men, hängt vielleicht auch damit zusammen, daß un-
sere Aufmerksamkeit nicht mehr so abgelenkt ist von 
der Blockkonfrontation. 

So mag der Eindruck entstehen, die Zahl der Men-
schenrechtsverletzungen sei gestiegen. Ich glaube 
nicht, daß es so ist. Aber die Zahl der bekannten 
Menschenrechtsverletzungen, die Zahl der Fälle, die 
wir wahrnehmen, von denen wir etwas wissen, ist ge-
stiegen. Darum ist Menschenrechtspolitik ein Feld 
der Politik geworden, auf dem mehr Aktivitäten ab-
gefordert werden als in der Vergangenheit. 

Bundespräsident Herzog - heute schon zitiert; ich 
will  ihn jetzt in einem anderen Zusammenhang zitie-
ren - hat in einem sehr bemerkenswe rten Grundsatz-
artikel zur deutschen Menschenrechtspolitik vor eini-
gen Wochen die These aufgestellt, die Diskussion 
gehe nicht um das Ob, also ob wir Menschenrechts-
politik betreiben, sondern um das Wie. Er hat also die 
Frage nach der Methode gestellt. Ich schließe mich 
dieser Einschätzung ausdrücklich an und auch seiner 
Aufforderung an uns, in der Menschenrechtspolitik 
einen pragmatischen Ansatz zu wählen. Das ist 
nichts anderes als das, was ich eben schon gesagt 
habe: Menschenrechtspolitik muß zielorientiert sein, 
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und es muß immer abgewogen werden, welches Mit-
tel das jeweils geeignete ist, um das gewünschte Ziel 
zu erreichen. 

Herr Kinkel hat die Hauptprobleme dargestellt. 
Wir sehen sie genauso, wobei wir vielleicht etwas 
stärker betonen wollen, daß die Verletzung des ele-
mentaren Rechts auf ein menschenwürdiges Dasein, 
also schlichte menschenwürdige Existenz, die Men-
schenrechtsverletzung ist, mit der wir es auf dieser 
Welt am häufigsten zu tun haben und von der nicht 
Millionen, sondern Hunderte von Millionen Men-
schen betroffen sind. Wenn soziale Ungerechtigkeit, 
wirtschaftliche Unterentwicklung und ökologische 
Ignoranz den Menschen nicht erlauben, ihre Anla-
gen zu entwickeln und ein Leben in Freiheit und 
Menschenwürde zu führen, wenn Ausbeutung und 
Korruption Chancen und Gestaltungsmöglichkeiten 
vernichten, dann ist das eine Menschenrechtsverlet-
zung systematischen und massenhaften Ausmaßes. 

Eine Menschenrechtsverletzung systematischer 
Art sind auch die zunehmende Gewaltbereitschaft 
vor allen Dingen in Konflikten innerhalb von Staaten 
sowie die wachsende international organisierte Kri-
minalität. Hier möchte ich einen Punkt ansprechen, 
den Sie nicht erwähnt haben, Herr Außenminister: 
Gewalt innerhalb und zwischen Staaten, die wir 
mehr und mehr erleben, ist nur möglich, wenn dieje-
nigen, die sie anwenden wollen, an die Mittel dazu 
kommen, und die Mittel dazu sind Waffen. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Rüstungsexporte sind in vielen Fällen direkte Bei-
hilfe zu Menschenrechtsverletzungen. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie des Abg. Steffen Tip

-

pach [PDS]) 

Deshalb erwarten wir, daß eine restriktive Rüstungs-
exportpolitik Grundlinie der deutschen Politik bleibt. 

(Amke Dietert-Scheuer [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Bleibt?) 

Autoritäre und totalitäre Systeme, meine Damen 
und Herren, gibt es noch immer genug, auch in Eu-
ropa. Es besteht sogar die Gefahr, daß sich gerade 
neue entwickeln. In solchen Fällen gilt es immer, sich 
auf die Seite der Menschen zu stellen. Ich fand es 
schön, Herr Dr. Kinkel, daß Sie die Verletzung der 
demokratischen Grundrechte in Serbien jetzt gegei-
ßelt haben. Es wäre mir aber lieber gewesen, Sie und 
die anderen europäischen Regierungen hätten es so-
fort  getan. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Hier zeigt sich leider ein Muster. Wir haben das-
selbe schon beim Tschetschenien-Krieg erlebt. Man 
hat den Eindruck, daß die Bundesregierung und an-
dere Regierungen zunächst einmal peinlich berührt 
wegsehen. Man braucht ja diesen Milošević, man 
will ja mit ihm noch politische Ergebnisse erzielen. 
Erst als immer stärker internationaler Druck aufge-
baut wurde und erst als in Belgrad die Parallele zu 
dem, was vor genau sieben Jahren - das haben wir ja  

alle noch vor Augen - in Leipzig geschehen ist, im-
mer deutlicher wurde, haben sich die westeuropäi-
schen Regierungen endlich bequemt, das zu sagen, 
was zu sagen war. Ich denke, es kommt in solchen 
Fragen darauf an, schnell und entschlossen - vor al-
len Dingen aber schnell - klarzumachen, welches un-
sere Position ist. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Lassen Sie mich zum Schluß sagen, daß wir in der 
sehr schwierigen Frage der Methodik, wie wir Men-
schenrechtspolitik betreiben, drei Fehler nicht ma-
chen dürfen. Wir dürfen erstens niemals akzeptieren, 
daß gesagt wird, Menschenrechtspolitik sei eine Ein-
mischung. Sie ist keine Einmischung, sondern die 
Menschenrechte gelten universal. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Zweitens. Wir dürfen nicht so tun, als seien Men-
schenrechte ein weiches Interesse unserer Politik. 
Amerikaner machen diesen bemerkenswe rten Unter-
schied zwischen harten und weichen Interessen; es 
mag ihn ja auch geben. Aber wenn es ihn gibt, dann 
gehört die Verfolgung von Menschenrechtsinteres-
sen zu den harten und nicht zu den weichen Interes-
sen. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS sowie der Abg. 

Dr. Irmgard Schwaetzer [F.D.P.]) 

Schließlich sollten wir nicht den Fehler machen, zu 
glauben, daß Menschenrechtspolitik und Exportin-
teressen einander ausschließen. Ich glaube nicht an 
die These, die der Bundesaußenminister heute wie-
der vertreten hat, daß nämlich wi rtschaftliche Bezie-
hungen letztlich zur Veränderung politischer Sy-
steme führen müssen. Sie können es; ich will das 
nicht bestreiten. Ich bin nicht der Meinung, daß es 
klug ist, unsere außenwirtschaftlichen Beziehungen 
als einen Beitrag zur Transformation gesellschaftli-
cher Systeme zu beschreiben. Das ist nicht der 
Zweck außenwirtschaftlicher Beziehungen. Ich bin 
sehr dafür, daß wir Handel treiben, und ich bin sehr 
dafür, daß wir einen Menschenrechtsdialog auch mit 
den Regierungen haben, mit denen es Schwierigkei-
ten gibt. Das Gegeneinander-ins-Feld-Führen von 
Menschenrechtspolitik und Außenwirtschaft ist ein 
schwerer Fehler und wird uns in jedem Einzelfall im-
mer nur dahin bringen, daß unsere Handlungsfähig-
keit eingeschränkt wird. 

Meine Damen und Herren, die Instrumente und 
Mittel werden von Fall zu Fall verschieden sein müs-
sen. Es gibt Fälle, in denen das härteste Mittel, die 
wirtschaftliche Blockade, die Sanktion, angebracht 
ist. Es muß immer bedacht werden: Wen trifft man 
damit? Deshalb wird dieses Mittel der extreme Aus-
nahmefall bleiben müssen. 

Es gibt Fälle, in denen es richtig sein wird, Ent-
wicklungshilfe, Wirtschaftsbeziehungen und Han-
delspolitik so zu steuern, daß nicht ein Regime unter-
stützt wird, aber die Menschen nach Möglichkeit 
nicht darunter leiden. Es gibt die vielen Fälle, in de- 



13060 	Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 145. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 5. Dezember 1996 

Günter Verheugen 
nen politischer und diplomatischer Druck notwendig 
ist, und - ich will  das gern zugestehen - es gibt auch 
Fälle, in denen stille Diplomatie richtig ist, in denen 
es richtig ist, ohne große Öffentlichkeitswirkung ver-
traulich mit einer Regierung darüber zu reden, ob ein 
spezieller Einzelfall gelöst werden kann. Das muß 
immer von Fall  zu Fall entschieden werden. 

Für uns ist wichtig, daß die Linie klar ist, daß er-
kennbar ist: Wir haben keine doppelten Standards, 
wir haben keine selektive Wahrnehmung, sondern 
wir reden über die Menschenrechte überall in der 
Welt und im eigenen Land gegenüber unseren eige-
nen Bürgerinnen und Bürgern mit derselben Sprache 
über dieselben Ziele. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Es spricht jetzt in 
der Debatte der Kollege Rudolf Seiters. 

Rudolf Seiters (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Die Bedeutung des 
3. Menschenrechtsberichts der Bundesregierung 
und die richtige Zielsetzung der deutschen Men-
schenrechtspolitik werden durch die einmütige Zu-
stimmung unterstrichen, die dieser Be richt im Aus-
wärtigen Ausschuß und im Unterausschuß für Men-
schenrechte und humanitäre Hilfe gefunden hat. Der 
Deutsche Bundestag möge heute feststellen - so die 
Entschließung -, daß dieser Be richt in ausführlicher 
Weise der gewachsenen Bedeutung des Menschen-
rechtsthemas für die inte rnationale Politik Rechnung 
trägt. Das ist gut so und wird von meiner Fraktion 
nachdrücklich begrüßt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Dies ist ein Bericht, der den hohen Stellenwert do-
kumentiert, den der Schutz und die weltweite Förde-
rung der Menschenrechte in der Politik der Bundes-
regierung und des Bundestages einnehmen. Dies ist 
unterschiedslos praktizierte Politik. Das läßt sich an 
zahlreichen konkreten Beispielen darstellen: Das gilt 
für die Chinapolitik der Bundesregierung ebenso wie 
für unsere Haltung zum Iran, den Einsatz der Bun-
deswehr in Bosnien und für die Reise des Bundes-
kanzlers nach Indonesien. 

Ich will, Herr Kollege Verheugen, aus dem persön-
lichen Erleben der Reise nach Indonesien gern eines 
sagen - schließlich haben wir in der Vergangen-
heit schon einmal über die Indonesienpolitik, die 
wir in Deutschland betreiben, gestritten -: Das 
Thema Menschenrechte war Gegenstand der Ge-
spräche zwischen Bundeskanzler Kohl und Präsident 
Suharto, ebenso mit beiden Kirchen. Bischof Belo 
war zu einer Begegnung eingeladen; wir begrüßen 
ausdrücklich, daß es sehr bald zu einem Treffen zwi-
schen Bundeskanzler Kohl und Bischof Belo kommt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Die Abgeordneten haben mit der Menschenrechts-
kommission, mit Nichtregierungsorganisationen, mit 
dem zuständigen Parlamentsausschuß, mit dem an-

geklagten früheren Parlamentsabgeordneten Pa-
mungkas und mit dem Verteidiger des angeklagten 
Gewerkschaftsführers Pakpahan diskutiert. Die Dis-
kussionen waren alle öffentlich, sie fanden im Bei-
sein der Medien statt, auch vorgetragen in der Pres-
sekonferenz des Bundeskanzlers. 

Die beteiligten Organisationen haben die vielfälti-
gen Aktivitäten unserer Seite und den Stellenwert 
des Themas Menschenrechte ausdrücklich begrüßt 
und anerkannt. Deshalb wi ll  ich mit Blick auf die Zu-
kunft sagen: Nach meiner Einschätzung gibt es kei-
nen Grund, im deutschen Parlament streitig über un-
sere Indonesienpolitik zu diskutieren. 

Zu den Grundsätzen: Menschenrechte gelten uni-
versell, deshalb ist die Anmahnung der Menschen-
rechte keine Einmischung in die Angelegenheiten 
anderer Staaten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Die Menschenrechte sind zwar nicht überall auf der 
Welt in gleicher Weise kodifiziert, dennoch gibt es ei-
nen Kernbestand an fundamentalen Rechten, der al-
len internationalen Menschenrechtskatalogen ge-
meinsam und der weltweit anerkannt ist. 

Eine zentrale Frage unserer heutigen Debatte lau-
tet: Ist es möglich, gleichzeitig eine interessenorien-
tierte und eine werteorientierte Außenpolitik zu be-
treiben? Können wir unsere außenwirtschaftlichen 
Ziele verfolgen, ohne uns in Menschenrechtsfragen 
zu verbiegen? Unsere Antwort lautet: Ja. Wi rtschaft-
liche Interessen und eine glaubwürdige Menschen-
rechtspolitik sind kompatibel, denn: 

Erstens - ich zitiere den Bundespräsidenten -: 

So wenig es falsch war, daß mit der Sowjetunion 
auch über Fragen der Sicherheitspolitik gespro-
chen wurde, so wenig kann es falsch sein, beim 
Wirtschaftsaustausch mit asiatischen Staaten ne-
ben den Menschenrechten auch die Erhaltung 
deutscher Arbeitsplätze im Auge zu haben. 

Zweitens. Das Eintreten für Menschenrechte ist 
nicht nur moralische Pflicht von Demokraten, son-
dern liegt im Eigeninteresse der Völkergemeinschaft 
selbst. Die Mehrzahl der friedensbedrohenden Kri-
senherde in der Welt wurzelt in einer Mißachtung 
der Menschenrechte, sei es aus ethnischer, religiöser, 
wirtschaftlicher, sozialer oder politischer Motivation. 
Die Folgen von Menschenrechtsverletzungen rei-
chen häufig weit über das betroffene Land oder die 
jeweilige Region hinaus. Sie gefährden beispiels-
weise durch neue Flüchtlingsströme den äußeren 
und inneren Frieden und damit auch die Sicherheit 
geordneter Handels- und Wirtschaftsbeziehungen. 

Drittens. Wandel durch Handel ist wichtig. Wi rt
-schaftliche Freiheit kann auf die Dauer nicht ohne 

korrespondierende gesellschaftliche Freiheit funktio-
nieren. Wirtschaftliche Öffnung kann und wird eine 
politische Öffnung begünstigen. Dies darf uns jedoch 
nicht veranlassen, darauf zu warten, daß sich die Ein-
haltung der Menschenrechte irgendwann von selbst 
einstellt. Menschenrechte - also Leben, Menschen-
würde, Schutz vor Folter und willkürlichem Freiheits-
entzug, vor politischer, ethnischer oder religiöser Dis- 
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kriminierung - sind nicht Nebenprodukt wirtschaftli-
cher Beziehungen. Es gibt keine politische oder ge-
sellschaftliche Lage und keine kulturelle Tradition, 
mit der die Verweigerung der fundamentalen Rechte 
der Person zu rechtfertigen wäre. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Dennoch müssen wir darauf achten, für die Durch-
setzung der Menschenrechte auch die richtigen Me-
thoden zu wählen. Der Einsatz für Menschenrechte 
darf nicht der Selbstdarstellung dienen. Er ist allein 
durch die Solidarität mit den Menschen legitimie rt , 
denen das Recht auf Leben, Menschenwürde und 
Selbstbestimmung vorenthalten wird. Natürlich müs-
sen wir die Einhaltung der auch von den jeweiligen 
Ländern akzeptierten Menschenrechtsnormen ein-
fordern. Wir sollten aber etwa gegenüber den asiati-
schen Kulturnationen nicht der Gefahr erliegen, ih-
nen unser eigenes Menschenbild aufzuoktroyieren 
und damit unter dem Vorzeichen der Menschen-
rechte Kulturimperialismus zu betreiben. Für die 
Durchsetzung der Menschenrechte ist nichts gewon-
nen, wenn wir den Dialog über Werte und Kulturen 
so führen, daß er unweigerlich in den Zusammen-
prall der Zivilisationen mündet. 

(Joseph Fischer [Frankfu rt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Was heißt das für den Iran?) 

Herr Kollege Fischer, ich weiß sehr wohl, daß diese 
Überlegungen zum Menschenrechtsverständnis und 
zur Menschenrechtspolitik noch keine Lösungen für 
die Durchsetzung der Menschenrechte im konkreten 
Fall  darstellen. Klar ist lediglich, daß unterschiedli-
che Formen von Menschenrechtsverletzungen in un-
terschiedlichen Ländern unterschiedliche Hand-
lungsoptionen und Strategien erfordern. Dabei mag 
in bestimmten Fällen die Verhängung von wirtschaft-
lichen und politischen Sanktionen sinnvoll sein, in 
anderen vielleicht die Verurteilung durch die Völker-
gemeinschaft. Aber das Massaker in Srebrenica 
konnte weder mit der einen noch mit der anderen 
Strategie verhindert werden. Der Hungertod der 
ruandischen Flüchtlinge in Zaire, die Unterernäh-
rung von über 800 Millionen Menschen auf der Erde 
sowie der sexuelle Mißbrauch und die Ausbeutung 
von Kindern erfordern jeweils eigene Antworten. 
Wenn im übrigen manchmal lautstark die Isolierung 
von Staaten gefordert wird, dann frage ich: Wie iso-
liert man einen Staat von mehreren zig oder hundert 
Millionen Menschen? 

(Reinhard Freiherr von Schorlemer [CDU/ 
CSU]: Sehr wahr!) 

Lassen Sie mich meine Meinung an drei Beispielen 
illustrieren. 

Erstens unser Umgang mit der Volksrepublik 
China. Der chinesische Dissident Harry Wu hat die 
Bundesrepublik Deutschland vor wenigen Tagen 
aufgefordert, die guten wirtschaftlichen Beziehun-
gen zwischen Deutschland und der Volksrepublik 
China selbstbewußt auch für Zugeständnisse in Men-
schenrechtsfragen einzusetzen. Das muß auch ge-
schehen. Ich halte es für legitim, für notwendig und 
für auf lange Sicht erfolgversprechend, chinesische 

Forderungen nach Zurückhaltung in Menschen-
rechtsfragen mit dem Hinweis zu beantworten, daß 
die außenwirtschaftlichen Beziehungen der Bundes-
republik Deutschland ebenso wie die Außenpolitik 
durch einen breiten gesellschaftlichen Konsens legi-
timiert sein müssen und dieser Konsens gefährdet ist, 
wenn kein ernsthaftes Bemühen um die Wahrung 
der Menschenrechte erkennbar ist. 

Einen neuen pragmatischen Ansatz hat Bundes-
präsident Herzog bei seiner jüngsten China-Reise 
aufgezeigt. Die Proteste gegen die Behandlung von 
Dissidenten und die Bitten ausländischer Staatsgäste 
in Peking um die Begnadigung politischer Häftlinge 
sind wichtig. Aber genauso wichtig ist gerade in 
China der Kampf gegen die tägliche Willkür der Be-
hörden. 

Verfassungsrechte sind in China wegen des man-
gelnden Justizverständnisses nur schwer durchzuset-
zen. Da sich die Menschen kaum gegen die Eigen-
mächtigkeiten des Apparates wehren können, haben 
die Rechtsschutzberatung und die Reform der Straf-
prozeßordnung hohe Priorität. Die CDU/CSU-Bun-
destagsfraktion unterstützt deshalb nachdrücklich, 
daß der Bundespräsident deutsche Hilfe und Unter-
stützung auf diesen Feldern angeboten hat. Das 
könnte mittelfristig eine rechtsstaatliche Entwick-
lung in der Volksrepublik China begünstigen. Das 
sollte auch eine gemeinsame Aufgabe der Europäi-
schen Union sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Zweitens. Die Menschenrechtsverletzungen wäh-
rend des Krieges im ehemaligen Jugoslawien hatten 
andere Ursachen und ein anderes Ausmaß. Ich freue 
mich im übrigen, meine Damen und Herren, liebe 
Kollegen, daß die drei Ombudsleute aus allen drei 
Volksgruppen der Föderation Bosnien-Herzegowina 
heute anwesend sind. Frau Präsidentin, gestatten Sie 
mir, daß ich sie - sicherlich im Namen aller Kollegen - 
herzlich auf der Tribüne begrüße. 

(Beifall im ganzen Hause) 

In Srebrenica geschah Völkermord. Hunderttau-
sende Menschen wurden aus ihrer Heimat vertrie-
ben, gefoltert, vergewaltigt oder grausam ermordet. 
Der Fall von Srebrenica hat die Völkergemeinschaft 
aufgerüttelt. Es kam eine Intervention zustande, die 
dem Völkermord Einhalt gebot. Erst die schnelle Ein-
greiftruppe - das will ich nachdrücklich an alle Sei-
ten dieses Hauses sagen - und anschließend die 
IFOR-Friedensmission, von der UNO beschlossen 
und unter NATO-Führung umgesetzt, haben die 
kriegerische Aktion gestoppt und das Morden been-
det. 

(Christian Schmidt [Fürth] [CDU/CSU]: 
Sehr wahr!) 

Die IFOR-Mission ist deshalb auch und in erster Linie 
eine Mission für die Menschenrechte. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Für meine Fraktion möchte ich deshalb in aller 
Klarheit und in aller Ruhe sagen: Wer den IFOR-Ein- 
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satz ablehnt, wer die Zustimmung zu einer Beteili-
gung der Bundeswehr an IFOR und der Nachfolge-
mission verweigert - darüber werden wir in der näch-
sten Woche noch zu sprechen haben -, trägt hohe 
Verantwortung, wenn es zu neuen schweren Men-
schenrechtsverletzungen im ehemaligen Jugosla-
wien kommt, und er macht sich auch unglaubwürdig 
für die Einforderung der Menschenrechte in Afgha-
nistan, in Nige ria, im Iran, im Sudan oder in Indone-
sien. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Von Immanuel Kant stammt der Satz, daß Demo-
kratien keine Kriege gegeneinander führen. Wenn 
unser Engagement in Bosnien und in den anderen 
Republiken des ehemaligen Jugoslawiens dazu bei-
trägt, die demokratischen Strukturen zu entwickeln 
und zu festigen, dann haben wir nicht nur einen Bei-
trag für die Menschenrechte, sondern auch für einen 
dauerhaften Frieden geleistet. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Eine dritte Bemerkung. Es ist mittlerweile unbe-
stritten, meine Damen und Herren, daß es einen en-
gen Beziehungszusammenhang zwischen Entwick-
lungspolitik und Menschenrechten gibt, nicht nur, 
weil das Recht auf Entwicklung zunehmend als ei-
genständiges Menschenrecht der dritten Generation 
anerkannt wird, sondern weil Entwicklungspolitik 
die Menschenrechte in besonderer Weise fördern 
kann. 

Lassen Sie mich darauf hinweisen, daß die Verga-
bekriterien, welche wir in den vergangenen Jahren 
der bilateralen Entwicklungspolitik zugrunde gelegt 
haben und zu denen auch die Einhaltung der Men-
schenrechte gehört, sich nicht nur bewährt, sondern 
auch in der multilateralen Entwicklungshilfe und bei 
unseren europäischen Pa rtnern durchgesetzt haben. 
Wer täglich einen fast aussichtslosen Kampf um aus-
reichende Ernährung, die Versorgung mit Wasser 
und Medikamenten, Wohnraum, Gesundheit und Bil-
dung führen muß, der sieht seine Menschenrechte 
auf andere Weise verletzt als die Deutschen in der 
ehemaligen DDR. 

Dennoch sind es die gleichen politischen Struktur-
merkmale - Rechtsstaatlichkeit und Rechtssicherheit, 
Unverletzlichkeit der Person, Presse- und Informati-
onsfreiheit, politische Beteiligung -, die die Einhal-
tung der Menschenrechte und zugleich eine dauer-
hafte, tragfähige wirtschaftliche und soziale Entwick-
lung garantieren. Entwicklungshilfe ist von daher 
praktizierte Menschenrechtspolitik und zugleich Zu-
kunftsvorsorge. Wir sollten uns dies auch und gerade 
in Zeiten schwieriger finanzieller Rahmenbedingun-
gen immer wieder bewußt machen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Dr.  Uschi Eid [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Und warum haben Sie dann die Mittel 

gestrichen?) 

Meine Damen und Herren, die CDU/CSU-Bundes-
tagsfraktion begrüßt den Menschenrechtsbericht der 
Bundesregierung. Für uns gilt auch künftig: Men-
schenrechtsschutz liegt im politischen Interesse der 

Staaten, Menschenrechtspolitik dient der Entwick-
lung, der Stabilität und dem Frieden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Die nächste Redne-
rin ist Amke Dietert-Scheuer. 

Amke Dietert-Scheuer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): FraU Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kol-
legen! Nachdem wir jetzt ein Jahr Zeit hatten, ihn zu 
studieren, möchte ich zunächst auf den 3. Men-
schenrechtsbericht der Bundesregierung eingehen. 

Zwei Dinge kann ich gleich zu Anfang zu ihm sa-
gen. Zuerst das Gute: Einige Sätze in diesem Be richt 
sind in ihrer Abstraktheit geradezu richtig zu nennen 
und heischen nach Anerkennung. Das Schlechte: 
Das war's auch schon. 

In dem Bericht heißt es richtig, Menschenrechts-
politik sei eine Querschnittsaufgabe. Von der prakti-
schen Umsetzung dieser Erkenntnis ist aber in der 
Politik der Bundesregierung nicht viel zu spüren. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Es reicht nicht, Menschenrechtsprobleme in bilatera-
len diplomatischen Beziehungen anzusprechen, son-
dern es muß eine konsistente und konsequente Poli-
tik dahinterstehen. 

Ein Beispiel. Eine konsistente Menschenrechtspoli-
tik muß Fragen der wirtschaftlichen Zusammenarbeit 
und der Außenwirtschaftspolitik, insbesondere der 
Rüstungsexporte, wesentlich stärker einbeziehen. In 
Ihrem Bericht heißt es dazu: 

Insbesondere die restriktive Rüstungsexportpoli-
tik der Bundesregierung berücksichtigt sowohl 
im Bereich des Außenwirtschaftsrechts als auch 
des Kriegswaffenkontrollrechts das Kriterium der 
Menschenrechtslage im Empfängerland. 

Wie bitte?, fragt sich da der unbefangene Leser. Ich 
glaube, Sie wollen uns für dumm verkaufen. 

Das Beispiel Türkei haben wir in diesem Zusam-
menhang schon häufig diskutiert. Ungeachtet des 
Krieges, der dort  gegen die kurdische Bevölkerung 
geführt wird, der grausamsten und abscheulichsten 
Menschenrechtsverletzungen werden weiterhin Waf-
fen an die Türkei geliefert. 

Ein weiteres Beispiel sind die Rüstungslieferungen 
nach Indonesien. Gerade am Beispiel der Politik ge-
genüber Südostasien wird deutlich, wie in dem zu-
nehmenden Wettlauf um Marktanteile Menschen-
rechtspolitik auf der Strecke bleibt. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Hier noch ein Wort zu dem Kollegen Seiters. Es 
entsetzt mich immer wieder, wenn auch im Bundes-
tag Politiker auf diese Rechtfertigungsstrategien her-
einfallen, Menschenrechte seien westlicher Kultur-
imperialismus. Ich meine, der Menschenrechtsbegriff 
muß bei den Opfern ansetzen, und Menschen in In- 
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donesien, in Afrika oder wo auch immer wollen ge-
nausowenig gefoltert werden wie wir. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der PDS) 

Von Amnesty International wurde treffend formu-
liert: 

Menschenrechte sind nicht das Sahnehäubchen 
einer vorrangig auf wirtschaftlichen Vorteil orien-
tierten Politik. 

Das vielbeschworene Konzept von Wandel durch 
Handel funktioniert zumindest nicht durch bloßen 
Handel allein. Mit besonderem Interesse habe ich da-
her das sogenannte Arsenal an Maßnahmen zur Ver-
besserung der Menschenrechtslage studiert. Hier 
werden vorrangig Demokratisierungshilfen und Aus-
stattungshilfen genannt. 

Schön und gut. Demokratisierungshilfen sind un-
strittig ein wesentliches Element der Förderung der 
Menschenrechte. Aber nicht nur in Staaten, in denen 
demokratische Strukturen in der Entwicklung begrif-
fen sind, sondern gerade auch in Ländern mit noch 
repressiven Regimen ist es wichtig, Demokratiebe-
wegungen, Menschenrechts- und Frauenbewegun-
gen zu unterstützen und zu fördern. 

Auch Ausstattungs- und Schulungsmaßnahmen 
für die Polizei können ein Beitrag zur Förderung der 
Menschenrechte sein. Die entscheidende Frage ist 
hier jedoch, für wen und wann. Solange Verschwin-
denlassen und Folter zur politischen Strategie gehö-
ren, macht es wenig Sinn, die Polizei auszurüsten 
oder fortzubilden. 

Hier ist wiederum das Beispiel Türkei stellvertre-
tend für andere Länder zu nennen. Folter in Polizei-
stationen ist dort  keine Frage von mangelnder Aus-
bildung der Polizisten, sondern ein Mittel, das poli-
tisch eingesetzt wird. Solange dies sich nicht ändert, 
werden auch Ausbildungshilfen für die Polizei nichts 
nützen. 

Im Bericht der Bundesregierung werden besonders 
die Bemühungen herausgestellt, sich für den Men-
schenrechtsschutz im Rahmen internationaler Gre-
mien einzusetzen. Das liest sich erst einmal überzeu-
gend. Die Vorbehalte, die die Bundesregierung zu 
verschiedenen Menschenrechtskonventionen einge-
legt hat, werden jedoch vornehm verschwiegen, zum 
Beispiel Vorbehalte zur Konvention über die Rechte 
des Kindes, die sich gegen den Schutz von Flücht-
lingskindern richten. 

Wir denken auch, daß es für die Bundesregierung 
nicht nur um eine Mitarbeit in internationalen Institu-
tionen gehen darf, sondern um eine stärkere Nut-
zung der zur Verfügung stehenden Instrumentarien 
gehen muß. 

In unserem Entschließungsantrag fordern wir des-
halb die Bundesregierung auf, sich dafür einzuset-
zen, daß Algerien, China, Indonesien mit OstTimor, 
die Türkei, Kolumbien und Nige ria auf die Tagesord-

nung der nächsten Menschenrechtskonferenz ge-
setzt werden. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 

PDS) 

Besonders wichtig wäre auch ein aktiverer Einsatz 
der Bundesregierung für eine baldige Verabschie-
dung der UN-Erklärung zum Schutz verfolgter Men-
schenrechtler. 

Am Beispiel Nigeria haben wir gesehen, wie wich-
tig ein solcher Schutz ist. Auch ein Jahr nach der Er-
mordung von Ken Saro-Wiwa hat sich in diesem 
Land trotz weltweiter Empörung und Appellen nichts 
geändert. Ich freue mich, daß dies auch die Kollegen 
aus den anderen Fraktionen so sehen. Es liegt Ihnen 
deshalb ein interfraktioneller Antrag vor, in dem ge-
zielte Maßnahmen gefordert werden, um den Druck 
auf das Militärregime in Nige ria zu erhöhen. Ich 
schließe mich aber durchaus Herrn Verheugen an: 
Die Maßnahmen, die da gefordert werden, reichen 
bei weitem noch nicht aus. 

Aber auch wir direkt können und müssen hier 
noch mehr tun. In Nigeria befinden sich derzeit 
18 Ogoni in Haft mit der gleichen Anklage wie die 
gegen Ken Saro-Wiwa. Einer von ihnen ist auf Grund 
der katastrophalen Haftbedingungen bereits gestor-
ben; weitere sind schwer krank und schweben in 
akuter Lebensgefahr. Einige Bundesländer haben 
ihre Bereitschaft erklärt, diese Gefangenen als politi-
sche Flüchtlinge anteilig aufzunehmen. Die Bundes-
regierung sieht jedoch keine Notwendigkeit, in die-
sem Sinne aktiv zu werden. Statt dessen werden 
Flüchtlinge lieber weiter nach Nige ria abgeschoben. 

Wir haben auch dazu einen Entschließungsantrag 
eingebracht. Die Bundesregierung, insbesondere der 
Bundesinnenminister, hat damit Gelegenheit, unter 
Beweis zu stellen, was in den Zielen und Grundsät-
zen deutscher Menschenrechtspolitik formuliert 
wird. Wir können dazu auf Seite 5 des Berichts der 
Bundesregierung über ihre Menschenrechtspolitik 
lesen: 

Menschenrechtspolitik fängt im eigenen Land 
an. Nur so ist sie glaubwürdig und damit ein Ele-
ment effizienter internationaler Menschenrechts-
politik. 

Ich hoffe, daß dies demnächst auch einmal umgesetzt 
wird. 

Vielen Dank. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 

PDS) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Als nächste Redne-
rin spricht die Kollegin Irmgard Schwaetzer. 

Dr. Irmgard Schwaetzer (F.D.P.): Frau Präsidentin! 
Liebe Kolleginnen! Liebe Kollegen! Seit dem Ende 
des Ost-West-Konflikts ist die Menschenrechtspolitik 
zu einem noch wichtigeren Thema der Außenpolitik 
geworden. Sie ist keine Alte rnative zur Sicherheits- 
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politik oder zur Außen- und Wirtschaftspolitik, son-
dern vorrangiges Ziel einer wertorientierten Politik 
demokratischer Staaten, was allerdings daneben die 
Verfolgung anderer Ziele nicht ausschließt, was na-
türlich auch nicht ausschließt, andere, auch wi rt

-schaftliche Interessen zu verfolgen. 

Ich möchte für meine Fraktion sehr nachdrücklich 
unterstreichen, daß wir entgegen Ihrer Unterstel-
lung, Frau Kollegin Dietert-Scheuer, an einer restrik-
tiven Rüstungsexportpolitik festhalten. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Herr Kollege Verheugen, Sie haben darauf aufmerk-
sam gemacht, daß Sie erwarten, daß es bei einer re-
striktiven Politik bleibt. Das heißt, Sie unterstellen 
das nicht, was die Kollegin ausgedrückt hatte. 

Herr Kollege Verheugen, ich begrüße nachdrück-
lich, daß Sie in diesem wichtigen Bereich den Willen 
zur Gemeinsamkeit unterstrichen haben. In der Tat: 
Wenn wir mit den Mitteln, die uns zur Verfügung ste-
hen - damit erfolgreich zu sein, ist ja schon schwer 
genug -, Erfolg haben wollen, dann am besten in der 
Form, daß wir sie gemeinsam anwenden. Natürlich 
stellen wir uns immer die Fragen: Was ist zu tun? Tun 
wir genug? 

Der Außenminister hat sehr klar formuliert, daß 
sich die Bundesregierung im Menschenrechtsbereich 
Ziele setzt. Er hat die Instrumente definie rt . Beides 
ist gleich wichtig; denn ohne die Definition des We-
ges werden die Ziele, nämlich Hilfe für Opfer von 
Menschenrechtsverletzungen, Prävention und Ver-
besserung des Menschenrechtsschutzes, nicht er-
reichbar sein. 

Es gibt allerdings, auch in der Bundesrepublik 
Deutschland, eine Diskussion über die Methoden der 
Menschenrechtspolitik. Hier ist dringend Klarheit 
von seiten der Politik gefordert. Ich kann mich einer 
Einschätzung, die einen aktiven Dialog über Men-
schenrechtsfragen mit allen Staaten dieser Welt, in 
denen Menschenrechte verletzt werden, als einen 
Teil von Kulturimperialismus hinstellen möchte, in 
keiner Weise anschließen. 

(Christian Schmidt [Fürth] [CDU/CSU]: Das 
ist eine bloße Schutzbehauptung!) 

Ich frage mich vielmehr, ob nicht diejenigen, die das 
tun, von Selbstzweifeln geplagt werden und ob sie 
damit dem Machtimperialismus derjenigen auf den 
Leim gehen, die den Dialog über Menschenrechts-
verletzungen in ihren eigenen Gesellschaften ver-
weigern, aber natürlich auch dem Westen gegenüber 
verweigern. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU 
sowie der Abg. Amke Dietert-Scheuer 

[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Eine solche Diskussion ist auch nicht im Sinne derer, 
die sich in Ländern, in denen heute Menschenrechte 
verletzt werden, massiv dafür einsetzen, daß sich die 
Bedingungen zu Hause verbessern. 

Wer heute mit modernen Muslimen redet, wird im-
mer wieder darauf verwiesen, daß islamischer Fun-

damentalismus zwar auch eine Verweigerung der 
Moderne, eine versäumte Aufklärung darstellt, aber 
auf keinen Fall eine verbindliche Interpretation des 
Koran sein kann. Er wird auf der anderen Seite aber 
auch darauf aufmerksam gemacht, daß der Westen 
völlig unvorbereitet auf diese Art  des kulturellen Dia-
logs ist. Es ist eine der wichtigen Aufgaben, die wir 
in den nächsten Monaten und Jahren gemeinsam be-
wältigen müssen, diesen Dialog mit Nachdruck und 
von unserer Seite um so fundie rter zu führen, wie an-
dere versuchen, ihn für sich zu instrumentalisieren. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Welche Rechtfertigung kann es eigentlich für Fol-
ter geben? Es gibt in meinen Augen auch keinerlei 
Rechtfertigungen für jegliche Formen der Todes-
strafe, sei es nun das Steinigen oder eine andere 
Form der Todesstrafe. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU 
sowie bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 

Abg. Dr. Dagmar Enkelmann [PDS]) 

Wir müssen dieses mit Nachdruck gegenüber allen 
Ländern zum Ausdruck bringen, in denen die Todes-
strafe angewendet wird, egal ob es sich um Afghani-
stan, Iran oder die USA handelt. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU 
sowie bei Abgeordneten der SPD und des 

BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Fragen wir uns doch einmal: Was macht eigentlich 
den Menschenrechtsdiskurs mit manchen Staaten so 
schwierig, während wir mit anderen Staaten der glei-
chen Region überhaupt keine Probleme haben, weil 
dort  die Menschenrechte umfassend respektiert wer-
den und deswegen keinerlei Anlaß für einen kriti-
schen Dialog besteht? 

Es geht hier also nicht um Kulturimperialismus, 
sondern es geht darum, Geradlinigkeit, Beständig-
keit und Überzeugungstreue in der Verfolgung der 
Ziele der Menschenrechtspolitik walten zu lassen. 

Natürlich ist die Bekämpfung von Hunger und 
Elend Voraussetzung eines elementaren Menschen-
rechtsschutzes. Deshalb möchte ich an dieser Stelle 
Außenminister Kinkel und dem Delegationsleiter der 
Bundesrepublik Deutschland bei der Menschen-
rechtskonferenz in Genf, Herrn Baum, nachdrücklich 
danken, daß sie auf der 52. Tagung der Konferenz in 
diesem Jahr der Definition des Rechts auf Entwick-
lung zum Durchbruch verholfen haben. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Dies stellt keine Ausweitung des Menschenrechtska-
talogs dar, die es nach meiner Auffassung über den 
im Aktionsplan von Wien 1993 festgelegten Katalog 
hinaus auch nicht geben sollte. 

Ich möchte allerdings sehr nachdrücklich darauf 
hinweisen, daß es keine Abstriche an diesem Katalog 
geben darf. Es wird vereinzelt, auch in der Bundesre-
publik, diskutiert, den Menschenrechtskatalog auf 
den sogenannten Kernbereich zu konzentrieren. Ich 
würde dieses für falsch halten, denn der Aktionsplan 
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von Wien ist einmütig festgelegt worden und damit 
verbindlich für alle. Er ist Berufungsgrundlage für 
die Menschen, die unter Menschenrechtsverletzun-
gen leiden, und für die, die ihnen helfen wollen. 

Die besonderen Ziele der Bundesregierung für die 
53. Menschenrechtskonferenz unterstreichen noch 
einmal die Sorge um die Schwächsten und Bedrohte-
sten in allen Gesellschaften. Es geht neben der Dis-
kussion um die Situation in einzelnen Ländern um 
die Abschaffung der Ausbeutung von Kindern und 
die Abschaffung des Frauenhandels. Ich denke, daß 
dies so wichtige Ziele sind, daß unsere Delegation 
die volle Unterstützung auch des Deutschen Bundes-
tages verdient, um überhaupt Fortschritte in diesem 
Bereich erzielen zu können. 

Ich möchte auch deutlich unterstreichen, daß dieje-
nigen besondere Würdigung erfahren müssen, die 
sich zum Teil unter Einsatz ihres Lebens und ihrer 
Freiheit für Menschenrechte anderer einsetzen. Der 
Konvention zum Schutz von Menschenrechtsaktivi-
sten - ebenfalls ein vorrangiges Ziel auf der nächsten 
Menschenrechtskonferenz - muß endlich zum 
Durchbruch verholfen werden. 

Das Menschenrechtszentrum der Vereinten Natio-
nen ist reorganisiert. Jetzt allerdings gilt es, um eine 
neue Initiative zur Prävention von Menschenrechts-
verletzungen starten zu können, es mit besseren 
finanziellen Mitteln auszustatten. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Feldoperationen, wie sie jetzt in Kolumbien geplant 
sind, sind ein wichtiger Punkt zum Schutz gegen 
Menschenrechtsverletzungen, aber auch zum vor-
beugenden Menschenrechtsschutz. Wer einmal ver-
gleicht, daß wir allein im letzten Jahr 30 Millionen 
DM für humanitäre Hilfe für Ruanda ausgegeben ha-
ben und daß der IFOR-Einsatz in Bosnien in einem 
Jahr mindestens 400 Millionen DM gekostet hat, daß 
das Menschenrechtszentrum in Genf aber für alle 
seine Operationen im präventiven Menschenrechts-
schutz insgesamt gerade 7 Millionen DM zur Verfü-
gung hat, dem wird deutlich, daß hier andere und zu-
sätzliche Prioritäten gesetzt werden müssen. 

(Beifall bei der F.D.P., der CDU/CSU, der 
SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Lassen Sie mich noch ein Wo rt  zur Diskussion über 
die Wirksamkeit der Instrumente der Menschen-
rechtspolitik sagen: kritischer Dialog, Sanktionen, 
Wandel durch Handel. Zunächst einmal: Es müssen 
alle Mittel nutzbar sein, aber im Einzelfall muß fest-
gelegt werden, was wann und wo eingesetzt wird. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die begrenzten 
Möglichkeiten von Sanktionen werden gerade im 
Fall Nigeria wieder deutlich. Wir können und wir sol-
len Sanktionen einsetzen, wo immer sie Aussicht auf 
Erfolg haben. Mit Sanktionen wollen wir die Isolation 
eines Landes erreichen. Wir müssen da differenzie-
ren und je nach den Ländern einzeln entscheiden; 
ich glaube, wir sind uns da einig. 

Die Isolierung einzelner Länder war erfolgreich. 
Das sieht man am Beispiel von Südafrika. Aber sie  

war nur deshalb erfolgreich, weil sich alle daran be-
teiligt haben. Sie war zumindest begrenzt im Bereich 
Serbien erfolgreich und muß möglicherweise do rt 

 wieder eingesetzt werden, wenn der Weg zur Demo-
kratie weiterhin konsequent verweigert wird, wie es 
Präsident Milošević  derzeit tut. 

Isolierung bei einem Land wie China versuchen zu 
wollen wäre allerdings absurd. Es liegt auf der Hand, 
daß hier andere Erwägungen, etwa die Stabilität der 
Region, die sicherheitspolitische Rolle und die Ein-
bindung in globale Entscheidungen, mit in der Be-
trachtung der bilateralen Beziehungen stehen müs-
sen. 

Das ändert jedoch nichts daran, daß der Diskurs 
über die Ergebnisse der Wiener Konferenz kontinu-
ierlich zu führen ist, wie es Bundespräsident Herzog 
und Außenminister Kinkel bei ihren Besuchen getan 
haben. 

Ich denke auch, daß es notwendig ist, gerade in 
diesem Bereich den Weg der stillen Diplomatie zu ge-
hen. Ich bin allerdings auch fest überzeugt - ich 
denke, niemand wird mir widersprechen -, daß die 
Probleme einer menschenwürdigen Geburtenkon-
trolle in China sich nicht über stille Diplomatie lösen 
lassen, sondern nur über öffentlichen Druck. 

(Beifall bei der F.D.P., der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Der Streit darüber, ob Wandel durch Handel erfolg-
reich ist, muß nicht theoretisch entschieden werden; 
den müssen wir und den werden wir gestalten. 

Kritischer Dialog - ein Begriff, der im Zusammen-
hang mit dem Iran angewendet wird, der aber durch-
aus nicht nur gegenüber dem Iran verwirklicht wird, 
sondern auch gegenüber Ländern wie Algerien und 
Pakistan - hat selbst dann seine Begründung nicht 
verloren, wenn im Urteil zum Mykonos-Prozeß fest-
gestellt werden sollte, daß es sich um einen Fa ll  von 
Staatsterrorismus gehandelt habe. Auch hier gilt, daß 
eine Isolierung wegen der strategischen Bedeutung 
dieses Landes nicht in Frage kommen kann. 

Die effektivsten Mittel zur Durchsetzung von Men-
schenrechten allerdings sind Demokratie und rechts-
staatliche Strukturen. Zur Bekämpfung von Hunger 
und Elend werden freiheitliche, wi rtschaftliche 
Strukturen aufgebaut werden müssen. Das zeigt die 
Entwicklung aller Länder, die sich vom Entwick-
lungsland über das Schwellenland zum Indust rieland 
aufgemacht haben. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Freiheit aber ist auf Dauer unteilbar. Das macht 
mich auch so zuversichtlich, daß letztlich Wandel 
durch Handel nicht eine vorrangige Strategie, aber 
auch eine Strategie der Menschenrechtspolitik ist. 
Welche Angst Diktatoren vor Meinungsfreiheit ha-
ben, zeigt sich derzeitig in Serbien, im Iran und in 
vielen anderen Staaten. Deshalb ist der Beschluß der 
OSZE in Lissabon, einen Medienbeauftragten zu 
schaffen, der richtige Weg. Ich denke, Außenminister 
Kinkel und dem Kollegen Duve, den Initiatoren die- 
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ser Idee, gebührt der Dank des Deutschen Bundes-
tages. 

(Beifall bei der F.D.P., der CDU/CSU und 
der SPD sowie bei Abgeordneten des 

BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Welchen Wert Meinungsfreiheit und Öffentlichkeit 
zum Schutz bedrohter Menschen hat, wird an einzel-
nen Fällen deutlich. Die internationale Öffentlichkeit 
hat die birmanische Nobelpreisträgerin und Opposi-
tionsführerin Aung San Suu Kyi bisher vor Schlim-
merem - Hausarrest ist schon schlimm genug - als 
Hausarrest bewahrt . Die Öffentlichkeit der Nobel-
preisverleihung an Bischof Belo aus Indonesien zeigt 
Präsident Suharto deutlicher als jeder Dialog die 
Grenzen seiner Machtausübung. 

Meinungs- und Informationsfreiheit sind wichtige 
Instrumente gequälter Menschen zu ihrer Hilfe. Es 
wäre ein fundamentaler Fehler, sie als nachrangig zu 
anderen Werten zu begreifen. Freiheit ist der beste 
Verbündete der Menschenrechte. 

Danke. 

(Beifall bei der F.D.P., der CDU/CSU, der 
SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Als nächster erhält 
Steffen Tippach das Wo rt . 

Steffen Tippach (PDS): Frau Präsidentin! Sehr ge-
ehrte Kolleginnen und Kollegen! Lassen Sie mich mit 
dem Positiven beginnen. Es ist gut, daß die Bundes-
regierung im November 1995 den 3. Bericht über die 
Menschenrechtspolitik vorgelegt hat. So wird es ef-
fektiv möglich, über Sinn oder Unsinn der praktizier-
ten Menschenrechtspolitik zu diskutieren. 

Das Problem mit Rechenschaftsberichten ist jedoch 
der Wahrheitsgehalt. Das bet rifft zwei Seiten: zum ei-
nen das, was drinsteht und zum anderen das, was 
nicht drinsteht. Lassen Sie mich mit ersterem begin-
nen. 

Der Bericht verströmt die Aura von Klaus Kinkels 
machtvollem Bekenntnis, sich in Sachen Menschen-
rechten von niemandem überbieten zu lassen. Ge-
schwisterlich Hand in Hand geht damit aber gleich-
zeitig ein völliges Abhandensein von Selbstkritik. 
Herr Außenminister, Sie haben in Ihrer Rede zum 
Beispiel gesagt, mit Extremisten darf es keine Ge-
meinsamkeiten geben. So weit, so gut. 

Wie aber benennen Sie zum Beispiel den Fakt, daß 
der Bundesnachrichtendienst Waffen an die RE-
NAMO in Mosambik geliefert hat? Sie werden sich 
erinnern: Sie waren Präsident des Bundesnachrich-
tendienstes, und die RENAMO ist eine Organisation, 
die für all die Sachen, die Sie verurteilt haben, ver-
antwortlich steht: für Folter, für Rekrutierung von 
Kindersoldaten, für Massaker und so weiter. 

(Christian Schmidt [Fürth] [CDU/CSU]: 
Jetzt halten Sie einmal die Luft an!)  

Herr Außenminister Kinkel, Sie sagten, Belgrad ist 
für die Annullierung der Gemeinde- und Kommunal-

wahlen zu verurteilen. Da stehe ich mit Ihnen auf 
derselben Ebene und stimme Ihnen völlig zu. Jetzt 
sagten Sie aber, auf dieser Linie führt kein Weg nach 
Europa. Dazu muß ich Ihnen sagen: Offensichtlich 
führt er doch hierher; denn für Franjo Tudjman ha-
ben Sie den Weg zum Europarat breitgewalzt, ob-
wohl er in Zagreb seit einem Jahr dasselbe betreibt. 
Auch dabei fehlt mir bei Ihnen die Nachhaltigkeit. 

Sie sagen, Sie lobpreisen Mandela. Das ist auch 
gut so. Aber vor einigen Jahren war er in der Bundes-
republik noch als Terrorist verschrieen. 

(Günter Verheugen [SPD]: Hier im Deut

-

schen Bundestag!) 

Wo ist da die Nachhaltigkeit? 

Die skizzierte Rolle der Bundesregierung als Vor-
reiterin in Sachen Menschenrechten verträgt sich 
nun einmal nicht mit der Rolle als führende Rü-
stungsexportmacht. 

Weltweite Ächtung von Folter als besonderes An-
liegen zu beschreiben, ist das eine. Andererseits wer-
den Menschen in Folterstaaten abgeschoben, Mittel 
für den Folteropfer-Fonds der UN zusammengestri-
chen, der Export  von Foltergeräten nicht verboten 
und die Behandlungszentren für Folteropfer an den 
Rand des finanziellen Ruins get rieben. 

Es ist zumindest scheinheilig, weitere Schritte für 
die Ermöglichung von Individualbeschwerden bei 
Menschenrechtsverletzungen in dem Wissen zu prei-
sen, daß dieselbe Regierung durch Untätigkeit und 
Vorbehaltserklärungen die Individualbeschwerde-
möglichkeit zu diversen Abkommen für Deutschland 
ausschließt, 

(Beifall bei der PDS) 

etwa zu dem Übereinkommen der UN gegen Folter 
oder zu dem internationalen Abkommen zur Beseiti-
gung jeder Form von Rassendiskriminierung. Das 
gleiche betrifft die Konvention des Kindes. Obwohl 
Sie dafür international mehrfach von verschiedenen 
Menschenrechtsgremien kritisiert worden sind, än-
dert sich daran nichts. 

Die UN-Menschenrechtskonferenz in Wien hat 
erstmals geschlechtsspezifische Gewalt gegen 
Frauen als Menschenrechtsverletzung benannt. Dies 
ist ebenso ein Fortschritt wie die Schaffung des Po-
stens einer Sonderberichterstatterin „Gewalt gegen 
Frauen" auf der 50. Sitzung der Menschenrechtskon-
ferenz. Häusliche Gewalt, Genitalverstümmelung, 
Zwangsprostitution, Frauenhandel und Zwangsab-
treibung sind keine Privatsache, sondern Menschen-
rechtsverletzungen. Das kann gar nicht oft genug ge-
sagt werden. Es ist Aufgabe von Regierungen, 
Frauen davor zu schützen und Gesetze abzuschaffen, 
die zur Gewalt gegen Frauen beitragen. 

(Beifall bei der PDS) 

Für die Bundesrepublik betrifft das die Vergewalti-
gung in der Ehe und den § 218 ebenso wie die über-
fällige Anerkennung geschlechtsspezifischer Verfol-
gungsgründe im Asylrecht. 

Die Differenz zwischen Anspruch und Realität 
wird allerdings im Finanzbereich besonders deutlich. 
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Die Schlucht zwischen den Aufgaben internationaler 
Menschenrechtsstrukturen und den Haushaltskrü-
mein, die dafür zur Verfügung stehen, schreit ge-
radezu nach Protest. Dies betrifft alle Bereiche, vom 
Internationalen Komitee vom Roten Kreuz über den 
UN-Landminenfonds bis zur humanitären Hilfe. 
Über allem schwebt zudem auch noch der Rotstift. 

Es ist begrüßenswert, wenn sich die Bundesregie-
rung im Rahmen der OSZE für eine überproportio-
nale Erhöhung der Mittel für demokratische Institu-
tionen und Menschenrechte eingesetzt hat. Nur, was 
nutzt es, wenn die ganze OSZE aus dem Bundes-
haushalt weniger Mittel erhält als die Türkei für ein 
paar Mehrkomponentenkriegsschiffchen? 

(Beifall bei der PDS) 

Daß die Menschenrechtssituation in der Türkei 
nicht die beste ist, steht sogar in dem vorliegenden 
Bericht. Der Skandal ist jedoch, daß sich die Bundes-
regierung weder bereit zeigt, ihre massive Unterstüt-
zung der türkischen Regierung zu überdenken, was 
natürlich zuallererst einen Rüstungsexportstopp be-
deuten würde, noch, in Vermittlungsaktivitäten für 
eine friedliche Lösung des Konflikts in den kurdi-
schen Gebieten einzutreten. 

In den anschließenden Abstimmungen liegen dem 
Haus zwei diesbezügliche Anträge der PDS vor. Wir 
halten sie für besser als den Entschließungsantrag, 
der heute noch eingereicht wurde. Wir stellen uns 
die vorgeschlagene Vermittlungsalternative aller-
dings bedeutend transparenter vor als in der Mauss

-
schen Kolumbien-Variante. 

Ich gestehe, vor einigen Tagen so etwas wie Mit-
leid mit der Bundesregierung gehabt zu haben, als 
sie die ASEAN-Konferenz aufforderte, Burma wegen 
massiver Menschenrechtsverletzungen nicht aufzu-
nehmen, und über den Indischen Ozean ein nur zärt-
lich kaschiertes „Halt's Maul" zurückkam. Es dürfte 
sich dabei auch um ein gewisses Glaubwürdigkeits-
problem gehandelt haben, 

(Christian Schmidt [Fürth] [CDU/CSU]: 
„Glaubwürdigkeitsproblem"! Das ist ein 

gutes Stichwort für Sie!) 

nachdem sich Kanzler Kohl, Menschenrechte hin 
oder her, ob der Wirtschaftsinteressen wenige Tage 
zuvor mit dem Menschenschlächter Suha rto zum An-
geln getroffen hat. 

Die Beschreibung des Menschenrechtsschutzes als 
„eine zentrale Aufgabe der Außenpolitik" im Men-
schenrechtsbericht hat Helmut Kohl im übrigen auch 
nicht dazu genötigt, bei seiner Lateinamerika-Reise 
auch nur einmal öffentlich die Menschenrechte zu er-
wähnen, und das, obwohl er dort ziemlich viel gere-
det hat. 

Lassen Sie mich zu dem kommen, was im Men-
schenrechtsbericht der Bundesregierung fehlt. Ich zi-
tiere von Seite 5: „Menschenrechtspolitik fängt im ei-
genen Land an. " Dieser Aussage kann ich nur in-
brünstig zustimmen. 

(Beifall bei der PDS) 

Nur hört sie da offensichtlich auch gleich wieder auf; 
denn zur Menschenrechtssituation im eigenen Lande 
sagt dieser Bericht nichts, schon gar nichts Kritisches. 

Das Antifolterkomitee des Europarates kritisiert 
Fälle von Mißhandlungen in Polizeiwachen. Der 
Europäische Menschenrechtsgerichtshof beerdigte 
nach über 20 Jahren mit dem Fall Vogt die Berufsver-
botspraxis. Das Europaparlament prangert den Rigo-
rismus des deutschen Asylrechts an und kritisiert die 
Zustände in den Abschiebehaftanstalten. Das UN- 
Menschenrechtskomitee lobt einerseits das Engage-
ment der Justiz bei rassistischen Übergriffen, forde rt 

 jedoch gleichzeitig unabhängige Gremien zur Unter-
suchung von Übergriffen der Polizei. 

Nichts davon veranlaßt die Bundesregierung bis-
her zur Korrektur. Die DDR-Staatsführung hat auf 
Grund einer dera rtigen Vogel-Strauß-Politik ein bö-
ses Ende genommen; Sie werden sich erinnern. Das 
sollte Warnung genug sein. 

Berichte von Amnesty International über Men-
schenrechtsverletzungen im Westen kamen im 
„Neuen Deutschland" auf Seite 1. Im umgekehrten 
Fall waren die Handlanger des Imperialismus am 
Werk. Von den „Handlangern des Imperialismus" 
spricht die Bundesregierung natürlich nicht; das ist ja 
ihr Klientel. Das Prinzip aber ist das gleiche. 

Das zweite schwarze Loch betrifft die wirtschaftli-
chen, sozialen und kulturellen Menschenrechte. 
Nicht nur, daß sie im Menschenrechtsbericht der 
Bundesregierung schlichtweg nicht vorkommen. Was 
ich Ihnen vorwerfe, ist, daß Sie durch beständige 
Ignoranz ein Klima zu schaffen versuchen, in dem so-
ziale Menschenrechte als solche gar nicht mehr 
wahrgenommen werden. 

Ich zitiere Art . 6: 

Die Vertragsstaaten erkennen das Recht auf Ar-
beit an, ... 

Man muß dies ab und zu einmal zitieren. - Art . 11: 

Die Vertragsstaaten erkennen das Recht eines je-
den auf einen angemessenen Lebensstandard für 
sich und seine Familie an, einschließlich ausrei-
chender Ernährung, Bekleidung und Unterbrin-
gung, sowie auf eine stetige Verbesserung der 
Lebensbedingungen. 

„Eine stetige Verbesserung der Lebensbedingun-
gen" - das ist keine sozialistische Propaganda. Das 
hat die Bundesrepublik im Rahmen des Internationa-
len Pakts über wirtschaftliche, soziale und kulturelle 
Rechte vor vielen Jahren unterschrieben und ratifi-
ziert. 

Die Realität ist: Es gab noch nie so viele Arbeits-
lose, Sozialhilfeempfängerinnen und -empfänger 
und Obdachlose wie jetzt. Genau aus diesem Grund 
torpedieren Sie die Schaffung von Möglichkeiten, 
diese kodifizierten Rechte tatsächlich auch einzukla-
gen. 

(Beifall bei der PDS) 

Ebenso ist es der blanke Hohn, vom Recht auf Ent-
wicklung zu sprechen und gleichzeitig den Entwick- 
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lungshilfehaushalt auf Tiefstniveau zusammenzu-
streichen. 

Sehr geehrte Damen und Herren, nach einem hal-
ben Jahr der Lagerung in der Bundestagsschublade 
liegt heute zur Überweisung unser Antrag auf Ein-
richtung eines Amtes für einen Menschenrechtsbe-
auftragten des Bundestages vor. Auch die im Forum 
Menschenrechte zusammengeschlossenen Nichtre-
gierungsorganisationen erheben eine solche Forde-
rung. Die zuvor von mir aufgezeigten Defizite erklä-
ren eindringlich die Notwendigkeit eines solchen 
Amtes. 

Ich bin darüber hinaus der Meinung, daß sich der 
Bundestag nicht nur eine Wehrbeauftragte, sondern 
auch eine Menschenrechtsbeauftragte leisten kann 
und leisten muß. Deshalb bitte ich Sie um Überwei-
sung und wohlwollende Beratung dieses Antrages. 

Vielen Dank. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Das Wort  in der 
Debatte bekommt nun der Kollege Rudolf Bindig. 

Rudolf Bindig (SPD): Frau Präsidentin! Sehr ge-
ehrte Kolleginnen und Kollegen! Bereits bei der letzt-
jährigen Debatte zum Tag der Menschenrechte ha-
ben die Redner der SPD zum Ausdruck gebracht, 
daß es bei der wertorientierten Zielsetzung der Men-
schenrechtspolitik einen umfassenden Konsens in 
diesem Hause gibt und daß sich bei dieser Lage die 
politische Debatte hauptsächlich auf die Frage kon-
zentriert: Was kann die Politik tun, was tut sie und 
was müßte sie tun, um die erklärten hohen Men-
schenrechtsziele zu erreichen? Wer den operativen 
Teil der Menschenrechtspolitik betrachtet, wird bald 
feststellen, daß es noch einen erheblichen Reformbe-
darf bei der Menschenrechtspolitik gibt. 

(Beifall bei der SPD) 

In einer konstruktiv kritischen Auseinanderset-
zung mit der Menschenrechtspolitik der Bundesre-
gierung haben wir bei der Debatte im letzten Jahr in 
zehn konkreten Punkten einen Reformbedarf der 
deutschen Menschenrechtspolitik aufgezeigt. Ich 
möchte entlang dieser zehn Punkte darlegen, daß die 
Defizite der deutschen Menschenrechtspolitik wei-
terhin bestehen. Wir fordern Sie auf, unsere Vor-
schläge so konstruktiv und fair aufzugreifen und um-
zusetzen, wie Sie dieses mit dem Vorschlag unseres 
Kollegen Duve zur Schaffung eines Beauftragten der 
OSZE für die Medienfreiheit getan haben. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und des Abg. Jörg van Essen [F.D.P.]) 

Wir haben Sie erstens aufgefordert, den Schwer-
punkt der Menschenrechtspolitik bei der Ursachen-
bekämpfung anzusetzen und die bisher punktuell in 
verschiedenen Ländern geförderten Vorhaben zum 
Aufbau oder zur Konsolidierung demokratischer und 
rechtsstaatlicher Strukturen zu einer konsistenten 
menschenrechtsbezogenen Projektpolitik weiterzu-
entwickeln. 

Trotz einiger Ansätze zur Förderung der Demokra-
tieentwicklung, der Unterstützung von Wahlen und 
der Einrichtung von Menschenrechtsbüros gibt es 
bisher weder auf bilateraler noch auf multilateraler 
Ebene eine menschenrechtsbezogene Projektpolitik 
nach einem durchdachten Sektorkonzept. 

Wir haben zweitens gefordert, daß sich die men-
schenrechtspolitische Zusammenarbeit im Rahmen 
der gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik der 
Europäischen Union nicht auf die Aufwendung der 
klassischen diplomatischen Mittel beschränken darf, 
sondern daß die Fähigkeit ausgebaut werden muß, 
gemeinsame Strategien für Problemländer festzule-
gen und sie konsequent anzuwenden. 

Positive Ansätze gibt es in dieser Frage im Verhal-
ten der Europäischen Union gegenüber Nige ria und 
Myanmar, wobei wir durchaus wissen, daß im Falle 
Nigeria einige andere europäische Länder nicht be-
reit waren, weitergehende deutsche Forderungen 
mitzutragen. 

Bei der Türkei allerdings ist es Deutschland, wel-
ches die falschen Signale gibt. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
PDS) 

Gerade erst in diesen Tagen hat die Türkei angekün-
digt, daß sie drei Gesetze verändern wi ll, und sie hat 
als Begründung dafür angegeben, daß westliche 
Staaten, der Europarat, das Europäische Parlament 
der Dauer der Polizeihaft von Tatverdächtigen große 
Bedeutung beimäßen. Diese Wirkung zeigende Poli-
tik des Europäischen Parlaments wurde von Ihnen, 
Herr Kinkel, beim Besuch von Präsident Demirel in 
Bonn kritisiert. Dies, Herr Kinkel, war ein falsches Si-
gnal zur falschen Zeit. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der PDS) 

Gerade bei der Türkei zeigt sich, daß nur eine kombi-
nierte Politik aus Druck und Anreizen etwas zu errei-
chen vermag. 

Wir haben drittens gefordert, die im Rahmen der 
Vereinten Nationen, der OSZE und des Europarates 
geschaffenen Instrumente zum Schutz der Men-
schenrechte von deutscher Seite in einer gezielten 
politischen Aktion deutlich zu stärken. Von einer 
„gezielten politischen Aktion" zur Stärkung dieser 
Institutionen kann leider nicht die Rede sein. Das 
deutsche finanzielle Engagement für diese Organi-
sationen stagniert weiterhin auf niedrigem Niveau. 
Gerade in Zeiten knapper Mittel kann aus Haushalts-
entscheidungen sehr wohl abgelesen werden, wel-
chen Bereichen Politik besondere Bedeutung und 
Priorität beimißt und was faktisch nachrangiger ein-
gestuft wird. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Wir haben viertens darauf hingewiesen, von welch 
grundlegender Bedeutung für die Verwirklichung 
der Menschenrechte Aufklärung und Bewußtsein so-
wie Erziehung und Ausbildung sind. Es ist nicht be-
kanntgeworden, daß die Bundesrepublik zu der im 
Jahre 1996 von den Vereinten Nationen ausgerufe- 
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nen Dekade der Menschenrechtserziehung an kon-
kreten Programmen in diesem Bereich arbeitet. Der 
bewundernswerte, mutige Einsatz vieler Menschen-
rechtsaktivisten bedarf besonderer Anerkennung 
und besonderen Schutzes. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU, des BÜNDNISSES 90/ 
DIE GRÜNEN, der F.D.P. sowie der PDS) 

Wir haben fünftens gemahnt, daß mögliche Zusam-
menhänge zwischen deutschen Rüstungslieferungen 
und Menschenrechtsverletzungen nicht verdrängt 
oder verleugnet werden dürfen. 

(Gerhard Zwerenz [PDS]: Sehr gut!) 

Weder ist bisher erkennbar, daß die deutsche und die 
europäische Rüstungsexportpolitik restriktiver als 
bisher gestaltet wird, noch hat sich die Bundesregie-
rung bereit erklärt, Instrumente wie Elektroschock-
waffen, die zu Folterzwecken mißbraucht werden 
können, einer Ausfuhrkontrolle zu unterziehen. 

(Gerhard Zwerenz [PDS]: Das ist ein Skan

-

dal!)  

An der Produktion und dem Expo rt  von Elektro-
schockwaffen in Deutschland können doch wohl 
kaum Arbeitsplätze hängen, und selbst wenn sie es 
täten, wäre in diesem Fall Konversion erforderlich. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Wir haben sechstens kritisiert, daß das in der deut-
schen Entwicklungszusammenarbeit verankerte Kri-
terium der Achtung der Menschenrechte unter-
schiedliche Beachtung je nach politischer und wirt-
schaftlicher Bedeutung eines Staates findet. Wir wol-
len, daß dieses Kriterium in der Praxis konsequenter 
berücksichtigt wird. Menschenrechtliche Problem-
länder wie China, Indonesien, Türkei gehören immer 
noch zu den Hauptempfängerländern der deutschen 
Entwicklungspolitik, ohne daß erkennbar wird, daß 
es zum Beispiel zu Umschichtungen der Mittel in die-
sen Problemländern in Richtung auf die Förderung 
von Projekten von Nichtregierungsorganisationen 
oder zur Konzentration auf Projekte kommt, welche 
besonders den ärmeren Bevölkerungsschichten zu-
gute kommen oder ökologischen Zielen dienen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
PDS) 

Wir haben siebtens gefordert, daß die Fähigkeit 
der humanitären Hilfe, auf Frühwarnungen zu rea-
gieren, ausgebaut werden sollte und daß länger an-
dauernde und „schleichende" Krisen nicht aus dem 
Blickfeld der Politik geraten und erste Opfer von Mit-
telkürzungen sein dürfen. Trotzdem müssen wir se-
hen, daß es noch immer so ist, daß sich anbahnende 
Katastrophen und Konfliktherde kaum wahrgenom-
men werden und erst dann auf sie reagie rt  wird, 
wenn ein erheblicher Aufwand erforderlich ist. Diese 
„End of the pipe"-Menschenrechtspolitik und „End 
of the pipe"-humanitäre Hilfe muß durch eine vor-

beugende und nachhaltige Menschenrechtspolitik 
ersetzt werden. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Wir haben achtens gefordert, daß Zwangsarbeit 
und Kinderarbeit stärker als bisher als Menschen-
rechtsverletzung begriffen und behandelt werden. 
Diesem Thema wird die Kollegin Ernstberger ihren 
Redebeitrag widmen. 

Wir haben neuntens darauf hingewiesen, daß sich 
in vielen Politikbereichen - von der Entwicklungspo-
litik über die Forschungspolitik, die Sozialpolitik bis 
hin zur Umweltpolitik - Systeme aus Beiräten, Insti-
tutionen oder spezialisierten Durchführungsorgani-
sationen gebildet haben, und wir haben gefordert, 
daß eine dera rtige Umfeld- und Vorfeldentwicklung 
im Bereich der Menschenrechte angestrebt werden 
sollte und daß in diesem Zusammenhang die Errich-
tung eines unabhängigen deutschen Institutes für 
Menschenrechte nach dem Vorbild anderer europäi-
scher Länder geprüft werden sollte. Herr Außenmini-
ster, diesen Prüfauftrag hat der Deutsche Bundestag 
im Juni 1994 einstimmig beschlossen. Es gibt bisher 
keine Reaktion der Bundesregierung darauf. Was ist 
und wird aus dieser Idee? 

Und zehntens. Schließlich haben wir darauf hinge-
wiesen, daß die Menschenrechtspolitik im eigenen 
Land beginnt und daß es hier noch einige vordringli-
che Aufgaben bei der deutschen Asyl- und Flücht-
lingspolitik zur Sicherstellung eines menschenwür-
digen Flughafenverfahrens und eines kindgerechten 
Umganges mit minderjährigen, unbegleiteten 
Flüchtlingen gibt. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN sowie der 

Abg. Cornelia Schmalz-Jacobsen [F.D.P.]) 

Bund und Länder sind gemeinsam gefordert, ge-
nauso wie bei der Abstellung der vereinzelten Über-
griffe, die es gegen Ausländer bei Festnahmen gibt. 
Wir fordern zudem ausreichenden Schutz und Be-
treuung für Folteropfer, die nach Deutschland geflo-
hen sind. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Leider hat der Bund angekündigt, daß er sich schritt-
weise aus dieser wichtigen Aufgabe zurückziehen 
will. Dieses Handeln ist nicht verantwortlich. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Eine Betrachtung aller zehn Punkte, für die wir Re-
formbedarf der deutschen Menschenrechtspolitik an-
gemeldet haben, zeigt, daß unsere Vorschläge wei-
terhin aktuell sind. Nehmen Sie unsere Vorschläge 
auf, und setzen Sie sie um. Wir haben Ihnen eine Al-
ternative aufgezeigt. Werden Sie aktiver - das ist 
möglich - im Bereich der Menschenrechte. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS) 
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Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Das Wort  hat der 
Kollege Christian Schmidt. 

Christian Schmidt (Fürth) (CDU/CSU): Frau Präsi-
dentin! Meine sehr verehrten Damen und Herren! So 
sehr Menschenrechte unteilbar sind, so wenig kann 
schematisch ein Reaktionsmuster der internationalen 
Gemeinschaft auf deren Verletzung für alle Fälle 
gleichermaßen wirksam sein. Lassen Sie mich des-
wegen auf drei Länder und deren konkrete Situation 
eingehen und darzulegen versuchen, welche Mög-
lichkeiten wir haben und was wir tun sollten, um do rt 

 den Menschenrechten zur Geltung zu verhelfen. 

Ich darf mich ausdrücklich, Kollege Bindig, auf Ih-
ren Hineis beziehen, daß Menschenrechte und De-
mokratie ganz wesentlich miteinander verbunden 
sind. Ich bin durchaus Ihrer Meinung, daß wir durch 
die Demokratieförderung, das heißt das aktive Ein-
wirken in solche Länder hinein, die diktatorisch oder 
autoritär regiert werden, die demokratischen Wur-
zeln, die in vielen Ländern vorhanden und nur ver-
deckt sind, wieder freilegen können und daß wir das 
durchaus in einer gemeinsamen, aktiven Politik be-
treiben können. Wir müssen uns allerdings davor be-
wahren, zu glauben, allein durch Mittel von außen 
ließen sich Diktaturen ohne weiteres in Demokratien 
umwandeln. Sehr viel mehr muß dazukommen. Das 
steht nicht allein in unserer Verantwortung. Vielmehr 
müssen in dieser Frage Entwicklungen gefördert 
werden, die aus den Ländern selbst heraus kommen. 

(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Ja, 
genau das machen wir!)  

„Mene, mene tekel" muß man den Potentaten zu-
rufen, die die Zeichen an der Wand offensichtlich 
nicht erkennen, nicht erkennen wollen oder nicht 
rechtzeitig Konsequenzen daraus ziehen. In der Tat 
sind Menschenrechte und demokratische Grund-
rechte erst in zweiter Linie international verhandel-
bar; in erster Linie brechen sie sich aus einer konkre-
ten Unterdrückungssituation heraus zu einem oft für 
die Potentaten unerwarteten Zeitpunkt Bahn. 

Wir können auf ein aktuelles Beispiel schauen: Wir 
blicken mit großer Besorgnis auf die Entwicklung in 
Serbien. Der eigentliche Anlaß ist zwar gravierend, 
aber nicht existentiell: Es besteht der erhebliche Ver-
dacht, daß Kommunalwahlergebnisse gefälscht wor-
den sind. Aber daraus brechen sich Bürgerprotest 
und Großdemonstrationen der Opposition Bahn. Wir 
haben zu zweifeln, ob Herr Miloševi ć  die Zeichen an 
der Wand wahrzunehmen bereit ist. 

Gerade wir Deutschen haben in unserer jüngsten 
Geschichte die Erfahrung gemacht, daß das Fälschen 
von Kommunalwahlen der Auslöser sein kann für 
eine breite, friedliche Volksbewegung. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sehr wahr!) 

Ist Serbien 1996 vergleichbar mit der DDR 1989? Ich 
will es mir ersparen, die Unterschiede und Ähnlich-
keiten miteinander in bezug zu setzen. Aber wahr 
ist, daß sich die serbische Führung zwar formal zur 
Demokratie bekennt, aber Herr Miloševi ć  sich daran 

auch messen lassen muß, und das ist weiß Gott nicht 
nur eine innere Angelegenheit Serbiens. 

Wenn wir im Kantschen Sinne davon ausgehen, 
daß Demokratien miteinander keinen Krieg führen 
und darüber hinaus in Demokratien grundsätzlich 
die Achtung der Menschenrechte in einem sehr viel 
höheren Maße gesichert ist, als das je in einer dikta-
torischen oder autoritären Struktur der Fall sein 
kann, dann ist die demokratische Verfassung Ser-
biens ein wesentlicher Punkt bei der Verhinderung 
weiterer Explosionen auf dem Balkan. Deswegen 
müssen wir unterstreichen, daß es auch dem Geist 
von Dayton und natürlich dem Geist der OSZE kardi-
nal widerspricht, diese Kommunalwahlen so zu ak-
zeptieren, wie sie verfälscht worden sind. 

Ich fordere deswegen die Belgrader Führung auf, 
einer OSZE-Kommission die Überprüfung der Wahl-
unterlagen zu erlauben und gleichzeitig verbindlich 
zuzusagen, bei verbleibenden begründeten Zweifeln 
an der Korrektheit des Wahlverlaufs die Kommunal-
wahlen vollkommen zu wiederholen - 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. 
sowie bei Abgeordneten der SPD und des 

BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

dies nicht nur, um einen Weg zu finden, damit Herr 
Milošević  sein Gesicht wahren kann, sondern eigent-
lich, um ihm den einzig möglichen Weg zu bahnen, 
im pluralistischen Meinungswettstreit dabeisein zu 
können. 

Wir wollen nicht Schiedsrichter zwischen den Par-
teien in Serbien sein und ihre Programme analysie-
ren, aber es muß eines klar sein: Ohne Konsequen-
zen auf diese Kommunalwahlen wird es zu einem 
baldigen Ende der Ära Miloševi ć  und der Sozialisti-
schen Partei in Serbien kommen. 

(Gerhard Zwerenz [PDS]: Nun fehlt ein 
Wort  zur Türkei!) 

Wir wollen keine Destabilisierung Serbiens; wir 
wollen ganz im Gegenteil mit einem stabilen demo-
kratischen Serbien über die Dinge reden, um die es 
für Serbien momentan geht. Dazu gehört eine ge-
wisse wirtschaftliche Normalisierung durch Koopera-
tion mit der Europäischen Union, die Frage einer spä-
teren Rückkehr Serbiens bzw. Jugoslawiens in die 
OSZE, die Teilhabe an den internationalen Finanzin-
stitutionen, aber auch die Frage der Diskriminierung 
der Albaner im Kosovo und die Bereitschaft, bei uns 
lebende Bürger Serbiens im Rahmen der Rückfüh-
rung wieder ins Land zu lassen und ihre Sicherheit 
zu garantieren. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, 
der F.D.P. und des BÜNDNISSES 90/DIE 

GRÜNEN) 

Eines ist klar: Wenn Gewalt angewendet wird, 
werden die Dinge schnell eskalieren und unkontrol-
lierbar werden. Dies kann niemandes Interesse sein. 
Der Westen wird bei solch einem Weg gezwungen 
sein, mit harten wirtschaftlichen Sanktionen zu ant-
worten und damit die innere Krise des Landes nicht 
zu lösen, aber ihren Gang gehen zu lassen. Herr Mi-
lošević  hat also allein die Schlüssel in der Hand. Wir 
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haben dies mit einem interfraktionellen Entschlie-
ßungsantrag in der Drucksache 13/6413 unterstri-
chen, und ich hoffe, daß das Hohe Haus mit einem 
gemeinsamen Votum hierüber das entsprechende Si-
gnal sendet. 

Ein weiteres Land, das sich dem westlichen Kultur-
kreis zurechnet und über dessen von seiner Führung 
aufgezwungenen politischen Kurs man nur besorgt 
sein kann, verdient angesprochen zu werden: Kuba. 
Die geschickte Inszenierung des Auftritts des alt ge-
wordenen Fidel Castro auf der Welthungerkonferenz 
in Rom vermochte nur durch die erstaunlich unkriti-
sche Berichterstattung, auch in vielen Medien bei 
uns, die Blüte eines Tages zur Entfaltung zu bringen. 
Auch der Versuch, durch den Besuch beim Papst Re-
putation zu gewinnen, wird im politischen Bereich 
nicht verfangen und im religiösen Herrn Castro hof-
fentlich zur Umkehr bewegen 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

Es bleibt wahr, daß im Himmel über einen heimge-
kehrten Sohn mehr Freude herrscht als über 99 Ge-
rechte, und es bleibt, daß das diktatorische Regime 
in Havanna die Menschenrechte mißachtet. Es bleibt 
dabei, daß sture und unbeweglich gewordene Re-
gime aus sich heraus keine Überlebenschance haben 
werden. Wir sind aber bereit, die wenigen Ansätze 
zu einem Dialog, der zu mehr Demokratie führt, 
wahrzunehmen. Dies heißt, daß Demokratieförde-
rung in Kuba betrieben werden soll und wir alles un-
ternehmen müssen, um dieses Land von Castros Al-
ternative „Socialismo o muerte", „Sozialismus oder 
Tod", wegzubringen zu Freiheit statt Sozialismus. 
Das sollen und müssen wir gemeinsam mit den USA 
tun. 

(Zurufe von der PDS) 

Ich glaube, dazu gibt es keine Widerrede. Ich wüßte 
nicht, wieso. 

Deswegen gibt es viel grundsätzliche Sympathie - - 

(Zuruf des Abg. Steffen Tippach [PDS]) 

- Daß Sie grundsätzliche Sympathie für Castro ha-
ben, das mag sein; das hat aber mit der Diskussion 
über die Menschenrechte hier wenig Förderliches zu 
tun. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Wir müssen gemeinsam mit den USA unsere 
grundsätzliche Symphatie für Menschenrechte und 
Demokratie, die heute - - 

(Gerhard  Zwerenz [PDS]: Wir sind ganz 
still!)  

- Ich meine, das ist auch gut für Sie. Gerade bei die-
sem Thema laufen Sie ja in eine große Glaubwürdig-
keitslücke hinein. 

Manche Mittel gegenüber Kuba allerdings sind 
nicht hilfreich und produktiv. Ich bin der sicheren 
Hoffnung, daß im Kongreß der Vereinigten Staaten 
von Amerika langsam die Einsicht Platz greift, daß 
die Helms-Burton-Gesetzgebung nicht dienlich ist. 
Nach der von uns nicht zu beanstandenden Embar-
gopolitik der USA für die bilateralen Beziehungen  

gibt es eine Vielzahl von anderen Möglichkeiten, die 
genutzt werden könnten. Hierüber sollten wir mit 
den USA auch auf parlamentarischer Ebene in einen 
umfangreichen Dialog eintreten. 

Ein weiteres Land, das uns in vieler Hinsicht aller-
dings weit näher liegt als Kuba, auch im Sinne seiner 
demokratischen Entwicklung, soll angesprochen 
sein: Unser NATO-Partner Türkei, 

(Beifall des Abg. Gerhard Zwerenz [PDS]) 

mit dem wir in einer europäischen Zollunion verbun-
den sind, ist auf dem Weg zur Demokratie schon sehr 
weit gekommen. 

(Zuruf von der SPD:  Oh!)  

Es bedarf einer sehr differenzie rten Kooperation mit 
der Türkei. Ich will Außenminister Kinkel noch ein-
mal ausdrücklich in Schutz nehmen gegen die Vor-
würfe hinsichtlich des Besuchs von Staatspräsident 
Demirel. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Mir wäre es sehr viel lieber, wenn das Europäische 
Parlament die Zollunion mit der Türkei nicht funda-
mental blockieren würde, wobei wir doch alle wis-
sen, daß hinter dieser Blockade nicht in erster Linie 
Fragen der Menschenrechte, sondern Überlegungen 
von anderen Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union stehen, die in dieser Frage eigentlich zurück-
gestellt werden sollten. 

Im Hinblick auf Minderheitenrechte und demokra-
tischen Pluralismus gibt es einige Schwachstellen, 
über die wir auch in diesem Hause oft und ausführ-
lich gesprochen haben. Wir wiederholen es auch bei 
dieser Debatte mit großer Nachhaltigkeit: Der Kur-
denkonflikt kann nach unserer festen Überzeugung 
nur politisch geregelt werden. Eine Politik der Ge-
walttätigkeit, wie sie von der PKK bet rieben wird 
und ab und an auch nach Deutschland über-
schwappt, ist kein Weg, um legitime Rechte der Kur-
den zu erreichen. 

Ein Staat hat grundsätzlich das Recht, Terrorismus 
zu bekämpfen. Er muß dies allerdings mit rechts-
staatlichen Mitteln tun. Wir sind bereit, den Dialog 
zu fördern. Wir können international nicht eine Ver-
mittlungsposition einnehmen; aber wir sind bereit, 
Initiativen zu unterstützen, die aus dem Lande selbst 
heraus kommen und den Konflikt zwischen der kur-
dischen Bevölkerung und dem türkischen Staat poli-
tisch lösen helfen. 

Wir haben zwischen den Fraktionen der CDU/ 
CSU, SPD und F.D.P. einen gemeinsamen Entschlie-
ßungsantrag vereinbart, der Ihnen nach geringfügi-
ger redaktioneller Änderung unter der Drucksache 
13/6412 (neu) vorliegt, der dies noch einmal wider-
spiegelt. Wir wollen alles tun, um die demokratische 
Entwicklung in der Türkei zu befördern. Dabei sehen 
wir die Türkei als einen Verbündeten und nicht als 
einen Gegner. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 
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Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Es spricht jetzt der 
Kollege Gerd Poppe. 

Gerd Poppe (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Frau 
Präsidentin! Meine Damen und Herren! Schon der 
Umstand, daß in der heutigen Menschenrechtsde-
batte der Antrag unserer Fraktion zur deutschen 
Südost- und Ostasienpolitik auf der Tagesordnung 
steht, weist auf ein Problem hin, das ich nicht zum 
erstenmal anspreche. Im Titel kommt das Wort 
„Menschenrechte" vor. Daraus folgt, wie üblich: Der 
Antrag gehört in die Schublade zum Tag der Men-
schenrechte, in der das Sammelsurium zur alljährlich 
wiederkehrenden Debatte abgelegt wird. 

Ich will aber zugeben: Es gibt einen Fortschritt, 
nämlich eine Regierungserklärung zum Thema so-
wie die Tatsache, daß diese Debatte in der Kernzeit 
stattfindet. Aber immer noch sind Menschenrechte 
für viele Politiker auch in diesem Hause - wobei ich 
nicht nur eine Seite ansprechen wi ll  - noch nicht viel 
mehr als ein gelegentlich schmückendes Beiwerk zur 
eigentlichen, zur richtigen Politik. 

Wer eine solche Haltung einnimmt, hat noch im-
mer nicht begriffen, daß der glaubwürdige Einsatz 
für die Menschenrechte erst eine glaubwürdige Poli-
tik möglich macht, 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

hat nicht begriffen, daß ohne Garantie der Men-
schenrechte kein Staat und auch kein Verhältnis zwi-
schen Staaten auf einem stabilen Fundament stehen. 
Zahlreiche Beispiele ließen sich dafür aufzählen. 

Ich will nur eines nennen, heute besonders aktuell 
und naheliegend - auch der Kollege Schmidt hat es 
eben schon angesprochen -: das Verhältnis zu Ser-
bien. Nicht der sinkende Lebensstandard löste die 
wochenlangen Demonstrationen in Belgrad aus, son-
dern der Wahlbetrug. Wer von Ihnen kann heute 
noch eine Prognose zur Überlebensdauer der Regie-
rung Milošević  abgeben? 

Wir sollten deswegen nicht in erster Linie unsere 
Sorge gegenüber Milošević  zum Ausdruck bringen, 
sondern vor allem eine Hoffnung: die Hoffnung, daß 
auf die Belgrader Demonstrationen eines Tages so 
zurückgeblickt werden kann, wie auf die Demonstra-
tionen in Leipzig und Prag 1989. 

(Beifall im ganzen Hause) 

Zurück zum eingangs erwähnten Antrag. Ich 
hoffe, Sie stimmen wenigstens der Formulierung zu, 
daß die Ostasienpolitik durch die Reisen des Bun-
deskanzlers und des Außenministers zu Recht in das 
Licht der Öffentlichkeit gerückt ist und daß die die-
ser Region gewidmete erhöhte Aufmerksamkeit zu 
begrüßen ist. 

Um so problematischer war die relativierende In-
terpretation der Tibet-Resolution des Bundestages 
durch Außenminister Kinkel gegenüber der chinesi-
schen KP-Führung und die gänzlich unangemessene 
Kritik des deutschen Botschafters in Peking. Diese 
Vorgänge resultieren nicht zuletzt aus dem Bemühen 
der Bundesregierung um Verständnis für das angeb-

lich andersartige Menschenrechtsverständnis in 
Asien. 

Die Erklärung für eine solche Argumentation liegt 
im wirtschaftlichen Erstarken der sogenannten Tiger

-

Staaten und in der wachsenden wi rtschaftlichen 
Potenz Chinas und auch Indonesiens. Auf diesem 
Fundament wird zum erstenmal seit der Gründung 
der Vereinten Nationen 1945 das Universalitätsprin-
zip der Menschenrechte in Frage gestellt. Ganze 
Staatengruppen - neben vielen Ländern Südost-
asiens vor allem islamistische Regime wie der Iran, 
der Sudan oder neuerdings Afghanistan - berufen 
sich auf die andersartigen gewachsenen Traditionen. 

Nichts gegen wachsendes Selbstbewußtsein - ge-
rade gegenüber früheren Kolonialmächten -; aber 
daraus muß nicht unbedingt ein prinzipieller Vorbe-
halt gegen die angeblich vom industrialisierten Nor-
den weltweit oktroyierten Menschenrechtsprinzipien 
resultieren. Folter ist kein Ausdruck einer eigenstän-
digen Kultur. 

(Beifall im ganzen Hause) 

Es gibt auch Gegenbeispiele. Es gibt Japan, es gibt 
Taiwan, es gibt - mit Einschränkungen - Ägypten, 
also Staaten, die unserem Menschenrechtsverständ-
nis von der Universalität folgen. 

Meine Damen und Herren von der Bundesregie-
rung, es genügt nicht, die Menschenrechte gegen-
über autoritären Herrschern nur anzusprechen. 
Deutlichere Signale müssen gesetzt werden. Leider 
hat der Bundeskanzler in Indonesien mit seinem 
holprigen Bemühen, den diesjährigen Friedens-
nobelpreisträger Bischof Belo mal schnell über 2 000 
Kilometer nach Jaka rta einfliegen zu lassen, eine 
Chance verpaßt. Aber Fehler sind korrigierbar. Des-
halb begrüßen wir es, daß die Begegnung in 
Deutschland stattfinden wird. 

Um so trauriger allerdings ist das Schicksal unseres 
gemeinsam mit der SPD gestellten Osttimor-Antra-
ges, der nach monatelangen fraktionsübergreifenden 
Bemühungen an der Blockade der Koalition, die dem 
Suharto-Regime weiterhin Militärhilfe zukommen 
lassen will, gescheitert ist. Das ist ein für den Bundes-
tag peinliches Resultat im Vorfeld des Belo-Besuches. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD) 

Aber ich kann nach der schlechten Nachricht eine 
gute einschieben. Soeben haben sich die Koaliti-
onsfraktionen und die SPD entschieden, sich unse-
rem Nigeria-Antrag anzuschließen. So geht es auch. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Der Einsatz auch deutscher Regierungsdelegatio-
nen für die individuellen Freiheitsrechte der Men-
schen als dem höchsten Gut des international ver-
brieften Menschenrechtsschutzes gerät leider noch 
häufig zur Pflichtübung. Als scheinbar wichtigeres 
Anliegen - übrigens nicht nur in der Politik der Bun-
desregierung, sondern der meisten Industrienatio-
nen - dominiert der Konkurrenzkampf um reale oder 
zukünftige Märkte. Wie jedoch das Beispiel Süd-
afrika zeigt, ist die Wi rtschaft, um deren Absatzchan- 
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cen sich die vielen Regierungsdelegationen oft ge-
nug überflüssigerweise bemühen, meist schon viel 
weiter. Es gibt keinen grundsätzlichen Widerspruch 
zwischen den wirtschaftlichen Interessen und dem 
Menschenrechtsschutz. 

Die komplexen Entscheidungsstrukturen auch zu-
künftig überlebensfähiger Gesellschaften setzen 
überall in der Welt freie, selbstbestimmte, eigenver-
antwortliche Individuen als entscheidende Basis für 
offene, demokratisch legitimie rte und damit hand-
lungsfähige Gesellschaftsmodelle voraus. Auch des-
halb muß die deutsche Außenpolitik auf der Univer-
salität der Menschenrechte beharren. 

(Dr. Irmgard Schwaetzer [F.D.P.]: Das tut sie 
doch!) 

Menschenrechtspolitik darf nicht zur gelegentlichen 
Geste, zum Ritual werden. Das wäre kurzsichtig, un-
verantwortlich und letztendlich zu unserem eigenen 
Schaden. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 

PDS) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Die Regierung 
wünscht das Wort  zu einer Klarstellung. Ich gebe das 
Wort  Herrn Minister Kinkel. 

Dr. Klaus Kinkel, Bundesminister des Auswärtigen: 
Frau Präsidentin! Herr Kollege Poppe, Sie haben 
eben eine Behauptung wiederholt, die Sie kürzlich 
im Auswärtigen Ausschuß auch schon getan haben, 
und erklärt, ich hätte mich, was die Tibet-Resolution 
des Deutschen Bundestages anbelangt, in meinen of-
fiziellen Gesprächen bei meinem letzten Besuch in 
China relativierend eingelassen. 

(Günter Verheugen [SPD]: Nein, das war 
Herr Glos!) 

- Nein, das war Herr Poppe im Ausschuß. 

(Günter Verheugen [SPD]: Ja, aber in China 
hat es Herr Glos  getan!)  

- Ich möchte ja nur etwas klarstellen. 

Ich lege - das werden Sie verstehen - Wert darauf, 
vor dem Deutschen Bundestag nochmals zu wieder-
holen, daß diese Behauptung un richtig ist. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Ich habe damals bei der Tibet-Resolution im Deut-
schen Bundestag mitgestimmt, und ich habe mich in 
Peking in gar keiner Weise relativierend geäußert. 

(Vorsitz: Vizepräsidentin Dr. Antje Voll

-

mer) 

Herr Kollege Poppe, Sie haben jetzt schon zum 
zweitenmal vor dem Deutschen Bundestag in Fra-
gen, die wesentlich sind - sonst würde ich nicht hier 
ans Rednerpult gehen; ich mache dies zum erstenmal 
in einem solchen Zusammenhang -, etwas behaup-
tet, zu dem ich Sie anschließend bitten muß, es ent-
weder zu beweisen oder es zurückzunehmen. Ich 
sage Ihnen nachdrücklich nochmals: Ich habe dazu  

in Peking nicht relativierend Stellung genommen. 
Ich bitte Sie, das jetzt endgültig zur Kenntnis zu neh-
men und diese Behauptung in Zukunft zu unterlas-
sen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU - 
Dr.  Irmgard Schwaetzer [F.D.P.]: Poppe ver

-

wechselt Kinkel mit Glos!) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort hat 
jetzt der Herr Kollege Dr. Burkhard Hirsch. 

Dr. Burkhard Hirsch (F.D.P.): Frau Präsidentin! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich freue 
mich über die Klarstellung, die der Herr Bundesau-
ßenminister eben gegeben hat; denn ich weiß, Herr 
Bundesaußenminister, daß gerade Sie in Menschen-
rechtsfragen einen völlig untadeligen Record haben. 
Das sollte man hier hervorheben und betonen. 

(Beifall bei der F.D.P. - Zuruf von der SPD: 
Oh!)  

Je länger man sich mit Menschenrechten beschäf-
tigt, um so demütiger wird man eigentlich angesichts 
der Vielzahl von Menschenrechtsverletzungen, die 
es auf dieser Erde gibt, und der Beschränktheit der 
Möglichkeiten, die die Bundesrepublik hat, sie zu 
bekämpfen. Darum ist es wichtig, jede A rt  der Zu-
sammenarbeit innerhalb des Europarates und inner-
halb der Vereinten Nationen zu fördern und deren 
Kraft in diesen Fragen zu stärken. Ich sage aber auch 
bewußt: Es ist ebenso wichtig innerhalb dieses Hau-
ses nicht das hervorzuheben, wo wir vielleicht unter-
schiedliche Akzente haben, sondern das zu betonen, 
was uns in Menschenrechtsfragen eint. 

Das ist das gemeinsame Bewußtsein, daß Men-
schenrechtspolitik Friedensfähigkeit von Staaten 
nach außen und nach innen bedeutet und daher in 
unserem gemeinsamen Interesse liegt. Die Universa-
lität von Menschenrechten bedeutet nicht die 
Schrankenlosigkeit von Interventionen, sondern den 
Kampf um die Menschenwürde des einzelnen, wel-
cher Nationalität, Staatsangehörigkeit und Rasse 
auch immer er sein mag. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Es gibt - da folge ich Herrn Poppe - keine Kultur, 
die den Mord, die Folter, die willkürliche Hinrich-
tung, die Freiheitsberaubung, den Verstoß gegen 
grundlegende Habeas-corpus-Rechte zum Inhalt ih-
res Denkens und Wollens macht. Es gibt die Men-
schenrechtskonvention der Vereinten Nationen. Sie 
ist die grundlegende und konstituierende Vereinba-
rung der zivilisierten Völker dieser Welt. Es kann 
keine Intervention sein, die Völker an diese gemein-
samen Grundlagen einer modernen Völkerrechtsge-
meinschaft zu binden und sie immer wieder mit allen 
Mitteln aufzufordern, sie zu wahren. 

Es gibt Antinomien zu praktischen Fragen der Poli-
tik. Die Frage, die uns hier immer wieder beschäftigt 
hat und auch in dieser Debatte eine Rolle gespielt 
hat, lautet, ob es zwischen Menschenrechten und 
wirtschaftspolitischen Interessen eine grundlegende 
Differenz geben kann. Ich zögere, das zu bestätigen. 
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Ich denke, daß ein großer Teil der Menschen-
rechtsverletzungen gerade in unserer Zeit auf wirt-
schaftlichen und sozialen Konflikten beruht und daß 
es gerade deshalb wesentlich ist, auch durch wirt-
schaftliche Hilfe dazu beizutragen, daß Völker und 
Staaten aus ihren inneren Bedrängnissen heraus-
kommen. Es kann Ausnahmen geben. Südafrika ist 
ein Beispiel, bei dem die wi rtschaftliche Isolierung 
dazu beigetragen hat, ein schändliches Apartheidsy-
stem zum Zusammenbruch zu bringen. 

Aber im allgemeinen muß man sagen, daß die Ver-
besserung der wi rtschaftlichen Verhältnisse und 
auch Handel und wirtschaftliche Zusammenarbeit 
nicht dazu führen, Menschenrechte weiter in Be-
drängnis zu bringen, sondern sie helfen dem Land, 
mit dem man zusammenarbeitet und das man för-
dert. 

Es sind ja nicht die starken, sondern es sind die 
schwachen, die labilen Staaten, die zu dem Mittel 
greifen, ihre eigenen Staatsangehörigen mit Gewalt 
zu Untertanen zu machen. Es sind innerstaatliche, 
ethnische, religiöse Minderheitenkonflikte, die in 
den letzten Jahren eine besondere Bedeutung er-
langt haben. 

Ich habe eine Statistik gesehen, aus der hervor-
geht, daß allein im Jahre 1995 22 Kriege und Bürger-
kriege mit 1,2 Millionen Toten und 25 bis 30 Mil-
lionen Flüchtlingen ausgetragen wurden. Das ist 
nicht nur eine Belastung für die unmittelbar Betroffe-
nen, sondern der Völkergemeinschaft insgesamt. 

Deswegen müssen alle Instrumente - hier folge ich 
Ihnen, Herr Bindig - gestärkt werden, die präventive 
Handlungen ermöglichen. Es ist wichtig, nicht erst 
einzugreifen, wenn es darum geht, mit Gewalt oder 
militärischen Mitteln Konflikte zu befrieden, sondern 
man muß sich vorher intensiver als bisher daran be-
teiligen, wirtschaftliche und soziale Konflikte zu lö-
sen. Das ist in der Tat ein elementares Anliegen. 

Dazu gehört auch die Kontrolle der Rüstungsex-
porte, wobei es nicht genügt, an die Bundesrepublik 
zu appellieren, sondern man muß den alten Plan ver-
folgen, Rüstungsexporte der Industrieländer in den 
Vereinten Nationen zumindest meldepf lichtig und öf-
fentlich zu machen, damit man erkennt, wer welche 
Himmelsgegenden mit Waffen vollstopft. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage? 

Dr. Burkhard Hirsch (F.D.P.): Ja, natürlich. 

Rudolf Bindig (SPD): Herr Kollege Hirsch, können 
Sie meine brennende Ungeduld verstehen, wenn wir 
immer die Notwendigkeit der Stärkung der Men-
schenrechtsinstrumente betonen, dann aber, selbst 
nach intensiven Bemühungen, für das so wichtige 
Genfer Menschenrechtszentrum nicht mehr Mittel zu 
mobilisieren bereit sind, als wir für 40 Meter Neubau 
einer Bundesautobahn ausgeben? 

(Beifall bei Abgeordneten der PDS) 

Dr. Burkhard Hirsch (F.D.P.): Sie haben auch in Ih-
rer Rede an das Menschenrechtszentrum erinnert. 
Mir wäre es angenehm gewesen, wenn Sie gleichzei-
tig an das Menschenrechtsforum erinnert hätten, in 
dem in der Tat alle denkbaren Organisationen zu-
sammenarbeiten. Ich finde, wir müssen der Bundes-
regierung dafür danken, daß sie dazu beigetragen 
hat, dieses Menschenrechtsforum zu bilden und zu 
dieser Zusammenarbeit zu kommen. 

Was wir auf nationaler Ebene tun können, sollten 
wir genauso auf internationaler Ebene tun. Ich 
stimme Ihnen zu, daß wir mehr tun müssen, um Früh-
warnsysteme zu errichten, um eine engere Zusam-
menarbeit auch mit den NGOs zu ermöglichen und 
sie zu fördern. 

Meine letzte Bemerkung bezieht sich auf die Tür-
kei. Mir ist ganz wichtig, Herr Kollege Schmidt, daß 
wir hier zu einer gemeinsamen Resolution gekom-
men sind. Sie haben gerade eine Neufassung präsen-
tiert, in der Sprachkünstler am Werk gewesen sind, 
die einen Gedanken nicht akzeptieren wollen, daß 
nämlich zum Friedensprozeß auch in der Türkei die 
Debatte mit allen an diesem Bürgerkrieg Beteiligten 
gehört. 

Je länger er dauert, um so eher wird die türkische Re-
gierung nicht daran vorbeikommen, auch mit der 
PKK zu sprechen. Es ist genauso gesagt worden: Mit 
der PLO reden wir nicht. - Natürlich wurde mit der 
PLO gesprochen. Es gibt viele Beispiele dieser A rt . 
Je länger ein Bürgerkrieg geführt wird, desto mehr 
wächst die Gesprächsbereitschaft. 

Solange die PKK Gewalt ausübt, kann sie kein Ge-
sprächspartner sein. Aber wenn wir als Bundestag 
gemeinsam an die PKK appellieren, daß sie der Ge-
walt abschwören soll, daß sie endlich auf dem Weg 
der Gewalt einhalten soll, und sie täte es, sie würde 
uns folgen, wollten Sie auch dann sagen: Natürlich 
führen wir kein Gespräch mit ihnen? 

Ich glaube, daß der  Kurden-Konflikt in der Türkei 
die moralische und die wi rtschaftliche Kraft dieses 
Landes in einer Weise zerstört hat, die wirklich kata-
strophal ist. Ein großer Teil der innenpolitischen 
Schwierigkeiten in der Türkei - ich will hier nicht 
über die Wahlergebnisse im einzelnen sprechen - 
liegt an der Zerstörung der moralischen und wirt-
schaftlichen Kraft dieses für uns wichtigen Landes, 
mit dem wir befreundet sind, und an der Unfähigkeit 
zu erkennen, daß nicht militärische, sondern nur poli-
tische Lösungen dazu beitragen können, diesen un-
seligen Bürgerkrieg zu beenden. 

(Beifall im ganzen Hause) 

Übrigens, Frau Dietert-Scheuer, ich beteilige mich 
daran, dafür zu sorgen, daß türkische Polizeibeamte 
in der Polizeiführungsakademie in Hiltrup in den 
gleichen Lehrgängen, wie wir sie für deutsche Poli-
zeibeamte haben, ausgebildet werden. Es ist nicht 
am wichtigsten, ihnen Funkgeräte oder ähnliches zu 
geben. Es geht darum, an die Köpfe dieser Men-
schen zu kommen und ihnen klarzumachen, wie man 
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mit Bürgern eines Landes umzugehen hat. Ich hoffe, 
das ist ein Beitrag zur Normalisierung. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Man muß leider sagen, daß es in der Türkei noch 
keine Verbesserung der Menschenrechtslage gege-
ben hat. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Herr Kollege 
Hirsch, gestatten Sie eine Zwischenfrage der Abge-
ordneten Amke Dietert-Scheuer? 

Dr. Burkhard Hirsch (F.D.P.): Ja, bitte. 

Amke Dietert-Scheuer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Herr Kollege Hirsch, ich habe nicht gesagt, 
daß derartige Polizeiausbildungshilfen grundsätzlich 
falsch sind. Aber sind Sie bereit, mir zuzustimmen, 
daß sie im menschenrechtlichen Sinne nur dann posi-
tiv wirken können, wenn auch auf seiten der türki-
schen Regierung die Bereitschaft besteht, die Pro-
bleme zu lösen, also zum Beispiel gesetzliche Bedin-
gungen zu schaffen, die wiederum die Folter verhin-
dern, und daß das Problem der Folter in der Türkei 
kein Problem der Köpfe der einzelnen Polizisten ist, 
sondern der politischen Förderung und Duldung von 
Folter? 

Dr. Burkhard Hirsch (F.D.P.): In diesem Punkt bin 
ich mit Ihnen völlig einig. Ich war bestürzt darüber, 
daß mir der türkische Justizminister gesagt hat, daß 
die Frage, ob ein Anwalt während der Incomunicado, 
die nicht zwei oder drei Tage, sondern sieben Tage 
betragen soll, mit dem Verhafteten Kontakt haben 
kann, eine innertürkische Angelegenheit sei, die uns 
nichts anginge. Ich war bestürzt über eine solche Äu-
ßerung. 

Aber die Möglichkeiten, auf einen türkischen Ju-
stizminister einzuwirken, sind gering. Man muß sich 
wegen dieses Themas darum bemühen, nicht nur mit 
ihm zu sprechen. Auch die türkischen Polizeibeam-
ten sind Menschen mit Leidenschaften, mit Berufsin-
teressen. 

(Zuruf von der SPD: Mit Folter!) 

- Nein, nicht mit Folter. Mir geht es im Gegenteil 
darum, diesen Polizeibeamten deutlich zu machen, 
wie man mit Menschen umgehen muß. Darum ist es 
wichtig, daß sie dieselben Lehrgänge besuchen wie 
deutsche Polizeibeamte. Ich halte dies für einen ganz 
wichtigen, wenn auch kleinen Beitrag. Alles, was wir 
leisten, sind kleine Beiträge; nicht mehr und nicht 
weniger. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Herr Kollege 
Hirsch, Ihre Redezeit ist eigentlich um. Es gibt aber 
noch den Wunsch des Kollegen Tippach nach einer 
Zwischenfrage. Möchten Sie diese noch zulassen? 

Dr. Burkhard Hirsch (F.D.P.): Nein. Ich glaube, ich 
habe das Wichtigste von dem gesagt, was ich sagen 
wollte. Ich möchte mich bei der Bundesregierung für 
den Menschenrechtsbericht bedanken. Wir stimmen  

ihm zu und begrüßen ihn. Es wäre wichtig gewesen, 
wenn sich das Parlament eher mit ihm befaßt hätte. 

Ich hoffe, daß wir zwischen den Fraktionen des 
Hauses eine größere Gemeinsamkeit als bisher fin-
den, um eine Menschenrechtspolitik zu formulieren 
und diese gemeinsam, jeder mit seinen Möglichkei-
ten, zu betreiben. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Auf der Ehrentribüne hat nun 
Seine Exzellenz, der Präsident der Abgeordneten-
kammer der Italienischen Republik, Herr Luciano 
Violante, Platz genommen. 

(Beifall) 

Herr Präsident, Sie sehen, wir begrüßen Sie und 
Ihre Begleitung sehr herzlich im Namen aller Kolle-
ginnen und Kollegen des Deutschen Bundestages. 

Wir freuen uns, daß Sie sich inmitten einer für Ihr 
wie auch für unser Parlament sehr intensiven Ar-
beitsphase die Zeit für einen Besuch in Deutschland 
genommen haben. Der Deutsche Bundestag mißt 
den deutsch-italienischen Beziehungen eine beson-
ders hohe Bedeutung bei, und wir haben ein großes 
Interesse daran, gerade die parlamentarische Ebene 
dieser Beziehungen weiter zu stärken. Sie hat, 
glaube ich, einen ganz wichtigen Anteil am Zusam-
menwachsen Europas. Deswegen freuen wir uns 
über Ihren Besuch, und in diesem Sinne wünsche ich 
Ihnen weiterhin gute Gespräche. 

(Beifall) 

Als nächste hat das Wo rt  die Abgeordnete Heide 
Mattischeck. 

Heide Mattischeck (SPD): Frau Präsidentin! Meine 
lieben Kolleginnen und Kollegen! Meine Damen und 
Herren! Herr Außenminister, wir haben Ihre Klarstel-
lung zur Relativierung zur Kenntnis genommen. Es 
wäre schön und erfreulich, wenn es auch eine Klar-
stellung der Koalitionsfraktionen zu der doch sehr 
stark relativierenden Äußerung von Herrn Kollegen 
Glos zur Tibet-Erklärung gäbe, die ja mit großer 
Mehrheit im Bundestag beschlossen worden ist. 

Meine Damen und Herren, das Spektrum der Men-
schenrechtsverletzungen, derer wir uns annehmen 
müssen, ist breit. Bei kritischer Betrachtung der Men-
schenrechtsarbeit des Bundestages müssen wir aller-
dings konstatieren: 

Die Notwendigkeit, auf aktuelle Menschenrechts-
verletzungen zu reagieren, ist unbest ritten. Dabei 
dürfen wir es jedoch nicht bewenden lassen. 

Ein Schwerpunkt unserer Arbeit muß verstärkt auf 
einer langfristigen Verbesserung des Schutzes der 
Menschenrechte liegen. Es reicht eben nicht aus, 
massiv gegen die schreckliche Ermordung von Ken 
Saro-Wiwa und seiner Mitstreiter zu protestieren; es 
müssen auch langfristig die Ursachen bekämpft wer-
den, gegen die Ken Saro-Wiwa protestiert hat, näm- 
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lieh die Unterdrückung der Ogoni und die massive 
Umweltzerstörung. 

(Beifall bei der SPD) 

Und es muß - dazu gibt es ja einen gemeinsamen 
Antrag - alles Erdenkliche dafür getan werden, daß 
die 18 Mitstreiter von Ken Saro-Wiwa, die seit einem 
Jahr von der Todesstrafe bedroht sind, nicht hinge-
richtet werden. 

Unser Antrag „Unterstützung der weltweiten Be-
mühungen um die Abschaffung der Todesstrafe" be-
handelt einen wichtigen Aspekt der Menschen-
rechtspolitik. Er soll einen Beitrag dazu leisten, lang-
fristig die weltweite Abschaffung und Ächtung der 
Todesstrafe zu erreichen. Das Zweite Fakultativpro-
tokoll zum Internationalen Pakt über die bürgerli-
chen und politischen Rechte zur Abschaffung der To-
desstrafe konnte 1991 in Kraft treten. 

Seit Ende der 70er Jahre hat die Anzahl der Staa-
ten, die die Todesstrafe abgeschafft oder sie länger 
als zehn Jahre nicht mehr vollstreckt haben, im 
Schnitt jährlich um zwei zugenommen. 

Mitte 1996 hatten 58 Staaten vollständig auf die 
Todesstrafe verzichtet. 15 Staaten sehen sie nur noch 
für außergewöhnliche Straftaten vor. 

Die Zahl der Staaten, die die Todesstrafe gesetzlich 
oder faktisch abgeschafft haben, ist erstmals größer 
als die Zahl der Staaten, die an der Todesstrafe fest-
halten. 

Trotzdem können wir die Augen nicht davor ver-
schließen, daß immer noch weltweit 93 Staaten die 
Todesstrafe praktizieren: alle kleinen und großen 
Diktaturen, einige Staaten Osteuropas, Indien, Japan 
und die USA. 

87 Prozent der Hinrichtungen, die bekannt wur-
den, gingen 1994 nach Informationen von Amnesty 
International auf das Konto Chinas, des Iran und Ni-
gerias. Ich verweise in diesem Zusammenhang auf 
den uns vorliegenden gemeinsamen Antrag „Men-
schenrechte, Rechtsstaatlichkeit und Demokratie in 
Nigeria". 

Laut Amnesty International wurden 1995 in 
79 Staaten mindestens 4 165 Todesurteile verhängt, 
und in 41 Staaten wurden 2 900 Hinrichtungen regi-
striert. Mehrere tausend Menschen warten oft jahre-
lang in Todeszellen auf ihre Hinrichtung. 

Kein anderer Rechtsstaat läßt die Todesstrafe so 
häufig vollstrecken wie die USA. 1994 waren es 
31 Personen, 1995 waren es 56 Personen. Das ist die 
höchste Vollstreckungsrate seit Wiederzulassung die-
ser Strafform im Jahre 1976. In ihrem 3. Menschen-
rechtsbericht geht die Bundesregierung auf dieses 
Problem mit keinem Wort  ein. 

Auf dem Weg zu einer endgültigen Abschaffung 
der Todesstrafe gehen Staaten verschiedene Wege. 
So werden bestimmte Personengruppen - zum Bei-
spiel zur Tatzeit Kinder oder Jugendliche, geistig Be-
hinderte, Schwangere - von der Verhängung der To-
desstrafe verschont. In anderen Staaten wiede rum 
wird die Zahl der in Frage kommenden Delikte redu-
ziert. Wieder andere haben Moratorien verfügt. 

Die Todesstrafe verletzt das grundlegende Recht 
des Menschen auf Leben, auch des Menschen, der 
zum Beispiel durch seine Tat das Recht eines ande-
ren auf Leben und körperliche Unversehrtheit zer-
stört hat. Die Verhängung der Todesstrafe wegen 
Mordes ist ein Widerspruch in sich. Wenn ein Staat 
einen Menschen tötet, der gemordet hat, so verletzt 
er ebenfalls das Recht auf Leben. 

Die Todesstrafe ist die einzige Strafe, die nicht zu 
revidieren ist. Sie ist unwiderruf lich und kann nicht 
korrigiert werden. Und kein Verfahren, sei es noch so 
rechtsstaatlich, kein Ge richt ist unfehlbar. Laut 
Amnesty Inte rnational sind allein in den USA von 
1900 bis 1985 350 Menschen unschuldig hingerich-
tet worden. 

Bei der Anwendung der Todesstrafe kommt es ge-
rade auch in den USA immer wieder zu Benachteili-
gungen von ethnischen und religiösen Minderhei

-

ten. Eine Studie belegt, daß zwischen 1973 und 1977 
im Staate Florida Mörder, die einen Weißen umge-
bracht hatten, vierzigmal häufiger mit der Todes-
strafe rechnen mußten als Mörder eines Schwarzen. 

Die am häufigsten vorgebrachte These, die Todes-
strafe wirke abschreckend, ist durch keinerlei Fakten 
bewiesen. Im Gegenteil, Staaten, die die Todesstrafe 
abgeschafft haben, haben keine Steigerung der Zahl 
von Straftaten registriert, die zuvor mit dem Tode be-
straft werden konnten. 

Statistiken des FBI besagen, daß die Mordrate in 
den US-Staaten, die hinrichten, genau doppelt so 
hoch ist wie in jenen, die auf die Todesstrafe verzich-
ten. 

Das Europäische Parlament weist in seiner Ent-
schließung zur Todesstrafe aus dem Jahre 1992 dar-
auf hin, daß in nichtdemokratischen Ländern die To-
desstrafe häufig dazu benutzt wird, Grundfreiheiten 
- wie politische Freiheit, Religionsfreiheit, sexue lle 
Freiheit und Meinungsfreiheit - zu unterdrücken. 

Durch weltweite Bemühungen zur Abschaffung 
der Todesstrafe ist es in den letzten Jahrzehnten ge-
lungen, das in der Allgemeinen Erklärung der Men-
schenrechte von 1948 enthaltene Recht auf Leben 
durch eine ganze Reihe von Pakten und Konventio-
nen zu ergänzen. 

Weil wir meinen, daß weitere Schritte getan wer-
den müssen, fordern wir die Bundesregierung auf, 
bei ihren Kontakten mit Staaten, in denen die Todes-
strafe verhängt wird, nachdrücklich auf Zeichnung 
und Ratifizierung der bestehenden Übereinkommen 
zu drängen und auch konkrete Zwischenschritte ein-
zufordern, wie Reduzierung der Zahl der in Frage 
kommenden Delikte, Moratorien und Ausschluß von 
bestimmten Personengruppen. 

Ein neuer Anlauf für ein allgemeines Morato rium 
der Anwendung der Todesstrafe als erster Schritt zur 
Abschaffung der Todesstrafe könnte eine Initiative 
der Bundesrepublik bei den Vereinten Nationen 
sein. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 
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Ein weiterer Schritt der Bundesregierung muß 
sein, an die Mitgliedstaaten der OSZE und des Euro-
parates zu appellieren, die Politik zur Abschaffung 
der Todesstrafe zu verstärken. So sollten zum Bei-
spiel die Staaten, die in den vergangenen Jahren 
Mitglied des Europarates geworden sind und die To-
desstrafe weiterhin vollstrecken, sofort ein Morato-
rium verkünden bzw. bereits verfügte Moratorien 
auch einhalten. 

So gab es laut Amnesty Inte rnational in Rußland 
seit dem Beitritt zum Europarat im Februar 1996 bis 
zum Juli 1996 30 Hinrichtungen. 46 Gnadengesuche 
wurden abgelehnt. In der Ukraine gab es 1995 ein 
Moratorium und seitdem mehr als 100 Hinrichtungen. 

Vor allem aber fordern wir die Bundesregierung 
auf, darauf hinzuwirken, daß politisch und wirt-
schaftlich besonders einflußreiche Staaten, die über 
ihre Mitarbeit im G-7-Zusammenschluß - Japan, 
USA und Rußland - oder als ständige Mitglieder im 
Sicherheitsrat der UN - China, Rußland und USA - 
ganz besonders auf die Politik der internationalen 
Staatengemeinschaft einwirken können, der interna-
tional wachsenden Ablehnung der Todesstrafe we-
nigstens nicht entgegenwirken. 

Gerade vom Verhalten der USA in der Frage der 
Todesstrafe geht eine Signalwirkung auf andere 
Staaten aus. Viele rechtfertigen ihr Festhalten an der 
Todesstrafe mit der Rechtslage in den Vereinigten 
Stauten. Von daher ist es dringend erforderlich, daß 
die  Bundesregierung im Rahmen der Europäischen 
Union auf die USA einwirkt, ein Moratorium zu er-
reichen und die Praxis der Anwendung der Todes-
strafe zu überprüfen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS) 

Ich hoffe, daß wir in den Ausschüssen bei den Be-
ratungen unseres Antrages „Unterstützung der welt-
weiten Bemühungen um die Abschaffung der Todes-
strafe" in dieser wichtigen Menschenrechtsfrage 
einen Konsens, vielleicht eine Übereinstimmung fin-
den werden. 

Danke schön. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der PDS) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Der Kollege Vol-
ker Beck möchte eine Kurzintervention machen. 
Bitte. 

Volker Beck (Köln) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Meine Damen und Herren! Frau Kollegin, Sie haben 
gerade den Aspekt der Todesstrafe besonders her-
vorgehoben. Deshalb will  ich auf eine Problematik 
aufmerksam machen, die in dieser Debatte leider we-
der von den Vorrednerinnen und Vorrednern noch im 
Menschenrechtsbericht der Bundesregierung er-
wähnt wurde. Es geht mir um die Menschenrechtssi-
tuation von Schwulen und Lesben. 

Der Bericht der Bundesregierung erwähnt zu Recht 
jede Spezialproblematik - die Menschenrechte von 
Frauen und Kindern, von sprachlichen und ethni-
schen Minderheiten und von indigenen Bevölkerun-
gen sowie die Maßnahmen gegen Rassismus und 
Rassendiskriminierung -, erwähnt aber den von mir 
genannten Aspekt mit keiner Silbe. Ich habe den 
Eindruck, daß die Menschenrechtspolitik der Bun-
desregierung im Ausland zu diesem Problem oftmals 
einfach schweigt, und zwar mit dem Hinweis auf kul-
turelle Besonderheiten. Hier wird die „stille Diploma-
tie" zu einem völligen Schweigen über Menschen-
rechtsverletzungen. Das darf nicht sein. 

In zahlreichen Staaten insbesondere des islami-
schen Kulturkreises, die islamisches Recht anwen-
den, steht auf Homosexualität schwere Körperstrafe 
- in der Regel 100 Stockschläge, die man nur schwer 
überlebt - oder gleich die Todesstrafe. Gegenwärtig 
sitzen zum Beispiel in Saudi-Arabien 24 philippi-
nische Arbeiter wegen des Vorwurfes der Homose-
xualität ein. Sie haben schon mehrmals 50 Stock-
schläge verabreicht bekommen und sollen hinterher, 
sofern sie das überleben, ausgewiesen werden. Auf 
meine Nachfrage dazu erklärte das Auswärtige Amt: 
Es sei nicht üblich, sich für die Anliegen ausländi-
scher Staatsbürger einzusetzen. Mich hat diese Ant-
wort  der Bundesregierung wirklich erschüttert. Dies 
ist für mich ein Hinweis dafür, mit welcher Ignoranz 
auch in unserem Land Menschenrechtsverletzungen, 
die an dieser Gruppe im Ausland begangen werden, 
betrachtet werden. 

Ich fordere die Bundesregierung und auch alle Au-
ßenpolitiker auf, hierauf ein stärkeres Augenmerk zu 
richten. Ich hoffe, daß dies der letzte Menschen-
rechtsbericht der Bundesregierung ist, der diese 
Frage mit keiner Silbe erwähnt. Menschenrechte 
sind etwas Umfassendes und Unteilbares. Wenn wir 
das wirklich ernst nehmen, dann dürfen wir zu kei-
ner massiven Menschenrechtsverletzung einfach 
schweigen und nicht einfach zur Tagesordnung über-
gehen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS sowie bei Abgeordneten der 

SPD) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort  hat 
jetzt der Abgeordnete Andreas Krautscheid. 

Andreas Krautscheid (CDU/CSU): Frau Präsiden-
tin! Meine Damen und Herren! Vorab zwei kurze Be-
merkungen zum bisherigen Ablauf der Debatte. Er-
stens. Wir haben oft über den Stellenwert gestritten, 
den Menschenrechtspolitik in diesem Haus haben 
soll und vielleicht noch nicht hat. Eines dürfen wir 
nicht außer acht lassen: Vor zwei Jahren haben wir 
uns sehr, aber vergeblich darum bemüht, eine De-
batte über dieses Thema überhaupt zustande zu 
bringen. Im letzten Jahr haben wir zum erstenmal 
nach langer Zeit wieder eine Menschenrechtsdebatte 
zum Tag der Menschenrechte gehabt. Heute haben 
wir zu diesem Thema eine Kernzeitdebatte mit einer 
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Regierungserklärung. Ich finde, solche Fortschritte 
sollte man zur Kenntnis nehmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Die zweite Bemerkung. Es ist sowohl von Nichtre-
gierungsorganisationen als auch aus unserem Kreise 
- von Vizepräsident Hirsch - kritisiert worden, über 
diesen Bericht werde in diesem Hause zu spät debat-
tiert. In der Tat, er ist erst zum Ende des letzten Jah-
res vorgelegt worden. Aber vielleicht geht in den Hö-
hen präsidialer Tätigkeit ab und zu unter, daß auch 
Unterausschüsse ein Teil des Parlamentes sind. Der 
Unterausschuß Menschenrechte und auch der Aus-
wärtige Ausschuß haben sich schon im Frühjahr die-
ses Jahres ausgiebig mit diesem Thema befaßt. 
Heute legen wir eine Beschlußempfehlung vor; das 
ist der Schlußstein unserer Befassung. Deswegen ist 
der Vorwurf des zu späten Befassens sicherlich obso-
let. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 

In kaum einem anderen Jahr hat sich der Deutsche 
Bundestag so intensiv und so häufig mit Themen aus 
dem Bereich der Menschenrechte beschäftigt. Bei al-
ler strittigen Diskussion - wir haben uns in den letz-
ten 12 Monaten bei diesem Thema häufig nichts ge-
schenkt - möchte ich doch daran erinnern, daß wir 
immer wieder einstimmig deutliche Signale in die 
Öffentlichkeit gesandt haben, nämlich dann, wenn 
es galt, ein Signal gegen Unterdrückung und Unter-
drücker, ein Signal gegen Folter und Hinrichtungen, 
ein Signal gegen menschenverachtendes Unrecht 
auszusenden. 

Ich denke dabei an unsere Debatte anläßlich der 
Verurteilung von Wei Jingsheng. Mit aller Deutlich-
keit hat unser Parlament gegen seine erneute Verur-
teilung protestiert - eine Verurteilung allein auf 
Grund der Tatsache, daß er gewaltlos für Meinungs-
freiheit und Meinungsvielfalt in seinem Heimatland 
eingetreten ist. 

So wie wir Wei Jingsheng nicht in Vergessenheit 
geraten lassen werden, genau so werden wir weiter-
hin auf das Schicksal von Wang Dan aufmerksam 
machen. Wenn wir auch allein durch Worte Wirkung 
erzielen wollen, dann kann das dadurch gelingen, 
daß wir den Blick der Öffentlichtkeit auf die Zellen 
und Verließe unschuldig Verurteilter lenken und da-
mit die Hoffnung der Unrechtsjustiz auf ein schnelles 
Vergessen zunichte machen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sehr gut!) 

Ein Rückblick auf das vergangene Jahr muß natür-
lich auch unsere Tibet-Resolution erwähnen. Hier 
hat es Mißverständnisse, auch künstlich geschürte 
Aufregung gegeben. Aber unsere Debatte hat eines 
gezeigt: Das frei gewählte deutsche Parlament läßt 
sich in seiner Meinungsbildung und freien Entschei-
dung von niemandem unter Druck setzen. Wer dies 
versucht, wird nur noch stärkere Einigkeit unter uns 
hervorrufen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Wir waren der Auffassung, daß die Ergebnisse der 
Anhörung zur Situation der Menschen in Tibet veröf-
fentlicht werden müssen, und daran haben wir fest-
gehalten. Es sei nochmals darauf hingewiesen: Zu 
keinem Zeitpunkt ging es uns darum, völkerrechtli-
che Grenzen in Frage zu stellen oder gar Sezessions-
bestrebungen zu fördern. Wir respektieren die terri-
toriale Integrität anderer Länder. Aber zu den Rech-
ten und, wie ich meine, auch zu den Pflichten unse-
res Parlamentes gehört es, auf Unrecht und Unter-
drückung in anderen Teilen der Welt hinzuweisen. 
Dieses Recht werden wir auch in Zukunft wahrneh-
men. Deshalb verfolgen wir derzeit mit großer Sorge 
die Umerziehungskampagne in den Klöstern Tibets, 
die bereits jetzt zur Ausweisung und auch zum Tode 
einer Reihe von Mönchen geführt hat. 

Lassen Sie mich zur Situation in Asien noch ein an-
deres Land ansprechen, in dem wir auf dem Weg zur 
Demokratie schwere Rückschläge verzeichnen müs-
sen. Ich spreche von Myanmar, wo die innenpoliti-
sche Situation und Entwicklung von uns mit großer 
Sorge verfolgt wird. Erst in den letzten Tagen sind 
bei einer Studentendemonstration 300 Teilnehmer 
festgenommen worden; die Friedensnobelpreisträge-
rin Aung San Suu Kyi steht wieder unter Hausarrest; 
fünf ihrer Mitarbeiter wurden bereits inhaftiert. Nach 
einer vorübergehenden leichten Entspannung 
scheint das Militärregime wieder Härte demonstrie-
ren zu wollen. 

Auch in diesem Fall besonders drastischer Men-
schenrechtsverletzungen stellt sich wieder die Frage, 
ob Isolierung oder die Aufnahme von Gesprächen 
der richtige Weg ist. Die ASEAN-Staaten haben sich 
kürzlich dafür entschieden, Myanmar den Weg in 
ihre Staatengemeinschaft nicht gänzlich zu ver-
bauen. Dieses Entgegenkommen darf aber nicht als 
Billigung oder Tolerierung der Zustände in und um 
Rangun verstanden werden. Wir erwarten von der 
Bundesregierung, daß sie gemeinsam mit ihren euro-
päischen Partnern und den ASEAN-Staaten alles un-
ternimmt, um gegenüber dem Militärregime auf de-
mokratische Reformen hinzuwirken. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Das Schlagwort der letzten Monate scheint mir die 
Forderung nach einem größeren Verständnis für die 
kulturelle Andersartigkeit anderer Länder zu sein. 
Die Kenntnis und das Verstehen der unterschiedli-
chen historischen und kulturellen Vergangenheit ei-
nes Landes sind sicherlich Voraussetzung dafür, sich 
in die Lage des anderen versetzen zu können und 
Verständnis für seine Schwierigkeiten aufzubringen. 
Manchmal scheint es mir aber, als ob der drohende 
Vorwurf des Kulturimperialismus unser Verständnis 
für andere Kulturen in ein gewissermaßen vorausei-
lendes Einverständnis mit jedweder - auch noch so 
grausamen - Tradition in einem anderen Land zu 
wandeln droht. Ob uns nun gewissermaßen schon 
unser „Huntington" im Nacken sitzt oder ob bei 
manchen Zeitgenossen sein ach so großes Verständ-
nis für die „Andersartigkeit" lediglich das bequem-
ste Mittel zum Verschließen der Augen vor Unrecht 
ist: Mir scheint es dringend an der Zeit, darüber 
nachzudenken, was in einem Land zu dem zu re- 
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spektierenden Traditionsbestand gehört und welche 
Usancen für uns inakzeptabel sind, seien sie auch 
noch so alt und noch so verbreitet. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der F.D.P. und 
dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

In den letzten Monaten hat sich die Diskussion um 
unser heutiges Thema auch dadurch erweitert, daß 
eine Vielzahl von Artikeln und Beiträgen veröffent-
licht worden ist, etwa ein bemerkenswe rter Aufsatz 
unseres Bundespräsidenten. Es ist keineswegs 
selbstverständlich, sich im Vorfeld einer Reise mit ei-
ner solchen Thematik öffentlich auseinanderzuset-
zen. Besonders diskussionswürdig finde ich dabei die 
These, wonach im Umgang mit Unrechtsregimen zu-
nächst ein Schwerpunkt gewissermaßen auf einen 
„Kernbereich" der Menschenrechte gelegt werden 
sollte, zum Beispiel auf den Schutz von Leben und 
persönlicher Freiheit. 

Diese Auffassung hat deshalb Widerspruch und 
Kritik in der Öffentlichkeit erfahren, weil sie unter 
Umständen zu dem Eindruck führen könnte, andere 
Menschenrechte wie etwa Meinungs- und Pressefrei-
heit seien von nachrangiger Bedeutung. Ich glaube 
nicht, daß dies so gemeint war, aber die Gefahr des 
Mißverständnisses besteht. Wer entscheidet denn, 
was zum Kernbereich der Menschenrechte gehört? 
Setzt das nicht einen internationalen Konsens über 
diesen Kernbestand voraus? Und spielt das nicht ge-
nau denjenigen Staaten in die Hände, die uns sagen, 
sie L  wollten sich erst einmal um die wirtschaftlichen 
und sozialen Rechte ihrer Bürger kümmern, Mei-
nungs-, Presse- und Bewegungsfreiheit kämen dann 
später hinzu? 

Gerade weil ein Gespräch hierüber höchst interes-
sant ist, freue ich mich, daß die Obleute des Unter-
ausschusses Menschenrechte in den nächsten Tagen 
vom Bundespräsidenten zu einem Gespräch empfan-
gen werden. 

Ich möchte noch einen Punkt erwähnen: die Ab-
schaffung der Todesstrafe. Wir werden uns in den 
nächsten Monaten mit diesem Thema befassen. In ih-
rem Menschenrechtsbericht betont die Bundesregie-
rung, daß sie sich nachdrücklich für die Abschaffung 
der Todesstrafe einsetzt. In der Tat ist es ein positives 
Zeichen, daß immer mehr Staaten die entsprechen-
den Konventionen unterzeichnen. 

Sorge bereitet uns in diesem Zusammenhang die 
Praxis in Rußland. Hier hat die Zahl der Exekutionen 
in letzter Zeit eher zu- als abgenommen. Allein im 
Monat März 1996 gab es über 30 offiziell bestätigte 
Hinrichtungen. Bei allem Verständnis für die riesigen 
Probleme dieses Landes mit Schwerstkriminalität 
und Mafia müssen wir unsere russischen Kollegen 
daran erinnern, daß sich Rußland bei der Aufnahme 
in den Europarat im Februar dieses Jahres verpflich-
tet hat, ein Moratorium für die Todesstrafe zu verhän-
gen und die Strafe innerhalb von drei Jahren ganz 
abzuschaffen. Wir werden die Umsetzung dieser Zu-
sage aufmerksam verfolgen. Denn wer ordentliches 
Mitglied des Europarates sein und bleiben will, muß  

sich auch in schwierigen Zeiten an die grundlegen-
den Regeln dieser Wertegemeinschaft halten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. 
sowie bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 

PDS) 

Meine Damen und Herren, zu einem glaubwürdi-
gen Eintreten für die Abschaffung der Todesstrafe 
gehört sicherlich auch, nicht nur die Tausenden von 
Hinrichtungen in Afrika und Asien anzusprechen. 
Wir müssen in dieser Sache auch das Gespräch mit 
unseren amerikanischen Freunden suchen. Wir sind 
uns dabei bewußt, daß ein sehr großer Prozentsatz 
der amerikanischen Gesellschaft diese Praxis befür-
wortet und für richtig hält. Ich persönlich möchte 
dazu anmerken, daß ich in der amerikanischen Ge-
sellschaft einen bemerkenswerten ethischen Wider-
spruch registriere: Mir ist es ein Rätsel, wie sich die-
selben Interessengruppen, die äußerst vehement für 
den Schutz werdenden Lebens kämpfen, gleichzeitig 
für die Auslöschung menschlichen Lebens zu straf-
rechtlichen Zwecken einsetzen können. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
sowie bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN und der PDS) 

Wir werden dieses Thema bei unseren zukünftigen 
Gesprächen mit den neuen Kolleginnen und Kolle-
gen im Repräsentantenhaus zur Sprache bringen. 

Meine Damen und Herren, diese Debatte ist nicht 
nur Anlaß, die Situation in bestimmten Ländern an-
zusprechen; wir bemühen uns auch, bei den Konven-
tionen weiterzukommen. Die Schaffung eines Stän-
digen Internationalen Gerichtshofes ist schon ange-
sprochen worden. Die derzeitige Praxis des Jugosla-
wien-Gerichtshofes in Den Haag zeigt die Notwen-
digkeit und die Bedeutung eines solchen Gerichtes, 
aber eben auch die Schwierigkeiten. 

Die Ahndung schwerster Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit, von Völkermord und Aggression ist 
eine nicht zu unterschätzende Voraussetzung für die 
Herstellung eines weltweit geachteten Regimes von 
Recht und Gerechtigkeit. Daher unterstützen wir die 
Bemühungen der Bundesregierung für einen Ständi-
gen Strafgerichtshof, die mit einer UN-Konferenz im 
Jahre 1998 einen wichtigen Schritt weiterkommen 
sollen. Wer wirklich die Lehren aus den Kriegsver-
brecherprozessen von Nürnberg und von Den Haag 
ziehen will, der muß dieses Projekt mit allem Nach-
druck verfolgen. Unser Ziel muß sein, daß sich die 
Karadžićs und Mladićs von heute und morgen in kei-
nem Land der Welt mehr ihrer gerechten Strafe ent-
ziehen können. 

(Beifall im ganzen Hause - Dr. Uschi Eid 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Aber auch 

die Völkermörder in  Uganda!)  

Meine Damen und Herren, ich komme zum 
Schluß: Sowohl der 3. Menschenrechtsbericht der 
Bundesregierung als auch unsere tägliche Arbeit zei-
gen, daß eine verantwortungsbewußte parlamentari-
sche Menschenrechtsarbeit mühsam ist und oft nur 
kleine Erfolge zeitigt. In manchen Momenten be- 
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neide ich die Nichtregierungsorganisationen, die mit 
markigen Worten Dinge anprangern, weil sie - 
durchaus zu Recht - die Anklage von Menschen-
rechtsverletzungen zum einzigen Thema ihrer Akti-
vitäten erkoren haben. 

Wir haben im letzten Jahr oft gemeinsam Klartext 
geredet, aber noch häufiger müssen wir uns überle-
gen, ob wir über den Erfolg der Tagesschlagzeilen 
hinaus wirklich etwas an den Strukturen ändern, an 
denen die Menschen in vielen Ländern leiden. Des-
halb ist das, was nach außen den Pu risten als fauler 
Kompromiß erscheinen mag, oft durchaus das Ergeb-
nis einer zwar unangenehmen, aber notwendigen 
Güterabwägung. 

Ich möchte mit folgender Feststellung schließen: 
Eine große deutsche Tageszeitung veröffentlichte vor 
einigen Tagen den Bericht über eine Umfrage in 
ganz Zentral- und Lateinamerika. Ich fand es sehr 
erfreulich, daß die Umfrage ergab, daß die übergroße 
Mehrheit der Bevölkerung in diesen Staaten - das 
war vor 20 Jahren bestimmt nicht so - auf jeden Fall 
weiter in einem demokratischen System leben 
möchte und daß sich trotz großer Probleme mit Ar-
mut und Verbrechen nur eine kleine Minderheit 
nach autoritären Systemen zurücksehnt. Mir hat der 
Titel dieses Artikels besonders gut gefallen, weil wir 
alle dafür arbeiten, daß er in Zukunft auf die Bevöl-
kerung noch möglichst vieler anderer Länder zutref-
fen möge. Die zusammenfassende Überschrift dieser 
Umfrage lautete ganz einfach: Sie lieben die Demo-
kratie. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. 
sowie bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 

PDS) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort  hat 
jetzt die Kollegin Petra Ernstberger. 

Petra Ernstberger (SPD): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! „Siebenjähriger Haushaltshelfer wurde von sei-
nem Arbeitgeber, einem höheren" - indischen -
„Staatsbeamten, durch einen Gasbrenner verstüm-
melt und brutal geschlagen." 

(Abg. Petra Ernstberger hält einen Zei

-

tungsartikel hoch) 

Dies geschah nur deshalb, weil er aus einem Glas die 
Reste von Milch trank. Er bekam weder zu essen 
noch Lohn, sondern wurde noch zusätzlich geprü-
gelt. 

Dies alles zeigt, was Kinderarbeit ist. Es reißt ihr 
die heuchlerische Maske vom Gesicht und entlarvt 
die schreckliche Fratze der Gewalt, der Kinder welt-
weit tagtäglich ausgesetzt sind - Kinder, für die es 
keine Menschenrechte, keine Menschenwürde, 
keine Menschlichkeit gibt. 

Minister Kinkel hat die Zahlen der ILO vorhin 
schon benannt. 120 Millionen Kinder gehen zum Teil  

einem Vollzeitjob - das sind mehr als 12 Stunden am 
Tag - nach. 130 Millionen Kinder arbeiten teilweise. 
Sie sind versklavt, gehen in die Kinderprostitution, 
arbeiten in Bergwerken, Fabriken, im Haushalt und 
in der Landwirtschaft. Zum Teil werden sie in Bor-
delle, Webereien und Bet riebe der Glasindustrie wei-
tergereicht. 

Das ganze erschreckende Ausmaß der Menschen-
rechtsverletzungen an Kindern kann nur erahnt wer-
den, denn es gibt bis heute keine zuverlässigen und 
aussagekräftigen Statistiken auf der Welt. Man kann 
im günstigsten Fall auf Schätzungsergebnisse zu-
rückgreifen; denn Kinderarbeit scheut das Licht der 
Öffentlichkeit, sie scheut die Helle der Überprüfung. 

Kinderarbeit wird versteckt und gedeckt. Kinder-
arbeit ist sklavenhafte Ausbeutung menschlicher Ar-
beitskraft, ist Behinderung und Einschränkung der 
Ausbildung und der Bildung. Sie führt zu Narben an 
Körper und Seele, verletzt, begründet Abhängigkeit. 
Psychisch und physisch geschädigt, gedemütigt und 
gebrochen können diese Kinder nie zu voll leistungs-
fähigen Erwachsenen werden. Das Zukunftspotential 
einer Gesellschaft, das Kapital an jungen Menschen, 
wird hier für oft kurzfristige Wettbewerbsvorteile ge-
opfert. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der PDS) 

Es ist unumstritten, daß Armut eine wesentliche 
Ursache für Kinderarbeit ist. Diese Erkenntnis erklärt 
aber nicht alles. Warum lassen einige arme Familien 
ihre Kinder arbeiten, während andere genauso arme 
Familien ihre Kinder in die Schule schicken? Sind 
qualitative und quantitative Defizite in den Bil-
dungssystemen der Länder nicht auf falsche innen-
politische Prioritätensetzungen zurückzuführen? Kin-
derarbeit wird nämlich in den Entwicklungslände rn 

 ignoriert oder zum Teil sogar toleriert . Was diese 
Staaten bräuchten, ist Bewußtseinsänderung: statt 
Resignation Sensibilisierung, statt Gleichgültigkeit 
Verständnis und Verstehen und statt Passivität Be-
reitschaft zum Handeln. 

Die Bundesregierung fordere ich auf, alles in ihrer 
Macht Stehende für die Rechte der Kinder und damit 
für die Menschenrechte einzusetzen. 

(Beifall bei der SPD) 

Alles, was unter dem Feldzeichen der Freiheit 
und der Menschenrechte ficht, durch wie große 
Gegensätze auch immer getrennt, muß sich doch 
irgendwie in einer Kampfgemeinschaft verbun-
den fühlen. 

Diese Mahnung von Gustav Radbruch sollte uns alle 
Verpflichtung sein, den Verletzungen der Kinder- 
und Menschenrechte gemeinsam entgegenzutreten. 
Die Bundesregierung muß sich in diese Phalanx ein-
bringen und darf nicht, wie so oft an ihrer Politik zu 
sehen, moralische Bedenken auf dem Altar wirt-
schaftlicher Interessen opfern. 

Das Auswärtige Amt muß sich deutlich für die Wei-
terentwicklung der Kinderkonvention einsetzen. 
Diese Konvention benennt zwar das Recht des Kin-
des auf Schutz vor wirtschaftlicher Ausbeutung, be- 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 145. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 5. Dezember 1996 	13081 

Petra Ernstberger 

inhaltet aber explizit keine Ächtung der Kinderar-
beit. Hier besteht Handlungsspielraum, die Instru-
mentarien weiterzuentwickeln und grundlegende 
Bestimmungen festzulegen, um ein grundlegendes 
Konzept der Kinderrechte zu erarbeiten. 

Wenn ich mir den Haushalt des Bundesministeri-
ums für wirtschaftliche Zusammenarbeit ansehe, 
muß ich feststellen, daß seine Mittel drastisch ge-
kürzt wurden, was sich natürlich auch auf die Ausga-
ben gerade im Bereich der Grundbildung und der 
Gesundheit auswirkt. Aber nur durch einen ganz ge-
zielten Einsatz der Mittel gerade im Bereich der 
Grundbildung lassen sich in der Bekämpfung der 
Kinderarbeit Fortschritte erzielen. 

Herrn Rexrodt als Wirtschaftsminister möchte ich 
ins Stammbuch schreiben, daß Lippenbekenntnisse 
nicht ausreichen, um auf der Ebene der wirtschaftli-
chen Beziehungen Impulse zu setzen und den not-
wendigen Rahmen vorzugeben. Was wir nämlich 
brauchen, ist ein fairer Handel, nicht ein freier Han-
del. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich erinnere an die Aussagen des Wirtschaftsmi-
nisters in der Haushaltsdebatte, als er ankündigte, 
weltweit gewisse Mindeststandards einführen zu 
wollen. Diese sollten vor allem Sozialstandards hin-
sichtlich der Kinderarbeit betreffen. Warum hat sich 
aber gerade die Bundesregierung geweigert, darauf 
zu drängen, daß in der EU eine Arbeitsgruppe zur 
Einführung sozialer und ökologischer Standards in 
der WTO eingesetzt wird? Ist die Bundesregierung 
plötzlich zur Gralshüterin der EU vor Protektionis-
mus mutiert? Hat nicht gerade die Bundesregierung 
die Verpflichtung, eine Vorbildwirkung zu haben? 
Ich kann nur feststellen, daß der Bundesregierung, 
wie mein Kollege Verheugen gesagt hat, hier die 
„harten Interessen" fehlen. 

Herrn Minister Blüm, unserem regierungsbestell-
ten Frontkämpfer gegen die Kinderarbeit, möchte ich 
sagen, er möge weniger unsensiblen Aktionismus an 
den Tag legen - der ihm sicherlich eine Menge 
Presse verschafft - und statt dessen mit etwas mehr 
Augenmaß handeln. 

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Dr. Dag

-

mar Enkelmann [PDS]) 

Nur durch einen umfassenden und gemeinsamen 
Ansatz können die schlimmsten Auswüchse der Kin-
derarbeit eingedämmt werden. Sowohl nationale wie 
internationale Bemühungen müssen zu einem Ge-
samtkonzept zusammengefaßt werden. 

Der Exportanteil an Produkten aus Kinderarbeit 
beträgt in den Entwicklungsländern 5 Prozent. Auf 
250 Millionen Beschäftigte sind das dann 
12,5 Millionen Kinder, die für den Expo rt  arbeiten. 

Wirtschaftliche Strafmaßnahmen können unter 
Umständen kontraproduktiv sein, wie uns das Bei-
spiel Bangladesch gezeigt hat, wo die Kinder durch 
Abdrängen in noch schlimmere „Arbeitsalternati-
ven", nämlich in die Prostitution, gelitten haben. 
Diese Länder benötigen „guidance, not pressure" - 

Begleitung und Beistand, nicht Druck. Das erwartet 
man in den Entwicklungsländern von uns. 

(Beifall bei der SPD) 

Der Handel hat sich bereit erklärt, seinen Beitrag 
zu leisten, indem er über Einführungen von Verhal-
tenskodizes und Selbstbeschränkungen ernsthaft 
diskutiert. Diese positiven Ansätze müssen wir unter-
stützen. Der Handel muß die Bekämpfung der Kin-
derarbeit endlich zu seinem ureigenen Anliegen ma-
chen. Er darf nicht warten, bis der Druck vom Ver-
braucher erfolgt, damit er zu Lösungen gezwungen 
ist. 

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Dr. 
Uschi Eid [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] 
und der Abg. Dr. Dagmar Enkelmann 

[PDS]) 

Auch wir, liebe Kolleginnen und Kollegen, haben 
als Verbraucher ein Instrumentarium, um handeln zu 
können. Gerade jetzt, in der Vorweihnachtszeit, kön-
nen wir durch unser Verhalten, indem wir nämlich 
ohne Kinderarbeit hergestellte Produkte kaufen, die 
wir etwa beim Teppichkauf an dem Siegel Rugmark 
erkennen können, einen aktiven Beitrag leisten. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, wie hat ein 
Mädchen auf der Konferenz in Kopenhagen gesagt: 
Wir wollen, daß Sie uns nicht nur zuhören, sondern 
auch handeln. - Tun wir das konsequent! Tun wir es 
für die Menschenrechte und für die Kinder! 

(Beifall bei der SPD und der PDS) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort  hat 
jetzt der Abgeordnete Graf von Waldburg-Zeil. 

Alois Graf von Waldburg-Zeil (CDU/CSU): Frau 
Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Wenn ich am Schluß dieser Debatte versuche, 
unser Thema noch einmal am Beispiel unseres afrika-
nischen Nachbarkontinentes zu bündeln, dann muß 
ich natürlich eines vorausschicken: Menschenrechts-
verletzungen sind kein typisch afrikanisches Pro-
blem. Verletzungen der Gewissens- und Religions-
freiheit, Unterdrückung, ethnische Auseinanderset-
zungen und Völkermord gab und gibt es in Europa 
ebenso wie in allen anderen Erdteilen. Es gibt aber in 
Afrika hochgefährliche Gemengelagen wie ge-
schichtlich nicht gewachsene Grenzen, Armut, Über-
bevölkerung, Analphabetismus und ungerechte poli-
tische und soziale Strukturen, die zu menschen-
rechtsverletzenden Explosionen größten Ausmaßes 
führen können. Da diese Voraussetzungen in Afrika 
leider an vielen Stellen gegeben sind, müssen wir ge-
schehene Menschenrechtsverletzungen nicht nur be-
klagen und bekämpfen, sondern uns intensiv mit der 
Heilung von Konflikten und der Vorbeugung neuer 
Gewaltausbrüche befassen. 

Ich will versuchen, exemplarisch und mit dem Mut 
zur wirklichen Unvollständigkeit einige Punkte zu 
markieren: 
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Erstens. Es genügt nicht - Herr Bundesaußenmi-
nister, ich habe mich sehr gefreut, daß Sie diesen 
Punkt in Ihrer Rede angesprochen haben -, Men-
schenrechtsverletzungen anzuprangern. Wir müssen 
auch positive Beispiele dankbar vermerken. 

Nur drei Beispiele: In fundamentalistisch orientier-
ten Ländern beklagen wir vielfach beeinträchtigte 
Rechte der Frau. Tunesien ist ein islamisch-arabi-
scher Staat, der die Achtung vor der Frau besonders 
pflegt. Sicher ist dies das Ergebnis der mittelmeeri-
schen Kulturbegegnung. Der verstehenden Kultur-
begegnung in der Tiefe wird in Zukunft in der Men-
schenrechtspolitik ganz besondere Bedeutung zu-
wachsen. 

Das andere Beispiel: Südafrika. Es gab viele Ken-
ner, die aus der verhärteten Apartheidsituation kei-
nen anderen Ausweg mehr sahen als einen entsetzli-
chen und blutigen Bürgerkrieg. Der Ausweg wurde 
gefunden. Eine versöhnende, charismatische Persön-
lichkeit wie Nelson Mandela mag ein einmaliger 
Glücksfall sein; viele Probleme stehen noch vor die-
sem Lande. Aber die ausgestreckte Hand wurde an-
genommen, der gefürchtete große Knall ist nicht ein-
getreten. - Das Beispiel sollte Mut machen für an-
dere schwierige Fälle des Zusammenlebens. 

Ein weiteres Beispiel: Vor ganz kurzer Zeit war 
eine Delegation aus Mali hier. Ich war sehr verblüfft, 
festzustellen, daß der malische Parlamentspräsident 
jeden einzelnen seiner Parlamentskollegen vorge-
stellt hat, indem er sagte, von welchem Stamm sie 
sind. Das wäre vor 30 Jahren völlig unmöglich gewe-
sen. Tribalismus galt als eine Erfindung des Kolonia-
lismus. Darüber hat man nicht geredet. Jetzt ist man 
darauf gekommen, daß man seine eigenen Probleme 
geschichtlich bewältigen muß und nur so weiter-
kommt. Mali hatte ja schwere Auseinandersetzungen 
vor allem mit den Tuareg. Mali ist jetzt auf dem Wege 
der Versöhnung. 

Ein Zweites: Weiterreden lohnt sich immer. Ich 
möchte das Beispiel Sudan ansprechen. Seit der Un-
abhängigkeit tobt - mit Ausnahme der Jahre 1972 bis 
1982, als es eine Autonomie für den Südsudan gab -
ein Bürgerkrieg, der Millionen von Menschen in Tod 
und Flucht get rieben hat. Die Grausamkeiten, die an 
der Zivilbevölkerung begangen wurden, sind kaum 
aufzuzählen. Man bräuchte Tage dazu. 

Neben der Vielzahl der dem Konflikt zugrunde lie-
genden regionalen, ethnischen und wirtschaftlichen 
Probleme spielte und spielt die Frage eine entschei-
dende Rolle, ob das traditionelle islamische Recht, 
die Scharia, in den Provinzen des Landes angewandt 
werden soll und muß, deren Bewohner dem islami-
schen Glauben gar nicht angehören. 

16 Jahre, die ich nun im Bundestag bin, begleitet 
mich dieses Sudan-Problem. Da möchte man müde 
werden, an Lösungen zu glauben und für sie zu ar-
beiten. Dennoch werden wir in Kürze wiederum ei-
nen interfraktionellen Antrag zum Thema Sudan vor-
legen. Ein ganz entscheidender Punkt ist die Beteili-
gung der afrikanischen Nachbarländer an der Kon-
fliktschlichtung. Zur Zeit hält sich der sudanesische 
Außenminister in Bonn auf. Regierung und Parla-

ment müssen ihn davon überzeugen, daß es zum 
Wohle seines gesamten Landes wäre, den Konflikt zu 
beenden. Gerade wir Deutschen können dabei das 
Konfliktlösungsmodell Föderalismus als realistische 
Chance anbieten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
Abg. Dr. Uschi Eid [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]) 

Drittens. Viele zu schwersten Menschenrechtsver-
letzungen führende Konflikte lassen sich nur schlich-
ten, wenn regionale Zusammenarbeit erfolgt. 

Im zentralafrikanischen Gebiet der Großen Seen 
schwelt, ebenfalls seit der Unabhängigkeit, ein Kon-
flikt, den man ebensogut wi rtschaftlich, sozial oder 
ethnisch definieren kann. Er hat zu bestialischen 
Mordserien geführt: 1972 und in mehrfachen Wieder-
holungen in Burundi an Hunderttausenden von 
Hutu-Intellektuellen - die einzige Chance, mit der 
die Tutsi-Elite ihre Herrschaft über die Mehrheit si-
chern konnte - oder 1994 die grauenhafte Ermor-
dung von Hunderttausenden der Tutsi-Minderheit in 
Ruanda, die dort , umgekehrt wie in Burundi, zu Be-
ginn der Unabhängigkeit entmachtet und großenteils 
vertrieben wurden, dann aber 1990 mit einer Befrei-
ungsarmee wiedergekehrt  war. 

Wir befinden uns leider noch nicht einmal auf dem 
Höhepunkt der Entwicklung. Noch ist offen, was mit 
den Flüchtlingen geschieht, die weiterhin in Zaire 
umherirren. In Burundi hat man zurückkehrende 
Flüchtlinge massakriert. In Ruanda besteht die ein-
malige Chance, die zu Hunderttausenden zurückge-
kehrten Flüchtlinge menschlich zu behandeln und 
damit dem ewigen Wechsel von Vertreibung mit 
Mord und Rückkehr mit Mord zu entrinnen. Dazu be-
darf es aber des Zusammenwirkens aller Staaten im 
Gebiet der Großen Seen. Wenn es Flüchtlinge gibt, 
die nicht zurückkehren wollen, muß man für ihre 
endgültige Ansiedlung in anderen Ländern sorgen. 

Ich freue mich, daß die Bundesregierung die Men-
schenrechtsbeobachtung verstärken will. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 

Die Windstille der Nichtbeobachtung und Nichtbe-
richterstattung begünstigt Menschenrechtsverletzun-
gen wie kaum ein anderer Faktor. Dem muß man ent-
gegenwirken. 

Nicht minder freut es mich, daß die Bundesregie-
rung beim Wiederaufbau des ruandischen Rund-
funkwesens helfen will . Hier ergibt sich eine einma-
lige entwicklungspolitische Chance. Bildung und 
Entwicklung sind ein untrennbares Paar. Analphabe-
tismus kann erfolgreich durch Erwachsenenbildung 
bekämpft werden. Solche Radiosendungen, die Frie-
denserziehung einschließen müssen, könnten in 
Ruanda und in Burundi und bei den Flüchtlingen in 
Zaire und in Tansania gehört werden und do rt  eine 
versöhnende Wirkung entfalten. 

Viertens. Menschenrechte und Demokratie gehö-
ren zusammen. Zu Recht pocht der interfraktionelle 
Antrag zu Nigeria auf Menschenrechte, Rechtsstaat- 
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lichkeit und Demokratie in Nige ria. Ich fürchte, daß 
im Moment die Gefahr eines großen Mißverständnis-
ses besteht. Viele meinen, Demokratie sei ein Pro-
dukt typisch europäischer Geschichte, sie sei auf an-
dere Kulturen nicht unbedingt übertragbar, ja, sie 
könne dort  eher schaden als nutzen. Demokratie ist 
als Ausdruck der f riedlichen Konfliktschlichtung, der 
Teilhabe der Bürger an der Gestaltung der rechtli-
chen Ordnung und der Regelung von Problemen 
stets auf der Ebene, die dazu fähig ist, kein europäi-
sches Phänomen, sondern ein universelles. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Dies gilt in doppeltem Sinne: einmal, weil die mo-
derne Zeit den ganzen Globus eingeholt hat und mo-
derne Staaten, wenn sie Menschenrechte beachten 
wollen, nur im Partizipationsmodell und nicht im Dik-
taturmodell funktionieren. Das andere aber ist, daß 
die Geschichte der Kulturen der Welt und Afrikas im 
speziellen stets einen Rückgriff auf eigene demokra-
tische Modelle erlaubt. 

Deshalb darf der Deutsche Bundestag etwa bei der 
nigerianischen Militärregierung auf eine Durchset-
zung der Menschenrechte und die Herstellung de-
mokratischer Verhältnisse hinwirken, eine Wiederzu-
lassung demokratischer Parteien, die Durchführung 
freier Wahlen, die Wiedereinführung der Pressefrei-
heit sowie die Abschaffung der Sondergerichte und 
die Schaffung eines unabhängigen Rechtssystems 
verlangen. Nehmen wir die Freilassung politischer 
Häftlinge hinzu - ich freue mich, daß wir in beiden 
Anträgen Übereinstimmung erzielt haben -, so kön-
nen wir dieselben Forderungen an die Putschisten in 
Burundi und an so viele andere Militärregierungen 
des Kontinents richten. 

Wie eingangs gesagt, diese Anmerkungen sind un-
vollständig und nur exemplarisch. Es wäre noch zu 
reden von monoethnischen Armeen als absoluter 
Konterindikation zu Menschenrechten, von der De-
mobilisierung des Militärs - denn von kaum einer 
Gruppe geht ähnlich menschenrechtsverletzende 
Gewalt aus wie von marodierenden, unbezahlten 
Soldaten -, vom Zerfall staatlicher Ordnungen und 
des Gewaltmonopols des Staates. Vielleicht konnte 
ich aber wenigstens andeuten, daß die grundlegen-
den Forderungen, wie sie etwa die deutsche Sektion 
von Amnesty International erhebt, nämlich Präven-
tion, Schutz der Opfer, Stärkung der Strukturen, die 
Wiederholungen vermeiden, und Stärkung des Men-
schenrechtsbewußtseins, auf diesem Kontinent eine 
besondere Bedeutung besitzen. 

Lassen Sie mich zum Abschluß noch auf ein beson-
deres Problem hinweisen. Wer immer sich mit Men-
schenrechtsverletzungen befaßt, wird leicht zur Par-
tei. Gerade in Bürgerkriegssituationen begehen 
beide Seiten Grausamkeiten - die Armee des Sudan 
wie die sudanesischen Widerstandsbewegungen, die 
Armee Burundis wie die Streitkräfte zur Verteidi-
gung der Demokratie, die ehemalige Armee in 
Ruanda und die jetzige. Da hilft es wenig, Tote und 
Verstümmelte gegeneinander aufzurechnen. Ich 
glaube, es gibt eine Parteinahme, die immer richtig 
ist: für die geschundene Zivilbevölkerung, für getö-
tete und gequälte Frauen und Kinder, für Männer,  

die von ihren Familien getrennt und erschossen wer-
den, nur weil man fürchtet, daß sie einmal als Rächer 
gefährlich werden könnten. Wer sich an dieses Prin-
zip der Parteinahme hält, entscheidet richtig. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. 
sowie bei Abgeordneten der SPD und des 

BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Ich gebe das 
Wort  zu einer Kurzintervention der Kollegin Uschi 
Eid. 

Dr. Uschi Eid (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Herr 
Kollege Graf Waldburg-Zeil, ich schätze Sie sehr. Sie 
haben Burundi als Beispiel genannt und haben 
gleichzeitig gesagt, Menschenrechte und Demokra-
tie gehören zusammen. Nun handelt es sich bei Bu-
rundi um einen der wenigen Fälle, in dem eine 
Putschistenregierung ein Parlament aufgelöst hat. 
Das heißt, demokratisch gewählte Abgeordnete wur-
den vertrieben. Der Präsident des burundischen Par-
laments hat in den USA den Demokratiepreis verlie-
hen bekommen; er hat von der Putschistenregierung 
keine Ausreisegenehmigung bekommen. 

Herr Außenminister, der derzeitige Putschistenpre-
mier Burundis hat ein Visum erhalten, um in die 
Bundesrepublik Deutschland zu kommen. Sie haben 
am 25. Juli dieses Jahres, am Tag des Putsches in Bu-
rundi, ganz klar gesagt, daß es keine Zusammenar-
beit mit dem Putschistenregime in Burundi geben 
wird. Nun frage ich - und darüber bin ich empört -: 
Wie kann es sein, daß die Demokraten Burundis 
nicht in dieses Land, nicht nach Europa, nicht in die 
USA reisen dürfen, aber der Premier dieser Putsch-
istenregierung in der Bundesrepublik Deutschland 
von der Bundesregierung empfangen wird? Ich halte 
dies für einen Skandal und möchte meiner Empö-
rung darüber hier Ausdruck verleihen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS sowie bei Abgeordneten der 

SPD) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Möchte jemand 
antworten? - Graf Waldburg-Zeil, bitte. 

Alois Graf von Waldburg-Zeil (CDU/CSU): Liebe 
Frau Kollegin Eid, ich verstehe Ihre Empörung und 
möchte Ihre Frage ganz persönlich zu beantworten 
versuchen. 

Als der Premier der Putschistenregierung hier war, 
bin ich auch freundlich eingeladen worden, an einem 
Treffen teilzunehmen. Ich habe auf Grund genau der 
Empörung, die Sie auch empfunden haben, gesagt, 
mit dem möchte ich nicht reden. Nachträglich habe 
ich mir überlegt, daß das wahrscheinlich ein Fehler 
war, weil die einzige Möglichkeit, jemandem etwas 
ins Gesicht zu sagen, natürlich darin besteht, mit ihm 
zu reden. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sehr wahr!) 

Ich wäre nachträglich lieber in der Lage gewesen, 
ihm ganz deutlich zu sagen, daß ich die derzeitige 



13084 	Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 145. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 5. Dezember 1996 

Alois Graf von Waldburg-Zeil 

Haltung des Regimes für sehr gefährlich und explo-
siv halte, daß es nicht anders als durch die Wieder-
herstellung der demokratischen Strukturen möglich 
ist, in Burundi wieder eine Zukunft zu gewinnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Dr. Uschi Eid 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Warum müs

-

sen wir den einladen?) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Damit schließe 
ich die Aussprache. 

Wir kommen nun zu den Abstimmungen. Dazu lie-
gen zwei Wortmeldungen zu einer Erklärung zur Ab-
stimmung vor. Ich erteile zunächst der Abgeordneten 
Ulla Jelpke das Wort , die eine Erklärung zur Abstim-
mung über den Entschließungsantrag auf Drucksa-
che 13/6412 (neu) abgibt. 

Ulla Jelpke (PDS): Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren! Ich kann dem Entschließungsantrag von 
CDU/CSU, SPD und F.D.P. zur Menschenrechtspoli-
tik in den auswärtigen Beziehungen nicht zustimmen 
bzw. werde ihn ablehnen. Dieser Antrag verwechselt 
meines Erachtens Ursachen und Wirkungen. 

Erstens. Ich kann nicht mittragen, daß in diesem 
Antrag der furchtbare Krieg, den die türkische Regie-
rung in Kurdistan führt, erst in zweiter Linie verur-
teilt wird. 

Zweitens. Ich kann ebenfalls die verbale Verurtei-
lung der PKK nicht mittragen. Sie reden von direkter 
und indirekter Gewaltandrohung und nehmen nicht 
zur Kenntnis, daß seit geraumer Zeit die PKK-Füh-
rung, insbesondere Abdullah Ocalan, auf die hier le-
benden Kurdinnen und Kurden einwirkt und immer 
wieder betont, daß in diesem Land Gewaltfreiheit 
von den Kurdinnen und Kurden ausgehen soll. 

(Dr. Irmgard Schwaetzer [F.D.P.]: Frau Präsi

-

dentin, ist das eine Erklärung?) 

Sie nehmen auch nicht zur Kenntnis - jedenfalls ist 
davon in dem Antrag nichts zu lesen -, daß in diesem 
Land sowohl von der Politik als auch von den Medien 
immer wieder Stimmungsmache gegen die hier le-
benden Kurden stattfindet. 

Ich möchte ein Beispiel geben, das relativ aktuell 
ist. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Keine Rede, son

-

dern eine Erklärung!) 

- Ich begründe mein Abstimmungsverhalten. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Frau Kollegin, 
ich bitte Sie, einen Moment zuzuhören. 

Sie müssen Ihr persönliches Abstimmungsverhal-
ten begründen, zumal wenn es von dem ihrer 
Gruppe diffe riert . Sie können aber nicht mehr zur Sa-
che argumentieren. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU und der 
F.D.P.) 

Sie können also nichts mehr zur Begründung der an

-

deren, die hier abstimmen, sagen und auch nicht 
mehr zu den Sachinhalten sprechen, sondern Sie 

müssen begründen, warum sie persönlich so abstim-
men. 

Ulla Jelpke (PDS): Ich meine eigentlich, daß ich das 
bisher gemacht habe. Aber gut. 

Ich kann diesem Antrag nicht zustimmen, weil 
nicht einmal der Versuch gemacht wird, Ursachen 
von Ausschreitungen bei Demonstrationen zu benen-
nen. 

Ich kann diesem Antrag nicht zustimmen, weil in 
ihm kein Wort  von der Flut von Verboten kurdischer 
Organisationen, Demonstrationen und Veranstaltun-
gen genannt wird. 

Ich kann diesen Antrag nicht unterstützen, weil 
das erhebliche Ausmaß von Einschränkungen demo-
kratischer Rechte und der Meinungsfreiheit von hier 
lebenden Kurden nicht erwähnt wird. 

Ich kann dem Antrag nicht zustimmen, weil kein 
Wort  zur Aufhebung des PKK-Verbots bzw. des Ver-
bots ihrer sogenannten Teilorganisationen enthalten 
ist. Der Hinweis darauf ist im übrigen im Antrag von 
Bündnis 90/Die Grünen und in unserem Antrag ent-
halten. 

Ich kann diesem Antrag schließlich auch deshalb 
nicht zustimmen, weil zwar zur Kenntnis genommen 
wird, daß es einen einseitigen Waffenstillstand sei-
tens der PKK gibt, an dem unbedingt festgehalten 
werden sollte - denn nur so kann ein Dialog stattfin-
den; diesen Punkt des Antrages unterstütze ich -, die 
Antragsteller sich damit aber nicht an die türkische 
Regierung richten. 

Die im zweiten Teil des Antrags genannten Maß-
nahmen, wo es um Demokratie, Menschenrechte 
und die Dialogbereitschaft geht, unterstütze ich. 

Ich hoffe, daß mit mir viele Kollegen diesen Ent-
schließungsantrag ablehnen werden. 

Danke. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Ebenfalls eine 
Erklärung zur Abstimmung - in dem Fall zur Druck-
sache 13/6413 - möchte der Kollege Steffen Tippach 
abgeben. 

(Dr. Irmgard Schwaetzer [F.D.P.]: Der hat 
doch in der Debatte geredet!) 

Steffen Tippach (PDS): Liebe Kollegin, ich habe 
zwar in der Debatte geredet, aber da lag der Ent-
schließungsantrag, zu dem ich jetzt sprechen 
möchte, noch gar nicht vor. Insofern war es schwie-
rig, darauf einzugehen. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

- Entschuldigung, er lag noch nicht vor. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Herr Kollege 
Tippach, es ist klar: Auch Sie können jetzt nicht zu 
einem Entschließungsantrag sprechen, sondern nur 
Ihr persönliches Abstimmungsverhalten erläutern. 
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Steffen Tippach (PDS): Ja, natürlich, ich erkläre 
mein Abstimmungsverhalten. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Ich bitte dann 
aber auch alle zuzuhören. Ich denke, daß der Kollege 
verstanden hat, worum es geht. 

Steffen Tippach (PDS): Ich mache es auch ganz 
kurz. 

Es geht um den Entschließungsantrag auf Druck-
sache 13/6413, der die Frage der Annullierung der 
Kommunalwahlen in Serbien behandelt. Ich habe 
das in meiner Rede vorhin angesprochen. Wir verur-
teilen dies. Ich werde diesem vorliegenden interfrak-
tionellen Antrag - bei dem wir natürlich auch wieder 
nicht gefragt wurden - dennoch zustimmen. 

Ich werde dies tun, obwohl ich ihn für einseitig 
halte. Denn genau dasselbe passiert in Kroatien, und 
dort  sind die Konsequenzen völlig anders. Auch do rt 

 wird das Ergebnis der Kommunalwahlen vom Präsi-
denten nicht zur Kenntnis genommen, werden unab-
hängige Medien verboten. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Lachhaft! - 
Gegenruf des Abg. Gerhard Zwerenz [PDS]: 

Das ist nicht lachhaft!) 

- Das ist nicht lachhaft. Wenn Sie keine Kenntnis ha-
ben, dann seien Sie bitte etwas leiser und lassen Sie 
mich noch einen Moment reden. 

Ich werde zustimmen, obwohl ich diese Einseitig-
keit für politisch schädlich und politisch nicht dien-
lich halte. Ich werde diesem Antrag zustimmen, ob-
wohl ich weiß, welche Position die Führungspersön-
lichkeiten der Opposition, die in diesem Antrag ge-
lobt wird, in Serbien beziehen. Ich war 1993, in Zei-
ten der Repression, an der Seite der Friedensbewe-
gung in Serbien, und ich habe die Äußerungen von 
Vuk Drasković  vernommen, der sagte: „Wenn ein 
Arm die grüne Fahne erhebt, dann schlagt ihn ab!", 
womit er moslemische Arme meinte. Und ich kenne 
Zoran Djindjić, der sich deswegen von Miloševi ć  di-
stanziert, weil Milošević  Karadžić  hat fallenlassen. 

In der Blindheit, zu sagen, sozialistische Parteien 
seien schlimm, führt das letztendlich dazu, daß Sie 
sich mit Karadži ć  gemein machen. Darauf wollte ich 
Sie hinweisen. 

Vielen Dank. 

 (Beifall bei Abgeordneten der PDS) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Wir kommen 
nun also zu den Abstimmungen, zunächst über den 
Entschließungsantrag der Fraktionen der CDU/CSU, 
SPD, Bündnis 90/Die Grünen und F.D.P. auf Drucksa-
che 13/6413. Wer stimmt für diesen Entschließungs-
antrag? - Gegenprobe! - Enthaltungen? - Dieser Ent-
schließungsantrag ist mit den Stimmen des ganzen 
Hauses angenommen worden. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Entschlie-
ßungsantrag der Fraktionen der CDU/CSU, SPD, 
Bündnis 90/Die Grünen und F.D.P. auf Drucksache 
13/6417. Wer stimmt für diesen Entschließungsan-

trag? - Gegenprobe! - Enthaltungen? - Auch dieser 
Entschließungsantrag ist mit den Stimmen des gan-
zen Hauses angenommen worden. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Entschlie-
ßungsantrag der Fraktionen der CDU/CSU, SPD, 
Bündnis 90/Die Grünen und F.D.P. auf Drucksache 
13/6418. Wer stimmt für diesen Entschließungsan-
trag? - Gegenprobe! - Enthaltungen? - Auch dieser 
Entschließungsantrag ist mit den Stimmen des gan-
zen Hauses angenommen worden. 

Abstimmung über den Entschließungsantrag der 
Fraktionen der CDU/CSU, SPD und F.D.P. auf Druck-
sache 13/6412 (neu). Wer stimmt für diesen Ent-
schließungsantrag? - Gegenprobe! - Enthaltungen? - 
Dieser Entschließungsantrag ist mit den Stimmen der 
Koalitionsfraktionen und der SPD bei Ablehnung der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen und einiger Abge-
ordneter der PDS, von denen sich aber auch einige 
enthalten haben, angenommen worden. 

Abstimmung über den Entschließungsantrag der 
Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. auf Drucksache 
13/6394. Wer stimmt für diesen Entschließungsan-
trag? - Gegenprobe! - Enthaltungen? - Dieser Ent-
schließungsantrag ist mit den Stimmen von CDU/ 
CSU und F.D.P., SPD, einigen Stimmen der PDS bei 
Enthaltung von Bündnis 90/Die Grünen und einer 
Enthaltung der PDS angenommen worden. 

Der Entschließungsantrag der Fraktion der SPD 
auf Drucksache 13/6400 soll dem Auswärtigen Aus-
schuß überwiesen werden. Sind Sie damit einver-
standen? - Das ist der Fall. Dann ist die Überweisung 
so beschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Entschlie-
ßungsantrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
auf Drucksache 13/6416. Wer stimmt für diesen Ent-
schließungsantrag? - Gegenprobe! - Enthaltungen? - 
Der  Entschließungsantrag ist mit den Stimmen der 
Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen der Opposi-
tion abgelehnt worden. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Beschluß-
empfehlung des Auswärtigen Ausschusses zu dem 
3. Bericht der Bundesregierung über ihre Menschen-
rechtspolitik in den Auswärtigen Beziehungen. Das 
ist die Drucksache 13/5363 Nr. I. Wer stimmt für 
diese Beschlußempfehlung? - Gegenprobe! - Enthal-
tungen? - Diese Beschlußempfehlung ist bei Enthal-
tung der PDS mit den Stimmen des übrigen Hauses 
angenommen worden. 

Beschlußempfehlung des Auswärtigen Ausschus-
ses zu dem Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen zur Benutzung der Menschenrechtsberichte und 
Lageberichte der Bundesregierung für die parlamen-
tarische Arbeit. Das ist die Drucksache 13/5363 Nr. II. 
Der Ausschuß empfiehlt, den Antrag auf Drucksache 
13/3210 für erledigt zu erklären. Wer stimmt für diese 
Beschlußempfehlung? - Gegenprobe! - Enthaltun-
gen? - Die Beschlußempfehlung ist mit den Stimmen 
des ganzen Hauses angenommen worden. 

Beschlußempfehlung des Auswärtigen Ausschus-
ses zu dem Antrag der Fraktionen der CDU/CSU und 
F.D.P. zum Tag der Menschenrechte. Das ist die 
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Drucksache 13/5363 Nr. II. Der Ausschuß empfiehlt, 
den Antrag auf Drucksache 13/3214 für erledigt zu 
erklären. Wer stimmt für diese Beschlußempfehlung? 
- Gegenprobe! - Enthaltungen? - Auch diese Be-
schlußempfehlung ist mit den Stimmen des ganzen 
Hauses angenommen worden. 

Beschlußempfehlung des Auswärtigen Ausschus-
ses zu dem Antrag der Fraktion der SPD zu einem 
Konzept für eine deutsche Menschenrechtspolitik in 
ihrer Verbindung mit den anderen Politikbereichen. 
Das ist die Drucksache 13/5363 Nr. II. Der Ausschuß 
empfiehlt, auch diesen Antrag auf Drucksache 13/ 
3229 für erledigt zu erklären. Wer stimmt für diese 
Beschlußempfehlung? - Gegenprobe! - Enthaltun-
gen? - Auch diese Beschlußempfehlung ist mit den 
Stimmen des ganzen Hauses angenommen worden. 

Abstimmung über den von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
des Genfer Rotkreuz-Abkommens. Das ist die Druck-
sache 13/5738. Auf Drucksache 13/6395 empfiehlt 
der Ausschuß, den Gesetzentwurf unverändert anzu-
nehmen. Ich bitte diejenigen, die dem Gesetzentwurf 
zustimmen wollen, sich zu erheben. - Wer stimmt da-
gegen? - Gibt es Enthaltungen? - Der Gesetzentwurf 
ist mit den Stimmen des ganzen Hauses angenom-
men worden. 

Beschlußempfehlung des Auswärtigen Ausschus-
ses zu dem Antrag der Fraktion der SPD zur politi-
schen Regelung des Kurdenkonfliktes; das ist Druck-
sache 13/6396 Nr. 1. Der Ausschuß empfiehlt, den 
Antrag auf Drucksache 13/4365 für erledigt zu erklä-
ren. Wer stimmt für die Beschlußempfehlung? - Gibt 
es Gegenstimmen? - Enthaltungen? - Auch diese Be-
schlußempfehlung ist einstimmig angenommen wor-
den. 

Beschlußempfehlung des Auswärtigen Ausschus-
ses zu dem Antrag der Gruppe der PDS zu einer Ver-
mittlungsinitiative der Bundesregierung für eine poli-
tische Lösung in Kurdistan; das ist Drucksache 13/ 
6396 Nr. 2. Der Ausschuß empfiehlt, den Antrag auf 
Drucksache 13/4004 abzulehnen. Wer stimmt für 
diese Beschlußempfehlung des Ausschusses? - Ge-
genprobe! - Enthaltungen? - Die Beschlußempfeh-
lung ist mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen 
und der SPD bei Gegenstimmen der PDS und Enthal-
tung von Bündnis 90/Die Grünen angenommen wor-
den. 

Beschlußempfehlung des Auswärtigen Ausschus-
ses zu dem Antrag der Fraktionen der SPD und 
Bündnis 90/Die Grünen zur Lage in Osttimor, Druck-
sache 13/6397. Der Ausschuß empfiehlt, den Antrag 
auf Drucksache 13/5799 abzulehnen. Wer stimmt für 
diese Beschlußempfehlung? - Gegenprobe! - Enthal-
tungen? - Die Beschlußempfehlung ist mit den Stim-
men der Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen der 
Opposition angenommen worden. 

Interfraktionell wird die Überweisung der Vorla-
gen auf den Drucksachen 13/5134, 13/4749, 13/5950 
und 13/6060 an die in der Tagesordnung aufgeführ-
ten Ausschüsse vorgeschlagen. Sind Sie damit ein-
verstanden? - Ich sehe keinen Widerspruch. Dann 
sind die Überweisungen so beschlossen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 4 auf: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten Ulla 
Schmidt (Aachen), Dorle Marx, Dr. Edith Nie-
huis, weiterer Abgeordneter und der Fraktion 
der SPD 

Die Menschenwürde von Kindern achten - 
Sexuelle Gewalt ächten 
- Drucksache 13/6054 - 
Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
(federführend) 
Innenausschuß 
Rechtsausschuß 
Ausschuß für Fremdenverkehr und Tourismus 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind 
für die Aussprache anderthalb Stunden vorgesehen. 
- Es gibt keinen Widerspruch dagegen. Dann ist es 
so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Als erste erhält die Kol-
legin Edith Niehuis das Wort . 

Dr. Edith Niehuis (SPD): Frau Präsidentin! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Die aufsehenerre-
genden und tragischen Fälle sexueller Gewalt gegen 
Kinder haben die Öffentlichkeit in den letzten Wo-
chen zu Recht empört. Jede öffentliche Diskussion, 
die dazu geeignet ist, den Blick auf die Situation von 
Kindern zu richten, ist zu begrüßen. Aber ist es, müs-
sen wir uns doch kritisch fragen, in den letzten Wo-
chen wirklich gelungen, den Blick auf die Kinder zu 
richten? Ich glaube nicht. Wir hatten keine Diskus-
sion über Kinder; wir hatten eine Diskussion über Tä-
ter. 

(Beifall bei der SPD) 

Der Strafrahmen für Täter, die Therapiemöglich-
keiten, die chemische Kastration - all das stand im 
Mittelpunkt. Wer wie die CSU daraus schlußfolgert, 
allein mit dem Ruf nach härteren Strafen die Kinder 
vor Gewalttaten besser schützen zu können, führt 
meines Erachtens die Öffentlichkeit in die Irre. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Aber auch jene irren, die die gegenwärtige Diskus-
sion ausnutzen wollen, um den liberalen Umgang mit 
der Sexualität zu brandmarken und diesen als eine 
Ursache von Sexualstraftaten hinzustellen. Wie ich 
der „Wochenpost" vom 21. November entnehmen 
konnte, gehört leider auch die für Jugend zuständige 
Ministerin Nolte zu jenem Kreis, der mit einem Blick 
auf die 68er den liberalen Umgang mit der Sexualität 
im Zusammenhang mit dem sexuellen Mißbrauch 
brandmarkt. Meine Damen und Herren, wer so an-
setzt, macht eine falsche Kinderpolitik und macht 
keine gute Politik zum Schutz von Kindern. 

(Beifall bei der SPD und der PDS sowie bei 
Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 

GRÜNEN) 

Weil die SPD sich Sorgen macht, daß die kinder-
politische Diskussion in eine falsche Richtung gehen 
könnte, haben wir den heute zu debattierenden An-
trag gestellt, um die Umsetzung der UN-Konvention 
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über die Rechte des Kindes anzumahnen, ebenso die 
Umsetzung der Ergebnisse des Stockholmer Welt-
kongresses. 

Wie nötig dieses Anmahnen ist, lehrt nicht nur die 
schleppende Geschichte der UN-Kinderrechtskon-
vention in Deutschland, sondern auch die erst kürz-
lich vorgelegte Halbzeitbilanz des Ministe riums für 
Familie, Senioren, Frauen und Jugend. In dieser 
Halbzeitbilanz kommt die UN-Kinderrechtskonven-
tion nicht vor. Mich erschüttert es, daß man mitten in 
einer Legislaturpe riode nicht daran denkt, daß wir 
bezüglich der UN-Kinderrechtskonvention in 
Deutschland noch vieles zu tun haben. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS) 

Wir alle wissen doch, daß Kinder nicht in erster Li-
nie unbekannten Sextätern zum Opfer fallen, son-
dern zu einem Viertel - so schätzt man - sind die Tä-
ter Familienmitglieder, zu 50 Prozent Verwandte, 
Freunde und Bekannte der Familie. Zu Recht forde rt 

 der Präsident der Deutschen Gesellschaft gegen Kin-
desmißhandlung, Professor Fürniss, daß wir nicht nur 
von der sexuellen Gewalt reden sollten, weil diese 
eben nur ein Teil der Gewalt ist. Statt dessen sollten 
wir von Mißhandlung und körperlicher und seeli-
scher Gewalt überhaupt reden. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der PDS) 

Zu Recht, Frau Ministe rin Nolte, stellten Sie in Ih-
rer Rede auf dem Kongreß „Kinder in Deutschland" 
am 21. Oktober 1995 fest: „Häufig ist es die Gewalt 
gegen Kinder, die Kinder selbst gewalttätig werden 
läßt" . 

Zu Recht sagt der Hannoversche Kriminologe Wet-
zel: „Sexualstraftäter, wie überhaupt Gewaltkrimi-
nelle, waren fast immer selbst einst ein geschunde-
nes und geschlagenes Kind."  Der Direktor des Krimi-
nologischen Forschungsinstituts in Hannover, Profes-
sor Pfeiffer, beschreibt die potentiellen Opfer wie 
folgt: 

Es sind meist Kinder aus Familien, in denen sich 
die Eltern prügeln oder sie selber geschlagen 
werden oder beides. Dabei sind die Mißbrauchs-
täter aus dem Umfeld, zu denen sich die Kinder 
offenbar hingezogen fühlen. Das kann leicht miß-
braucht werden. 

Weil dieses alles stimmt, fordert  die UN-Kinder-
rechtskonvention in Art . 19 die Vertragsstaaten auf, 
alle Gesetzgebungs- und andere Maßnahmen zu 
treffen, um das Kind vor jeder Form körperlicher oder 
geistiger Gewaltanwendung zu schützen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS) 

Im April 1992 ist bei uns die UN-Kinderrechtskon-
vention in Kraft getreten. Bis heute weige rt  sich die 
Bundesregierung, die klare Formulierung „Kinder 
sind gewaltfrei zu erziehen" gesetzlich zu verankern. 
CSU, CDU und F.D.P. haben sich 1993 im Rahmen  

der Gemeinsamen Verfassungskommission gewei-
gert, diese Formulierung in Art . 6 unseres Grundge-
setzes aufzunehmen. Sie haben einen Entwurf der 
Reform des Kindschaftsrechts vorgelegt, in dem 
ebenfalls die Aufnahme der gewaltfreien Erziehung 
in das Bürgerliche Gesetzbuch nicht vorgesehen ist. 

Angesichts der Tatsache, daß eine gewaltfreie Er-
ziehung langfristig der beste Schutz auch vor Sexual-
straftaten ist, frage ich Sie, wann Sie Ihre Blockade-
politik gegen die gesetzgeberische Forderung nach 
einer gewaltfreien Erziehung endlich aufgeben wol-
len. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS) 

Ich erinnere Sie daran, daß in diesem Sinne auch 
der Ausschuß für die Rechte des Kindes der Verein-
ten Nationen auf Sie eingewirkt hat. Dieser Aus-
schuß für die Rechte des Kindes hat im November 
1995 seine Besorgnis darüber zum Ausdruck ge-
bracht, daß die Bundesregierung dem Kind als 
Rechtssubjekt in gesetzgeberischer, politischer und 
programmatischer Hinsicht zuwenig Beachtung 
schenkt. 

Von Beginn an bis heute steht die Bundesregie-
rung der UN-Kinderrechtskonvention sehr zurück-
haltend gegenüber. 1988 hat der deutsche Delegierte 
laut Aussagen von Nigel Cantwell von UNICEF be-
teuert, „nicht einmal in tausend Jahren würde die 
Bundesregierung einem solchen Dokument ihre Zu-
stimmung geben". Dann wurde das Dokument in 
Deutschland mit Vorbehalten ratifiziert, und bis 
heute ist Ihre Position, die Standards des Überein-
kommens seien in der Bundesrepublik bereits alle 
verwirklicht. Sie nehmen für sich in Anspruch, nichts 
tun zu müssen - leider auf Kosten der Kinder. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS) 

Die Bundesregierung weigert  sich, den von der 
Kinderrechtskonvention geforderten Perspektiven-
wechsel vom Kind als Objekt zum Kind als Subjekt, 
als Persönlichkeit mit eigenen Rechten und Interes-
sen mitzuvollziehen. Ihre Vorbehalte gegen das Kind 
als Subjekt machen Sie schon durch die von Ihnen 
gewählte offizielle deutsche Übersetzung deutlich. 
Was im Englischen „the best interests of the child" 
heißt, wird in der deutschen Übersetzung „das Wohl 
des Kindes". Dies ist eine Übersetzung, die vom Ge-
danken der Fürsorge ausgeht. Von der UN-Kinder-
rechtskonvention ist aber eine Übersetzung gewollt, 
die von den eigenen Interessen des Kindes ausgeht 
und das Kind als Rechtssubjekt ernst nimmt. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der PDS) 

Meine Damen und Herren von der Koalition, damit 
wir im Interesse der Kinder weiter diskutieren, halte 
ich es für dringend geboten, die Verfassungsdiskus-
sion der letzten Legislaturpe riode wieder aufzuneh- 
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men, um in Art . 6 unseres Grundgesetzes eigenstän-
dige Kinderrechte festzuschreiben. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der PDS) 

Wenn wir diese Diskussion öffentlich und öffentlich-
keitswirksam führen, wird es uns - wie von den Ver-
einten Nationen gefordert - gelingen, daß endlich 
auch bei uns über Kinder, ihre Rechte und ihre Inter-
essen informiert und diskutiert wird. 

Ich habe den Eindruck, daß die Kinderrechtskon-
vention zwar 1992 ratifiziert wurde, aber bis heute 
verschwiegen wird, daß bei den politischen Maßnah-
men das Wohl der Kinder - oder besser: ihr bestes In-
teresse - vorrangig berücksichtigt werden muß. 
Wenn die Politik der Bundesregierung diesen Auf-
trag der UN-Kinderrechtskonvention auch nur annä-
hernd ernst nehmen würde, hätte sie so manche poli-
tische Entscheidung in den letzten Monaten nicht 
treffen dürfen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Oder glauben Sie wirklich, daß eine Politik, die im-
mer mehr Familien, Kinder und Jugendliche auf die 
Sozialhilfe verweist, eine Politik zum Wohle des Kin-
des ist? Oder glauben Sie wirklich, daß eine Politik, 
durch die die Kommunen durch stetig steigende So-
zialhilfeausgaben in den finanziellen Ruin get rieben 
werden und sie darum keine Einrichtungen für Kin-
der und Jugendliche mehr vorhalten können, eine 
Politik für Kinder ist? 

Wenn man Kinder und Jugendliche fragt, machen 
sie sich über zwei Dinge Sorgen: Nummer eins ist die 
Arbeitslosigkeit, Nummer zwei ist die Umweltver-
schmutzung. Über 2,2 Millionen Kinder und Jugend-
liche leben schon heute in Haushalten, die von Ar-
beitslosigkeit betroffen sind. Hier geht es nicht nur 
um die materiellen Einschränkungen, sondern hier 
kann auch Perspektivlosigkeit vermittelt werden, die 
sich negativ auf die gesamte gesellschaftliche Ent-
wicklung auswirken kann. Um so wichtiger ist es, 
daß wir den Jugendlichen deutlich machen, daß wir 
wollen, daß sie ein Recht auf einen Ausbildungsplatz 
haben. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Die SPD schlägt der Regierung einen Ausbildungs-
fonds vor, den Sie anscheinend ungeprüft verwerfen. 
Aber wenn Sie eine Umlagefinanzierung für Ausbil-
dungsplätze blockieren wollen, dann können Ju-
gendliche von Ihnen erwarten, daß Sie andere wirk-
same Konzepte vorlegen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Ich halte es für dringend geboten, daß Sie, Frau 
Ministerin Nolte, Ihrem Kollegen Seehofer einmal 
den Art . 24 der Kinderrechtskonvention überreichen, 
der ein Recht des Kindes auf das erreichbare Höchst-
maß an Gesundheit festschreibt. 

(Beifall bei der SPD und der PDS) 

Diesem Artikel wird er mit seiner Gesundheitspolitik 
nicht gerecht. 

Es wäre ebenso geboten, Sie würden auch die Um-
weltministerin Merkel einen Blick in die Kinder-
rechtskonvention werfen lassen. Es ist doch nicht so, 
wie die Bundesregierung gerne glauben machen 
will, daß sich die Industrieländer hinsichtlich des 
Rechts des Kindes auf Gesundheitsvorsorge zurück-
lehnen könnten und wir nur auf den Handlungsbe-
darf in den Entwicklungslände rn  zeigen müßten. 
Tatsache ist: Umweltgifte und Umweltbelastungen 
führen dazu, daß hierzulande immer mehr Kinder 
nicht das erreichbare Höchstmaß an Gesundheit be-
sitzen. Sie leiden an Allergie- und Atemwegserkran-
kungen, chronischen Hautreizungen und vielem 
mehr. 

Welche Folgen die frühe Einlagerung von Schad-
stoffen im Körpergewebe haben wird, läßt sich noch 
gar nicht abschätzen. Wäre es darum nicht ange-
bracht - das ist meine herzliche Bitte -, daß wir die 
Grenzwerte und Methoden der Schadstoffmessung 
der besonderen körperlichen Situation von Kindern 
anpaßten? 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS) 

Die UN-Kinderrechtskonvention ist in der Bundes-
republik seit 1992 gültig. Es muß ein Ende haben, 
daß diese wichtige Konvention von der Bundesregie-
rung einfach totgeschwiegen wird. Im Gegenteil: Es 
wird Zeit, daß sie endlich Berücksichtigung findet. 
Dazu soll unser Antrag dienen. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Für die Bundes-
regierung erhält jetzt die Bundesministerin Claudia 
Nolte das Wort . 

Claudia Nolte, Bundesministerin für Familie, Senio-
ren, Frauen und Jugend: Frau Präsidentin! Liebe Kol-
legen und Kolleginnen! „... Kinder sind das köstlich-
ste Gut eines Volkes", so heißt es in der bayerischen 
Landesverfassung. Wie grausam, wenn dieses köst-
lichste Gut den Trieben und der Gewalt erwachsener 
Menschen zum Opfer fällt, wie grausam der Tod Na-
talie Astners, wie grausam die Kindermorde in Bel-
gien. 

Wir stehen deshalb alle in der Pflicht, uns schüt-
zend vor die Kinder zu stellen. Wir dürfen und wir 
werden uns nicht damit abfinden, daß Eltern in 
Angst leben müssen, weil Kinder diesen Gefahren 
ausgesetzt sind. 

Täglich werden in aller Welt - auch in Deutsch-
land - Kinder sexuell ausgebeutet und mißbraucht, 
und sie können sich nicht wehren. Den Opfern wer-
den sogar häufig Wege zur Hilfe verbaut, weil auch 
Helfer hilflos sind. Sie haben nicht gelernt, mit solch 
einer schwierigen Situation umzugehen. Die hohe 
Dunkelziffer beim sexuellen Mißbrauch von Kindern 
läßt erkennen, daß unsere Gesellschaft immer noch 
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nicht ausreichend in der Lage ist, Hilferufe und Si-
gnale betroffener Kinder aufzunehmen. 

Der sogenannte Kindersextourismus stellt eine be-
sonders brutale Form der erwerbsmäßigen sexuellen 
Ausbeutung von Kindern dar. Eine der wesentlichen 
Ursachen ist die von den Tätern skrupellos ausge-
nutzte existentielle materielle Not vieler Kinder und 
ihrer Familien in den Zielländern. 

Begleiterscheinungen dieser sexuellen Ausbeu-
tung und familiären Erpressung sind unter anderem 
eine wachsende Zahl HIV-infizierter prostituierter 
Kinder, die zunehmende Nutzung internationaler 
Datennetze für die Verbreitung von Kinderpornogra-
phie verbunden mit Angeboten zum sexuellen Miß-
brauch von Kindern und hohe Gewinne beim kom-
merziell organisierten Kindesmißbrauch. 

Der erste Weltkongreß gegen kommerzielle sexu-
elle Ausbeutung von Kindern in Stockholm hat uns 
den Handlungsbedarf nachdrücklich vor Augen ge-
führt. Wir brauchen umfassend aufeinander abge-
stimmte und konsequent umgesetzte Maßnahmen 
sowohl bei der Prävention als auch im rechtlichen Be-
reich sowie beim Opferschutz. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Ich denke, Frau Niehuis, hier brauchen wir auch 
keine Schärfen hineinzubringen. Es wäre dem 
Thema in keiner Weise angemessen, und es ist ein-
fach vieles von dem, was Sie hier unterstellt haben, 
unzutreffend. 

(Abg. Dr. Edith Niehuis [SPD] meldet sich 
zu einer Zwischenfrage) 

- Das brauchen Sie nicht, ich komme noch im Detail 
darauf zurück. 

Ich halte es für notwendig, daß wir ein gemeinsa-
mes Maßnahmenpaket entwickeln und daß wir uns 
dabei auf den Sachverstand und die Erkenntnisse 
vieler stützen. Für mich ist dabei die Zusammenar

-

beit mit den Nichtregierungsorganisationen beson-
ders wichtig. 

Ich habe aus diesem Grunde vor einer Woche die 
Vertreter der Nichtregierungsorganisationen, die 
entsprechenden Ausschußmitglieder, die Delegati-
onsteilnehmer, die Kinderkommission des Bundesta-
ges sowie die zuständigen Vertreter der anderen 
Bundesressorts zu einer Anhörung ins Ministe rium 
eingeladen. Von allen Beteiligten wurde ganz klar 
anerkannt, daß der Schutz der Kinder Vorrang vor al-
len anderen Maßnahmen hat. Dieser Schutz muß im-
mer am Anfang stehen. Deswegen kommt der Prä-
vention eine entscheidende Bedeutung zu. Es wurde 
auf diesem Nachtreffen ausdrücklich betont, daß 
Fachkräfte wie beispielsweise Mediziner, Richter 
und Staatsanwälte auf die Problematik der sexuellen 
Gewalt gegen Kinder schon in der Ausbildung bes-
ser vorzubereiten sind. 

Zur Prävention zähle ich ebenso, daß wir durch ein 
zeitgemäßes Multimediagesetz den Jugendschutz 
verbessern wollen. Ich begrüße den Vorschlag der 
NGOs, eine nationale Hot line für Straftatbestände im 
Internet einzurichten, so daß Bürgerinnen und Bür-

ger sowie Behörden auf Kinderpornographie und an-
dere strafbare oder jugendgefährdende Angebote in 
Online-Diensten und im Inte rnet aufmerksam ma-
chen können. 

Ich habe weiterhin entschieden, daß wir die regu-
lär Ende des Jahres auslaufende Förderung der bun-
desweiten Informations- und Dokumentationsstelle 
für Kindesmißhandlung in Münster auch 1997 fo rt

-setzen. 

Des weiteren wurde bei dem Gespräch mit den 
NGOs hervorgehoben, daß es eine engere Zusam-
menarbeit mit den Strafverfolgungsbehörden in den 
Zielländern des Kindersextourismus geben muß. Wir 
müssen Absprachen mit allen in Betracht kommen-
den Zielländern treffen, so wie uns das zum Beispiel 
mit Thailand gelungen ist. Aber ich denke, auch eine 
bessere Kooperation zwischen NGOs und staatlichen 
Stellen ist wichtig, kann entscheidend sein, denn 
viele Hinweise können von den NGOs kommen. 

Auch im rechtlichen Bereich besteht Handlungs-
bedarf. Wir müssen den Strafrahmen bei sexuellem 
Mißbrauch ausweiten. Schwere Fälle sexuellen Miß-
brauchs sind Verbrechen und gehören als solche ge-
ahndet. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ebenso gilt es, den Schutz kindlicher Opferzeugen 
durch eine zeugenschonendere Sachverhaltsermitt-
lung zu verbessern. Sie können sicher sein, daß wir 
dementsprechend auch tätig werden. 

Die Bundesregierung hat in Anlehnung an die 
„Agenda for Action" von Stockholm geplant, ein ent-
sprechendes Maßnahmenpaket zu erarbeiten. Ich 
denke, wenn dieses Paket vorliegt, können wir auch 
einen entsprechenden Zeitplan für die Umsetzung 
der einzelnen Maßnahmen festmachen. 

(Arne Fuhrmann [SPD]: Eine hohle Druck

-

sache!) 

Es ist keine Frage, Frau Niehuis, die Rechtsstel-
lung und der Schutz der Kinder sind durch die UN- 
Kinderrechtskonvention für alle Länder wesentlich 
gestärkt worden. Schon mit dem Be richt der Bundes-
regierung über Maßnahmen im Zusammenhang mit 
dem Inkrafttreten des Übereinkommens über die 
Rechte des Kindes vom 21. Januar 1993 ist deutlich 
geworden, daß das Übereinkommen einen wichtigen 
Impuls auch für innerstaatliche Reformen gegeben 
hat. 

Ihre Vorwürfe, die Sie hier vorgetragen haben, 
sind in ihrer Überspannung verzerrend und einfach 
nicht gerechtfertigt. Es ist überhaupt keine Frage, 
daß für die Bundesregierung Kinder Subjekte mit ei-
genen Rechten sind 

(Wilhelm Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Tun 
Sie es doch ins Gesetz hinein!) 

und daß wir dem auch in der Gesetzgebung Rech-
nung tragen. 

(Wilhelm Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Seit 
drei Jahren reden Sie davon!) 
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Wie Sie wissen, hat die Bundesregierung den Er-
sten Deutschen Staatenbericht zur UN-Konvention 
im November vorigen Jahres mit gutem Erfolg - Frau 
Marx, Sie waren anwesend, Ihnen ist dieser Be richt 
bekannt, und Sie wissen also im einzelnen, was in 
der Vergangenheit alles geleistet worden ist - vor 
dem UN-Ausschuß für die Rechte des Kindes vertre-
ten. Der UN-Ausschuß ist nicht als ein Gremium be-
kannt, das ohne genaue Prüfung einem Land Aner-
kennendes sagt. 

Wir werden auf diesem Weg fortfahren und die 
Konvention konsequent dazu nutzen, die Situation 
der Kinder in unserem Land weiter zu verbessern. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir werden beispielsweise nach erfolgreichem Ab-
schluß der Kindschaftsrechtsreform prüfen, ob sich 
damit der entsprechende Vorbehalt ebenfalls erledigt 
hat. 

Schließlich möchte ich darauf hinweisen - weil Sie 
das in Ihrem Antrag so ausdrücklich anmahnen -, 
daß wir eine Kommission zur Erarbeitung des 
10. Kinder- und Jugendberichts eingesetzt haben, 
die diesen Bericht noch in dieser Legislaturpe riode 
vorlegen wird. Der Be richt wird dann auch eine aus-
führliche Stellungnahme der Bundesregierung ent-
halten. Der 10. Kinder- und Jugendbericht hat zum 
Schwerpunkt das Thema der Kinder in Deutschland, 
so daß letztendlich das, was Sie fordern, längst in 
Auftrag gegeben und in Arbeit ist. 

Ich denke, liebe Kolleginnen und Kollegen, wir 
sind uns einig, daß es letztendlich darauf ankommt, 
daß wir eine kindgerechte Welt gestalten, in der die 
Verantwortung für Kinder, für den Schutz von Kin-
dern nicht an irgendwelche Institutionen oder Exper-
ten abgeschoben, delegiert wird. Wir alle bleiben ge-
fordert, uns persönlich für die Kinder einzusetzen 
und Unglück von ihnen abzuwenden. Wir stehen alle 
in der Verpflichtung, wenn es darum geht, Kinder 
stark zu machen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Kollegin Nie-
huis möchte eine Kurzintervention machen. 

Dr. Edith Niehuis (SPD): Sehr geehrte Frau Mini-
sterin! Ich muß mich jetzt noch einmal melden, weil 
Sie gesagt haben, ich hätte Unterstellungen verbrei-
tet. Das möchte ich von mir weisen. 

Sie haben gesagt, die Bundesregierung will die 
Kinder als Rechtssubjekte anerkennen und schätzt 
die Kinderrechte. War es denn von mir wirklich eine 
Unterstellung zu sagen, daß es in der Gemeinsamen 
Verfassungskommission nicht möglich war, die Kin-
derrechte in den Art . 6 des Grundgesetzes zu schrei-
ben, weil die CDU/CSU nicht mitmachen wollte? 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Sie haben einmal gesagt, es sei eine Unterstellung, 
wenn ich hier behaupte, daß die Bundesregierung 
beim Ausschuß für die Rechte der Kinder in Genf 
auch ermahnt wurde. Stimmt es nicht, daß der Aus-
schuß für die Rechte von Kindern gesagt hat: Mit Be-
sorgnis nehme man zur Kenntnis, daß die Bundesre-
gierung in programmatischer und gesetzgeberischer 
Hinsicht Kinderrechte eben nicht festschreibe? 
Stimmt das etwa nicht? 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Sie haben über Medien und Gewalt gesprochen. 
Ich denke aber, viel wichtiger ist es, daß wir über ge-
waltfreie Erziehung sprechen. Stimmt es denn nicht, 
daß Sie es bis heute verweigern, folgenden Satz in 
das Bürgerliche Gesetzbuch zu schreiben: „Kinder 
sind gewaltfrei zu erziehen"? Bis heute verweigern 
Sie das. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS sowie bei Abgeord

-

neten der F.D.P.) 

Wenn ich Ihre Aussagen so interpretieren darf, daß 
Sie jetzt mit uns die Rechte der Kinder in die Verfas-
sung aufnehmen und mit uns das Bürgerliche Ge-
setzbuch verändern wollen, dann nehme ich das 
gerne zur Kenntnis. 

(Beifall bei der SPD und der PDS) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Frau Ministerin, 
möchten Sie antworten? 

(Hannelore Rönsch [Wiesbaden] [CDU/ 
CSU]: Warum denn auf einen so populisti

-

schen Kram antworten? Es geht doch nur 
um die Fernsehzeit!) 

Claudia Nolte, Bundesministerin für Familie, Senio-
ren, Frauen und Jugend: Ja. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort  hat 
jetzt die Ministerin. 

Claudia Nolte, Bundesministerin für Familie, Senio-
ren, Frauen und Jugend: Auch ich halte es für not-
wendig, diese Diskussion in angemessener Weise zu 
führen. Jede Schärfe ist in der Tat nicht angemessen. 

(Beifall bei der CDU/CSU Widerspruch 
bei der SPD) 

Frau Niehuis, es ist keine Frage, daß auch für ein 
Land wie Deutschland immer Handlungsbedarf 
bleibt. Sie haben zwei Punkte genannt, über die eine 
differenzierte Diskussion notwendig wäre. 

(Lachen bei der SPD) 

Dazu hat man natürlich bei einem Zwischenruf keine 
Chance, wie Sie mir zugestehen werden. 

(Zuruf von der SPD: Wir haben seit Jahren 
vertiefte Diskussionen!) 
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Die von Ihnen vorgenommene Pauschalierung ist 
deshalb in der Tat zurückzuweisen, darf so nicht ste-
henbleiben. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Widerspruch 
bei der SPD) 

Der UN-Ausschuß hat uns in der mündlichen An

-

hörung  aufgezeigt, wo er noch Handlungsansätze 
sieht. Ganz überwiegend ist aber sehr wohl aner-
kannt worden, was in den zurückliegenden Jahren in 
Deutschland geleistet worden ist. Gerade der Ver-
gleich zwischen der Situation von Kindern in 
Deutschland und in anderen Ländern spricht eine 
deutliche Sprache. 

Frau Niehuis, man darf überdies nicht übersehen, 
daß für die Frage der Situation der Kinder in 
Deutschland nicht einfach nur das Rechtssystem ent-
scheidend ist. Was im Ausschuß vor allem angespro-
chen wurde, ist die Frage des Klimas, das heißt, wie 
die Gesellschaft insgesamt Kinder aufnimmt. Sie wis-
sen genausogut wie ich, daß eine Verbesserung über 
den gesetzlichen Weg allein nicht herstellbar ist. 

Auch in der Verfassung hat das Kind als Subjekt 
seinen Platz. Wir haben darüber eine sehr ausführli-
che Debatte geführt, in der wir für unsere Entschei-
dung sehr gute Gründe genannt haben. Diese Dis-
kussion müssen wir nicht wiederholen. 

Insgesamt glaube ich letztendlich, daß wir in vie-
len Bereichen nicht so weit auseinander liegen, wie 
Sie es hier zum Ausdruck bringen. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Zurufe von der 
SPD) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort  hat 
jetzt die Abgeordnete Rita Grießhaber. 

Rita Grießhaber (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Die 
Weltkonferenz über die Menschenrechte in Wien im 
Jahre 1993 hat es meiner Meinung nach auf den 
Punkt gebracht. Da heißt es: Es muß der Grundsatz 
gelten: „first call for children" - Kinder zuerst. Es ist 
kein Zufall, daß auf den internationalen Konferenzen 
das Thema Menschenrechte immer öfter auf der Ta-
gesordnung steht, und es ist auch kein Zufall, daß - 
wie in Peking - die Frauen und - wie in Stockholm  - 
die  Kinder im Mittelpunkt stehen. 

Menschenrechtsverletzungen an Kindern haben 
sehr viele Formen: wenn Mädchen der schmerzhaf-
ten und entwürdigenden Praxis der Verstümmelung 
ihrer Genitalien unterworfen werden, wenn Kinder 
weltweit ihre Körper verkaufen müssen, damit ihre 
Familien überleben können, und wenn in einer wohl-
habenden Gesellschaft wie der unseren Kinder zu 
Hause von sogenannten Vertrauenspersonen sexuell 
mißbraucht werden. 

Unsere Gesellschaft tut sich immer noch sehr 
schwer, Kinder als eigenständige Persönlichkeiten 
ernst zu nehmen. Wie viele unserer Vorstellungen 
vom Kind sind immer noch aus der Sicht der Eltern 
und auf ihre Rechte auf das Kind fixiert? Wie lange  

haben wir Kinder zum Beispiel als sogenannte un-
eheliche Kinder über den Status ihrer Eltern defi-
niert, ohne zu sehen, daß Ehelichkeit ein Merkmal 
von Eltern, aber keines von Kindern sein kann? 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie der Abg. Sabine Leutheusser-Schnar

-

renberger [F.D.P.]) 

Dieser Staat tut sich mit der Anerkennung der UN- 
Kinderrechtskonvention schwer. Frau Niehuis ist 
schon darauf eingegangen. Ich möchte ein anderes 
Beispiel nennen: Unbegleitete, minderjährige Flücht-
linge genießen in Deutschland keinen Abschiebe-
schutz. Das Clearing-Verfahren, das wunderbar 
funktioniert hat, ist eingestellt worden. 

Anzeigen wie in einer Kölner Tageszeitung, „Bau-
arbeiter mit zirka 6jährigem Sohn zur tätigen Mithilfe 
am Objekt gesucht; Videoüberwachung gegeben; 
15 000 DM Verhandlungsbasis ", finden Sie republik-
weit. Hier und anderswo werden Kinder verraten 
und verkauft. Weltweit prostituieren sich jährlich 
zwischen 100 Millionen und 150 Millionen Kinder 
unter 16 Jahren. Der Markt für diese Kinderprostitu-
tion boomt. Die Kunden kommen von überall her, 
auch aus der Bundesrepublik. Wir sind nicht zufällig 
auf der Weltfrauenkonferenz in Peking von den 
Frauen aus den armen Ländern angesprochen wor-
den: „Das sind nicht einfach Männer. Ihr kennt sie; 
das sind eure Brüder, Väter und Schwäger, aber es 
passiert so wenig bei euch zu Hause dagegen." 

Sprachlich sind wir nicht in der Lage, adäquate 
Ausdrücke für Mißhandlung und sexuelle Gewalt ge-
gen Kinder zu finden. Ist sie weit weg von uns, nen-
nen wir sie verharmlosend Sextourismus. Geschieht 
sie im familiären Umfeld der Kinder, sprechen wir 
von Mißbrauch, als gäbe es überhaupt einen irgend-
wie zu rechtfertigenden Gebrauch von Kindern. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD, der F.D.P. und der PDS) 

Die UNICEF-Studie über Kinder im Krieg kommt 
zu der Schlußfolgerung, daß UN-Blauhelmsoldaten 
bestraft werden müssen, wenn sie Kinder mißbrau-
chen. Es scheint für diese Forderung Anlaß zu geben. 
Auch bundesdeutsche Soldaten waren im Rahmen 
der Peace-keeping-Mission der UN in Kambodscha. 
Ich kann deshalb nicht verstehen, warum ausgerech-
net das eingeladene Verteidigungsministerium kei-
nen Vertreter zu dem Nachbereitungstreffen von 
Frau Ministerin Nolte geschickt hat, auf dem über 
die Konsequenzen der Stockholmer Konferenz bera-
ten wurde. 

Der sexuelle Mißbrauch von Kindern ist ein welt-
weites Problem. Dies wurde uns durch die jüngsten 
Fälle und durch die Kinderpornographieanklagen 
der letzten Zeit in Belgien und hier in der Bundesre-
publik ziemlich kraß vor Augen geführt. Inzwischen 
beraten alle im Hause vertretenen Parteien, was aus 
gesetzgeberischer Sicht verbessert werden kann. Für 
uns gehören an allererster Stelle der Opferschutz 
und die kindgerechte Vernehmung dazu, aber auch, 
daß der besonders schwere Mißbrauch in Zukunft als 
Verbrechen bestraft werden muß. Die Verbesserung 
strafrechtlicher Verfolgung von Tätern ist wichtig, 
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aber bei weitem nicht ausreichend, um Kinder wirk-
sam zu schützen. Prävention von Gewalt muß einen 
viel größeren Stellenwert erhalten. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD, der F.D.P. und der PDS sowie 

bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Wir dürfen als Gesellschaft Kinder nicht länger an 
den Rand drängen. Sie brauchen mehr Raum. Den 
Raum opfern wir dem Auto und dem Verkehr. Sie 
brauchen mehr Zeit. Wir verlängern die Arbeitszei-
ten immer mehr, so daß den Eltern Zeit für die Kinder 
genommen wird. Sie brauchen finanzielle Ressour-
cen. Wir müssen sie viel selbstverständlicher und 
direkter bei allen Entscheidungen beteiligen, die in 
ihrem unmittelbaren Lebensumfeld für sie wichtig 
sind. Nur, wenn wir sie ernst nehmen, lernen sie 
auch, andere zu respektieren. 

Zu der Achtung der Menschenwürde von Kindern 
gehört auch ihr Recht auf gewaltfreie Erziehung. Die 
Kollegin Niehuis ist darauf schon eingegangen. Das 
Prügeln von Kindern kann keine akzeptierte Erzie-
hungsmaßnahme sein. 

(Beifall im ganzen Hause) 

Ich verstehe nicht, warum die Bundesregierung bei 
der Reform des Kindschaftsrechts die gewaltfreie Er-
ziehung nicht mit verankert hat. 

Meine Damen und Herren, solange Diskriminie-
rung und Ungleichheit weltweit an der Tagesord-
nung sind, solange Frauen und Mädchen geringer 
geachtet, schlechter ernährt und schlechter ausgebil-
det werden, mehr arbeiten müssen und dafür gerin-
ger entlohnt werden und solange sie Gewalt im eige-
nen Heim ausgesetzt sind, ist es zur Schaffung einer 
friedlichen, die Würde aller Menschen achtenden 
Welt noch ein sehr langer und beschwerlicher Weg. 
Wenn aber Familien immer größere Schwierigkeiten 
haben, ihre Existenz zu sichern, was praktisch oft 
heißt, daß Mütter keine Chancen haben, für sich und 
ihre Kinder zu sorgen, daß sie abhängig sind oder 
ohne Perspektive für sich und die Fami lie, dann ist 
der Boden für Gewalt bereitet, dann haben Vermark-
tung und Sexualität Chancen, dann trifft Demüti-
gung schwerlich auf Grenzen, dann sind physischem 
und psychischem Elend Tür und Tor geöffnet. Da 
bleibt wenig Raum für die Menschenwürde. Das 
müssen wir ändern, 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

und zwar nicht, indem wir Sonntagsreden halten, 
sondern indem hier eine andere Politik gemacht 
wird, eine Politik, die der Wiener Konferenz gerecht 
wird, eine, bei der Kinder tatsächlich zuerst kommen. 

Ich möchte noch kurz auf die Anträge eingehen. 
Wir hatten in der Nachfolge von Stockholm einen 
Antrag eingebracht, der die Konsequenzen aus dem 
Stockholmer Abkommen gezogen hat. Wir haben ge-
fordert, daß Rechtshilfeabkommen geschlossen wer-
den, um sogenannte Sextouristen besser verfolgen zu 
können und um die Beweissicherung vereinfachen 
zu können. Frau Kollegin Marx, Sie haben damals 
unseren Antrag ziemlich verrissen und gesagt, er sei 
nicht das Wahre. Den Antrag, den Sie heute vorge-

legt haben, hätte ich mir auch substantieller und 
etwas besser ausgestaltet gewünscht. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie der Abg. Sabine Leutheusser-Schnar

-

renberger [F.D.P.]) 

Ich denke, wir haben noch viele Gelegenheiten, 
das nachzuholen, und wir werden hier hoffentlich 
auch noch öfter die Gelegenheit haben, im Sinne der 
Kinder tätig zu werden. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
der SPD und der F.D.P. sowie bei Abgeord

-

neten der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort  hat 
jetzt die Abgeordnete Sabine Leutheusser-Schnar-
renberger. 

Sabine Leutheusser-Schnarrenberger (F.D.P.): 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Frau 
Ministerin Nolte, Sie haben Ihre Rede mit einem Zi-
tat aus der bayerischen Verfassung begonnen. Die 
bayerische Verfassung enthält viele, auch richtige 
und gute Aussagen. Sie haben aber ein Wörtchen 
vergessen. Es wird dort  von den „gesunden" Kindern 
gesprochen. Wir sind uns in der politischen Land-
schaft Bayerns einig, daß es hier - im Rahmen eines 
vorsichtigen Umgangs mit der Verfassung und mit 
wichtigen Änderungen - auf alle Fälle einer Korrek-
tur bedarf. Denn alle Kinder sind kleine Menschen 
mit großen Rechten, und ihre Menschenwürde ist un-
antastbar. 

(Beifall im ganzen Hause) 

Das haben wir schon so oft hier im Bundestag als et-
was Selbstverständliches ausgesprochen. Dies ge-
schieht ständig auch auf internationalen Konferen-
zen und Treffen. 

Aber was passiert täglich? 

(Vorsitz: Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch) 

Kinder, und zwar Mädchen wie Jungen, sind in der 
ganzen Welt Opfer sexuellen Mißbrauchs in unter-
schiedlichen Formen. Zwangsprostitution von Mäd-
chen, Strichjungen, kinderpornographische Videos, 
Kinderhandel, sexueller Mißbrauch in der Familie 
sind alles leider keine außergewöhnlichen Phäno-
mene. Eine Zahl aus Deutschland macht das noch 
einmal deutlich: 1995 sind in der polizeilichen Krimi-
nalstatistik 16 000 Fälle sexuellen Mißbrauchs festge-
halten. Hinter dieser Zahl verbergen sich furchtbare 
Schicksale von Kindern und Jugendlichen. Durch se-
xuellen Mißbrauch - häufig über Jahre hinweg, mei-
stens von Familienangehörigen oder aus dem fami-
liären Umfeld heraus begangen - sind Kinder psy-
chisch extrem belastet, traumatisiert und eben nicht 
in der Lage, allein damit fertig zu werden. 

Spektakuläre Prozesse und fürchterliche Ereig-
nisse wie vor einigen Monaten in Bayern sensibilisie-
ren die Öffentlichkeit immer wieder ganz besonders 
für Kindesmißhandlung und Kindesmißbrauch. Es ist 
schade, daß wir uns nicht ständig mit diesem meiner 
Meinung nach wirklich wesentlichen Gradmesser 
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des Zustandes einer humanitären Gesellschaft aus-
einandersetzen. 

Als Reaktion wird häufig sofort eine Verschärfung 
der gegenwärtigen Rechtslage gefordert. Ich sage 
hier ganz deutlich: Auch diese fürchterlichen Vor-
fälle und Ereignisse eignen sich nicht für gesetzgebe-
rischen Aktionismus. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Manches an Defiziten wird deutlich, zum Beispiel 
daß die Therapie während des Strafvollzugs gestärkt 
werden muß, daß externe Gutachter bei wichtigen 
Entscheidungen auch über die Entlassung hinzuge-
zogen werden müssen, daß Defizite gerade auch in 
der Landespolitik bestehen; denn die Anzahl sozial-
therapeutischer Plätze in Strafvollzugsanstalten ist 
viel zu gering. 

Deshalb sage ich auch an dieser Stelle: Bei allen 
Sparbemühungen in Bund und Land, die wichtig 
sind, darf die Justiz nicht das falsche Opfer sein; 
denn schlanker Staat kann nicht schlanke Justiz hei-
ßen, wenn es zu Lasten des Schutzes von Kindern, 
gerade auch in Strafprozessen und Verfahren, geht. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Der notwendige Schutz der Allgemeinheit darf 
aber auch nicht die zweite Säule des Strafvollzuges, 
die Wiedereingliederung des Täters, verdrängen. 
Auch diesem humanitären Anspruch muß unsere 
Rechtsordnung gerecht werden. Deshalb begrüße 
ich, daß die Bundesregierung von der zwangsweisen 
chemischen Kastration nach anfänglicher Aufge-
schlossenheit wohl wieder Abstand genommen hat. 

So notwendig und wichtig das Strafrecht ist - das 
haben alle Vorrednerinnen und Vorredner gesagt -, 
so dürfen wir gerade diesen strafrechtlichen Schutz 
nicht überschätzen. Es ist kein Allheilmittel. Es greift 
erst, wenn es schon zu spät ist, wenn die Qual der 
Kinder, um deren Wohlergehen es uns geht, nicht 
mehr rückgängig gemacht werden kann. Wenn Täter 
bestraft werden, haben die Kinder bereits lange lei-
den müssen. Deshalb ist es so notwendig - ich unter-
streiche das, was Sie gesagt haben, Frau Grießhaber -, 
daß sehr viel mehr Gewicht auf Prävention, auf Ver-
hinderung von Kindesmißbrauch, auf Aufklärung 
und auf Information gelegt werden muß. Ich weiß, 
daß es eine Gratwanderung zwischen der wohlmei-
nenden Fürsorge, dem Interesse für andere und der 
Gefahr ist, Signale aufzugreifen, die von denjenigen 
falsch gewertet werden, die eigentlich nur etwas Po-
sitives tun wollen. 

Lassen Sie mich einige Worte zu dem sagen, was 
schon in der letzten und auch in dieser Legislaturpe-
riode in meinen Augen an Positivem zum Schutze 
der Kinder getan worden ist. Das ist natürlich die 
Kindschaftsrechtsreform, die uns jetzt in den Aus-
schüssen beschäftigt, bei der im Mittelpunkt steht, 
daß der Rechtsstatus der Eltern nicht ausschlagge-
bend für die Rechte der Kinder ist. Das heißt, eheli-

che und nichteheliche Kinder dürfen nicht unter-
schiedlich behandelt werden, nur weil ihre Eltern 
nicht verheiratet sind. 

(Beifall bei der F.D.P., der CDU/CSU und 
der SPD sowie bei Abgeordneten des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 

PDS) 

Die gestrige Anhörung im Rechtsausschuß hat ge-
zeigt, daß wirklich die richtigen Weichenstellungen 
erfolgt sind. Man wird sich hoffentlich auch im Bun-
destag über nur noch eher kleine Korrekturen frak-
tionsübergreifend verständigen. 

Ich sage deutlich, daß noch eine Lücke bei der 
Kindschaftsrechtsreform besteht - das ist schon von 
vielen angesprochen worden -: Wir müssen das Ver-
bot von körperlicher Mißhandlung als unzulässigem 
Mittel der Erziehung in unser Bürgerliches Gesetz-
buch aufnehmen. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU, der SPD, des BÜNDNIS

-

SES 90/DIE GRÜNEN und der PDS) 

Wir waren schon einmal weiter. In der letzten Legis-
laturperiode gab es einen Gesetzentwurf. Er ist der 
Diskontinuität anheimgefallen. 

Aber lassen Sie uns jetzt gemeinsam die Chance 
im Rahmen der Beratungen zur Kindschaftsrechtsre-
form nutzen, das zu leisten, was Kinderkommission 
und Kinderschutzbund parteiübergreifend schon ge-
leistet haben. Dort  hat man sich auf Formulierungen 
verständigt. Es darf doch nicht sein, daß wir jetzt 
nicht in der Lage sind, diese Lücke zu schließen, nur 
weil dem einen ein Wort  nicht gefällt, das dem ande-
ren unverzichtbar ist. Ich hoffe, daß uns diese Re-
form, weil es um Kinder geht, parteiübergreifend ge-
lingen wird. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU und der SPD) 

Ich brauche nicht mehr aufzuzählen, was im Straf-
recht von seiten der Bundesregierung an gesetzgebe-
rischen Vorhaben wirklich verdienstvoll eingebracht 
und abgeschlossen worden ist. Aber wir müssen 
auch sehen, daß die nationalstaatlichen Bemühun-
gen gerade auf Grund der modernen Informations-
technologien - ich denke an das Internet - an ihre 
Grenzen gelangen. Sie können mit dem Recht, das 
der nationale Gesetzgeber schafft, keine wirksamen 
Hürden gegen kinderpornographische Darstellun-
gen und Einspeisungen aufbauen. 

Deshalb, Frau Ministerin Nolte, haben Sie die Un-
terstützung, ich sage einmal ganz pathetisch: des 
ganzen Hauses, wenn Sie die Bemühungen forcie-
ren, im Rahmen eines internationalen Übereinkom-
mens, für das Sie schon Gespräche geführt haben, ei-
nen wirksameren Schutz zu erreichen. Er wird nicht 
hundertprozentig sein; aber er kann auf alle Fälle 
sehr viel mehr sein als das, was national überlegt und 
getan wird. Das soll man nicht sein lassen; aber es 
bringt nicht das, was auf diesem Feld wirklich wich-
tig ist. 
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Lassen Sie mich zum Schluß einen Punkt aufgrei-
fen, bei dem der nationale Gesetzgeber noch zu Ver-
besserungen kommen kann. Das ist die Stellung von 
Kindern, die Opfer sind, als Zeugen in Strafverfah

-

ren. Ich weiß gerade auf Grund meiner früheren Tä-
tigkeit, daß man hier sehr sorgfältig abwägen muß 
zwischen einem stärkeren Schutz des Kindes einer-
seits und dem Unmittelbarkeitsgrundsatz der Be-
weisaufnahme andererseits, der besagt, daß ein An-
geklagter, der noch nicht als Täter überführt ist, im 
Prozeß seine Rechte wahrnehmen können muß. Aber 
die Beratungen der letzten Monate haben gezeigt, 
daß man hier sehr wohl Änderungen vornehmen 
kann, und zwar durch Einsatz der Videotechnik und 
auch durch sehr frühe, erste Vernehmungen von ge-
schulten Fachleuten und Polizisten, die aufgezeich-
net und dann im Prozeß eingespielt werden; denn die 
erste Vernehmung ist die authentischste und die 
wichtigste. Ich denke, daß wir die notwendigen ge-
setzgeberischen Änderungen zu diesem Punkt An-
fang nächsten Jahres einleiten sollten. 

Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU 
sowie bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 

PDS) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich gebe der 
Abgeordneten Rosel Neuhäuser das Wo rt . 

Rosel Neuhäuser (PDS): Herr Präsident! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Der vorliegende Antrag der 
Kolleginnen und Kollegen von der SPD spricht ein 
Thema an, das in der Öffentlichkeit in erster Linie 
mit den dramatischen und tragischen Kindermorden 
in Belgien und Deutschland in Verbindung gebracht 
wird. Aber das Bild vom monsterhaften Triebtäter, 
der fremden Kindern auflauert, sie mißbraucht und 
ermordet, ist falsch, auch wenn es wahr ist. 

Um keine Mißverständnisse aufkommen zu lassen: 
Jeder dieser Einzelfälle von sexuellem Mißbrauch 
und Mord ist eine Tragödie ohnegleichen, und jeder 
Einzelfall ist ein Fall zuviel. Die Medien jedoch be-
schränken sich oftmals auf die sensationsträchtigen 
Darstellungen einiger weniger gestörter Männer, die 
mit der Allgemeinheit quasi nichts zu tun haben. 
Gleichzeitig lenken sie die Öffentlichkeit von dem 
ab, was eigentlich Gegenstand einer offenen gesell-
schaftlichen Diskussion sein müßte. 

Lassen Sie mich mit ein paar Zahlen verdeutlichen, 
was ich meine: 1995 gab es sieben sogenannte Se-
xualmorde an Kindern; eine steigende Tendenz ist 
zur Zeit nicht zu erkennen. Anzeigen wegen sexuel-
len Mißbrauchs an Kindern gibt es jährlich in zirka 
16 000 bis 17 000 Fällen. Die Dunkelziffer wird auf 
zirka 300 000 Fälle jährlich geschätzt. Diese Kinder 
leben in der Regel noch; aber ihr Leben ist häufig 
zerstört. 

Um so wichtiger ist es, daß Ihr Antrag, der Antrag 
der SPD, von Anfang an keinen Zweifel daran läßt, 
daß es in der Hauptsache um Gewalt gegen Kinder  

im Nahbereich geht. Das hat die Kollegin Niehuis 
hier schon ganz deutlich dargelegt. 

Die Täter wachsen in dieser Gesellschaft auf. Sie 
werden von ihr geprägt und leben mit uns. Sexuali-
sierte Gewalt ist nicht das Problem einiger weniger 
gestörter Persönlichkeiten. Sie ist ein Produkt unse-
rer Gesellschaft. Sie funktioniert übrigens nicht nur 
zwischen Erwachsenen und Kindern; do rt  aber wirkt 
sie besonders kraß. Es geht wohlgemerkt nicht um 
Sexualität. Es geht um Gewalt, die über Sexualität 
vermittelt wird. 

(Beifall bei der PDS und der SPD sowie bei 
Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 

GRÜNEN) 

Wenn wir also von Machtmißbrauch innerhalb der 
familiären und geschlechtsspezifischen Hierarchien 
sprechen, nähern wir uns einer der Ursachen für se-
xuelle Gewalt gegen Kinder. Sie liegt in der Stellung 
von Kindern innerhalb dieser Gesellschaft begrün-
det, in der Art  und Weise, wie Kinder noch immer 
wahrgenommen werden, nämlich als letztlich un-
selbständige, weil quasi noch nicht fertige Men-
schen. Hier Abhilfe zu schaffen ist eine dringende 
Forderung, die aus der Unterzeichnung der UN-Kin-
derkonvention erwächst und die vor der laufenden 
Reform des Kindschaftsrechts erfüllt werden muß. 
Darum fordern wir über den SPD-Antrag hinaus eine 
generelle Verbesserung der Position von Kindern als 
Rechtssubjekte. 

(Beifall bei der PDS) 

Das hat auch die Kollegin Leutheusser-Schnarren-
berger in ihrem Beitrag deutlich gemacht. 

Kinder haben Rechte, auch wenn das Gesetz sie ih-
nen noch nicht in vollem Umfang zugesteht. Sie ha-
ben vor allem ein Recht auf körperliche und emotio-
nale Unversehrtheit. Das müssen sie wissen; das 
müssen sie lernen können. Kinder stark zu machen 
ist eine Forderung, die vielen Erwachsenen Unbeha-
gen verursacht. Haben Sie sich schon einmal gefragt, 
warum das so ist? 

Der vorliegende Antrag der SPD beschäftigt sich 
mit der Opferseite und stellt eine Reihe von Forde-
rungen, die wir unterstützen. Das betrifft sowohl die 
Prävention mit dem speziellen Eingehen auf unter-
schiedliche Ausgangspositionen von Jungen und 
Mädchen als auch die Warnung vor einer Kriminali-
sierung der Kinder und die Forde rung nach einer 
speziellen Betreuung im Sozial- und Gesundheitsbe-
reich, im Bildungs- und auch im Erziehungswesen. 

Der SPD-Antrag blendet jedoch die Täterseite aus. 
Trotzdem möchte ich diesen Aspekt noch anspre-
chen. Unter welchen Bedingungen werden diese Ta-
ten möglich? Auch hier muß bereits bei den Kindern 
angefangen werden. Gerade die Sozialisation von 
Jungen führt oft zu einer Abwehr von Gefühlen. Vor 
allem Jungen werden noch immer systematisch de-
sensibilisiert. Sie müssen stark sein, dürfen keine 
Angst haben und keine Schwäche zeigen. Mitgefühl 
für andere wird ab- statt antrainiert. Wer seine ei-
gene Angst nicht spürt, kann auch nicht mit seinen 
Opfern mitfühlen. Gewalt kann eigene Angst abweh- 
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ren helfen. Genau das tun viele Menschen. Nur 
bleibt der Täter trotzdem der Täter. Er ist für seine 
Handlungen verantwortlich. 

Sexueller Mißbrauch von Kindern muß geächtet 
werden. Gesellschaftliche Ächtung schließt Strafe 
ein. Wichtig ist, daß nicht die Erhöhung des Strafma-
ßes im Vordergrund steht. Wegsperren allein hilft 
nicht und ist letztlich auch eine Art  der Tabuisierung. 
Statt dessen bedarf es der Veränderungen im Straf-
vollzug. Zum Beispiel über Therapieangebote muß 
eine spätere Reintegration in die Gesellschaft mit 
möglichst geringem Rückfallrisiko erreicht werden. 

Ich frage mich allerdings, wie in diesem Zusam-
menhang das Urteil in Berlin gegen zwei Pornoher-
steller zu sehen ist. Meines Erachtens wurde zum ei-
nen mit der geringen Strafe und zum anderen mit der 
Begründung, es habe keine Gewalt vorgelegen, ge-
nau das Gegenteil von dem, was ich fordere und was 
auch Anliegen des SPD-Antrags ist, signalisiert: die 
Ächtung sexueller Gewalt gegen Kinder. Statt des-
sen wird der Mythos von Sexualität mit Kindern auf 
freiwilliger Basis unterstützt, als ob sexuelle Ausbeu-
tung von Kindern keine Gewalt und kein Machtmiß-
brauch sei. Sexueller Mißbrauch von Kindern wird so 
verharmlost. Das darf nicht sein. 

(Beifall bei der PDS sowie bei Abgeordne

-

ten der SPD) 

Lassen Sie mich noch ein Letztes sagen: Sonntags-
reden und Krokodilstränen lösen keine Probleme. 
Der Schutz unserer Kinder und die Prävention, so 
wie sie angerissen wurde, sind nicht zum Nulltarif zu 
haben. Die Regierung hat mit ihrem Sparprogramm 
und vor allen Dingen mit dem gerade beschlossenen 
Haushalt für das Jahr 1997 die verkehrtesten Signale 
an dieser Stelle gesetzt, die nur denkbar sind. 

(Beifall bei der PDS sowie bei Abgeordne

-

ten der SPD) 

Es sind dieser Tage und auch heute wieder viele 
Versprechen, Pläne und Projekte im Gespräch, die 
ganz kritisch auf ihre finanzielle Absicherung hin zu 
hinterfragen sind, bevor überhaupt Optimismus auf-
kommen darf. 

(Beifall bei der PDS sowie bei Abgeordne

-

ten der SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der F.D.P.) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich gebe der 
Abgeordneten Dorle Marx das Wo rt . 

Dorle Marx (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die Mitteilungen der „Deutschen Liga 
für das Kind in Familie und Gesellschaft" vom Okto-
ber 1996 beginnen mit den folgenden drei Sätzen - 
ich zitiere -: 

Angesichts drängender wi rtschaftlicher Pro-
bleme gerät oft in Vergessenheit, daß zur Zu-
kunftssicherung einer Gesellschaft auch die Be-
dingungen gehören, die für das Aufwachsen von 
Kindern verantwortlich sind. Auf dem Hinter-
grund einer strukturellen Rücksichtslosigkeit ge

-

genüber Familien besteht hier erheblicher Hand-
lungsbedarf. Ähnlich einem Programm für 
Wachstum und Beschäftigung, ähnlich auch Pro-
grammen im ökologischen Bereich, brauchen wir 
eine die ganze Gesellschaft bewegende nationale 
Anstrengung für Kinder und Fami lien. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
PDS) 

In diesem Rahmen stellt die SPD-Fraktion ihren 
Antrag „Die Menschenwürde von Kindern achten - 
Sexuelle Gewalt ächten" . 

Die CSU hat - es wurde schon darauf hingewiesen  - 
die  heutige Debatte zum Anlaß genommen, durch 
den Mund ihres rechtspolitischen Sprechers erneut 
auf die Forderungen zur Verschärfung des Straf-
rechts hinzuweisen. Hierzu gibt es auch Forderun-
gen und Diskussionsbedarf in meiner Partei. Aber 
das Strafrecht für die Täter setzt doch in a ller Regel 
erst dann ein, wenn das berühmte Kind bereits in 
den Brunnen gefallen ist. 

Wir befassen uns in unserem Antrag mit der gesell-
schaftlichen Prävention; denn was Eltern in der 
Folge von Morden und Entführungen in Belgien und 
Deutschland doch auch stark bewegt, ist die Frage: 
Können wir unser Kind noch allein zur Schule gehen 
lassen? Müssen wir - so fragen sich Kinder - nicht 
Angst haben, wenn wir draußen spielen gehen? 

Die Menschenwürde von Kindern ist ebenso unan-
tastbar wie die Erwachsener. A rt . 1 des Grundgeset-
zes gilt von Geburt an. Wir haben in diesem Haus 
übrigens auch schon öfter darüber diskutiert, ob 
Grundrechte von Kindern schon vor der Geburt exi-
stieren. Erstaunlicherweise ist bei den geborenen 
Kindern immer recht wenig die Rede davon. Über die 
Menschenrechte von Kindern kann niemand frei ver-
fügen, nicht der Staat, nicht die Politik und auch 
nicht die Eltern. 

Inhalt der Stockholmer Weltkonferenz war die Be-
nennung der Ursachen von sexueller Ausbeutung. 
Geringere Achtung für Mädchen und Frauen auf der 
ganzen Welt, Umgang mit Sexualität als Gewalt- und 
Machtinstrument, wachsender Bedarf an vermeint-
lich nicht HIV-infizierten Sexsklaven, die immer 
noch vorhandene Bewe rtung von Mißbrauch als Ka-
valiersdelikt und - für die im Ausland von sogenann-
ten Sextouristen begangenen Taten - eine geringere 
Hemmschwelle gegenüber der im Ausland begange-
nen Tat, Armut und Wohlstandsgefälle zwischen er-
ster, zweiter und dritter Welt. 

All diese Ursachen tragen dazu bei, daß die 
sexuelle Ausbeutung von Kindern nicht nur im Nah-
bereich der Familie und des sozialen Umfeldes nach 
wie vor eine sehr hohe Dunkelziffer hat. Sie ist leider 
auch im kommerziellen Bereich eine Branche mit 
erheblichen Wachstumsraten. 

Durch die Berichterstattung über die Dutroux

-

Bande und den Mord in Bayern sind Fremdtäter und 
Sexualmörder in den Vordergrund der Diskussion 
gerückt - darauf wurde hingewiesen -, und das hat 
leider inzwischen auch befremdliche Auswirkungen 
gehabt. 
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So stellte letzte Woche der Vorsitzende Richter ei-
nes Berliner Landgerichts bei der Verurteilung 
zweier Täter in der mündlichen Begründung fest, die 
beiden Männer, die Jungen mißbraucht und davon 
Filme hergestellt hatten, seien „keine Monster". Er 
hielt das wohl für beruhigend. Das ist es aber nicht. 
Denn typischerweise sind die ganz überwiegende 
Mehrheit der Täter - das war auch ein Ergebnis eines 
eindrucksvollen Workshops der Konferenz in Stock-
holm, der sich mit der Persönlichkeit der Täter be-
schäftigte - gerade keine Monster. Wären sie Mon-
ster, würden Kinder vor ihnen davonlaufen. Weil die 
Täter aber oft im Nahbereich zu finden sind, sich Kin-
der mit Freundlichkeit, Geschenken und sonstigen 
Tricks gefügig machen, ist die Feststellung des Berli-
ner Richters überhaupt kein Grund zur Entwarnung. 

Die mündliche Urteilsbegründung war auch in 
weiteren Punkten mehr als beunruhigend. Zur Be-
gründung, warum die Täter keine Monster seien, 
wurde nämlich gesagt, daß die Opfer bezahlt worden 
seien und gewußt hätten, worauf sie sich einließen. 
Außerdem hätten sich die an den Jungen begange-
nen sexuellen Handlungen in einem einigermaßen 
normalen Bereich bewegt und es seien keine direk-
ten Schädigungen der Kinder nachweisbar. Damit 
sind wir bei einer Betrachtung, die die Opfer zu Mit-
tätern macht und auch noch unterstellt, sexuelle Aus-
beutung von Kindern gegen Bezahlung sei keine 
Form von Gewalt und bleibe, sofern keine besonde-
ren Perversionen dabei zutage träten, auch ohne jede 
schädigenden Auswirkungen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Als wäre es denkbar, daß die Opfer - unter ihnen war 
übrigens ein neunjähriger Junge - sich tatsächlich 
aus eigener, freier Entscheidung verkaufen könnten. 

Auch die im Berliner Fall benutzten Opfer benöti-
gen Hilfe bei der Wahrung ihrer Menschenwürde 
und keinen Fußtritt, auch wenn es sogenannte 
Strichjungen gewesen sein mögen. In der Argumen-
tation, die ich hier habe wiedergeben müssen, ent-
steht dagegen der Eindruck, wer sich Sex mit Kin-
dern kaufe, sie also wie eine Ware behandele, ver-
halte sich vergleichsweise normal. Eine Rechtsord-
nung, die aber nur bei Sexualmorden an Kindern laut 
aufschreit, gibt eine Bankrotterklärung gegenüber 
der Wahrung von Kinderrechten ab. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS sowie bei Abgeord

-

neten der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Kinder 

- so heißt es in unserem Antrag - 

sind in allen Bereichen als eigenständige Persön-
lichkeiten mit eigenständigen Rechten stärker als 
bisher zu achten und zu unterstützen ... Men-
schenwürde und kindliche Persönlichkeit müs-
sen anerkannt und respektiert werden. Erst dann 
ist die Gesellschaft auch in der Lage, Verantwor-
tung für ihre Kinder insgesamt zu übernehmen, 
deren Würde und Rechte anzuerkennen und zu 
verteidigen. 

Die Urteilsbegründung von Berlin ist ein Beispiel 
dafür, daß hier noch sehr viel zu tun ist. Sexue lle 
Ausbeutung von Kindern ist niemals gerechtfertigt 
oder zu rechtfertigen. Sie ist in jedem Fall ein verab-
scheuungswürdiger Akt von Gewalt gegenüber ei-
nem Schwächeren, da es dabei ausschließlich um die 
Auslebung der eigenen Bedürfnisse des Täters geht. 
Das Kind wird zu einer Ware, das heißt zu einem Ob-
jekt erwachsener Bedürfnisse degradie rt  und damit 
in seiner Menschenwürde verachtet. 

Gesellschaftliche Prävention bedeutet deshalb - 
darauf ist auch schon mehrfach hingewiesen wor-
den -, die Objektstellung von Kindern in allen Berei-
chen zu bekämpfen. Die kindliche Würde darf auch 
nicht Marktmechanismen untergeordnet werden. 
Genau das passiert aber in vielen Bereichen unserer 
Gesellschaft - auch außerhalb des Bereichs des sexu-
ellen Mißbrauchs -, etwa in der sogenannten Lolita

-

Werbung oder der berühmt-berüchtigten „Mini-
Playback-Show". Kinder - hier in der Mehrzahl 
Mädchen - werden in der Lolita-Werbung als Lock-
vögel für erwachsene Konsumenten mißbraucht; in 
der „Mini-Playback-Show" sollen sie für hohe Ein-
schaltquoten eines überwiegend erwachsenen Publi-
kums sorgen. In beiden Fällen wird Kindlichkeit in 
unerträglicher Weise kommerzialisiert. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS sowie bei Abgeord

-

neten der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Das Unrechtsbewußtsein wird mit dem Argument 
„Was Spaß macht, ist gut" verdrängt. Der Spaß liegt 
hier aber nicht bei den Kindern, sondern bei den Er-
wachsenen. 

Die Mißachtung kindlicher Würde findet sich auch 
immer wieder in den Argumenten gegen eine Ein-
führung des Verbots der elterlichen Züchtigung. Ich 
will Ihnen das mit einer Frage verdeutlichen - ich be-
komme auch Briefe, in denen steht, daß ein Klaps 
noch nie geschadet hat -: Wenn das so sein soll, 
warum gilt dies denn dann eigentlich nur im Verhält-
nis zu Kindern? Wenn das die prägnante Abkürzung 
des Verständlichmachens eines Fehlverhaltens sein 
soll, warum kürzen wir dann nicht auch politische 
Diskussionen oder Diskussionen am Arbeitsplatz auf 
diese Weise ab? 

(Beifall bei der SPD und der PDS) 

Die Antwort ist ganz einfach: Unter Erwachsenen ist 
eine Ohrfeige ein unzulässiger Angriff auf die kör-
perliche Integrität des Gegenübers. Deswegen be-
kommt Kanzleramtsminister Schmidbauer keine 
Ohrfeige, sondern eine Aktuelle Stunde. 

(Heiterkeit - Beifall bei der SPD und der 
PDS) 

Dann kann und darf aber auch gegenüber Kindern 
nichts anderes gelten. Die Einfügung des Verbots el-
terlicher Züchtigung in das Bürgerliche Gesetzbuch 
von 1898 - in diesem Jahr wurde dieses Gesetzbuch 
verabschiedet - ist mehr als überfällig. Auch das ist 
Präventionsarbeit zur Verhinderung von Übergriffen 
auf Kinder. 
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In bezug auf die Umsetzung der Ergebnisse der 
Stockholmer Konferenz hat die Bundesrepublik in-
ternationale und nationale Verantwortung übernom-
men. Wo aber die Entwicklungshilfe und die Unter-
stützung von sozialen Organisationen systematisch 
beschnitten werden, wird der Aufruf zur Bekämp-
fung der Armut in der Dritten Welt zur Worthülse. In 
diesem Zusammenhang muß ich, Frau Ministerin 
Nolte, noch einmal auf Genf und die Anhörung der 
Bundesrepublik vor der UNO-Kinderrechtskommis-
sion zurückkommen. Dort  wurde das Versprechen 
abgegeben, daß sich die Bundesregierung nach wie 
vor bemühe, 0,7 Prozent des Bruttosozialproduktes 
für Entwicklungszusammenarbeit zur Verfügung zu 
stellen. Es war ja auch noch einmal ein ähnliches 
Versprechen des Bundeskanzlers höchstselbst in Rio 
abgegeben worden. Aber was ist denn daraus gewor-
den? 

Noch etwas hat in Genf eine Rolle gespielt. In dem 
Bericht der Kommission steht, daß dem Vorkommen 
von Kinderarmut in Deutschland mehr Beachtung 
geschenkt werden müsse. Aber auch hier sagen Sie, 
es gebe keine Armut, bevor Sie sich wirklich damit 
auseinandersetzen. 

Zurück zum Bereich der sexuellen Ausbeutung. 
Wenn über eine Verschärfung des Strafrechts disku-
tiert wird, sich aber gleichzeitig Opfer, Familienange-
hörige, Nachbarn und Freunde trotz Verdachts vor 
einer Anzeige scheuen, läuft eine Strafrechtsver-
schärfung ins Leere. Wenn man in Veranstaltungen 
von Verbänden, von Organisationen, die Opfer be-
treuen, Berichte erhält, daß sie Schwierigkeiten ha-
ben, den Betroffenen zu raten, eine Anzeige zu er-
statten, weil das daraus folgende Verfahren oft so 
entwürdigend ist, daß es den Opfern mehr schadet 
als nutzt, wie die dort  Beschäftigten meinen, dann 
haben wir doch ein massives Problem. 

In Stockholm hat sich auch die Bundesrepub lik 
Deutschland - nicht nur irgendwelche Länder in der 
sogenannten Dritten Welt - verpflichtet, in einem na-
tionalen Aktionsplan mit konkreten Zeitvorgaben In-
formations- und Aufklärungskampagnen zu verstär-
ken. Der Verein „Zartbitter" in Köln bittet das Mi-
nisterium von Frau Ministerin Nolte um einen Zu-
schuß von nur 25 000 DM zur Realisierung von be-
reits entwickeltem und meiner Meinung nach sehr 
gutem Präventionsmaterial. Hier könnte man Butter 
bei die Fische geben, wie es so schön heißt. Darunter 
sind besondere Flugblätter für Jungen und Mädchen 
mit ganz praktischen, altersgerechten Hinweisen, 
daß und wie man sich gegen unangenehme körper-
liche Berührungen von Erwachsenen wehren kann 
und darf. 

Ich stelle mir vor, daß eine Aufklärungs- und Infor-
mationskampagne zur Abwehr von sexueller Gewalt 
gegenüber Kindern in ähnlicher Größenordnung und 
Form wie die mit erheblichem Einsatz öffentlicher 
Mittel geförderte wichtige Anti-Aids-Kampagne der 
letzten Jahre ablaufen sollte. Wir Sozialdemokraten 
sagen jedenfalls: Unsere Kinder sind uns das we rt . 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der PDS) 

In der Folge der Stockholmer Konferenz ist die 
Nachfrage nach Aufklärungsmaterial und individuel-
ler Hilfestellung bei den Beratungsstellen sprunghaft 
angestiegen. Wer Hilfe sucht, muß sie orts- und zeit-
nah bekommen können. Das liegt nicht nur in kom-
munaler Verantwortung. Die Aufklärung und Wah-
rung von Kinderrechten geht uns alle etwas an. 

Wir wollen deshalb, wie dies in unserem Antrag 
steht, von der Bundesregierung erfahren, wie sie die 
Umsetzung der UN-Konvention über die Rechte des 
Kindes in vollem Umfang gewährleisten wi ll, welche 
Konsequenzen sie aus dem Stockholmer Weltkon-
greß zieht und wie die Inhalte des nationalen Ak-
tionsplanes aussehen und auch, in welchem Zeit-
raum die Bundesregierung diese umzusetzen ge-
denkt. Dabei erwarten wir nicht nur warme Worte, 
punktuelle Modellprojekte und den Verweis auf Län-
der und Kommunen, sondern ein umfassendes 
Schutzkonzept für unsere Kinder. 

(Beifall bei der SPD und der PDS sowie bei 
Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 

GRÜNEN) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich gebe der 
Abgeordneten Ma ria Eichhorn da., Wort . 

Maria Eichhorn (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! „Keine Ge-
walt gegen Kinder" - dies ist das Thema einer Wan-
derausstellung des Bundesministeriums für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend. Vor zwei Wochen 
habe ich diese Ausstellung im bayerischen Pfaffen-
hofen eröffnet, und ich war überrascht, wie groß die 
Anteilnahme der Bevölkerung do rt  war. Frauen und 
Männer fragten, betroffen und aufgerüttelt durch 
den Fall Natalie und die Vorkommnisse in Belgien, 
was sie tun könnten, um solche Vorfälle vermeiden 
zu helfen, und gleichzeitig forde rten sie härtere Maß-
nahmen von der Politik. 

Ich habe großes Verständnis für die Sorgen der 
Mütter und Väter. Gerade dann, wenn man selbst 
zwei heranwachsende Kinder hat, kann man gut ver-
stehen, daß sich Eltern Gedanken über die Sicherheit 
ihrer Kinder machen. Die Zahlen mißbrauchter und 
mißhandelter Kinder sind schon genannt worden. 
Die Opfer sind überwiegend Mädchen, die meisten 
zwischen 7 und 13 Jahren alt. Die Tatverdächtigen 
sind überwiegend Männer, meist zwischen 30 und 
40 Jahren. Besonders erschreckend ist es, daß die 
Hälfte der Täter Bekannte des Opfers, rund 
20 Prozent sogar Familienangehörige sind. 

Hinter diesen Zahlen verbergen sich die Opfer, die 
oft jahrelang oder ihr ganzes Leben mit körperlichen 
sowie seelischen Schäden kämpfen müssen. Das ist 
es, was uns besonders bewegt und zum Handeln ver-
anlaßt. 

Das Leid vieler Kinder gerät nie in die Schlagzei-
len; die meisten Dramen spielen sich im verborgenen 
ab. 

(Hildebrecht Braun [Augsburg] [F.D.P.]: 
Richtig!) 
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Kindesmißhandlung wird nach außen und sexueller 
Mißbrauch sogar innerhalb von Familien geheimge-
halten. Daß sich unauffällige Väter oder Onkel an ih-
ren Töchtern und Nichten vergehen, ist schockie-
rend. Alarmierend ist auch, daß etwa die Hälfte der 
mißbrauchten Kinder gleichzeitig noch geschlagen 
werden. Viele von ihnen müssen ohne liebevolle Zu-
wendung und Fürsorge aufwachsen. 

Neben der Familie sind es Täter aus der Umge-
bung der Kinder, die die Vertrauensstellung zu den 
Heranwachsenden schamlos ausnutzen. Daher müs-
sen wir sehr sensibel sein, wem wir unsere Kinder 
anvertrauen, und hellhörig werden, wenn sie sich 
ungewöhnlich verhalten. Es ist unsere Aufgabe, un-
sere Kinder zu schützen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Der Ruf, strengere Strafen zu verhängen und vor 
allem im Strafvollzug die vielen Milderungen zurück-
zunehmen, ist zu Recht unüberhörbar. Wir müssen 
fragen, ob der jetzige Strafrahmen für den sexuellen 
Mißbrauch von Kindern ausreicht, ob eine Freiheits-
strafe zur Bewährung ausgesetzt werden kann, ohne 
die Gewißheit zu haben, daß keine Straftaten mehr 
begangen werden. Wir müssen fragen, ob Therapien 
derzeit in ausreichendem Maße durchgeführt wer-
den oder ob Sexualstraftäter nicht auch nach einer 
vollen Verbüßung ihrer Strafe zu einer notwendigen 
weiteren Heilbehandlung verpflichtet werden soll-
ten. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Paul K. Friedhoff [F.D.P.]) 

Wir müssen fragen, ob es dem Schutz der Kinder ent-
spricht, wenn verurteilte Sexualstraftäter nach der 
derzeitigen Gesetzeslage erst nach dem zweiten 
Rückfall in Sicherungsverwahrung genommen wer-
den können. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Und wir müssen uns auch fragen, wie wir verhin-
dern können, daß Kinder in Strafverfahren oft erneut 
zu Opfern werden. Als Zeugen entwickelt sich für 
Kinder der Strafprozeß leicht zum Alptraum. Sie ver-
stehen es nicht, warum sie all die schrecklichen Er-
eignisse, die sie vergessen möchten, immer wieder 
erzählen müssen: zuerst bei der Polizei, dann bei der 
Begutachtung, oft noch einmal im Ermittlungsverfah-
ren und schließlich in der Gerichtsverhandlung. 

Ich finde es unerträglich, von einem mißhandelten 
Kind zu verlangen, daß es sich immer wieder, über 
Monate und Jahre hinweg, mit der Vergangenheit 
beschäftigen und seine Aussage vor immer neuen 
Personen wiederholen muß. Die Kinder sollten nur 
einmal, höchstens zweimal befragt werden, nicht 
mehr in der Hauptverhandlung, sondern möglichst 
zu Beginn des Ermittlungsverfahrens. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 

Durch den Einsatz von Videoaufnahmen kann die 
Belastung kindlicher und jugendlicher Opferzeugen 
deutlich verringert werden. Es muß möglich gemacht 
werden, daß die betroffenen Kinder nach ihrer Ver-

nehmung die Geschehnisse ungestört verarbeiten 
können und nicht immer wieder alte Wunden aufge-
rissen werden. 

Die CSU-Landesgruppe hat mit ihrer parlamentari-
schen Initiative konkrete Antworten auf diese Fragen 
gegeben. Sie lauten: Strafverschärfung, erweiterte 
Therapien und Verbesserung des Opferschutzes. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Daß zwischen Horrorfilmen und Gewalttaten ein 
Zusammenhang bestehen kann, zeigt die Tat eines 
Passauer Jugendlichen in erschreckender Weise: Der 
15jährige hatte nach dem Anschauen von Horrorfil-
men seine Cousine und eine Nachbarin mit Axthie-
ben schwer verletzt. Dieser Fall beweist, daß wir uns 
noch mehr als bisher um den Jugendschutz in den 
Medien kümmern müssen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Indizierte Filme müssen generell verboten werden. 
Sie haben auf dem Bildschirm nichts zu suchen, auch 
nicht nach 23 Uhr. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 

Eine besonders extreme Form des sexuellen Miß-
brauchs ist die Kinderpornographie. Mit den elek-
tronischen Medien haben sich neue Möglichkeiten 
für die Täter eröffnet. Je perverser die Darstellung, 
desto mehr wird bezahlt, berichten die Fachleute. 

Die Bilder aus dem Internet, die wir als Teilnehmer 
der Anhörung zum Thema „Jugendschutz und neue 
Medien" gezeigt bekamen, haben mich erschüttert. 
Ich habe mir nicht vorstellen können, daß es Men-
schen gibt, die sich an Bildern von mißbrauchten und 
mißhandelten Kindern ergötzen können. Das Inter-
net darf nicht Tummelplatz für Anbieter von Gewalt-
darstellungen, Pornographie und Darstellung miß-
brauchter Kinder sein. 

Wichtig ist deshalb die internationale Zusammen-
arbeit. Aber auch die Strafgesetzgebung und die Be-
stimmungen des Jugendschutzgesetzes im nationa-
len Bereich müssen auf die neuen Medien wirksam 
ausgedehnt werden. Eine Möglichkeit dazu bietet 
sich im Multimediagesetz, das derzeit im Entwurf 
vorliegt und das wir ganz genau daraufhin überprü-
fen werden, ob es alle Bestimmungen, die wir für not-
wendig halten, enthält. 

Es gehört aber auch dazu, daß die Ermittlungsbe-
hörden direkten Zugang zu den Online-Diensten er-
halten. Wir müssen die Anbieter selbst stärker in die 
Pflicht nehmen. Wer seiner Verantwortung nicht ge-
recht wird, muß gesellschaftlich geächtet werden. 

Die Aufklärungsarbeit als Prävention muß intensiv 
fortgesetzt werden; das wurde heute schon mehrmals 
betont. Es ist für Pädagogen oft eine Gratwanderung 
einzugreifen, Anzeichen, die auf einen sexuellen 
Mißbrauch hinweisen oder auf Gewalteinwirkungen 
bei Kindern deuten, nachzugehen und zu melden. 
Wird von Erziehern ein Verdacht auf Mißbrauch erst 
einmal in Umlauf gesetzt, kann in dieser Familie viel 
kaputtgemacht werden, wenn dieser Verdacht unbe-
gründet ist. 
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Es ist ganz wichtig, Pädagogen im Kinderga rten 
und in der Schule für Anzeichen von Kindesmiß-
handlungen zu sensibilisieren, aber auch zu qualifi-
zieren, damit sie ihrer besonderen Verantwortung in 
diesen Fällen gerecht werden können. Ich begrüße 
sehr, daß sich zum Beispiel die Lehrerfortbildung in 
Bayern mit diesem Thema in den nächsten Jahren 
auf allen Ebenen sehr intensiv beschäftigen wird. 

(Eduard Oswald [CDU/CSU]: Das ist der 
richtige Weg, jawohl!) 

Wegschauen oder handeln? Das ist auch die Frage 
für Bekannte und Verwandte, wenn sie den Eindruck 
gewinnen, daß in einer Familie etwas nicht stimmt. 
Sinnvoll ist es sicher, den Verdacht mit einem Zwei-
ten, der die Betroffenen kennt, zu besprechen, viel-
leicht den Lehrer oder die Kindergärtnerin oder auch 
das örtliche Jugendamt mit einzubeziehen. Daher ist 
es auch notwendig, daß die Jugendamtsmitarbeite-
rinnen und -mitarbeiter mehr als bisher für diese Pro-
blematik geschult werden. 

Jeder Erwachsene ist aufgefordert, sich schützend 
vor Kinder zu stellen und nicht feige wegzublicken. 
Wichtig ist aber auch, wie wir mit unseren Kindern 
umgehen und wie wir eine altersgerechte Sexualauf-
klärung vermitteln. Kinder brauchen Respekt und 
Achtung ihrer Würde. Sie müssen als selbständige 
Personen anerkannt werden. Kinder haben An-
spruch auf Zuwendung und Liebe. Es ist auch unsere 
Aufgabe, sie zu mehr Selbstbewußtsein zu erziehen 
und sie stark zu machen. 

Natalie hat die Menschen aufgerüttelt. Sie erwar-
ten von der Politik, daß gehandelt wird. Ich freue 
mich, daß jetzt offensichtlich auch die Opposition - 
auch die Grünen - zu strafrechtlichen Änderungen 
bereit ist. Das war nicht immer so. Die Änderung des 
Strafrechts ist sicherlich nur ein Teil dessen, was zu 
tun ist. Natalie könnte heute noch leben, wenn ihr 
Mörder nicht vorzeitig entlassen worden wäre. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Nun gebe ich 
das Wort  dem Abgeordneten Gerald Häfner. 

Gerald Häfner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Vie-
len Dank, Herr Präsident. Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Mir verbleiben leider nur noch wenige Mi-
nuten Redezeit, in denen es äußerst schwierig sein 
dürfte, diesem komplexen Thema angemessen ge-
recht zu werden. 

Es gibt kaum ein schlimmeres Verbrechen als den 
sexuellen Mißbrauch von Kindern. Dieses Verbre-
chen wird an Abhängigen, an Schutzbefohlenen, an 
hilflosen Menschen begangen, die sich Erwachsenen 
im Vertrauen anschließen und dann solch schreckli-
chen Verbrechen ausgeliefert sind. Die Schäden, die 
sie dabei erleiden, halten meist ein Leben lang an. 

Ich bin froh, daß jetzt in unserer Gesellschaft all-
mählich das unselige Tabu gebrochen und das ver-
breitete Problem des sexuellen Mißbrauches und der 
sexuellen Ausbeutung offen angesprochen wird. 

Lange Zeit war es ein Tabu. Lange Zeit galt es mehr 
oder weniger als Privatangelegenheit, und leider 
Gottes - ich denke, auch darüber müssen wir spre-
chen - ist es doch vielfach immer noch so, daß das, 
was zum Beispiel einige Väter - meistens sind es Vä-
ter - ihren Kindern antun, den Müttern, den Nach-
barn und manchmal sogar noch weiteren Personen 
keineswegs verborgen bleibt, diese aber trotzdem 
nicht eingreifen, wohl weil sie nicht den Mut haben, 
zu begreifen, daß hier ein Mensch zerstört wird, son-
dern weil sie sich einreden, das sei schließlich eine 
Privatangelegenheit, in die sie sich nicht einmischen 
wollen. 

Natürlich ist mit dem Brechen eines Tabus zwangs-
läufig verbunden, daß dann von den einen oder an-
deren auch überzogen und übertrieben wird. Das 
hilft uns nicht weiter, vielmehr schadet es dem Anlie-
gen. Aber auch das ist nur verständlich, wenn man 
sich das entsetzliche Leid anschaut, das durch tat-
sächlichen sexuellen Mißbrauch hervorgerufen wird. 

In der politischen Diskussion sollten wir zwei 
Dinge unterscheiden: Das eine ist der permanente 
sexuelle Mißbrauch hier im Lande in den Familien, 
manchmal auch in Schulen und anderswo. Und das 
andere ist die sexue lle Ausbeutung von Kindern 
durch Deutsche im Ausland. Ein florierender Zweig 
des Tourismus hat sich da entwickelt, hunderttau-
sendfach im Jahr. In beiden Bereichen sind die bis-
her ergriffenen Maßnahmen eindeutig allzu gering. 

Deshalb - liebe Frau Marx, lassen Sie mich Ihnen 
das sagen - genügt es meines Erachtens nicht, wie 
Sie das mit Ihrem Antrag tun, einen Be richt der Bun-
desregierung zu fordern. 

(Dorle Marx [SPD]: Als ersten Schritt, Herr 
Häfner!) 

Ich unterstütze das, und ich bin froh, wenn die Bun-
desregierung berichtet. Aber wir sollten darauf nicht 
warten. 

Wie Sie wissen, ist doch glücklicherweise bereits in 
allen Fraktionen etwas in Gang gekommen. Wir ha-
ben zum Beispiel schon vor Monaten einen umfang-
reichen Antrag vorgelegt. 

Die vorliegenden Anträge zeigen: Es gibt viele Ge-
meinsamkeiten, wo wir meines Erachtens endlich zu 
gemeinsamen Entscheidungen kommen sollten. Das 
betrifft - eben ist es mehrfach angesprochen worden - 
beispielsweise die Stellung von kindlichen Opfern 
als Zeugen im Strafverfahren. Das Strafverfahren ist 
doch immer noch überhaupt nicht auf diese Proble-
matik eingestellt. Die Stichworte sind genannt wor-
den. So brauchen wir endlich zum Beispiel Opferan-
wälte oder Videovernehmungen, um den Kindern ein 
zweites Trauma durch den Prozeß, die Konfrontation 
mit dem Täter, zu ersparen. 

Und ich freue mich - das will ich einmal ausdrück-
lich sagen -, daß auch die Koalitionsfraktionen, also 
CDU/CSU und F.D.P., bei dem anderen Punkt schon 
weiter sind, als lange Zeit zu befürchten stand und in 
diesem Fall auch weiter als der Antrag der SPD: In 
einem Antrag haben Sie bereits im vergangenen 
Jahr wie wir den Abschluß von Rechtshilfeabkom- 
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men mit denjenigen Staaten gefordert, von denen 
wir wissen, daß es do rt  zu hunderttausendfachem se-
xuellem Mißbrauch kommt, und daß hierbei Deut-
sche in hohem Maße beteiligt sind. 

Wir wissen, daß die Strafrechtsänderung 1993, wo-
nach Deutsche sich seither auch nach hiesigem 
Recht strafbar machen, wenn sie im Ausland derar-
tige Taten begehen, nicht viel geholfen hat. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Kollege, 
Sie müssen zum Schluß kommen. 

Gerald Häfner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ich 
komme zum Schluß, Herr Präsident. - Nur 15 Er-
mittlungsfälle und eine einzige Verurteilung zeigen, 
daß das Schwert stumpf ist. Ohne eine weitaus bes-
sere Zusammenarbeit zwischen den beteiligten Ju-
stiz- und insbesondere den Ermittlungsbehörden 
wird sich das nicht ändern. 

Deshalb appelliere ich zum Schluß - ich muß die 
Rede leider hier schon schließen - ganz dringend an 
die Bundesregierung, diese Rechtshilfeabkommen 
endlich auszuhandeln und abzuschließen. Wir kön-
nen da leider nichts tun; das kann nur die Bundesre-
gierung machen. Aber ich denke, es entspricht in-
zwischen dem Willen des ganzen Hauses, daß hier 
endlich etwas geschieht. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich gebe das 
Wort  dem Abgeordneten Hildebrecht Braun. 

Hildebrecht Braun (Augsburg) (F.D.P.): Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Zweieinhalb Monate ist es nun 
her, daß die kleine Natalie auf entsetzliche Weise 
ums Leben kam - zweieinhalb Monate, die ich noch 
einmal in Erinnerung rufen will. 

Auf den schrecklichen Tod des Kindes folgte die 
Ausbeutung dieses scheußlichen Verbrechens durch 
eine sensationsgierige Presse. Selten habe ich eine so 
brutale Berichterstattung zur Trauer der Eltern und 
anderer Angehöriger erlebt. Die Gefühle fassungslo-
ser Betroffener wurden unbarmherzig in Auflagen-
steigerung umgesetzt. 

(Beifall bei der F.D.P., der CDU/CSU, der 
SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Es folgten die Leserbriefserien mit dem erwarteten 
Tenor: Die Politiker, das heißt die Personen, von de-
nen man am wenigsten hält, aber alles erwartet, sol-
len sofort Lösungen beschließen, die sexuelle Gewalt 
an Kindern verhindern. 

Politiker wiederum ließen sich nicht lange bitten. 
Sofort begann der Kampf um den Platz in der ersten 
Reihe. So, als hätten sie es schon immer gewußt, lie-
ferten Berufene und insbesondere viele Unberufene 
Konzepte ab, wie man den Gangstern endlich den 
Garaus machen könne. Nur wenige hielten inne und 
nahmen sich Zeit zum Nachdenken. 

Welcher von den ach so geschmeidigen Politikern 
stellte eigentlich die Frage, was er selbst in der Ver-
gangenheit zu tun unterlassen habe, und nicht, was 
der politische Gegner falsch gemacht habe? Nein, 
Politiker aller Schattierungen überboten sich in un-
durchdachten, oft unse riösen Konzepten. 

Die öffentliche Diskussion konzentrierte sich fast 
ausschließlich auf Fragen des Strafrechts und des 
Strafprozeßrechts, auf Vorwürfe gegen angeblich in-
kompetente Gutachter und Richter. Besserwisser, die 
oft noch nie eine Justizvollzugsanstalt von innen ge-
sehen hatten, spielten sich plötzlich als intime Ken-
ner des Strafvollzugs auf. Ich wünschte mir, alle 
diese Schnellredner hätten erst die richtigen Fragen 
formuliert, statt Antworten am laufenden Band zu ge-
ben. 

Haben denn Politiker, denen nichts besseres als 
der Ruf nach höheren Strafen oder sofortiger Sicher-
heitsverwahrung und ähnlichem einfiel, nicht zur 
Kenntnis genommen, daß mehr als 90 Prozent der 
Fälle von sexuellem Mißbrauch von Kindern in der 
eigenen Familie und im engsten Familienumfeld pas-
sieren, und zwar unbemerkt von der Öffentlichkeit, 
daß Väter und Mütter, Onkel und Tanten, Nachbarn 
die Täter sind und nicht etwa fremde Menschen? 

Hat bisher einer ein Konzept vorgelegt, wie er den 
sexuellen Mißbrauch in der Familie bekämpfen will? 
Ist es denn weniger schlimm, wenn ein Vater seine 
Tochter vergewaltigt, als wenn das ein fremder 
Mensch tut? Müssen wir uns nicht fragen, wo und 
wie wir Schutzmechanismen schaffen können, damit 
Kinder in der eigenen Familie Schutz und nicht etwa 
sexuellen Terror erleben? Fehlt es bei Tätern im Kreis 
der Familie am Unrechtsbewußtsein oder vertrauen 
die Täter darauf, daß sie schon nicht erwischt wer-
den, weil das kindliche Opfer aus Angst oder aus 
Scham nicht sprechen wird? 

Was ist der kriminologische Hintergrund des sexu-
ellen Mißbrauchs von Kindern? Hat Armut damit zu 
tun? Ist eine individuelle Veranlagung Vorausset-
zung, die in allen Schichten unseres Volkes zu finden 
ist? 

Wie muß mit dem Umstand umgegangen werden, 
daß jugendliche Täter in diesem Bereich eine außer-
gewöhnlich geringe Rückfallquote von 5 Prozent 
aufweisen, während die Quote bei erwachsenen Tä-
tern außerordentlich hoch ist, nämlich dann, wenn 
sich die sexuelle Ausrichtung einer Person auf Sex 
mit Kindern konzentriert? 

Natürlich werde ich die Diskussion zur nötigen Re-
form des Strafrechts und des Strafprozeßrechts mit 
Engagement führen. Noch mehr will  ich aber gerade 
als Mitglied der Kinderkommission des Deutschen 
Bundestages wissen: Was können wir tun, damit Se-
xualverbrechen gegen Kinder gar nicht erst vorkom-
men? Prävention ist viel wichtiger als Rache. 

Natürlich ist die Verhinderung des Rückfalls eines 
Täters außerordentlich wichtig, ein Rückfall setzt 
aber immer eine Tat voraus. Die Frage ist daher: Wie 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 145. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 5. Dezember 1996 	13101 

Hildebrecht Braun (Augsburg) 

können wir dazu beitragen, daß es gar nicht erst zu 
dieser ersten Tat kommt? 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der. CDU/CSU, der SPD, des BÜNDNIS

-

SES 90/DIE GRÜNEN und der PDS) 

Ich bin überzeugt, daß die Erforschung der wesent-
lichen Tatsachen zu Sexualverbrechen an Kindern 
noch ganz am Anfang steht. Resultiert sexuelle Ge-
walt gegen Kinder aus der krankhaften Veranlagung 
der Täter oder primär vor einem anderen Hinter-
grund? Welche Therapien gibt es mit welchen Er-
folgsaussichten, wenn sich Pädophilie in Form von 
sexueller Aggression zeigt? Werden genügend Perso-
nen in diesen Bereichen ausgebildet, so daß wir in 
Zukunft wirklich qualifizierte Gutachter im Ge richt 
und Therapeuten in den Vollzugsanstalten und au-
ßerhalb haben werden. 

Wir sehen Fragen über Fragen, die vor den Ant-
worten formuliert werden sollten. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU, der SPD und des BÜND

-

NISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Es spricht nun 
der Kollege Peter Altmaier. 

Peter Altmaier (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Dies ist nicht die erste Debatte 
und auch nicht der erste Entschließungsantrag, den 
wir heute zum Thema „sexueller Mißbrauch von Kin-
dern" behandeln. Wir haben allein in der laufenden 
Wahlperiode bereits sechs Gesetzentwürfe und sie-
ben Entschließungsanträge zu diesem Thema vorlie-
gen. 

Bei vielen Betroffenen verfestigt sich der Eindruck, 
daß zuviel geredet und zuwenig gehandelt wird und 
daß wir Steine statt Brot geben. Sie stellen uns immer 
häufiger die Frage: Was habt ihr mit euren Entschlie-
ßungsanträgen eigentlich bewirkt? 

Die betroffenen Eltern müssen in ihrem Leid und 
ihrer Not doch die Frage stellen, wie wir dazu kom-
men, dieses Leid und diese Not zum Anlaß nehmen, 
rechtspolitische Stellvertreterdebatten zu führen, die 
längst niemanden mehr interessieren und die nie-
mand mehr versteht. 

Meine Damen und Herren, es geht nicht in erster 
Linie um Gesetze und Paragraphen, sondern es geht 
um viel mehr, nämlich um die elementare Aufgabe 
des Staates, die Mitglieder der Gesellschaft wirksam 
vor gemeingefährlichen Straftätern zu schützen. Dies 
gilt insbesondere dann, wenn es um den Schutz der 
sexuellen Integrität von Kindern geht, weil Kinder zu 
diesem Schutz selber nicht imstande sind und weil 
sie, wie Frau Ministe rin Nolte einleitend gesagt hat, 
das Wertvollste sind, was unsere Gesellschaft besitzt. 

Wenn die staatliche Rechtspflege vor dieser Auf-
gabe dauerhaft versagt, dann wird das Vertrauen der 
Menschen in den Rechtsstaat insgesamt erschüttert, 
wie das Beispiel Belgien nachhaltig zeigt. 

Meine Damen und Herren, beim rechtlichen Um-
gang mit Gewalt gegen Kinder darf es keinen Unter-
schied geben, ob diese Gewalt hier im Inland oder im 
Ausland verübt wird. Die personale Integ rität, die 
Menschenwürde eines Kindes in Afrika oder in 
Asien unterscheidet sich in nichts von der Menschen-
würde und der personalen Integ rität der Kinder hier 
bei uns. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der F.D.P., der 
SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

sowie bei Abgeordneten der PDS) 

Deshalb ist es ein unerträglicher Zustand, wenn 
auch nach jahrelangen Debatten auf europäischer 
und internationaler Ebene in Thailand noch immer 
Jahr für Jahr über 100 000 Kinder von Touristen aus 
westlichen Ländern sexuell mißbraucht werden. Es 
ist ein Skandal, wenn das Strafrechtsänderungsge-
setz, das wir gemeinsam beschlossen haben und das 
die Verfolgung dieser Auslandsstraftaten sicherstel-
len und ermöglichen soll, bisher nur zu einer einzi-
gen Verurteilung geführt hat. Wir können heute in 
der Zeitung lesen, daß in Iserlohn gegen einen Mann 
Anklage erhoben worden ist, der auf den Philippinen 
ein neunjähriges Mädchen viermal sexuell miß-
braucht und zu Videoaufnahmen gezwungen hat. 

Wir haben in der praktischen Zusammenarbeit mit 
den Behörden vor Ort auf informellem Wege sehr viel 
versucht. Wir sollten jetzt - hier appelliere ich auch 
an das Bundesjustizministerium - zur Lösung der 
praktischen Probleme, aber auch als Signal dafür, 
daß Kinder-Sextourismus kein Kavaliersdelikt ist, 
wirklich zu einem Rechtshilfeabkommen mit Thai-
land und den anderen betroffenen Ländern kommen. 

(Beifall im ganzen Hause) 

Bei vielen, die nach Thailand und anderswohin 
fahren, wird dann auch die Hemmschwelle gegen-
über sexueller Gewalt im Inland herabgesetzt. Wir 
dürfen nicht vergessen, daß wir eine moralische Ver-
pflichtung und eine politische Garantenpflicht ge-
genüber den Kindern in der Dritten Welt haben, wo 
ganze Generationen von Kindern und Jugendlichen 
irreversibel geschädigt werden. 

Wir werden nie verhindern können, daß es zu Se-
xualstraftaten kommt. Wir werden auch Rückfälle nie 
ganz ausschließen können. Dies ist aber keine Ent-
schuldigung für Untätigkeit und Nachlässigkeit. 

Mich persönlich hat es sehr erschüttert, als sich bei 
einer Anhörung im Rechtsausschuß herausgestellt 
hat, daß die Bundesländer bis heute nicht imstande 
sind, uns konkrete Statistiken darüber zu geben, wie 
hoch die Rückfallquote bei den Sexualstraftätern ei-
gentlich ist. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der SPD) 

Meine Damen und Herren, wie sollen wir denn 
darüber diskutieren, wie man die Rückfallquote 
wirksam senken kann, wenn wir noch nicht einmal 
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ihre Höhe kennen und noch nicht einmal wissen, 
warum Menschen immer wieder rückfällig werden? 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der F.D.P.) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Kollege 
Altmaier, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kolle-
gen Häfner? 

Peter Altmaier (CDU/CSU): Bitte schön. 

Gerald Häfner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Lie-
ber Herr Kollege Altmaier, da ich bis vor kurzem je-
den Satz Ihrer Rede ganz unterschreiben konnte, 
möchte ich Ihnen die kurze Frage stellen, ob Ihnen 
entgangen ist, daß es die von Ihnen gestellte Bundes-
regierung ist, die die vielen Entschließungen dieses 
Hauses endlich umzusetzen hätte und für die gilt, 
was Sie eben gesagt haben, nämlich: Es gibt keine 
Entschuldigung für Zögerlichkeit oder Untätigkeit. 
Darf ich Sie so verstehen, daß Sie gemeinsam mit 
dem Hause sozusagen die Regierung schütteln wer-
den, nun endlich das umzusetzen, was hier zum Teil 
schon im vergangenen Jahr beschlossen worden ist? 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD - Widerspruch bei der 

CDU/CSU) 

Peter Altmaier (CDU/CSU): Herr Kollege Häfner, 
ich finde es nicht angemessen, wenn Sie jetzt ein 
Schwarzer-Peter-Spiel veranstalten. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Ich habe gerade ein Beispiel genannt, in dem die 
Bundesländer eklatant versagt haben, weil sie dieses 
Problem bis jetzt nicht aufgearbeitet haben. Ich habe 
nicht zwischen SPD- und CDU-regierten Bundeslän-
dern differenzie rt , weil ich meine, daß wir insgesamt 
gefordert sind, uns mit diesem Problem zu befassen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Gestatten Sie 
noch eine Zwischenfrage des Abgeordneten Braun? 

Peter Altmaier (CDU/CSU): Bitte schön. 

Hildebrecht Braun (Augsburg) (F.D.P.): Sind Sie mit 
mir der Meinung, daß sich das Thema sexueller Miß-
brauch von Kindern überhaupt nicht zu parteipoliti-
scher Profilierung eignet? 

(Beifall der Abg. Dr. Ruth Fuchs [PDS]) 

Sind Sie weiter mit mir der Meinung, daß eine ganze 
Reihe von Universitäten sehr wohl kriminologische 
Untersuchungen über die Rückfallquote bei Sexual-
tätern durchgeführt hat und daß es auch deren Auf-
gabe und nicht etwa die Aufgabe der Bundesregie-
rung oder der Ministerien ist, solche Untersuchun-
gen durchzuführen? 

Peter Altmaier (CDU/CSU): Herr Kollege Braun, 
ich stimme Ihnen in dem ersten wie auch in dem 
zweiten Punkt zu. Die Untersuchungen, die wir über 
die Rückfallhäufigkeit haben, belegen, daß die Rück-
fallquote in anderen europäischen Ländern, wie zum 
Beispiel in den Niederlanden, wesentlich niedriger 
ist als bei uns. 

Deshalb müssen wir im Sinne der Vorschläge, die 
die Bayerische Staatsregierung unterbreitet hat, dar-
über nachdenken, wie wir diese Rückfallquote sen-
ken können. Das bezieht sich auf die Prognose

-

schwelle, auf die Prognosesicherheit und auch auf 
die Frage der Therapie. Ich meine, daß in dieser 
Situation, wo wir alles andere als eine parteipoliti-
sche Debatte brauchen können, die unsägliche De-
batte darüber, ob Therapie oder Strafe angemessen 
ist, den Blick auf die eigentlichen Probleme verstellt. 
Es geht nicht um die scheinbare Alternative Therapie 
oder Strafe, es geht in diesem Zusammenhang um 
Therapie und Strafe. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Therapie ist keine Privilegierung oder Luxusbe-
handlung der Täter, sondern sie erfolgt im Interesse 
der Gesellschaft und vor allen Dingen der potentiel-
len Opfer. Deshalb muß sie bereits einsetzen, bevor 
die Täter entlassen werden. 

Aber Tatsache ist auch - das hat die Anhörung er-
geben -: Wir verfügen überhaupt nicht über ausrei-
chend qualifizierte Gutachter für die Prognoseent-
scheidung, und wir verfügen auch nicht über ausrei-
chend qualifizierte Therapeuten. Es wird angesichts 
der Lage an den Universitäten viele Jahre dauern, 
bis wir dies nachholen können, bis wir die qualifizier-
ten Fachkräfte bereitstellen können, die wir brau-
chen. 

Aber das heißt nicht, daß wir die Länder aus ihrer 
Pflicht entlassen dürfen. Angesichts der Diskussio-
nen über Justizentlastung, wo viele Länderfinanzmi-
nister der Versuchung nicht widerstehen können, die 
ohnehin schmalbrüstigen Justizhaushalte als Stein-
brüche für Entlastungs- und Sparmaßnahmen zu 
mißbrauchen, müssen wir die Länder an ihre Ver-
pflichtung erinnern, die Debatte in diesem Bereich 
endlich einmal aufzuarbeiten. 

Ich will  ein Wort  sagen zur Diskussion über die 
Harmonisierung der Strafrahmen. Ich finde, daß 
diese Diskussion, wie sie in den letzten Wochen ge-
führt worden ist, unverständlich und heuchlerisch 
geführt wurde. Wir waren uns, meine Damen und 
Herren, in diesem Haus über viele Jahre hinweg völ-
lig einig, daß der Schutz der persönlichen Integrität 
in unserem Strafgesetzbuch, das aus dem 
19. Jahrhundert stammt, völlig unterbewertet ist im 
Verhältnis zu den Eigentumsdelikten. 

Deshalb ist es zu begrüßen, wenn der Bundesmi-
nister der Justiz bereits im März einen Vorschlag 
vorgelegt hat, der hier auf Abhilfe zielt, indem der 
Schutz der persönlichen Integ rität und auch der 
sexuellen Integrität von Kindern einen höheren Stel-
lenwert erhält, als dies bislang der Fall ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 
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Wenn Harmonisierung immer nur bedeuten soll, 
daß Strafrahmen nach unten abgesenkt werden, 
dann ist das eine schleichende Entkriminalisierung, 
und die machen wir nicht mit. 

Meine Damen und Herren, ich glaube persönlich, 
daß eine Erhöhung der Strafrahmen im Hinblick auf 
Spezialprävention, das heißt die Abschreckung des 
einzelnen Täters, nicht sehr viel bringen wird und 
daß sie wahrscheinlich auch keinen einzigen Rück-
falltäter abhalten wird. Aber ich bin der Überzeu-
gung, daß es sich hier um eine Frage der Strafgerech-
tigkeit handelt und um ein Signal, das wir in unsere 
Gesellschaft geben müssen. 

Wir brauchen darüber hinaus konkrete Maßnah-
men: inte rnational, auf europäischer Ebene - wo wir 
in den letzten Wochen sehr gut vorangekommen 
sind -, im nationalen Bereich und im Bereich der 
Bundesländer. Ich habe dazu bereits einiges gesagt. 

Es geht um die zentrale Frage, was das Recht dazu 
beitragen kann, damit es zu der notwendigen Be-
wußtseinsbildung und zu dem notwendigen Bewußt-
seinswandel in unserer Gesellschaft kommt. Beide 
sind für einen besseren Schutz der Kinder unver-
zichtbar. 

Aktionismus hilft in diesem Zusammenhang nicht 
weiter. Wir müssen durch Ernsthaftigkeit und Ent-
schlossenheit unseres Vorgehens ein Beispiel geben. 

Ich will ganz offen sagen, meine Damen und Her-
ren von der SPD: Wir haben am 26. September in die-
sem Haus über einen Antrag von Bündnis 90/Die 
Grünen zum Kindersextourismus im Ausland disku-
tiert. Dieser Antrag war sowohl von der Tatsachen-
aufbereitung wie von den Vorschlägen her hervorra-
gend vorbereitet. Im Vergleich dazu ist Ihr Antrag, 
den wir heute diskutieren, sehr oberflächlich und 
nichtssagend. Sie haben es sich mit diesem Antrag 
sehr leicht gemacht. 

(Zuruf von der SPD: Sie haben gar keinen 
gebracht!) 

Ich meine, Sie werden auch nicht darum herumkom-
men, konkret zu sagen, was Sie wollen, welche Maß-
nahmen wir konkret ergreifen müssen, insgesamt, 
aber auch im Bereich des Strafgesetzbuches. Daran 
entscheidet sich die Glaubwürdigkeit unseres Vorge-
hens insgesamt. 

Wir sind zu einem gemeinsamen Vorgehen im In-
teresse der betroffenen Kinder bereit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich gebe das 
Wort  der Abgeordneten Ulla Schmidt. 

Ulla Schmidt (Aachen) (SPD): Herr Präsident! 
Meine lieben Kolleginnen und Kollegen! Herr Kol-
lege Altmaier, selbstverständlich werden wir aus-
führlich darüber diskutieren, was notwendig ist. 
Aber wir hatten diesen Antrag eingebracht, damit 
hier diskutiert wird, welche Konsequenzen die Re-
gierung aus Stockholm ziehen wi ll, wie also die 
Vorschläge der Bundesregierung für die nationale 

Umsetzung der UN-Kinderrechtskonvention ausse-
hen. 

Das muß hier beantragt werden, und Sie sind nicht 
einmal bereit, das hier heute zu verabschieden. Der 
Antrag hat drei Forderungen: Bericht der Bundesre-
gierung, was sie national tun wi ll, um die Rechte von 
Kindern in Deutschland zu schützen, Herr Kollege. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der PDS) 

Und das wird heute in die Ausschüsse verwiesen! 
Um nichts anderes geht es. 

Weil es so ist, weil ich Ihre und die von der Bundes-
frauenministerin geäußerte Auffassung teile, daß 
Kinder das kostbarste Gut sind, das wir in unserer 
Gesellschaft haben, deswegen ist es doch richtig, daß 
die Kollegin Niehuis zu Beginn ihrer Rede gesagt 
hat: Lassen Sie uns heute darüber diskutieren, daß 
wir den Blick auf die Kinder richten und nicht immer 
nur die Frage stellen, was wir juristisch daraus ma-
chen. 

Selbstverständlich muß es juristische Konsequen-
zen geben. Selbstverständlich sind wir heute so weit, 
Frau Eichhorn, zu wissen, daß Pornographie mit  Kin

-

dern ein Verbrechen ist. Das ist damals nicht in das 
Gesetz gekommen, obwohl wir es gefordert haben. 

Aber es geht auch darum: Was passiert mit  Kin
-dern hier in unserer Gesellschaft, im ganz alltägli-

chen Bereich? Wenn es zu Gewaltübergriffen gegen-
über Kindern kommt, wenn es zu Gewalt in Familien 
kommt, hat das Ursachen, und wir müssen uns heute 
hier darüber unterhalten, was kann gemacht werden. 

Das hat auch nichts mit Schärfe zu tun, Frau Mini-
sterin. Sie sagen, wenn wir den Blick auf die Kinder 
richten wollen, müssen wir eben eine vertiefte Dis-
kussion führen, die differenziert sein muß. Ich frage 
Sie: Warum machen Sie das nicht? Warum machen 
Sie keine Vorschläge, was passieren soll? 

Sie sagen, der Weltkongreß hat uns einen Hand-
lungsbedarf aufgezeigt. Das ist richtig, aber - das 
muß ich einmal sagen, Frau Ministe rin - er ist nicht 
beschränkt auf das, was Sie hier als Maßnahmen vor-
geschlagen haben. Ich stimme mit Ihnen überein, 
daß wir im Multimediagesetz Regelungen brauchen, 
daß es gut ist, wenn wir eine Hotline im Online

-

System haben. Aber ich würde mir auch wünschen, 
daß wir endlich einen bundeseinheitlichen Notruf für 
Kinder einrichten. Das sollten wir gemeinsam for-
dern. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS - Zuruf der Bundes

-

ministerin Claudia Nolte) 

- Es betrifft nicht immer nur die Länder. 

Es ist gut, wenn die bundesweite Dokumentations-
stelle erhalten wird. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Eine Sekunde, 
bitte. Frau Ministe rin, ich muß Sie darauf aufmerk-
sam machen, daß Zwischenrufe von der Regierungs- 
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bank nicht gestattet sind. Ich bitte, sich daran zu hal-
ten. 

Bitte, fahren Sie fort . 

Ulla Schmidt (Aachen) (SPD): Auch engere Zusam-
menarbeit mit Strafbehörden ist wichtig, und im 
rechtlichen Raum müssen wir alles einrichten. Aber 
das ist mir zuwenig, Frau Ministe rin, es ist mir ein-
fach zuwenig. 

Sie beklagen hier, daß die Hilferufe und die Si-
gnale der Kinder vielfach nicht gehört werden. 
Warum schlagen Sie nicht als nationales Vorhaben 
eine Initiative für ein flächendeckendes Netz von Hil-
fen für Opfer als gesamtgesellschaftliche Aufgabe 
vor, 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

als Aufgabe, die von Bund, Ländern und Kommunen 
gemeinsam zu lösen und auch zu finanzieren ist? 

Das wären Vorschläge dazu, was wir national tun 
können. Sie gehen nicht darauf ein. Sie haben sich 
nicht dazu geäußert. Sie haben sich vor allen Dingen 
auch nicht zu der Frage nach dem Kreislauf der Ge-
walt geäußert, den Frau Niehuis sehr ausführlich be-
schrieben hat. Weil Sie nicht handeln und weil Sie 
darauf nicht eingehen, durchbrechen Sie diesen 
Kreislauf nicht. 

Es hat nichts mit Schärfe zu tun, wenn ich einfach 
sagen muß: Ich glaube nicht, daß wir weiterkommen, 
wenn wir nur davon sprechen, daß wir betroffen 
sind, sondern wir müssen Vorschläge machen und 
handeln. Mich beschäftigt, was mit den Kindern pas-
siert und wie wir damit umgehen, daß Kinder alltäg-
lich in Familien Gewalt erfahren, und zwar viele For-
men von Gewalt. 

Die sexuelle Gewalt ist eine besondere Ausfor-
mung der Gewalt. Es gibt andere Formen der Ge-
walt, die seelische und die körperliche, und es ist im-
mer noch so, daß in unserem Lande Gewalt auch als 
Mittel der Erziehung eingesetzt werden kann. 

Können Sie mir, Frau Ministerin, einen einzigen 
Grund sagen, einen einzigen nur, warum wir in ei-
nem demokratischen Staat gehindert sind, einen Satz 
festzuschreiben, der lautet „Kinder sind gewaltfrei zu 
erziehen" - als ein Signal, daß Gewalt in der Familie 
keine Privatangelegenheit ist? 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 

F.D.P. und der PDS) 

Schließlich leben wir in einem Staat, in dem das 
Grundgesetz in Art . 1 vorschreibt, daß die Würde des 
Menschen unantastbar ist. Für mich ist die Würde 
des Menschen mit der körperlichen und seelischen 
Unversehrtheit von Menschen, also auch mit der von 
Kindern, verbunden, Frau Ministerin. Warum kön-
nen wir dies nicht festschreiben? Warum äußern Sie 
sich nicht zu diesem Vorschlag? 

Es kann nicht sein, daß es erlaubt sein muß, daß El-
tern Kindern in der Öffentlichkeit eine Ohrfeige 
geben oder sie verprügeln. Wer hat überhaupt das 

Recht - ob Eltern oder nicht -, andere Menschen in 
der Öffentlichkeit oder in der Fami lie zu schlagen? 
Frau Marx hat darauf hingewiesen: Auch wir schla-
gen uns nicht. Ich wi ll  Sie überzeugen, daß meine 
Argumente die besseren sind. So setzen wir uns aus-
einander. In einem demokratischen Staat müssen die 
Verhaltensregeln gelten, daß man argumentiert, 
Grenzen setzt und gewaltfrei erzieht. Das ist wirk lich 
unabdingbar und uneingeschränkt notwendig. 

(Beifall bei der SPD und der PDS sowie bei 
Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 

GRÜNEN) 

Frau Kollegin Grießhaber, Sie haben gesagt, man 
hätte in diesem Antrag darauf substantiell stärker 
eingehen sollen. Dies ist ausdrücklich nicht gemacht 
worden. Die Debatte hat gezeigt, daß es notwendig 
war, es so zu machen, daß in diesem Bundestag über 
viele Punkte diskutiert wird. Wir haben viele Ent-
schließungsanträge - ich stimme mit diesen überein - 
zu der Frage vorgelegt: Was müssen wir weltweit 
tun, um Gewalt gegen Kinder zu unterbinden? Sie 
finden in mir immer eine Mitstreiterin für die Beant-
wortung der Frage: Wie können wir sexuelle Gewalt 
in den Ländern des Sextourismus unterbinden? 

Es sollte eine Debatte geführt werden, die sich 
wirklich auf die hier angesprochenen Fragen kon-
zentriert - Fragen von alltäglicher Gewalt in den Fa-
milien, die eine Gewalt gegen Frauen und Kinder 
darstellt -, und es sollte überlegt werden, was wir tun 
müssen, um diesen fatalen Kreislauf von Gewalt zu 
unterbinden und dafür zu sorgen, daß wir nicht nur 
die Opfer von morgen schützen, sondern auch ver-
hindern, daß innerhalb dieses Kreislaufes neue Täter- 
und Mittäterschaften entstehen. Eine solche Diskus-
sion wünsche ich mir. 

Deshalb hätte ich es gerne gehabt, daß wir uns 
heute entscheiden, die Bundesregierung aufzufor-
dern, uns vorzulegen, was sie auf nationaler Ebene 
zum Schutz der Kinder tun wi ll  und wie ihr Aktions-
plan aussieht. Ich hätte mir gewünscht, daß wir uns 
darüber einigen und dafür gemeinsam in Bund, Län-
dern und Kommunen mit einer gemeinsamen Finan-
zierung hätten einsetzen können. Hier einen Schritt 
voranzukommen wäre wirklich wünschenswert ge-
wesen. 

Der Antrag reicht dafür aus, aber nicht einmal über 
die darin enthaltenen drei Forderungen wird hier ab-
gestimmt. 

(Beifall bei der SPD und der PDS) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Nun spricht 
der Kollege Johannes Singhammer. 

Johannes Singhammer (CDU/CSU): Herr Präsi-
dent! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Frau 
Schmidt, Sie fragen danach, was denn getan worden 
sei. Ich darf jetzt noch einmal darauf verweisen, daß 
wir von seiten der CSU ein glasklares Zehn-Punkte-
Programm vorgelegt haben. Darüber kann man dis-
kutieren. Sie können aber nicht sagen, daß Handlun- 
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gen unterblieben seien. Mehr als diese genaue Vor-
lage kann man eigentlich kaum machen. 

(Zuruf der Abg. Ulla Schmidt [Aachen] 
[SPD]) 

Ich finde es aber begrüßenswert - insofern gebe 
ich Ihnen recht -, daß wir diese Debatte über den An-
trag „Die Menschenwürde von Kindern achten - Se-
xuelle Gewalt ächten" führen. Kein Ereignis hat die 
Menschen in den letzten Wochen und Monaten - 
vielleicht gerade auch diejenigen, die sonst politisch 
nicht so sehr mit eingebunden sind - so aufgewühlt 
wie die Entführung und Ermordung der zwei Mäd-
chen in Belgien und der kleinen Natalie in Baye rn . 
Aber auch unabhängig von diesen spektakulären 
Straftaten gibt die Entwicklung von Gewalt und se-
xuellem Mißbrauch gegenüber Kindern Anlaß zur 
Sorge. Darin waren wir uns bisher alle einig. 

Aus der polizeilichen Kriminalstatistik in Deutsch-
land ist von 1994 auf 1995 beispielsweise eine Zu-
nahme der Delikte „Förderung sexueller Handlun-
gen Minderjähriger oder der Prostitution" um 19 Pro-
zent zu entnehmen. Das betrifft nicht Thailand, son-
dern Deutschland! Gleichzeitig wurden im Zeitraum 
von 1990 bis 1994 9 000 Erwachsene wegen sexuel-
len Mißbrauchs von Kindern verurteilt. Es handelte 
sich also nicht nur um Verfahren, sondern um Verur-
teilungen. Das sind eben nicht nur 9 000 Täter, son-
dern das sind auch 9 000 Kinder als Opfer, die kör-
perlich mißbraucht oder seelisch verstümmelt wur-
den. Das sind auch viele Tausend Eltern und Ge-
schwister, die mit den Opfern leiden. 

Mit Sorge beobachten wir das boomende Geschäft 
in der menschenverachtenden Wachstumsbranche 
Kindersex in Deutschland mit einem geschätzten 
Umsatz von derzeit 500 Millionen DM als eine beson-
ders schlimme Dekadenzerscheinung. Dahinter wird 
eine besorgniserregende Entwicklung sichtbar, näm-
lich die Tendenz, daß Kinder zunehmend als Ware 
angesehen werden, quasi als verfügbarer Konsumar-
tikel - quasi aus dem Supermarkt. 

Was ist dagegen zu tun? Wo kann angesetzt wer-
den? Zuallererst ist das Selbstverständliche zu tun: 
hinschauen statt wegschauen, auch von den politisch 
Verantwortlichen dort , wo sich etwa drogensüchtige 
Minderjährige zur Finanzierung ihrer Sucht vor a ller 
Augen prostituieren. Die Sicherheitsbehörden der 
Länder brauchen keine neuen Gesetze, um etwa in 
Hamburg-St. Georg oder anderswo das erniedri-
gende Geschäft mit minderjährigen Drogenabhängi-
gen zu unterbinden. 

Prävention ist selbstverständlich notwendig; sie 
darf aber nicht dazu führen, daß auf notwendige Er-
gänzungen des Strafgesetzbuches mit dem klaren 
Ziel Kinderschutz vor Täterschutz verzichtet wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Deshalb haben wir unsere Vorschläge vorgelegt. 

Vor allem geht es darum, Kinder vor rückfälligen 
Sexualstraftätern zu schützen. Bei den Eltern in 
Deutschland wächst zu Recht das Unverständnis, 
wenn Straftäter, die sich gegen Kinder vergangen 
haben, milde bestraft und vorzeitig auf freien Fuß ge-

setzt werden oder wenn ihnen falsches Verständnis 
entgegengebracht wird. 

Vor wenigen Tagen verurteilte das Berliner Land-
gericht - dieses Urteil hat die Kollegin Marx eben-
falls angesprochen - erstmals deutsche Staatsange-
hörige, die in Thailand Kinder mißbrauchten, Kinder-
pornographie professionell herstellten und damit 
gute Geschäfte machten. So weit, so gut. Bestürzend 
ist aber, daß das Berliner Ge richt den Verurteilten zu-
gute hält, sie hätten es als Pädophile schwerer als 
ihre Mitmenschen, weil sie ihre Sexualität nicht aus-
leben könnten, und daß dann zugunsten der Täter 
angeführt wird, sie hätten die thailändischen Kinder 
„vergleichsweise schonend mißbraucht". 

(Unruhe bei der CDU/CSU) 

Unabhängig von diesem Urteil gilt generell: Wer 
den Blick bevorzugt auf den Täter richtet, seine Vor-
geschichte und seine Biographie in den Vordergrund 
rückt und das Leben der geschädigten Kinder und 
das Mitleiden der Angehörigen vergißt, handelt in-
human, auch wenn er das Gegenteil verspricht. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der SPD, des BÜNDNISSES 90/ 
DIE GRÜNEN und der PDS) 

Als nächstes sind die Kommunikationsnetze zu 
zerschlagen, mit denen Kinderpornographie verbrei-
tet und Kinderprostitution angebahnt wird. Das 
heißt, beim Internet sind die technischen und rechtli-
chen Voraussetzungen insbesondere für die Polizei 
zu schaffen, damit sich für die Konsumenten von Kin-
derpornographie über die internationalen Datenauto-
bahnen das Risiko erhöht, daß ihre Straftaten aufge-
deckt werden. Dazu ist - das ist schon von Ihnen, 
Frau Leutheusser-Schnarrenberger, angesprochen 
worden - eine rasche Harmonisierung des interna-
tionalen Rechts nötig, auch wenn es schwierig ist, 
Wertvorstellungen von Menschen, die etwa auf der 
arabischen Halbinsel oder in Amsterdam leben, im 
grenzenlosen Internet auf einen Nenner zu bringen. 
Bei der scheußlichen Form des Mißbauchs von Kin-
dern sollte eine Verständigung über alle Grenzen 
hinweg möglich sein. Der erste Schritt muß eine ein-
heitliche europäische Regelung sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P. und des BÜNDNISSES 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Wir brauchen darüber hinaus eine Verpflichtung 
der Online-Dienst-Anbieter, staatlichen Kontrollbe-
hörden einen kostenfreien Zugang zu den Netzen zu 
gewähren. Wir brauchen eine Regelung, die den Pro-
duzenten von Kinderpornographie die Einlassung 
erschwert, es sei mit moderner Herstellungstechnik 
nur ein elektronisch zusammengesetztes, vi rtuelles, 
künstliches Bild erzeugt worden. Ansonsten können 
wir kaum jemanden verfolgen. Gleichzeitig gilt es 
die Möglichkeiten zu kappen, das Internet als anony-
men elektronischen Kontakthof - quasi zurückge-
lehnt im Fernsehsessel in der Behaglichkeit des 
Wohnzimmers - zur Anbahnung von Kinderprostitu-
tion zu nutzen. 
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Kommerzielle Gesichtspunkte von Online-Betrei-
bern oder der Vorwurf der Zensur verfangen in die-
sem Zusammenhang nicht: Wer im Inte rnet Scheuß-
lichkeiten und Perversitäten mit Kindern verbreitet, 
kann sich nicht auf Meinungsfreiheit berufen. 

Entscheidend wird aber auch sein - das ist ganz 
wichtig -, daß ein Teil - ein Teil! - der Erwachsenen 
in unserem Lande wieder das richtige Verhältnis zu 
den Kindern findet. Kinder brauchen Respekt und 
Achtung ihrer besonderen Würde. Kinder sind eben 
keine kleinen Erwachsenen, die mit schulterklopfen-
der Kumpelhaftigkeit als ebenbürtige Scheinpartner 
zu behandeln wären. 

Es war eine schlimme Verirrung, die Gott sei Dank 
sofort wieder korrigiert wurde, als ein Beschluß der 
Landeskonferenz der Grünen in Nordrhein-Westfa-
len im März 1995 forde rte, daß gewaltfreie Sexualität 
zwischen Kindern und Erwachsenen niemals Gegen-
stand strafrechtlicher Verfolgung sein dürfe. Meine 
sehr verehrten Damen und Herren, das Gegenteil ist 
richtig. 

(Rita Grießhaber [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Das war 1985!) 

- 1985. - Solche Pläne sollten die Schublade nicht 
verlassen. Sie dürften eigentlich gar nicht zu Papier 
gebracht werden. 

Kinder haben Anspruch auf Zuwendung, Freund-
lichkeit, Liebe und Ernsthaftigkeit. Geben wir unse-
ren Kindern vor allem den notwendigen Schutz, um 
wachsen zu können. Das ist auch in unserem Inter-
esse, im Interesse der Erwachsenen, der Älteren. 

Nach wie vor hat ein Appell Adolf Kolpings an die 
Erwachsenen Gültigkeit: 

Was immer ihr den Kindern tut, tut ihr nicht ver-
gebens, sondern für eure eigene Zukunft. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 

PDS) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Damit schließe 
ich die Aussprache. - Interfraktionell wird Überwei-
sung der Vorlage auf Drucksache 13/6054 an die in 
der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse vorge-
schlagen. Sind Sie damit einverstanden?— Ich sehe 
und höre keinen Widerspruch. Dann ist die Überwei-
sung so beschlossen. 

Meine Kolleginnen und Kollegen, die Fraktion der 
CDU/CSU hat wegen des plötzlichen Todes unseres 
guten Kollegen Dr. Karl Fell eine Unterbrechung der 
Sitzung um 30 Minuten beantragt. Die Sitzung wird 
um 14.50 Uhr von der Präsidentin fortgesetzt werden. 
Ich unterbreche die Sitzung. 

(Unterbrechung von 14.17 bis 14.50 Uhr) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Hiermit eröffne ich 
die Sitzung wieder. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Am Mittag er-
hielten wir die Nachricht, daß unser langjähriger Kol-
lege Dr. Karl Fell verstorben ist: jäh von seiner Fami-

lie mit sechs Kindern getrennt, mitten aus der Arbeit 
in Bonn herausgerissen, wenige Tage vor der Vollen-
dung seines 60. Lebensjahres. 

Karl Fell wurde am 16. Dezember 1936 in Erkelenz 
geboren. Nach dem Abitur studierte er Rechtswis-
senschaft an den Universitäten Köln, Freiburg und 
Bonn, wo er die beiden juristischen Staatsexamina 
ablegte und 1970 promovierte. Nach seinem Studium 
war er zunächst Richter in Nordrhein-Westfalen und 
übernahm dann ab 1972 eine Tätigkeit bei mehreren 
Bankverbänden und Banken. 

Karl Fell  ist 1964 der CDU beigetreten. Über 
20 Jahre hat er als stellvertretender Kreisvorsitzender 
gewirkt. Sein kommunalpolitisches Engagement 
führte ihn über die Mitgliedschaft im Stadtrat in 
Wegberg zum Bürgermeisteramt dieser Stadt. Im 
Jahre 1970 wurde er in den Landtag von Nordrhein

-

Westfalen gewählt. Do rt  war er bis zum Jahre 1985 
Mitglied. 

1987 konnte Karl Fell den Wahlkreis Heinsberg 
direkt gewinnen. Er war Mitglied im Rechtsausschuß 
und stellvertretendes Mitglied im Ausschuß für 
Finanzen und im Ausschuß für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend sowie im Ausschuß für die Ange-
legenheiten der Europäischen Union. Er stellte seine 
Kenntnisse in den Dienst seines Abgeordnetenamtes. 
Er war Finanz- und Wirtschaftspolitiker, aber vor 
allem leidenschaftlicher Familienpolitiker. 

Prägend für unseren verstorbenen Kollegen war 
sein starkes kirchliches Engagement. Er war Mit-
glied des Zentralkomitees der deutschen Katholiken 
und bis vor kurzem Präsident des Familienbundes 
der Deutschen Katholiken. Daneben war Karl Fell in 
einer Reihe von Ehrenämtern im Bistum Aachen tä-
tig. 

Karl Fell hat sich auf allen Ebenen seines berufli-
chen Wirkens für seine Mitmenschen eingesetzt. Wer 
ihn persönlich kannte, wußte, daß Fürsorge und Zu-
wendung für ihn keine leeren Worte waren. Als vor-
bildlicher Parlamentarier wird er uns stets in Erinne-
rung bleiben. 

Wir gedenken seiner in Dankbarkeit und Anerken-
nung. Wir drücken gerade seiner Frau und seinen 
sechs Kindern unsere Anteilnahme und unsere Un-
terstützung aus. 

Sie haben sich zu Ehren des Verstorbenen erho-
ben. Ich danke Ihnen. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir fahren jetzt in 
der Tagesordnung fort . Ich rufe die Tagesordnungs-
punkte 5 a und 5 b auf: 

a) Beratung der Großen Anfrage der Abgeord-
neten Klaus Riegert, Wolfgang Börnsen 
(Bönstrup), Heinz Dieter Eßmann, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion der CDU/CSU 
sowie der Abgeordneten Dr. Gisela Babel, 
Dr. Olaf Feldmann, Heinz Lanfermann, wei-
terer Abgeordneter und der Fraktion der F.D.P. 

Bedeutung ehrenamtlicher Tätigkeit für un-
sere Gesellschaft 
- Drucksachen 13/2652, 13/5674 - 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 145. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 5. Dezember 1996 	13107 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth 

b) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Andrea Fischer (Berlin), Dr. Antje Vollmer, 
Matthias Berninger, weiterer Abgeordneter 
und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Freiwilliges soziales Engagement fördern 
und zur Selbsttätigkeit ermutigen 
- Druckache 13/3232 — 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
(federführend) 
Sportausschuß 
Rechtsausschuß 
Finanzausschuß 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
Ausschuß für Gesundheit 
Ausschuß für Bildung, Wissenschaft, Forschung, 
Technologie und Technikfolgenabschätzung 
Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung 

Zur Großen Anfrage liegt je ein Entschließungs-
antrag der Fraktionen der CDU/CSU und der F.D.P. 
sowie der Fraktion der SPD vor. 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind 
für die Aussprache anderthalb Stunden vorgesehen. 
- Dazu höre ich keinen Widerspruch. Wir verfahren 
so. 

Ich eröffne die Aussprache. Es beginnt der Kollege 
Klaus Riegert. 

Klaus Riegert (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Sehr 
geehrte Damen und Herren! Es fällt sehr schwer, 
jetzt zur normalen Debatte überzugehen. Aber diese 
Debatte könnte gerade auch zu Ehren unseres Kolle-
gen Karl Fell stattfinden, der jahrzehntelang Ver-
bands- und ehrenamtliche Tätigkeit geleistet hat. 

Mehr als 10 Millionen Bürgerinnen und Bürger 
stärken unsere Demokratie durch ihr vorbildliches 
Engagement. Ihnen gelten unser besonderer Dank 
und unsere Anerkennung. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P. und der SPD) 

Ich freue mich, stellvertretend für die Millionen eh-
renamtlich Tätigen auf der Tribüne des Deutschen 
Bundestages ehrenamtliche Helferinnen und Helfer 
begrüßen zu können. Ihnen gelten unser herzlicher 
Dank für ihre Tätigkeit und die Bitte, sich auch zu-
künftig wie bisher für ihre Mitmenschen einzuset-
zen. 

(Beifall im ganzen Hause) 

Dennoch müssen wir feststellen: Vom Sportverein 
über Wohlfahrtsverbände, Kirchen, Stiftungen bis 
hin zu den Parteien werden immer wieder Schwierig-
keiten beklagt, kompetente und engagierte Mitglie-
der für eine ehrenamtliche Tätigkeit und die Über-
nahme von Verantwortung zu gewinnen. 

Ein Arbeitskreis der CDU/CSU-Bundestagsfrak-
tion hat sich ausschließlich des Themas Ehrenamt an-
genommen. In zahlreichen Gesprächen mit Experten 
und sieben Anhörungen wurden 60 Organisationen, 
Verbände und Vereine gehört, ihre Stellungnahmen 
eingeholt und die Problemfelder erörtert. Ein beson-
deres Interesse galt dabei den Bedingungen und  Ein-

stellungen der ehrenamtlich Tätigen vor Ort auf Orts- 
und Kreisebene. Die Probleme wurden von Frakti-
onskollegen und mir in Gesprächskreisen unmittel-
bar angesprochen. Die Große Anfrage der Koaliti-
onsfraktionen an die Bundesregierung zur Bedeu-
tung des ehrenamtlichen Engagements in unserer 
Gesellschaft, deren Antwort wir heute, am Internatio-
nalen Tag der Freiwilligen, debattieren, war Teil die-
ser Arbeit. 

Als Ergebnis dieser vielfältigen Aktivitäten läßt 
sich festhalten: Erstens. Das ehrenamtliche Engage-
ment unserer Bürgerinnen und Bürger hat nicht 
nachgelassen. Im Gegenteil: Es wollen sich immer 
mehr Menschen engagieren, vor allem jüngere, ins-
besondere in sozialen Tätigkeitsfeldern und anderen 
Strukturen. 

Zweitens. Es trifft nicht zu, daß ehrenamtlich Tä-
tige für ihr Engagement eine materielle Gegenlei-
stung erwarten. Erwartet werden vielmehr eine 
breite, von der Allgemeinheit getragene öffentliche 
Anerkennung, eine Entrümpelung der Tätigkeitsbe-
reiche von bürokratischen Vorschriften, entspre-
chende Rahmenbedingungen, eine klare Aufgaben-
beschreibung und eine Kompetenzabgrenzung zwi-
schen haupt- und ehrenamtlich Tätigen. 

Ehrenamtliche Helferinnen und Helfer begreifen 
ihre Tätigkeit für unser Gemeinwesen als einen Teil 
ihrer Lebensaufgabe. Sie wollen Freude am Ehren-
amt. Sie sehen in ihm eine sinnvolle Bereicherung ih-
res Alltagslebens, ihrer Freizeit und ihrer persönli-
chen Weiterentwicklung. Aber sie prüfen heute kriti-
scher als früher, ob sich ihr ehrenamtliches Engage-
ment mit ihrer persönlichen Lebensgestaltung, mit 
ihrer Familie, mit der Schule, mit Ausbildung und Be-
ruf vereinbaren läßt. Deshalb suchen sie überwie-
gend überschaubare, projektbezogene und ergebnis-
orientierte Einsatzmöglichkeiten - auch bezüglich 
der zeitlichen Disposition. 

Selbsthilfegruppen, Selbsthilfeinitiativen und Bür-
gerinitiativen bieten einen breiten Raum für bürger-
schaftliches Engagement. Diese neuen Formen eh-
renamtlichen Engagements entsprechen eher ihrem 
Bedürfnis nach mehr Freiraum und mehr Gestaltung, 
nach Selbstbestimmung und Entscheidungsfreudig-
keit. Das Ehrenamt auf Lebenszeit ist weniger ge-
fragt. 

Das traditionelle Ehrenamt verliert an Zuspruch. 
Dies bedeutet: Es müssen sich nicht die Bürgerinnen 
und Bürger umstellen; gefordert sind Vereine, Ver-
bände und Organisationen. Sie müssen sich den Ver-
änderungen stellen und ihre Strukturen anpassen. 

Ehrenamtliche Tätigkeitsfelder sind weitestgehend 
zu entbürokratisieren, von staatlicher Gängelung 
und verkrusteten Strukturen zu befreien. Wir müssen 
den Professionalisierungsprozeß behutsam zurück-
führen, um Kreativität und Entfaltungsmöglichkeiten 
für den einzelnen zu gewinnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 

Meine Damen und Herren, die Bürger nehmen im 
Ehrenamt ihre Eigenverantwortung für unser Ge- 
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meinwesen wahr. Wer steuerliche Besserstellung, Er-
höhung von Pauschalen, Anrechnung auf Renten, 
staatliche Finanzierung von Aus- und Fortbildung 
forde rt , wer das Ehrenamt zum Ausfallbürgen oder 
als Ersatzvornahme für staatliche Leistungen herab

-

stuft, der hat Bedeutung und Wert ehrenamtlicher 
Tätigkeit nicht begriffen. Das Ehrenamt ist freiwillig 
und unentgeltlich. 

Die Koalitionsfraktionen tragen mit ihrem Antrag, 
den wir zur Abstimmung stellen, sowohl dem tradi-
tionellen Ehrenamt als auch den neuen Formen bür-
gerschaftlichen Engagements Rechnung. Aufgabe 
des Staates ist es, den für ehrenamtliche Tätigkeiten 
erforderlichen Handlungsrahmen zu gewähren, nicht 
aber, regulierend in dessen Ausgestaltung einzugrei-
fen. Die Verantwortung für die Gestaltung liegt bei 
den Bürgerinnen und Bürgern. Demokratie lebt nur, 
wenn sie von ihren Bürgern bewußt gestaltet wird. 
Deshalb sind alle gefordert. 

Der Familie kommt als Fundament unserer Gesell-
schaft eine besondere Bedeutung zu. In ihr werden 
persönliche Bindungen und Hilfen für den Nächsten 
am unmittelbarsten erfahren, Verständnis, Einsicht, 
Toleranz, Verantwortungsbewußtsein und Rücksicht-
nahme gelebt. 

Die Schule muß ihren erzieherischen Auftrag um-
fassender verstehen und Jugendliche frühzeitig an 
eigenverantwortliches Handeln heranführen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Arbeitgeber und Arbeitnehmer müssen im gegen-
seitigen Einvernehmen Lösungen anstreben, die 
nicht nur ehrenamtliches Engagement erleichtern, 
sondern positiv bewe rten. Gesetzliche Regelungen 
zur Freistellung würden sich kontraproduktiv aus-
wirken. 

Gefordert sind die Medien, die Tätigkeit von na-
hezu 12 Millionen Ehrenamtlichen stärker als bisher 
in das Bewußtsein der Öffentlichkeit zu tragen. Ih-
nen kommt bei der Vermittlung von Werten eine 
hohe Verantwortung zu. 

Die Bundesregierung sollte bei gesetzlichen Rege-
lungen die ideellen und materiellen Auswirkungen 
auf die Bedingungen ehrenamtlicher Tätigkeiten 
stärker berücksichtigen. Sie sollte durch eine breit 
angelegte Kampagne, in die alle Gruppierungen un-
seres gesellschaftlichen Lebens einzubeziehen sind, 
das Bewußtsein für ehrenamtliches Engagement stär-
ken. Und sie sollte prüfen, ob durch einen Tag des 
Ehrenamts die Verdienste bürgerschaftlichen Enga-
gements in einem besonderen Rahmen gewürdigt 
werden könnten und dies zu einer Stärkung des Eh-
renamts beitragen könnte. 

(Vorsitz: Vizepräsidentin Dr. Antje Voll

-

mer) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich danke der 
Bundesregierung für die umfassende Antwort auf 
unsere Große Anfrage. Sie zeigt, daß ehrenamtliche 
Tätigkeit nicht in allen Facetten erfaßt werden kann, 
und macht deutlich: Mit Gesetzen, Verordnungen  

und Haushaltstiteln ist dem Ehrenamt wenig ge-
dient. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 

Wir müssen umdenken zu mehr Eigenverantwor-
tung und mehr Eigeninitiative. Jeder einzelne von 
uns, die Organisationen, die Verbände, die Vereine, 
die Parteien, die unterschiedlichen Gruppen und Ini-
tiativen sind gefordert, an einer neuen Kultur der 
ehrenamtlichen Tätigkeit aktiv mitzuarbeiten. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 

Nur wenn das weiterhin gelingt, lebt Demokratie. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. 
sowie des Abg. Volker Kröning [SPD]) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort  hat 
jetzt die Abgeordnete Siegrun Klemmer. 

Siegrun Klemmer (SPD): Frau Präsidentin! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! 12 Millionen Bürgerinnen 
und Bürger leisten in Deutschland jährlich etwa 
2,8 Milliarden Stunden ehrenamtliche Arbeit. Ohne 
diese gelebte aktive Solidarität hätten die Feuer-
wehr, die häusliche Krankenpflege, Selbsthilfegrup-
pen, Wohlfahrts- und Jugendverbände, Sportvereine 
ein anderes Gesicht. Kurz: Ohne diesen tragenden 
Pfeiler der Sozialstaatlichkeit würde deren Gebäude 
mit Sicherheit wanken. 

Der volkswirtschaftliche Wert der erbrachten Lei-
stungen wird vom Statistischen Bundesamt auf fast 
50 Milliarden DM jährlich taxiert. Wichtiger ist je-
doch die Integrationsfunktion ehrenamtlicher Ar-
beit für eine lebendige und solidarische Demokratie. 
Für die Vermittlung zwischen Bürger und Staat spie-
len das Gestalten und das Lernen von sozialen Pro-
zessen, die Artikulation von Defiziten und ihre Besei-
tigung eine wichtige Rolle; denn wer durch Engage-
ment verändert, schwimmt gegen den Strom von 
Verdrossenheiten. Ehrenamtlichkeit ist sozusagen 
der Kitt einer funktionierenden Gesellschaft. 

(Beifall bei der SPD und beim BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 

CDU/CSU und der F.D.P.) 

Darum, liebe Kolleginnen und Kollegen, gelten 
den ehrenamtlich Tätigen hier im Plenum und über-
all im Land nicht nur am heutigen Internationalen 
Tag des Ehrenamtes unser Dank und unsere Unter-
stützung. 

Aufgabe der Politik ist es, das Ehrenamt zu för-
dern, Rahmenbedingungen zu verbessern und Zu-
gangsbarrieren abzubauen. Bis hier, liebe Kollegin-
nen und Kollegen, ist unser Anliegen interfraktionell 
Konsens. Ab hier offenbart sich dann aber auch das 
Ende der Gemeinsamkeiten. 

Gemessen an vorhandenen Potentialen, bleibt die 
deutsche Ehrenamtlichkeit weit zurück. Neben den 
zirka 16 Prozent der Bürgerinnen und Bürger, die 
sich sozial engagieren, wartet nach seriösen Umfra- 
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gen eine stille Reserve in mindestens derselben 
Größe, die dazu bereit wäre, wenn die Bedingungen 
stimmten. 

Auch im europäischen Vergleich macht Deutsch-
land keine gute Figur. Nur in der krisengeschüttelten 
Slowakei ist der Anteil der Ehrenamtler niedriger. In 
den benachbarten Niederlanden liegt er bei 
38 Prozent, im europäischen Schnitt bei 27 Prozent. 
Und um das an dieser Stelle auch noch zu sagen: Bis 
auf den Sport  sind im deutschen Ehrenamt die 
Frauen in allen Bereichen stark überproportional tä-
tig. 

Die deutsche Situation liegt vor allem in einem Mo-
dernisierungsrückstand begründet, den die Bundes-
regierung während langer Jahre fahrlässig verschul-
det hat. Jenseits ritueller Belobigungen braucht das 
Ehrenamt endlich auch die Anerkennung, die es ver-
dient. 

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Petra 
Bläss [PDS]) 

Denn es ist nicht getan mit Zertifikaten, mit öffentli-
chen Kampagnen und Appellen an die Tarifpartner, 
eine betriebliche Anerkennung ehrenamtlicher Tä-
tigkeit anzustreben, wie es die Koalition in ihrem An-
trag vorschlägt. Wie das in der Realität aussehen 
wird, kann man sich angesichts der Lehrstellenmi-
sere, des Kahlschlags in vielen Bereichen lebhaft vor-
stellen. Wie ein roter Faden zieht sich durch alle Ver-
lautbarungen der Regierung und ihrer Fraktionen 
eine ambivalente Botschaft, die lautet: Wir loben und 
anerkennen, aber es darf nichts kosten. 

Vor genau einem Jahr hat Frau Ministerin Nolte 
diese Strategie auf den Punkt gebracht, und der Kol-
lege Riegert hat das eben noch einmal wiederholt. 
Frau Nolte sieht die Gefahr, daß eine Diskussion, die 
sich einseitig auf den Bereich der finanziellen Aner-
kennung und Förderung konzentrieren würde, dem 
Ehrenamt und seinen Trägern mehr schaden als nüt-
zen würde. „Wir beobachten" - so sagte sie - „oh-
nehin eine Tendenz, die dem Staat immer mehr ab-
verlangt und die Verantwortung des einzelnen und 
der freien Kräfte schmälert." 

(Zuruf von der CDU/CSU: Recht hat sie!) 

Diese Aussage, Kolleginnen und Kollegen, doku-
mentiert wohl eher unfreiwillig, welchem Prinzip sie 
folgt. Das Ehrenamtsverständnis der Koalition ent-
spricht einem Modell, in dem der einzelne, glücklich 
dem sanften Terror des Wohlfahrtsstaates entronnen, 
seine Geschicke wieder selbst in die Hand zu neh-
men hat und die Schieflagen und Verwerfungen die-
ser Gesellschaft mit unentgeltlichem Einsatz zurück 
in die Angeln hebt. 

Mit diesem theoretischen Winkelzug, meine Da-
men und Herren Kollegen von der Koalition, können 
Sie sich nicht aus der Sozialstaatlichkeitsverpflich-
tung davonstehlen. Die Stärkung des Ehrenamtes 
darf nicht der Logik folgen, damit die selbstverschul-
dete Krise der öffentlichen Haushalte zu umschiffen 
und den Bürgerinnen und Bürgern zuzumuten, die  

auf sie abgewälzten Lasten nun möglichst gemein-
sam und damit schmerzfreier zu ertragen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS) 

Es ist völlig undienlich, wenn einzelne Stimmen 
aus der Koalition noch eines draufsatteln wollen und 
ein soziales Pflichtjahr fordern . Ehrenamtliches En-
gagement darf nicht mißbraucht werden, um die 
chronische Malaise des ersten Arbeitsmarktes zu sta-
bilisieren. Das Ziel muß lauten: Ehrenamtliches En-
gagement steht nicht in Rivalität zu entlohnten Be-
schäftigungsverhältnissen, sondern schafft zusätzli-
che öffentliche Güter do rt , wo Markt und Staat versa-
gen. Um es klar zu sagen: Die Forderungen der SPD 
nach Anerkennung zielen nicht auf einen monetären 
Transfer; wir wollen nicht das Prinzip der Unentgelt-
lichkeit antasten. Wir wollen vielmehr ehrenamtlich 
Tätige von ihren Aufwendungen entlasten, um damit 
das Ehrenamt zu ermöglichen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
PDS) 

Welchen bestimmenden Faktoren ist das Ehrenamt 
unterworfen, und was sind die Folgerungen für uns? 

So zutreffend die These der begleitenden For-
schung ist, das Ehrenamt habe sich in den letzten 
Jahrzehnten aus seiner Milieubindung gelöst, so 
oberflächlich ist die oft im gleichen Atemzug ge-
nannte These, daß die Individualisierung in 
Deutschland zu einer Gesellschaft von egoistischen 
Autisten geführt hat, die sich im Kampf aller gegen 
alle verwirklichen. Die neuen sozialen Bewegungen, 
Selbsthilfegruppen und die neue Projektbezogenheit 
sozialer Arbeit sind das Ergebnis einer wirklich fun-
damentalen Umdeutung. Die religiös-karitative Fi-
xierung auf Benachteiligte mitsamt ihrer tradierten 
Mildtätigkeit ist einem Ehrenamtsverständnis gewi-
chen, das auch die aktive Gestaltung der eigenen 
Biographie des Ehrenamtlichen und damit selbstbe-
zogene Bedürfnisse umfaßt. Unter den momentanen 
Rahmenbedingungen wird deren Artikulation aller-
dings erschwert. 

Innerhalb der Vereine und Initiativen hat sich un-
ter den Signets „non-profit-Organisationen" und 
„dritter Sektor" ein Geflecht von Verbänden eta-
bliert, die in Größe und Professionalisierungsgrad 
privatwirtschaftlichen Unternehmungen nicht nach-
stehen. Der Grundsatz der Subsidiarität, der den 
Vorrang der freien Träger bedingt, hat dazu geführt, 
daß diese in vielen Feldern der sozialen Arbeit die 
öffentlichen Träger zurückgedrängt und ersetzt ha-
ben. Ohne eine angemessene Aus- und Fortbildung 
wird es für Ehrenamtliche zunehmend schwerer, die-
ses System zu durchschauen und einen angemesse-
nen Platz darin zu finden. Darum unterstützen wir 
nachdrücklich das Bemühen der neuen Freiwilligen

-

agenturen, gegenüber den Bürgern Transparenz zu 
schaffen, zu beraten und Schwellenängste abzu-
bauen. Diese Agenturen sind per Definition nicht in 
der Lage, sich über Marktpreise oder Leistungsent-
gelte zu finanzieren. Sie müssen, seien sie einem 
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freien Träger angegliedert oder als gemeinnütziger 
Verein aktiv, öffentlich gefördert werden. 

Immer mehr engagierte Menschen machen die Er-
fahrung, daß ihre Bereitschaft mit den härter gewor-
denen Anforderungen des Arbeitslebens kollidiert. 
Ehrenamtlich aufgewendete Zeit gerät in Zeiten ei-
nes verschärften beruflichen Wettbewerbs, wachsen-
der Abstiegs- und Armutsrisiken immer häufiger in 
ein Kalkül, in dem sie gegenüber karriereorientierten 
Biographien als Verlust erscheint. Diese Ängste, die 
vor dem Hintergrund der wi rtschaftlichen Krise sehr 
begründet und auch sehr real sind, müssen auf zwei 
Ebenen überwunden werden. Das gesellschaftliche 
Klima begegnet dem Ehrenamt häufig, als sei es ein 
Bote aus einer anderen Zeit. Es darf nicht so weit 
kommen, daß eine notwendige neue bundeseinheitli-
che gesetzliche Freistellungsregelung aus Angst vor 
versteckten innerbetrieblichen Sanktionen nicht in 
Anspruch genommen wird, wie wir dies beim Bil-
dungsurlaub teilweise leider erleben. 

Unmißverständlich muß Konsens sein, daß die 
Übernahme gesellschaftlicher Verantwortung durch 
unentgeltliche Arbeit eine sozial erwünschte Verhal-
tensweise ist und nicht eine schrullige Attitüde unbe-
lehrbarer Sozialromantiker. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS) 

Zum zweiten muß eine wirksame Entlastung von 
wirtschaftlichen Nachteilen erfolgen, die das Ehren-
amt mit sich bringen kann. Es ist nicht einzusehen, 
warum die sogenannte Übungsleiterpauschale im 
Einkommensteuerrecht abgeschafft wird, statt end-
lich vom Sport  auch auf alle anderen Bereiche der 
Ehrenamtlichkeit ausgedehnt zu werden. 

(Beifall bei der SPD) 

Für junge Ehrenamtliche, insbesondere Studenten, 
kann die Ausübung ihres Amtes Härten bedingen. 
Daher ist bei der Vergabe von Studienplätzen über 
die ZVS das Ehrenamt als zusätzlicher Grund für hei-
matnahe Zuweisung aufzunehmen; beim BAföG muß 
es Berücksichtigung bei der Förderhöchstdauer fin-
den. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der Koalition, 
lassen Sie es mich zum Schluß in Ihrer Terminologie 
formulieren: Die öffentliche Förderung des Ehrenam-
tes ist eine Aktie auf die Zukunft, die den Sharehol-
der Value unseres Gemeinwesens erhöht und die 
auch zu guten Renditeerwartungen für die Anteils-
eigner berechtigen wird, und diese Anteilseigner 
sind in diesem Fall wir alle, ist die gesamte Gesell-
schaft. Darum bitten wir Sie: Stimmen Sie unserem 
Entschließungsantrag zu. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Es spricht jetzt 
die Abgeordnete Andrea Fischer. 

Andrea Fischer (Berlin) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! 
Ich möchte mich der Vorrednerin und dem Vorredner 
anschließen und meine große Wertschätzung für die 
vielen Menschen, die sich - in welcher Form auch im-
mer - ehrenamtlich und freiwillig bürgerschaftlich 
engagieren, aussprechen. 

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS

-

SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD) 

Ohne sie wäre die Demokratie, ohne sie wäre der 
Sozialstaat nicht lebendig, ohne ihre Einmischung 
könnten wir nicht zusammenleben. Heute, am Inter-
nationalen Tag des Ehrenamts, werden ihnen allen 
die Ohren klingen vor lauter Lob, das über sie ausge-
schüttet wird. 

Natürlich könnte man sagen, es ist besser, es gibt 
einen Tag, an dem ihre Tätigkeit Aufmerksamkeit 
und Anerkennung bekommt, als gar keinen. Aber 
wenn man zugleich im Alltag ständig mit lauten Kla-
gen über den vermeintlichen Werteverfall, die Ego-
istengesellschaft und die zunehmende Kälte kon-
frontiert ist, dann muß das auch verbittern; denn es 
zeigt, daß zu viele in unserer Gesellschaft die verbor-
gene Seite der Demokratie und des Sozialstaats über-
haupt nicht wahrnehmen. 

In einet Debatte um ehrenamtliches und bürger-
schaftliches Engagement spielt das Subsidiaritäts-
prinzip eine wichtige Rolle. Ich habe mich daher 
noch einmal bei einer der besten Quellen zur Inter-
pretation dieses Prinzips vergewissert: Oswald von 
Nell-Breuning definie rt  es, unter Verweis auf die En-
zyklika von Papst Pius XI. aus dem Jahre 1931, wo 
sich der Begriff zum ersten Mal findet, als die „Pflicht 
hilfreichen Beistands". 

Das, was auf den ersten Blick wie eine unnötige 
Doppelung wirkt, entpuppt sich bei näherem Hinse-
hen als Zugang zum anspruchsvollen Charakter des 
Subsidiaritätsprinzips, denn es müssen immer zwei 
Fragen beantwortet werden: Ist der Beistand wirklich 
hilfreich, indem er nicht das erstickt, wozu die kleine 
Einheit auch ohne Hilfe in der Lage wäre? Und die 
zweite Frage ist: Welchen Beistand brauchen die 
Teile des Ganzen, damit sie in der Lage sind, das zu 
leisten, was sie aus eigener Kraft nicht schaffen kön-
nen? 

Das heißt, Subsidiarität ist eine höchst anspruchs-
volle Richtschnur für Sozialpolitik. Mein Vorwurf an 
die Politik der Bundesregierung lautet, daß sie sich 
auf die „negative" Seite des Subsidiaritätsprinzips 
konzentriert, wie von Nell-Breuning es nennt. Das 
heißt, Sie nehmen nur die Handlungsanweisung, die 
verlangt, dem einzelnen bzw. der kleinen gesell-
schaftlichen Einheit die Aufgaben zuzuweisen, die 
von ihnen am besten bewältigt werden können. 

Es ist ja auch wirklich so, daß persönliche Unter-
stützung, Dienste am Nächsten, die Organisation von 
Freizeit in eigener Initiative, von der Familie, von 
Verwandten, Freunden, in der Gemeinde am besten 
geleistet werden kann. Auf diese Weise wird unsere 
Gesellschaft zusammengefügt. Indem Individuen 
ihre Verantwortung wahrnehmen, werden wir zu ei-
nem Ganzen. 
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Damit werden große Werte für die Gesellschaft er-
bracht, und es gibt auch Versuche, diese vielfältige 
Arbeit im Gegenwert Geld auszudrücken. Dann wird 
aber auch sehr schnell deutlich, daß es um so im-
mense Werte geht, daß eine Bezahlung in vollem 
Umfang gar nicht möglich wäre. Das allein ist aber 
als Argument für das freiwillige Engagement und 
das Ehrenamt nicht ausreichend. 

Ich will in einer Gesellschaft leben, in der Liebe, 
Freundschaft, Verantwortungsgefühl, Mitleid, Ver-
änderungswillen und andere persönliche Motive die 
Menschen dazu bewegen, sich für andere einzuset-
zen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der CDU/CSU, der F.D.P. und der PDS) 

Nach meiner Beobachtung und auch nach allen 
wissenschaftlichen Erkenntnissen, die mir dazu be-
kannt sind, gibt es dieses persönliche Engagement 
millionenfach in unserer Gesellschaft. Die Bundesre-
gierung selbst hat in ihrer Antwort auf die Große An-
frage viele Belege zusammengetragen. Und auch die 
Pflegeversicherung zeigt uns, wie viele Menschen 
für andere einstehen. Denn daß 90 Prozent aller An-
tragsteller das Pflegegeld in Anspruch nehmen, heißt 
ja, daß die Pflege zu Hause von der Familie oder 
Freunden geleistet wird. 

Deshalb ist mir völlig unverständlich, warum im 
Entschließungsantrag der Regierungsfraktionen un-
terstellt wird, daß die „allgegenwärtige staatliche 
Daseinsvorsorge" die Menschen sich mehr als Emp-
fänger und Nutzer staatlicher Leistungen denn als 
Geber und Gestalter des Gemeinwesens wahrneh-
men ließe. Angesichts aller Befunde über ein in den 
vergangenen Jahrzehnten größer gewordenes frei-
williges Engagement, die ja auch in der Antwort der 
Bundesregierung präsentiert werden, kann solch 
eine Behauptung doch eigentlich nur noch Ideologie 
sein! 

Die großen Institutionen des Sozialstaats sind für 
die Daseinsvorsorge da. Sie sichern Lebensrisiken 
ab, Dies kann in Selbsthilfe und Eigeninitiative nicht 
gleich gut geschehen. Kollektive soziale Sicherungs-
systeme sind eine Grundvoraussetzung für Demokra-
tie und Beteiligung. Wer sich um seine eigene mate-
rielle Existenz sorgen muß, der kann sich nicht noch 
um andere kümmern und sich einmischen. Deshalb 
appelliere ich an Sie, aufzuhören, diesen Gegensatz 
zu konstruieren. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Freiwilliges Bürgerengagement ist kein Ausfall-
bürge für den Sozialstaat! Die Selbsttätigkeit der 
Bürgerinnen und Bürger ist eine Ergänzung, kein Er-
satz für öffentlich organisierte soziale Dienste. Aber 
diese Selbsttätigkeit entsteht nicht immer von allein. 
Sie ist voraussetzungsvoll und braucht Unterstüt-
zung. 

Damit möchte ich noch einmal zurückkommen auf 
meine Kritik am Verständnis des Subsidiaritätsprin-
zips durch die Regierungsfraktionen. Sie interpretie-

ren Subsidiarität als Freifahrtschein, dem Indivi-
duum, der Familie und der Gruppe Verantwortung 
zuzuweisen und damit die größeren Teile des Gan-
zen aus der Verpflichtung zu entlassen, die kleineren 
zu unterstützen. Aber genau das verlangt das Subsi-
diaritätsprinzip: daß die umfassenden Teile des Gan-
zen die kleineren stärken und ergänzen. So drückt es 
Oswald von Nell-Breuning aus. In der Politik sagen 
wir dazu: Wir müssen die „Rahmenbedingungen ge-
stalten".  

Soziales und gesellschaftliches Engagement wi ll 
 ermutigt und unterstützt, gefördert und gehegt wer-

den. Die gesamte Debatte um das „Neue Ehrenamt" 
macht uns das besonders deutlich. Wir haben es mit 
großen Veränderungen in der Einstellung der Men-
schen gegenüber freiwilligem bürgerschaftlichen 
Engagement zu tun. Gerade auch die jungen Men-
schen möchten sich nicht mehr in einen starren Rah-
men begeben müssen, der von ihnen vielleicht sogar 
noch ein weltanschauliches Bekenntnis verlangt. Die 
jungen, vor allem aber auch die berufstätigen Men-
schen suchen nach Mitmachmöglichkeiten, die nicht 
sofort ihre gesamte Freizeit auffressen. Man kann 
das organisieren: die vielfache Nachfrage nach frei-
willigen Helferinnen und Helfern zusammenbringen 
mit dem sehr unterschiedlichen Angebot von Men-
schen, die zum Engagement bereit sind. 

In Berlin macht dies der „Treffpunkt Hilfsbereit-
schaft" seit mehr als zehn Jahren erfolgreich vor. Von 
dort  wird eindrücklich berichtet, wie es durch die 
richtige Ansprache und das richtige Angebot gelin-
gen kann, auch uralte Muster ehrenamtlicher Tätig-
keit zu durchbrechen, zum Beispiel Männer für so-
ziale Arbeit zu gewinnen. Seit einem Jahr ist die Bre-
mer Freiwilligenagentur erfolgreich, seit zwei Jahren 
die Dortmunder. Letztere war über einen Modellver-
such des BMFSFJ finanziert; nach Auslaufen der 
Finanzierung ist der Fortbestand des Modells hoch-
gradig unsicher. 

Spricht man mit den Menschen, die diese Agentu-
ren betreiben, ist man wirklich beeindruckt, mit wie-
viel Phantasie sie das Solidaritätspotential unserer 
Gesellschaft ausschöpfen, mit wieviel Phantasie sie 
sich auch um die Finanzierung ihrer Arbeit bemü-
hen. Aber bei allem Bemühen um Social sponsoring, 
um Einnahmenerzielung durch Beratungsangebote 
ist ein Grundbestand an öffentlicher Förderung uner-
läßlich. Betrachtet man Aufwand und Wirkung, so 
wird deutlich, daß hier der Verweis auf leere öffentli-
che Kassen schnell zum Eigentor wird. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie der Abg. Siegrun Klemmer [SPD]) 

Aber es geht um viel mehr als nur darum, durch 
die finanzielle Unterstützung von Knotenpunkten die 
solidarischen Netze tragfähig zu machen. Es geht 
auch noch um viel mehr als um die vielen Maßnah-
men im Bereich der Förderung freiwilligen Engage-
ments, die wir in unserem Antrag aufgezählt haben. 
Diesen Antrag möchten wir als Angebot an das ge-
samte Haus verstanden wissen, sich auch als Bundes-
tag mit einer Politik der Stützung und Stärkung des 
freiwilligen Engagements zu beschäftigen. Deswe- 
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gen schlagen wir vor, daß wir die vielen offenen Fra-
gen in einer öffentlichen Anhörung erörtern. 

Aber jenseits der konkreten Maßnahmen geht es 
auch um ein neues Verständnis der Ro lle, die ehren-
amtlichen Tätigkeiten in unserer Gesellschaft zuge-
wiesen wird. Zu lange schon erschöpft sich die eine 
Seite im folgenlosen Lob des Ehrenamts und die an-
dere Seite in der düsteren Warnung, daß das Ehren-
amt als Lückenbüßer des Sozialstaats herhalten 
müsse. 

Zu lange hat die Gesellschaft freiwilliges Engage-
ment als selbstverständlich hingenommen. Für alle 
Instanzen, die auf die Selbsttätigkeit der Menschen 
setzen - das sind die verschiedenen föderalen Ebe-
nen des Staates, die sozialen Sicherungssysteme 
ebenso wie Verbände und Institutionen -, folgt eine 
große politische Verpflichtung aus der Nutzung der 
gesellschaftlichen Ressource Solidarität. Lassen Sie 
mich das abschließend an einigen Punkten deutlich 
machen: 

Die Aufgabenteilung „Männer für den Sport  und 
Frauen fürs Soziale" ist - auch wenn sie die unglei-
chen Geschlechterverhältnisse abbildet - kein Natur-
gesetz, ebensowenig wie die Verteilung von prakti-
scher Tätigkeit für die Frauen und Besetzung von 
Führungsgremien durch Männer - ein Bild, von dem 
die meisten Wohlfahrtsverbände noch immer geprägt 
sind. 

(Cornelia Schmalz-Jacobsen [F.D.P.]: Sehr 
wahr!) 

Frauen sind zunehmend unzuf rieden mit dieser Ver-
teilung von Arbeit und Macht. Wer sie in Zukunft 
noch zum Mitmachen gewinnen will, wird verände-
rungsbereit sein müssen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der PDS sowie bei Abgeordneten 

der SPD) 

Wer mündige Bürgerinnen und Bürger forde rt 
 beim Appel fürs Ehrenamt, der muß die so zum Mit-

tun Gewonnenen auch ernst nehmen in ihrer Mün-
digkeit. Die professionellen Helfer müssen delegie-
ren lernen und demokratische Mitsprache zulassen; 
die Institutionen müssen offen sein für die Beteili-
gung ihrer freiwilligen Helferinnen und Helfer; und 
die Politik muß auf allen Ebenen lernen, Bürgerin-
nen- und Bürgerbeteiligung systematisch vorzuse-
hen. Wer das ernst nimmt, wird in vielen Fällen vor 
einer schwer erträglichen Herausforderung an ge-
wohnte eigene Verhaltensweisen und Entschei-
dungsprozesse stehen. Aber billiger ist das bürger-
schaftliche Engagement nicht zu haben! 

Privates Engagement auf Grund von Verwandt-
schaft und Freundschaft stößt an Grenzen. Jede, die 
es aus eigenem Erleben kennt, weiß, was eine Jahre 
dauernde Pflege zu Hause den Pflegenden abver-
langt. Wir haben noch viel zuwenig Phantasie ent-
wickelt, wie angemessene Netze für die Pflegeperso-
nen aussehen müssen, die sie durch Unterstützung 
vor Überforderung bewahren. Nicht nur für die Pfle-
gesituation gilt: Die Zukunft liegt in einer neuen Ver

-

bindung von persönlichem Engagement und profes-
sioneller Unterstützung. 

Diese Aufzählung ist längst nicht vollständig. Ich 
wollte damit nur darauf hinweisen, wie umfassend 
die Aufgaben sind, wenn wir gesellschaftliche 
Selbsttätigkeit fördern wollen. 

Ehrenamt und bürgerschaftliches Engagement 
brauchen die öffentliche Anerkennung. Deshalb ist 
es gut, daß wir auch in Deutschland den Tag des Eh-
renamts begehen. Es ist gut, daß der Bundespräsi-
dent und Frau Ministerin Nolte einige der Engagier-
ten - stellvertretend für Millionen von ihnen - öffent-
lich geehrt haben. Aber die gesellschaftliche Einmi-
schung ist nicht nur eine Frage der Ehre. Wer sich 
beteiligt, darf von der Gesellschaft auch Gegenlei-
stungen verlangen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der PDS) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort  hat 
jetzt die Kollegin Sabine Leutheusser-Schnarrenber-
ger. 

Sabine Leutheusser-Schnarrenberger (F.D.P.): 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen! Liebe Kollegen! 
In der Debatte um das Ehrenamt geht es auch um 
eine Diskussion über den Zustand unserer Gesell-
schaft, um das Verhältnis des Bürgers und der Bürge-
rin zum Staat, um Reformfähigkeit, um Reformbe-
reitschaft des einzelnen in der Gesellschaft, aber 
auch der staatlichen Organisationen, und um die 
Rolle des Staates selbst. Aus diesen Gründen wurde 
von den Regierungskoalitionen die Große Anfrage 
gestellt. 

Die Wertschätzung und die Anerkennung, die, wie 
ich glaube, alle Anwesenden in diesem Haus heute 
nicht nur empfinden, sondern auch - sofern sie Gele-
genheit dazu haben - aussprechen, sind keine 
Pflichtübung, sondern ein ehrlicher Dank an alle - 
das sind inzwischen gut 12 Millionen -, die sich in 
Deutschland seit vielen Jahren ehrenamtlich einset-
zen. 

(Beifall im ganzen Hause) 

Eine demokratische Gesellschaft lebt davon, daß sich 
ihre Bürgerinnen und Bürger für sie einsetzen, sie 
aktiv mitgestalten und dafür einen Teil ihrer freien 
Zeit aufwenden. Das trifft für alle Lebensbereiche 
und auch für alle Generationen zu. 

Millionen Bürgerinnen und Bürger tun dies täglich 
und machen kein großes Aufheben davon. Das sind 
Menschen, die sich um die Pflege kranker oder älte-
rer Bürger kümmern; das sind diejenigen, die sich im 
kulturellen und sozialen Bereich auch für unsere aus-
ländischen Bürger einsetzen und Integrationshilfe 
leisten; das sind diejenigen, die Behinderte betreuen 
und dafür sorgen, daß diese ihre Persönlichkeit ent-
falten können als Grundlage für ein selbstbestimm-
tes Leben. 

Aber unter ehrenamtlicher Tätigkeit ist nicht nur 
der unentgeltliche Einsatz im sozial-karitativen 
Sinne zu verstehen, sondern jedes Engagement in 
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unserer Gesellschaft: in der Kultur, im wissenschaft-
lichen Bereich, im Naturschutz, natürlich auch in der 
Politik, im Sport  und in vielen anderen Bereichen. Je 
nach Bereich besteht die finanzielle Anerkennung 
meistens entweder in einem Aufwendungsersatz 
oder eventuell in einer Erstattung der Auslagen. 

Wenn wir uns mit dem Ehrenamt und seiner Rolle 
in unserer Gesellschaft beschäftigen, dann sollten 
wir ganz klar sagen: Ehrenamt ist nicht ein Neben-
verdienst, ist nicht eine professionelle Tätigkeit, son-
dern von seinem Verständnis her die Bereitschaft des 
einzelnen, in die Gesellschaft, deren Bestandteil er 
ist, etwas einzubringen - neben dem, was er in Beruf 
und Familie einzubringen in der Lage ist. Deshalb 
bedeutet ehrenamtliche Arbeit Teilhabe, Mitgestal-
tung und auch Einfluß der Bürgerinnen und Bürger. 

Ehrenamtliche Arbeit bedeutet aber auch gelebte 
Solidarität, verstanden als moralische Selbstver-
pflichtung auf gemeinsames Handeln. Daß sich die 
Zahl der Ehrenamtler in den letzten 30 Jahren ver-
fünffacht hat und sich heute gut 12 Millionen Bürge-
rinnen und Bürger ehrenamtlich engagieren, ist nicht 
nur sehr erfreulich, sondern auch ein Zeichen dafür, 
daß - entgegen manchen Einschätzungen und Ana-
lysen - die Bereitschaft der Bürgerinnen und Bürger 
zum Engagement in Deutschland nicht nachläßt. 
Vielmehr verändert sie sich und hat andere Formen 
und andere Wege gefunden. 

Aus unserer Verfassung - ich sage das ganz be-
wußt -, aus den Art. 20 und 28 des Grundgesetzes, 
leitet sich ein wesentliches Fundament unseres 
Staatswesens her: das Sozialstaatsprinzip. Daraus 
resultieren zwei Forderungen: zum einen adressiert 
an den einzelnen Bürger und zum anderen adressiert 
an den Staat. 

Der einzelne ist aufgefordert, nicht nur für sich sel-
ber, sondern auch für seine Umgebung und seine 
Umwelt Verantwortung zu übernehmen und - auch 
das betone ich bewußt - natürlich nicht zuerst und in 
erster Linie Ansprüche an den Staat zu stellen. 
Gleichzeitig - das gehört genauso zum Sozialstaats-
prinzip - kann und darf der Staat nicht aus seiner 
Verantwortung für sozial Schwächere in unserer Ge-
sellschaft entlassen werden. Das möchte niemand, 
auch niemand aus der Regierungskoalition. 

Freiheit ist ohne Verantwortung nicht denkbar. 
Eine liberale und offene Gesellschaft lebt davon, daß 
die Bürgerinnen und Bürger bereit sind, in freier Ent-
scheidung Verantwortung für sich und andere zu 
übernehmen. Verantwortungsgemeinschaften sind 
die Familie im weitesten Sinne, also die Ehe mit  Kin

-dern, genauso Alleinlebende mit Kindern; das sind 
die nichtehelichen Lebensgemeinschaften, gleichge-
schlechtliche Pa rtnerschaften genauso wie soziale 
Partnerschaften von Jung und Alt. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Frau Kollegin, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen Krö-
ning? 

Sabine Leutheusser-Schnarrenberger (F.D.P.): 
Bitte schön. 

Volker Kröning (SPD): Frau Kollegin Leutheusser

-

Schnarrenberger, wie vereinbaren sich Ihre Ausfüh-
rungen zum Sozialstaatsprinzip, die Sie als Konsens 
in diesem Hause dargestellt haben, mit der Auffas-
sung des Generalsekretärs Ihrer Partei, wonach die 
Tätigkeit der freien Wohlfahrtsverbände besser pri-
vatisiert würde, das heißt, daß Wohlfahrtsverbände 
aus dem Gefüge zwischen Staat und Markt ver-
schwinden sollten, Wohlfahrtsverbände, die ein we-
sentlicher Platz ehrenamtlicher und freiwilliger Ar-
beit in unserer Gesellschaft sind? 

Sabine Leutheusser-Schnarrenberger (F.D.P.): 
Zum einen sagt niemand in der F.D.P., auch nicht der 
Generalsekretär, daß die Wohlfahrtsverbände „ver-
schwinden sollten". Zum anderen haben sich Verän-
derungen in unserer Gesellschaft ergeben. Wie 
Wohlfahrtsverbände künftig ihre Aufgaben wahr-
nehmen, ob es in ihrem Bereich künftig nicht eine 
sehr viel stärkere Professionalisierung als bisher gibt, 
ob es noch die Betonung des Ehrenamtlichen in dem 
Umfang geben wird, wie es früher war, das sind Fra-
gen, die man sich stellen muß. Deshalb habe ich 
ganz bewußt deutlich gemacht, daß Sozialstaatsprin-
zip nicht heißt, daß nichts verändert werden darf. 
Man muß sich ganz klar dazu bekennen, daß der 
Staat mit seinen handelnden Institutionen und Org a-
nisationen selbstverständlich auch künftig eine ganz 
wesentliche Verantwortung hat, die nicht durch an-
deres ersetzt werden kann. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Liberales Gedankengut stützt sich auf das Leitbild 
des „Citoyen", der bewußt Verantwortung für die 
Gesellschaft übernimmt und um den Wert jedes ein-
zelnen Menschen, auch des schwachen und weniger 
durchsetzungsstarken, weiß. Diese soziale Struktur 
einer Gesellschaft kann durch Überbeanspruchung 
und Vernachlässigung in gleicher Weise zugrunde 
gehen wie die natürliche Umwelt. Sie wird gepflegt, 
indem die einzelnen gegenüber der Gesellschaft 
Verantwortung empfinden, Dienste leisten und da-
durch eine Atmosphäre entstehen lassen, in der die 
Erfüllung gewisser Aufgaben als selbstverständlich 
empfunden wird; so entsteht und erhält sich eine 
Bürgergesellschaft. 

Die Bereitschaft, sich selbst zu organisieren, kann 
der Gesetzgeber nicht verordnen. Er kann nur Bedin-
gungen schaffen und versuchen, damit Anreize zu 
geben und Bereitschaft zu fördern. In einem libera-
len Verständnis muß der Staat alles daransetzen, die 
Handlungsfähigkeit der vom Engagement des ein-
zelnen getragenen freiwilligen Initiative zu unter-
stützen. Dies soll als Gegenentwurf zu überborden-
der Bürokratie und Regelungsperfektionismus ver-
standen sein. P rivate Initiativen, die entstehen, müs-
sen, soweit es geht, von sinnlosen Vorgaben, von zu 
vielen Regelungen, die Privatinitiativen im Keim er-
sticken, freigeste llt werden. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Vor diesem Hintergrund kommt ehrenamtlicher 
Tätigkeit als Ausdruck einer so verstandenen libera-
len Gesellschaft ein hoher Stellenwert zu. Vor diesem 
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Hintergrund muß auch die Entwicklung beleuchtet 
werden, die erkennen läßt, daß das klassische ehren-
amtliche Engagement abnimmt. Der Einsatz in Ver-
bänden und Parteien, in Vereinen und Hilfsorganisa-
tionen geht zurück. Auch das Vertrauen in öffentli-
che Einrichtungen schwindet eher. Bürgerinnen und 
Bürger gehen auf Distanz zu vorhandenen Struktu-
ren und Organisationen. Obwohl sich Millionen von 
Menschen viele Stunden pro Woche freiwillig enga-
gieren, beklagen die etablierten Organisationen den 
Rückgang des Ehrenamtes. Das scheint ein Wider-
spruch zu der grundsätzlich festzustellenden Bereit-
schaft weiter Teile der Bevölkerung zu sein, sich zu 
engagieren. 

Richtig ist jedoch, daß neben die klassischen For-
men des Ehrenamtes in den Verbänden neue For-
men freiwilligen Engagements getreten sind. 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P.) 

Diese neuen Formen korrespondieren mit der sich 
wandelnden Gesellschaft: Die Menschen wollen sich 
nicht mehr langfristig binden, sie wollen nicht eine 
weltanschauliche, religiöse oder ideologische Festle-
gung erfahren. Sie wollen den Inhalt, den Zeitpunkt 
und die Dauer ihres Einsatzes für die Gesellschaft 
selbst bestimmen. Sie wehren sich gegen die Vorga-
ben etablierter Organisationen und gegen verkru-
stete Strukturen. Sie wollen verantwortlich mitarbei-
ten und gestalten, aber sie wollen nicht bis zum letz-
ten mitverplant werden. Sie wollen ihre beruflichen 
Erfahrungen nutzbringend anwenden oder auch ihre 
soziale Kompetenz zur Verfügung stellen und dann 
auch den Erfolg ihrer Arbeit sehen. 

Dies gelingt bei konkreten, zeitlich begrenzten, 
projektbezogenen Aktionen sehr viel eher als bei ei-
ner langfristigen Mitarbeit in einem Verband oder 
Verein. Das ist bestimmt mit ein Grund, weshalb ge-
rade Selbsthilfeinitiativen, Selbsthilfegruppen und 
Bürgerinitiativen zunehmend an Attraktivität und 
Zulauf gewinnen. Das zeigt, der Inhalt ehrenamtli-
chen Engagements hat sich geändert. 

Es ist gerade schon etwas zum Anteil der Frauen 
an den ehrenamtlichen Tätigkeiten gesagt worden. 
Es gibt nicht allzu viele Untersuchungen dazu, jeden-
falls keine umfassenden statistischen. Ich will  diese 
hier auch nicht einfordern, aber ich meine, daß eine 
Zahl aus der Untersuchung des Familienministeri-
ums aus dem Jahre 1993 doch sehr bezeichnend ist: 
Im sozialen Bereich sind 75 Prozent aller ehrenamt-
lich Tätigen Frauen. In anderen Bereichen, zum Bei-
spiel beim Sport  - das wurde vorhin genannt -, sieht 
es etwas anders aus. Aber dies betrifft noch gewach-
sene und aus den früheren Zuständen in unserer Ge-
sellschaft herrührende Aufgaben der Frauen, die 
wahrzunehmen sie bisher immer bereit waren. 

Die Organisationen, Verbände und Vereine müs-
sen sich auf ein geändertes Bewußtsein und auf eine 
andere Bereitschaft der Bürgerinnen und Bürger, 
sich zu engagieren, einstellen. Sie müssen auch ihre 
Strukturen reformieren und ihre Einrichtungen um-
gestalten. Dies wird nicht ohne zusätzliche Professio-
nalisierung gehen; das ist dann nicht das Ehrenamt, 
die ehrenamtliche Tätigkeit. Sie müssen das Verhält

-

nis zwischen den hauptamtlichen und den ehrenamt-
lichen Mitarbeitern überdenken. 

Die Veränderungen beim Ehrenamt erfordern na-
türlich auch Reaktionen in den Verwaltungen. Die 
Förderpraxis muß überdacht werden. Man muß an-
dere Wege der Koordination und der Kommunika-
tion finden. Ansprechpartner der Sozialverwaltun-
gen sind künftig nicht in erster Linie Geschäftsführer 
oder Vorstände etablierter Organisationen, sondern 
die legitimierten Sprecher oder Vertreter von Ad-
hoc-Gruppen, Selbsthilfegruppen oder Selbsthilfe-
initiativen. 

Hier bietet sich den Kommunen die Möglichkeit, 
die vielen kleinen Initiativen zu einem sinnvollen 
Ganzen zusammenzuführen, eine Koordinierungs-
funktion zu übernehmen. Andere Formen der Kom-
munikation wie informelle Vernetzung, Runde Tische 
- und was sich sonst noch alles vor Ort tut - sind ein 
Zeichen für die Phantasie, bisher gewachsene Struk-
turen zu verlassen. 

Ein Blick in andere Länder - dies ist von einer Vor-
rednerin schon gesagt worden - zeigt, daß sich do rt 

 manches anders entwickelt hat. In den Vereinigten 
Staaten ist nahezu jeder zweite in der einen oder an-
deren Form freiwillig tätig. Er genießt ein hohes Pre-
stige, auch wenn seine ehrenamtliche Tätigkeit mög-
licherweise in keiner Beziehung zu seiner früher be-
ruflich ausgeübten Tätigkeit steht. Aber diese Tätig-
keit wird anerkannt, er genießt das Prestige, in ei-
nem anderen Lebensabschnitt in einer anderen 
Funktion freiwillig tätig zu sein. In Holland sind es 
25 Prozent der Bevölkerung, die sich ehrenamtlich 
engagieren. Dort  haben sich mittlerweile 
120 Freiwilligenagenturen etabliert. Deshalb enthält 
auch der Entschließungsantrag der Koalitionsfraktio-
nen die Aufforderung an die Bundesregierung, zu se-
hen, wie sinnvoll die Förderung dieser Form der Ver-
mittlung ehrenamtlichen Engagements ist. Wir ha-
ben dies als Prüfungsauftrag an die Regierung mit in 
den Antrag aufgenommen. 

Wissenschaftliche Untersuchungen jüngsten Da-
tums und die Antwort der Bundesregierung auf die 
Große Anfrage haben deutlich gemacht, daß Früh-
pensionäre, rüstige Senioren, Personen mit indivi-
dueller, flexibler Arbeitszeitgestaltung oder arbeits-
lose Jugendliche bereit sind, sich - natürlich unter-
schiedlich stark - zu engagieren, wenn sie auf rich-
tige Art  und Weise angesprochen werden. Aber die 
Förderung dieses Engagements ist nicht dazu ge-
dacht, um sich damit von Aufgaben, die teilweise 
klassische staatliche Aufgaben sind, zu entlasten 
oder sie abzuwälzen. Das würde dem ehrenamtli-
chen Engagement gerade nicht gerecht. 

Ich glaube auch nicht, daß es sehr viel weiterhilft, 
zu versuchen, alles in ein zusätzliches Regelungs-
konzept zu zwängen. Ich glaube nicht, daß freiwilli-
ges Engagement damit wirklich gefördert wird. Ar-
beitgeber und Arbeitnehmer müssen sich - ein sol-
cher Appell findet sich in unserem Antrag - gemein-
sam darüber verständigen, wie freiwilliges Engage-
ment im Rahmen des Arbeitslebens am besten ge-
staltet werden kann. Deshalb wollen wir keine fest-
geschriebenen bundeseinheitlichen Gesetze, die 
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keine Flexibilität ermöglichen. Die Arbeitgeber wis-
sen, daß ihre Mitarbeiter, die sich freiwillig in einem 
Ehrenamt engagieren - das ist allseits bekannt -, 
eine positive berufliche Einstellung haben. Also be-
steht für die Arbeitgeber kein Grund, solche Mitar-
beiter an die Seite zu drängen. Im Gegenteil: Arbeit-
geber sollten auch unter diesem Aspekt alles tun, um 
das Ehrenamt von Arbeitnehmern zu fördern. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Ein Schlußwort: Die Verpflichtung, in einer Gesell-
schaft auch für das Wohlergehen anderer mitverant-
wortlich zu sein, bedeutet keine Aufforderung zu he-
roischer Opferbereitschaft, sondern es geht ganz ein-
fach um die Anerkennung der Tatsache, daß kein 
Mensch nur für sich leben kann, sondern für sein 
Wohlergehen auf andere angewiesen ist. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU 
sowie bei Abgeordneten des BÜNDNIS

-

SES 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort  hat 
jetzt die Abgeordnete Petra Bläss. 

Petra Bläss (PDS): Frau Präsidentin! Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Stellen Sie sich vor, ehrenamt-
lich Arbeitende würden streiken. Ob Kommunen, 
Wohlfahrtsverbände, Seniorinnen- und Seniorenver-
tretungen, Vereine, Kultureinrichtungen, Sportver-
bände, Kirchen, Parteien oder Justiz - sie alle sind 
auf Ehrenamtliche angewiesen und nehmen ihre 
Dienste gern in Anspruch. 

Ehrenamtlich tätig zu sein, das heißt gesellschaftli-
ches Engagement in den unterschiedlichsten Berei-
chen, das heißt Bereitschaft und Übernahme von 
Verantwortung. Ehrenamtlich tätig zu sein kann Be-
friedigung und Selbstwertgefühl verschaffen. 

Heute, am „Tag des Ehrenamts", hagelt es mal 
wieder Sonntagsreden zur Hochschätzung ehrenamt-
licher Tätigkeit. Für einen Moment erscheint der an-
sonsten graue Alltag unbezahlt geleisteter fürsorgli-
cher Arbeit im Rampenlicht. 

Auch die Bundesregierung bedient sich in der Ant-
wort  auf die Große Anfrage der Koalitionsfraktionen 
zur „Bedeutung ehrenamtlicher Tätigkeit für unsere 
Gesellschaft" großer Worte, etwa wenn sie davon 
spricht, daß ehrenamtliche Tätigkeit „Ausdruck ge-
lebter Solidarität" und der „Freiheitlichkeit unseres 
Gemeinwesens" sowie eine „Stütze des Sozialstaa-
tes " sei. In der Tat würde ohne ehrenamtliche Arbeit 
beispielsweise das gesamte System sozialer Dienste, 
die Versorgung von Hilfe- und Pflegebedürftigen zu-
sammenbrechen. 

Die Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohl-
fahrtspflege spricht davon, daß 1,5 Millionen ehren-
amtlicher Helferinnen eine Arbeitsleistung im Werte 
von 6,2 Milliarden DM erbringen, was der von 
160 000 Vollbeschäftigten entspricht. Der Deutsche 
Verein für öffentliche und p rivate Fürsorge geht da

-

von aus, daß das Arbeitsvolumen ehrenamtlich Täti-
ger im sozialen Bereich durchschnittlich 20 Wo-
chenstunden beträgt. 

Ehrenamtliche Tätigkeit - und ich konzentriere 
mich heute ganz bewußt auf die im sozialen Bereich 
- ist sozusagen gesellschaftlich notwendige Arbeit 
zum Nulltarif. 

(Beifall bei der PDS) 

Die einseitige Zuweisung unbezahlter sozialer Arbei-
ten an Frauen gehört zu den Markenzeichen patriar-
chaler Gesellschaftsstrukturen. 

Die Bundesregierung verweist zu Recht darauf, 
daß Frauen den größten Teil ehrenamtlicher Arbeit 
„vor Ort " leisten und vorwiegend im sozial-karitati-
ven Bereich tätig sind, während Männer eher in Gre-
mien und leitenden Ehrenämtern zu finden sind. Be-
zeichnenderweise ist der Frauenanteil dort  beson-
ders niedrig, wo die Aufgaben eng mit Leitungsfunk-
tionen verbunden sind. 

Die Bundesregierung sieht die „traditionelle Rol-
lenzuweisung " als Ursache dafür, daß Frauen haupt-
sächlich in helfenden und dienenden Ehrenämtern 
tätig sind. Das stimmt zwar, aber ihre Politik baut 
noch immer darauf auf und zementiert sie. Frauen 
leisten 80 Prozent der ehrenamtlichen, unbezahlten 
sozialen Arbeit, während die gleiche Menge Männer 
Ehrenämter innehaben. Der Frauenanteil im Bereich 
der ehrenamtlichen Familien- und Altenhilfe beträgt 
nahezu 100 Prozent. 

„Männer leiten - Frauen tragen die Kirche", lautet 
das Fazit einer Studie über ehrenamtliche Arbeit in 
der evangelischen Kirche in Bayern. Daraus ist übri-
gens auch zu erfahren, daß 50 Prozent der do rt  eh-
renamtlich Tätigen kein eigenes Einkommen haben. 
Das finde ich schon alarmierend. 

Ehrenamtlichkeit basiert auf dem Prinzip der Frei-
willigkeit und Unentgeltlichkeit. Meiner Meinung 
nach ist die eigene wirtschaftliche Unabhängigkeit 
allerdings die beste Voraussetzung dafür, die Mög-
lichkeit zu haben, sich frei für ein Ehrenamt zu ent-
scheiden. 

Leider sind bisher weder die Bedingungen, unter 
denen Frauen ehrenamtlich arbeiten, noch die Fol-
gen, die sie durch ehrenamtliches Engagement zu 
tragen haben, angemessen betrachtet worden. Es sei 
„Pflicht des Staates" bzw. „gemeinschaftliche Auf-
gabe von Staat und Gesellschaft" - so die Bundesre-
gierung -, „diese subsidiare Aufgabenwahrnehmung 
sich entfalten zu lassen". So weit, so gut. Aber wie 
sieht die Praxis aus? In diesem Zusammenhang aus-
gerechnet positiv auf die Regelung des § 20 SGB V 
zur Förderung von Selbsthilfegruppen und -kontakt-
stellen zu verweisen, halte ich nach Ihren Vorschlä-
gen und Beschlüssen im Rahmen des „Sparpakets" 
für skandalös. Gerade die 2 Millionen in Selbsthilfe-
gruppen organisierten Menschen haben in diesem 
Jahr schmerzlich erfahren, daß auch das, was sonn- 
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tags noch in Lobeshymnen hoch gekürt wird, mon-
tags schon dem Rotstift zum Opfer fallen kann. 

(Beifall bei der PDS sowie der Abg. Andrea 
Fischer [Berlin] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]) 

Zweifellos gewinnt die Attraktivität des Ehrenam-
tes mit der Aufwertung der geleisteten Arbeit. Ge-
sellschaftliche Anerkennung ehrenamtlicher Tätig-
keit - sie kann sehr konkret aussehen. Die Forderun-
gen der Aktivistinnen und Aktivisten nach Verbesse-
rung der Rahmenbedingungen für das Ehrenamt 
konzentrieren sich jedenfalls immer wieder auf den 
Versicherungsschutz für ehrenamtlich Tätige, auf die 
Anerkennung erbrachter Leistungen in Form von 
rentenrechtlichen Anwartschaften, auf Bildungs- und 
Qualifikationsangebote sowie die Anerkennung der 
Qualifizierung als Bildungsurlaub, auf bundesein-
heitliche Freistellungsregelungen, Steuerbefreiung 
für Aufwandsentschädigungen, steuerliche Absetz-
barkeit der für die Ausbildung im sozialen Ehrenamt 
entstehenden Kosten sowie die Verankerung von 
Mitbestimmungsrechten ehrenamtlich Tätiger. 

Meine Damen und Herren, wer sich immer noch 
wundert, warum in letzter Zeit das Ehrenamt so auf-
fallend häufig zitiert wird, der oder dem empfehle ich 
die Lektüre des Leitartikels der FAZ von gestern: 

... in Deutschland wie in den übrigen europäi-
schen Ländern wird sich der längst überforderte 
Staat zurücknehmen, werden Privatinitiative und 
Selbstverantwortung größeres Gewicht erhalten 
müssen. 

Auch die Bundesregierung verweist in ihrer Ant-
wort  unmißverständlich auf den Zusammenhang zwi-
schen der Zurücknahme sozialstaatlicher Leistungen 
und der Aufwertung des Ehrenamtes, wenn es heißt: 

Angesichts neuer Herausforderungen ist unsere 
Gesellschaft in Zukunft mehr denn je auf die frei-
willige und ehrenamtliche Mitarbeit ... angewie-
sen. 

Oder: 

Angesichts der Neuorganisation der kommuna-
len Haushalte findet die soziale Bewegung des 
Bürgerengagements neue Bedeutung. 

Die derzeit und zukünftig vermehrt anfallende eh-
renamtlich zu leistende soziale Arbeit steht in unmit-
telbarem Zusammenhang mit der durch Sozialabbau, 
Deregulierung und Privatisierung geprägten Politik 
der Bundesregierung. Unbezahlt arbeitenden Frauen 
werden vermehrt Arbeiten aufgedrückt, die zuvor 
aus öffentlichen Mitteln finanziert wurden. 

Zu Recht verweist die Sozialwissenschaftlerin Gi-
sela Notz auf die Gefahr, daß die weitere Ausweitung 
ehrenamtlicher Sozialarbeit zum Ersatz für bezahlte 
Arbeit werden soll. Damit aber wird das Ausmaß der 
Erwerbslosigkeit verschleiert, werden Frauen aus 
dem Arbeitsmarkt verdrängt, wird ihre Wiederein-
gliederung verhindert und werden Beschäftigungs-
gruppen segmentiert, und damit wird die ge-
schlechtsspezifische Arbeitsteilung zementiert. 

Ehrenamtliche Sozialarbeit wird Frauen immer 
dann als Ersatzarbeit angeboten, wenn ihre Arbeits-
kraft in bezahlter Erwerbsarbeit nicht gebraucht 
wird. Nicht selten werden vorher bezahlt geleisteten 
Arbeiten die Mittel im Zuge sozialstaatlicher Kür-
zungen wieder entzogen und wird die scheinbare 
Unbezahlbarkeit der Arbeit ideologisch aufgewertet. 

Es ist schon bemerkenswe rt , in welchem Zusam-
menhang die Bundesregierung hier Klartext redet: 

Die Wechselwirkung zwischen einem Rückzug 
des Staates aus der öffentlichen Daseinsfürsorge 
und dem ehrenamtlichen Engagement wird in 
Staaten, in denen freiwillige gemeinnützige Tä-
tigkeit verbreitet ist, mit einer gewissen Besorg-
nis gesehen. 

Man tut also so, als ob man damit gar nichts zu tun 
hätte. Und auf die Frage nach der Wertschöpfung der 
ehrenamtlichen Tätigkeit wird in bezug auf den Ar-
beitsschutz festgestellt: 

Ohne das Engagement in den verschiedenen 
Gremien ... müßte diese Arbeit entlohnt oder 
durch Einstellung von Personal sichergestellt 
werden, was zu einer weiteren Belastung öffentli-
cher Haushalte führen würde. 

Hört! Hört! kann man da nur sagen. 

Das Ehrenamt ist kein Ersatz für die Erwerbsarbeit 
von Frauen, ist kein Mittel, um Lebensunterhalt zu 
verdienen und kann weder materiell noch ideell eine 
Alternative zur bezahlten Arbeit sein. Statt dessen 
müssen Konzepte entwickelt werden, wie die be-
grenzt vorhandene bezahlte Arbeit und die im Über-
fluß vorhandene unbezahlte Arbeit auf mehr Men-
schen beiderlei Geschlechts verteilt werden kann. 

(Beifall bei der PDS) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort  hat 
jetzt die Kollegin Professor Rita Süssmuth. 

Dr. Rita Süssmuth (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Es ist uns heute seit 
Jahren, wenn nicht überhaupt das erste Mal gelun-
gen, uns seit 1985 in die Tradition anderer Länder, 
europäisch und inte rnational, einzufügen und diesen 
Tag - der im Englischen „the day of the volunteers", 
heißt Ehrenamtstag - in einer angemessenen Weise 
auch auf der Ebene Bonns zu gestalten. 

Glauben Sie mir: Diejenigen der freiwilligen Hel-
fer, die heute zu uns gekommen sind, sind nicht in 
erster Linie gekommen, um schöne Worte von uns zu 
hören. Wichtig ist ihnen - das ist heute in den Ge-
sprächen deutlich geworden -, mit uns zu sprechen. 
Ich möchte diesen Aspekt an den Anfang stellen. Sie 
sind mitnichten gekommen, weil sie von uns heute 
erwarten, daß wir endlich die Geldströme fließen las-
sen, von denen die Rede ist. Ganz entscheidend ist 
vielmehr für sie: Wie nehmt ihr uns wahr? Was wißt 
ihr überhaupt von unserer Arbeit? Was wißt ihr von 
den Bereichen, in denen wir tätig sind? In welcher 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 145. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 5. Dezember 1996 	13117 

Dr. Rita Süssmuth 

Weise haben wir euch etwas zu sagen, also nicht nur 
wir als Politiker ihnen? 

(Beifall bei der CDU/CSU, der F.D.P. und 
dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Ich danke all denjenigen Kolleginnen und Kolle-
gen, die heute hier im Parlament Gespräche mit den 
Ehrenamtlichen führten. Ich danke auch unserem 
Bundespräsidenten dafür, daß er die neue Tradition 
begründet hat, mit den Ehrenamtlichen im Bundes-
tag zusammenzukommen. 

Während wir jetzt hier diskutieren, führt die neue 
Organisation, die UN-Gruppe der Freiwilligen, deren 
Sitz noch nicht lange in Bonn ist, im Wasserwerk ein 
Kolloquium zur Arbeit der Freiwilligen im internatio-
nalen Bereich durch. 

Ich möchte uns bei allen Veränderungen des Eh-
renamtes davor warnen, die religiös Gebundenen ge-
gen die nicht religiös Gebundenen auszuspielen. 
Denn beide Gruppen haben ihren Stellenwert. Unab-
hängig von der Lage in Deutschland ist zu fragen: 
Was wäre denn in Afrika oder Südamerika ohne das 
Engagement der kirchlichen und der nicht kirchli-
chen Gruppen? 

(Beifall bei der CDU/CSU, der F.D.P. und 
dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Ich muß Ihnen sagen: Die katholischen Pfadfinder 
begeistern mich im Sommer genauso sehr wie die 
nicht katholischen. Von daher sollte uns dieser 
Aspekt nicht bedrücken. Es sind immer wieder Idea-
listen, die hinter dem Ehrenamt stehen und nicht fra-
gen: Wie hoch ist mein Honorar, sondern fragen; Was 
kann ich tun? 

In der Tat geht es hier nicht darum - das sage ich 
mit aller Deutlichkeit -, das Ehrenamt als einen Er-
satz für den Sozialstaat, als Alibi oder - wie es im An-
trag von Bündnis 90/Die Grünen heißt - als „Aus-
fallbürge" herauszustellen. Das sind zwei Säulen. 
Wir sind uns zumindest darin einig, daß ein Sozial-
staat nicht ohne das Engagement der Freiwilligen 
existieren kann, daß übrigens eine Demokratie nicht 
ohne die Initiative der Menschen existieren kann, die 
nicht warten, bis der Staat das richtet, was sie selber 
zu richten vermögen. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der F.D.P. und 
dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei 

Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer:  Frau Kollegin, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage der Kollegin Faße? 

Dr. Rita Süssmuth (CDU/CSU): Ja, bitte. 

Annette Faße (SPD): Frau Dr. Süssmuth, hier wird 
der Anschein erweckt, als ob es eine Barriere zwi-
schen Bundestagsabgeordneten und ehrenamtlich 
Tätigen gäbe. Ich möchte Sie doch einmal fragen, ob 
Ihnen bekannt ist, daß auch Bundestagsabgeordnete 
seit Jahren bzw. Jahrzehnten - auch wir a lle, die wir 
hier sitzen - in zahlreichen Ehrenämtern zusätzlich 

tätig sind. Vielleicht sollte man auch einmal ein Wo rt 
 in dieser Hinsicht sagen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Dr. Rita Süssmuth (CDU/CSU): Ich halte Ihre 
Frage für berechtigt. Vor vier Wochen haben wir hier 
mit Frauen und Männern aus verschiedenen Initiati-
ven und Verbänden Gespräche geführt. Just bei der 
Frage, was die Parlamentarier von ihrer Arbeit wüß-
ten, haben wir geantwortet: Schauen Sie sich das 
Handbuch des Deutschen Bundestages an. Dann 
werden Sie feststellen, wie viele Abgeordnete neben 
ihrem Abgeordnetenamt in zahlreichen Ehrenämtern 
tätig sind. Sie haben dies ja soeben auch gehört, als 
ich von unserem verstorbenen Kollegen Karl Fe ll 

 sprach. Das gilt für viele. Viele kommen sogar vom 
Ehrenamt zum politischen Engagement. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Ich sagte gerade: Sozialstaat und Ehrenamt dürfen 
keine Gegensätze sein. Das, was Hauptamtliche und 
Ehrenamtliche leisten, sind jeweils andere Aktivitä-
ten. Es geht darum, klarzustellen, daß das Ehrenamt 
nicht das leisten kann, was materielle Existenzsiche-
rung ausmacht. Das Ehrenamt kann die hauptberufli-
chen Dienste nicht ersetzen. Aber wie sähe es in un-
seren Krankenhäusern, Behinderteneinrichtungen 
und Alteneinrichtungen aus, wenn es nicht gleichzei-
tig neben den Hauptamtlichen viele Ehrenamtliche 
geben würde, die in diesen Einrichtungen unter-
schiedlichste Dienste versehen? 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge
-

ordneten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ

-

NEN) 

Wir vergessen, daß wir in der Bundesrepublik ei-
nen sehr ausgeprägten Bereich von professionellen 
Kräften haben. Mitte der 60er Jahre gab es 69 000 
Hauptamtliche in sozialen Diensten; zu Beginn der 
80er Jahre waren es 654 000. Daran sehen Sie, wie 
die Zahl an Hauptamtlichen zugenommen hat. Aller-
dings gibt es seit Mitte der 70er Jahre, insbesondere 
seit den 80er Jahren, eine Veränderung in den haupt-
amtlichen und den ehrenamtlichen Tätigkeiten. Da-
bei ist ein Punkt entscheidend: Die Ehrenamtlichen 
möchten nicht sozusagen als das Fußvolk der Haupt-
amtlichen behandelt werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. 
sowie bei Abgeordneten des BÜNDNIS

-

SES 90/DIE GRÜNEN) 

Die ehrenamtlichen Helfer haben vielmehr den An-
spruch, daß sie trotz unterschiedlicher Kompetenzen 
gleichberechtigt eingesetzt werden. 

Für mich ist das Folgende wichtig: Eine Demokra-
tie hat ihren Anspruch auf Freiheit verwirkt, wenn 
sie nicht in der Lage ist, Menschen mit Initiative her-
vorzubringen. Zum Ehrenamt in der Demokratie ge-
hört ein Stück erfahrener und gelebter Solidarität. 
Die Rahmenbedingungen für das Ausüben von Soli-
darität können mit Gesetzen geschaffen werden, 
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aber die Umsetzung muß durch die Menschen selbst 
erfolgen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. 
sowie bei Abgeordneten des BÜNDNIS

-

SES 90/DIE GRÜNEN und der Abg. Rosel 
Neuhäuser [PDS]) 

Gestern abend sagte mir der italienische Parla-
mentspräsident - Sie wissen, Italien hat eine große 
Tradition, was freiwillige Helfer angeht -, daß es 
nicht nur um die Kultur der Solidarität geht, sondern 
daß die Menschen ganz praktisch die Verbesserung 
der zwischenmenschlichen Beziehungen erleben. 
Das ist das eine. Das andere ist: Warum interessiere 
ich mich als Parlamentarierin und als Bürgerin für 
diese ehrenamtlichen Initiativen? Ich tue dies, weil 
wir von diesen Initiativen mit Blick auf Innovationen 
eine Menge lernen können. Es geht nicht nur darum, 
zu helfen, sondern es geht auch darum, Neues zu 
entwickeln. Die ehrenamtlichen Initiativen sind sozu-
sagen ein Sauerteig für Innovationen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. 
sowie bei Abgeordneten des BÜNDNIS

-

SES 90/DIE GRÜNEN) 

Es gibt auch einen Punkt der Kritik. Es ist eine Bin-
senweisheit, daß wir Frauen überwiegend im Ehren-
amt tätig sind. 

(Sabine Leutheusser-Schnarrenberger [F.D.P.]: 
Ja!) 

Wenn wir so viel politischen Einfluß hätten, wie wir 
ehrenamtliche Arbeit leisten, dann wäre es mit der 
Bundesrepublik zum besten bestellt. 

(Heiterkeit und Beifall im ganzen Hause) 

Das ist aber noch längst nicht der Fall. 

Wichtige Innovationen sind von den Frauen aus-
gegangen. Ich nenne zum Beispiel den Bereich des 
Gesundheitswesens. Die Frauen haben in Zusam-
menarbeit mit Selbsthilfegruppen - unabhängig da-
von, ob es sich um Patienten mit Krebs, Multipler 
Sklerose, Morbus Crohn oder anderen chronischen 
Krankheiten handelte - sehr viel geleistet. Dennoch 
haben die Ärzte zunächst gefragt: Was wollen die 
Frauen mit dieser Arbeit erreichen? Sisyphus! Die 
haben doch keine Ahnung. - Inzwischen wissen die 
Ärzte, wie unentbehrlich die Frauen sind. 

Ich denke, daß diese Arbeit ein unverzichtbarer 
Teil der Selbsthilfe ist und in unserem Reformwerk 
für das Gesundheitswesen beachtet werden muß. Es 
gibt Überflüssiges und Notwendiges, 

(Katrin Fuchs [Verl] [SPD]: Sagen Sie das 
Herrn Seehofer!) 

und wir müssen unterscheiden zwischen dem Über-
flüssigen und dem Notwendigen. Diese Selbsthilfe-
gruppen haben einen entscheidenden Anteil an der 
Lebensqualität von chronisch Kranken, indem sich 
die Mitglieder dieser Gruppen untereinander helfen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Frau Präsiden-
tin, es besteht der Wunsch nach einer Zwischenfrage 
des Kollegen Haack. 

Dr. Rita Süssmuth (CDU/CSU): Ja. 

Karl Hermann Haack (Extertal) (SPD): Frau Präsi-
dentin, ich höre sehr gerne, wie Sie die Selbsthilfe-
gruppen in den Vordergrund des ehrenamtlichen En-
gagements stellen. Da ich der Berichterstatter meiner 
Fraktion für Prävention und Rehabilitation bin, habe 
ich folgende Frage an Sie. Mit dem Strukturgesetz, 
das die Koalition für das Gesundheitswesen vorge-
legt hat - NOG 1 und NOG 2 -, würden die finanziel-
len Grundlagen der Selbsthilfegruppen zerstört. Wie 
vereinbart sich dieser Entwurf der Koalition, der im 
Gesundheitsausschuß beraten wurde und der zu De-
monstrationen am 3. Dezember geführt hat, mit dem, 
was Sie hier vortragen? 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS) 

Dr. Rita Süssmuth (CDU/CSU): Es gibt drei Berei-
che: Wie sieht es künftig mit den Heil- und Hilfsmit-
teln aus? Wie sieht es mit der häuslichen Kranken-
pflege aus? Wie sieht es mit dem Bereich der Präven-
tion aus? Hier ist manches Störfeuer am Werk. Man 
muß in der Tat unterscheiden zwischen dem, was 
weiterhin notwendig ist, und dem, was überflüssig 
ist. Ich füge hinzu: Die Krankenkassen haben sehr 
rasch gesagt, daß alles ersatzlos gestrichen werde. 
Damit haben sie die Menschen sehr verunsichert. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Sie erinnern sich an die Schlagzeile „11,5 Milliar-
den weg". Trotzdem nehme ich Ihre Kritik ernst; 
denn auch wir als Abgeordnete haben gefragt: Wo 
wird es Härten geben, bei den Behinderten, bei den 
Logopäden oder bei der Hospizbewegung? Sie wis-
sen sehr wohl, daß wir dabei sind, Mißverständnisse 
auszuräumen und Korrekturen, die wir für notwen-
dig halten, durchzuführen. Ehrlicherweise muß aber 
auch gesagt werden: Nicht alles, was unter dem 
Stichwort der Prävention in den letzten Jahren von 
den Krankenkassen auf den Weg gebracht worden 
ist, war vernünftig. Es gab Vernünftiges und Unver-
nünftiges. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Ich glaube, es gilt jetzt, zu erhalten, was vernünftig 
war. 

Da mir die Zeit davongelaufen ist, möchte ich zum 
Schluß noch folgende Gedanken ausführen. 

Ich war beim Stichwort Innovation. Das gilt für 
den Gesundheitsbereich, das gilt für die Kinderbe-
treuung. Da ist von den Frauen Entscheidendes auf 
den Weg gebracht worden. Das gilt für den Umwelt-
bereich, für den Wohnbereich, auch für Teile der Ar-
beit von Initiativen. Ich möchte allerdings zum Um-
denken der traditionellen Verbände auch sagen: 
Wenn wir heute hören, daß die Ca ritas - in der Dia-
konie ist es nicht anders - zehn Einrichtungen zur 
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Aus- und Weiterbildung der Ehrenamtlichen schafft, 
so hat auch dort  ein Umdenken stattgefunden. 

Ich wünschte mir, daß Menschen, die sich in unse-
rer Gesellschaft ehrenamtlich betätigen, bei der Be-
werbung keinen Malus haben, aus Angst davor, es 
könnte sich auf die Arbeitszeit auswirken. Umge-
kehrt muß das ein Bonus sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Das gilt auch bei der Vergabe von Stipendien. Das 
gilt in den verschiedensten Bereichen. Bei uns wird 
das Ehrenamt eher versteckt, als daß es wirklich zum 
Vorteil gereicht. 

In diesem Bereich müssen wir, was das Parlamen-
tarische betrifft, auch einmal durchforsten, wo wir 
Barrieren abbauen müssen. Es kann nicht sein, daß 
diejenigen, die sich als Arbeitslose engagieren und 
die selbst etwas auf den Weg bringen, dies angerech-
net bekommen und diejenigen, die nichts tun, die 
volle Höhe des Arbeitslosengeldes bekommen. Hier 
ist das AFG zu ändern. Da gebe ich schon denen 
recht, die sagen: Schaut euch an, wo ihr das Ehren-
amt behindert, und beseitigt die Hindernisse. 

Ich sage Ihnen: Eine Demokratie ist nur so viel 
wert , wie sie gelebt wird. Deswegen Dank auch an 
die Initiativgruppe, die zum Tag des Ehrenamtes ei-
nen Preis in Höhe von 40 000 DM ausgeschrieben 
hat, damit diejenigen, die sich engagieren, ins öffent-
liche Bewußtsein gelangen. Denn um die öffentliche 
Diskussion des Ehrenamtes ist es in der Bundesrepu-
blik nicht zum besten bestellt. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort  hat 
jetzt der Abgeordnete Klaus Hagemann. 

Klaus Hagemann (SPD): Frau Präsidentin! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Wenn wir die eh-
renamtliche Arbeit oder die Freiwilligenarbeit ge-
rade in den Jugendverbänden weiterentwickeln wol-
len - wir sind uns alle darüber einig, daß wir das tun 
müssen -, dann darf das nicht nur in Sonntagsreden 
geschehen, wie heute am Internationalen Tag des 
Ehrenamtes, sondern dann müssen wir auch klare 
Perspektiven aufzeigen. 

(Beifall bei der SPD) 

Nach Aussagen der Regierung sind zirka 17 Pro-
zent der Bevölkerung bereit, sich ehrenamtlich zu 
engagieren, sich einzusetzen für andere Menschen. 
Aber - das müssen wir auch sehen, und das ist noch 
nicht zum Ausdruck gebracht worden - viele belä-
cheln und bespötteln diese materiell wenig ergiebige 
Tätigkeit. Für das Ehrenamt bleibt bei vielen nur ein 
müdes Lächeln übrig. Das sollten wir auch einmal in 
die Diskussion einbringen. 

Auffällig ist es schon, daß die Koalition das Thema 
Ehrenamt in der jetzt schwierigen Phase der Wi rt

-schaft, der Massenarbeitslosigkeit und höchster 
Staatsverschuldung ganz vorne auf die Tagesord

-

nung gesetzt hat. Ich hoffe nur, daß dieses wichtige 
gesellschaftspolitische Thema nicht nur instrumenta-
lisiert werden soll. 

Die ehrenamtliche Jugendarbeit in Verbänden und 
Vereinen - das ist jetzt mein Spezialthema - darf 
nicht nur ein Lückenbüßerthema sein, um fehlende 
öffentliche Leistungen auszugleichen. In einem Pa-
pier der Arbeitsgemeinschaft der Evangelischen Ju-
gend heißt es - ich zitiere -: 

Oft entsteht der Eindruck, als gewinne ehrenamt-
liche Tätigkeit erst in dem Maße an Bedeutung 
und Interesse, wenn die öffentlichen Haushalte in 
einen Engpaß geraten ... Ehrenamtliche Tätig-
keit darf nicht als Alibi für das Nichthandeln der 
öffentlichen Hand herangezogen werden. Frei-
willige Helfer müssen wissen, daß sie nicht als 
der „billige Jakob" der Sozial-, Jugend- und Fa-
milienpolitik mißbraucht werden. 

Ich glaube, diesem Satz ist nichts hinzuzufügen. Ich 
stehe jedenfalls hinter ihm. 

Nein, die Leistungen aus ehrenamtlicher Tätigkeit 
müssen die Qualität des Sozialstaates sichern und 
nicht seinem Abbau dienen. Das soziale Engagement 
der Mitarbeiter in der Jugendarbeit darf nicht den 
Abbau öffentlicher Leistungen nach sich ziehen. 
Wenn die Koalition jetzt die hundertprozentige Lohn-
fortzahlung im Krankheitsfall auch für die in der Ju-
gendarbeit oder in anderen Bereichen Tätigen aufge-
hoben hat, dann ist dies ein Tritt gegen das Schien-
bein all derer, die sich ehrenamtlich engagieren. 

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Andrea 
Fischer [Berlin] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-

NEN] - Klaus Riegert [CDU/CSU]: Wo 
denn?) 

In der Antwort der Regierung auf die Große An-
frage ist sehr beeindruckend aufgelistet und berech-
net worden - wir haben es heute schon mehrfach ge-
hört -, welche gesellschaftspolitisch we rtvolle Arbeit 
von den Ehrenamtlichen erbracht wird; Leistungen, 
die der Staat oder die Allgemeinheit nicht finanzie-
ren können. Deswegen muß der Staat ein Interesse 
daran haben - und entsprechende Konzepte entwik-
keln -, daß diese Arbeit mehr Anerkennung und 
mehr Aufmerksamkeit findet. Die Verbände selbst - 
ich spreche hier von den Jugendverbänden -, aber 
auch wir in der Politik auf allen politischen Ebenen 
müssen neue Wege suchen, wie ehrenamtliche Ju-
gendarbeit beispielsweise zukunftsfähig ist. 

Im Antrag der Koalitionsfraktionen sind keine kon-
kreten Vorschläge enthalten. Die erkennbare Haupt-
linie könnte man auch so interpretieren: Nur kosten 
darf es alles nichts. Wenn Sie, Frau Professor 
Dr. Süssmuth, eben von „Strömen von Geld" gespro-
chen haben, die gefordert werden, so ist auch das zu-
rückzuweisen. Es müssen wenigstens die Kosten, die 
den Menschen entstehen, auch wieder ausgeglichen 
werden. Es geht nicht um Ströme von Geld oder um 
das, was hier schon erwähnt worden ist. 

(Beifall bei der SPD) 

Aber es geht auch nicht nur mit etwas Kosmetik, 
mit ein paar Orden, ein paar Urkunden oder Zertifi- 
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katen. Mit all diesen Dingen ist Anerkennung für das 
Ehrenamt nicht zu erreichen. Sicherlich ist es nicht 
falsch, wenn man das tut, ebenso wie eine bessere 
Medienarbeit. Da stimme ich Ihnen Herr Riegert, voll 
und ganz zu. Aber das genügt nicht. Die Politik auf 
allen Ebenen ist gefordert, für die ehrenamtliche Ju-
gendarbeit die richtigen Rahmenbedingungen zu 
setzen. 

Dazu gehören eben auch hauptamtliche Kräfte. Es 
ist der falsche Ansatz, wenn im Antrag der Koalition 
die Rede davon ist, die Zahl der Hauptamtlichen zu 
reduzieren. Wir dürfen auch keinen Gegensatz zwi-
schen hauptamtlich Tätigen und den vielen ehren-
amtlich Tätigen herstellen. Wir müssen eine gemein-
same Linie entwickeln. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die Be-
dingungen für die Jugendarbeit sind heute oft 
schwierig geworden, so daß ohne Hauptamtliche vie-
les gar nicht mehr geregelt werden kann. Haben Sie 
sich schon einmal den Antragswirrwarr und die kom-
plizierten Abrechnungsmodalitäten näher ange-
schaut, die notwendig sind, wenn Verbände Zu-
schüsse beantragen oder an Fördertöpfe der Europäi-
schen Union heranwollen? Hier kommt man ohne die 
Hilfe der Hauptamtlichen gar nicht mehr aus. 

Was nützen die schönsten Gesetzestexte im KJHG, 
was nützen die schönsten Aussagen über das Ehren-
amt wie am heutigen Tag, wenn vor Ort die Rahmen-
bedingungen nicht mehr ausreichend sind, wenn in 
vielen Gemeinden die Infrastruktur für die prakti-
sche Jugendarbeit oder ehrenamtliche Arbeit allge-
mein abnimmt, wenn Jugendhäuser und Jugend-
treffs, Sportplätze, Schwimmbäder, Kultureinrichtun-
gen teilweise oder ganz geschlossen werden müssen, 
weil die Gemeindekassen eben leer sind, wenn Frei-
zeiten, Veranstaltungen, Fortbildungsmaßnahmen 
oder ähnliches entfallen müssen oder eingeschränkt 
werden, weil die Anschubfinanzierung durch kom-
munale Zuschüsse nicht mehr möglich ist? Hinzu 
kommt, daß die Einnahmen der Kirchen, Vereine und 
Verbände deutlich nach unten gehen. 

Dann schaffen Sie von der Koalition auch noch die 
Vermögensteuer ab. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Es paßt nicht zusammen, wenn die Finanzen in den 
Gemeinden nicht mehr stimmen, weil die Einnahme-
seite in den Gemeindekassen nicht mehr korrekt ist. 

(Beifall bei der SPD) 

Durch Ihre Wirtschafts-, Sozial- und Steuerpolitik 
sind die Gemeindekassen völlig ruiniert worden. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Es fehlt noch 
der Jäger 90!) 

- Gehen Sie in die Dörfer und Städte, und sehen Sie 
nach. 

Viele Maßnahmen werden gestrichen oder einge-
schränkt. Das wiederum fördert den Frust bei denen, 
die ehrenamtliche Jugendarbeit oder andere ehren-
amtliche Arbeit erbringen wollen. Die Jugendver-

bände haben eine Reihe von Änderungs- und Ver-
besserungsvorschlägen vorgelegt, die es we rt  sind, 
darüber in der anstehenden Diskussion in den Aus-
schüssen nachzudenken. 

Beim BAföG, bei der Studienplatzvergabe, beim 
Einsatz im Wehr- oder Zivildienst müssen die ehren-
amtlich Tätigen besser gefördert und unterstützt wer-
den. Diejenigen, die ehrenamtlich wirken, dürfen 
durch ihren Einsatz für die Allgemeinheit nicht noch 
Nachteile haben - ich habe das vorhin schon einmal 
angesprochen -, wenn sie schon bereit sind, ihre 
Freizeit und ihren Urlaub einzubringen. Deshalb 
muß man auch auf diesem Sektor über eine A rt  Auf-
wandsentschädigung nachdenken. Für den Vor-
schlag des Deutschen Bundesjugendrings, eine Ju-
gendleiter-Card einzuführen, spricht schon einiges. 
Wir sollten diese Anregung auch weiter verfolgen. 

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Rosel 
Neuhäuser [PDS]) 

Schließlich klagen alle Verbände, daß es in den 
Schulen sowie bei den öffentlichen und p rivaten Ar-
beitgebern immer wieder Probleme mit den Anträ-
gen auf Freistellung für ehrenamtliche Tätigkeit 
gibt. Hier gibt es unterschiedliche Landesregelun-
gen. Auch die Jugendverbände sind mit den Arbeit-
gebern im Gespräch, Lösungen für eine bessere Re-
gelung zu finden. Aber diese gelten immer nur im 
Einzelfall. Deshalb muß eine möglichst bundesweit 
gültige Regelung gefunden werden, die für alle die 
gleichen Voraussetzungen schafft. 

Wenn die Arbeitgeber klagen, daß hier Verluste 
festzustellen sind, dann möchte ich mit dem Bundes-
verfassungsgericht, das 1983 dazu geurteilt hat, sa-
gen, 

daß ehrenamtliche Mitwirkung in der Jugendar-
beit geeignet ist, Fähigkeiten des Arbeitnehmers 
zu entwickeln und zu fördern, die auch dem Ar-
beitgeber zugute kommen können. 

Solche Fähigkeiten wie Eigeninitiative, Verantwor-
tungsbereitschaft, Menschenführung und das Treffen 
von Entscheidungen sind auch für die Bet riebe und 
die Arbeit in den Betrieben sicherlich von Vorteil. 

Mit Professor Rauschenbach, einem Fachmann der 
Universität Dortmund, sehe ich die Zukunftsfähigkeit 
für das Ehrenamt in der Jugendarbeit: Wenn die Ge-
sellschaft, der Staat und die Politik dies fördern, und 
zwar nicht nur mit guten Worten und einem warmen 
Händedruck, und wenn sich das Ehrenamt konse-
quent auf viele Schultern beiderlei Geschlechts und 
jedes Alters verteilt, dann hat das freiwillige soziale 
Engagement eine Chance, ein wichtiger Bestandteil 
des öffentlich-sozialen Lebens und einer neuen Kul-
tur des Sozialen zu werden. 

Vielen Dank für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der PDS) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort  hat 
jetzt Herr Kollege Börnsen. 
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Wolfgang Börnsen (Bönstrup) (CDU/CSU): Frau 
Präsidentin! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Ich 
habe sehr aufmerksam zugehört. Alle, die bisher ge-
sprochen haben, sind nicht der Versuchung erlegen, 
eine Sonntagsrede zu halten. Im Gegenteil: Sie ha-
ben sich mit dem Thema angemessen und verant-
wortungsbewußt auseinandergesetzt. Das ist ein gu-
tes Beispiel, das unsere Kollegen heute gegeben ha-
ben. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der F.D.P., der 
SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

„Schützen Sie das Ehrenamt vor dem Zugriff des 
Staates", schrieb mir der Vorsitzende der Versehrten- 
und Behinderten-Sportgemeinschaft Flensburg zum 
Thema Ehrenamt. 

Es geht weder um Geld und Gut noch um Privile-
gien und Positionen. Nein, was uns fehlt, sind 
Verständnis und Vertrauen der Gesellschaft in 
unsere Tätigkeit, Anerkennung und Ansporn 
durch die Repräsentanten unseres Staates und 
eine faire Aufklärung über den Dienst, den wir 
für unsere Demokratie leisten. 

So ist in dem Brief aus der Fördestadt zu lesen. 

Die 17jährige Leiterin einer Jugend-Rotkreuz-
Gruppe brachte es auf den Punkt: 

Ehrenamt? - Ein dickes Fragezeichen. - Mir geht 
es nicht um die Ehre. Um der Sache wi llen leiste 
ich meine Aufgabe, weil sie mir trotz aller Last 
Freude bereitet, Erfüllung vermittelt. 

„Endlich kommt jemand auf den Einfall, beim 
Thema ,Ehrenamt' die Betroffenen nach ihrer Ein-
schätzung zu fragen" , stand am Anfang eines Ant-
wortbriefes eines Kreisjugendring-Vorsitzenden aus 
dem Norden Schleswig-Holsteins. Viel Amt, wenig 
Ehre - so lautete seine Situationsbeschreibung. 

Bei langfristigen Bindungen 

- so sagt er weiter - 

trifft die „Nullbock-Position" vieler Jugendlicher 
zu; aber kurzfristig bei einem Projekt dabei zu 
sein, da machen viele mit. 

Gut 600 000 sind es, die in Deutschland Führungs-
funktionen in traditionellen Jugendverbänden wahr-
nehmen. Auf 300 000 schätzt man die Zahl der jun-
gen Generation, die sich in Freiwilligenzentren, Prov-
jektgruppen und Bürgerinitiativen verschiedenster 
Art  kurzfristig verantwortlich fühlen. Ihre Zahl steigt. 

Das Lied von der Abkehr der Jugend von Staat 
und Gesellschaft singe ich nicht mit. Nein, die Bereit-
schaft zum Gemeindienst hat sich nicht geändert. 
Die Form der Mitwirkung ist eine andere geworden. 
Der beklagte Wertewandel hat nicht nur zu mehr In-
dividualität, Pluralismus und Differenzierung ge-
führt, sondern auch zu einer Renaissance von Ge-
meinschaftswerten. 

Helfen und heilen zu wollen sind als eine Grund-
motivation ebenso aktuell wie mittun, mitwerken, 
mitgestalten und mitändern zu wollen. Um es einfach 
zu sagen: Die Nächstenliebe ist geblieben. Pauschal 
die soziale Kälte zum Wesensmerkmal unserer Ge

-

sellschaft auszuweisen, ist falsch. Festzuhalten 
bleibt: Ehrenamtsdienst bleibt die Bereitschaft einer 
ganz großen und großartigen Minderheit von - das 
wurde jetzt festgestellt - 17 Prozent unserer Gesell-
schaft. 

Richtig ist: Die Mitwirkung in den traditionellen 
Verbänden sinkt. Die Zahl der Kurzzeitaktivitäten 
aber steigt. Das ist keine Krise, aber Anlaß genug für 
eine Bestandsaufnahme. 

Es ist schon richtig, daß die Anforderungen an die 
junge Generation in Schule, Freizeit und vielen an-
deren Bereichen gestiegen sind und auf Grund des-
sen die Mitwirkung eine andere geworden ist. Aber 
auch der Versuch vieler Verbände, sie in das Korsett 
von Verbandsstrukturen einzubinden, und die Anf or-
derung, im Ehrenamt mehr Sachkompetenz zu zei-
gen, wirken hemmend, hindernd, destruktiv und de-
motivierend. Hinzu kommt das Regelungsbewußt-
sein in vielen Bereichen. 

Ich habe zur Vorbereitung einer internationalen 
Jugendbegegnung insgesamt 30 Auflagen zu er-
füllen. 

So schrieb ein Jugendgruppenleiter. 

Jede Maßnahme, von Verhandlungen mit der Ju-
gendherberge über den Gesundheitscheck bis 
hin zum Zuschuß für sozial Schwache und die 
Reiseplanung, führt zu 3-4 weiteren Vorgängen. 

Das heißt: Gut 100 Einzelmaßnahmen hat ein Ju-
gendgruppenleiter zu vollziehen, bevor es tatsäch-
lich zur Reisedurchführung kommt. Das ist ein Wust 
an Ballast, ein Wust an Bürokratie, es ist ein Paragra-
phendschungel. Dieser gehört durchforstet, damit 
die in der Jugendverbandsarbeit und in der Freiwilli-
genarbeit Tätigen dazu beitragen können, offener, 
freier und verantwortlicher zu arbeiten. 

Ehrenämter, so stellt eine Studie der Kieler Landes-
regierung fest, sind ebenso Frauen- wie Männersa-
che. Frauengeprägt sind die sozialen Dienste mit fast 
75 Prozent; im Sport-, im Verbands- und im Politikbe-
reich dominieren immer noch die Männer. Beides 
läßt sich neu mischen. Imponierend ist schon, daß 
sich nach der Studie in Schleswig-Holstein jeder 
Vierte in unserer Gesellschaft aktiv einbringt, ehren-
amtlich arbeitet. 

Die Kollegin Faße hat es gerade schon angespro-
chen: Wenn man auf das Thema Ehrenamt kommt, 
muß man auch zu den eigenen Kolleginnen und Kol-
legen Stellung nehmen. Die Abgeordneten des Deut-
schen Bundestages haben sich wahrlich nicht zu ver-
stecken, wenn es um das Thema Ehrenamt geht. 
Wenn man den Kürschner durchblättert, dann muß 
man feststellen, daß mehr als 600 von uns ein sozia-
les, kulturelles, sportliches, verbands- oder politikbe-
zogenes Ehrenamt leisten. In Anlehnung an einen 
bekannten Schlager oder Chanson könnte man sa-
gen: Rita tut es, Rudolf tut es, Lisa tut es, Theo tut es, 
Rezzo tut es. Über 600 Abgeordnete tun es! Man 
kann von 3 bis 33 Mitwirkungen pro Parlamentarier 
ausgehen. Wenn man nur drei pro Parlamentarier 
nimmt, dann sind im Deutschen Bundestag über 
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2 000 ehrenamtliche Dienste zu verzeichnen. Immer-
hin, ein wenig können wir auf uns stolz sein! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Ihre Redezeit ist 
vorbei, aber es besteht noch der Wunsch des Kolle-
gen Kröning nach einer Zwischenfrage. Dann könn-
ten Sie noch ein bißchen mehr sagen. - Bitte. 

Volker Kröning (SPD): Herr Kollege Börnsen, Sie 
sind laut Handbuch des Bundestages Freizeitpäd-
agoge und haben eben noch einmal die Rahmenbe-
dingungen des Ehrenamtes angesprochen. Ich frage 
Sie, was Sie von der These der Freizeitwissenschaft 
halten, daß man in der Regel für die Ausübung eines 
Ehrenamtes Geld und Zeit braucht, und was Sie von 
dem Dilemma halten, in dem das Ehrenamt heute 
steht, daß nämlich bei vielen entweder die Zeit oder 
das Geld zur Ausübung eines Ehrenamtes fehlt. 

Wolfgang Börnsen (Bönstrup) (CDU/CSU): Ich 
habe deutlich zu machen versucht, daß sich das Eh-
renamt in einem Wandel befindet, daß wir durch die 
demographischen Verhältnisse, durch Internationali-
tät, aber auch durch die völlig anderen Zeitkompo-
nenten eine völlig neue Situation habe und daß sich 
junge Leute darauf einstellen. Das heißt, sie versu-
chen, Kurzzeitaktivitäten wahrzunehmen, weil sie 
die Einbringung von viel Zeit scheuen. Aber was sie 
erwarten und was sie wollen - das wird auch prakti-
ziert, ich bin lange Zeit Vorsitzender eines Kreisju-
gendrings gewesen und komme aus der Praxis der 
ehrenamtlichen Jugendarbeit -, ist, daß ihr Aufwand 
ausgeglichen wird. Das wird heute von Kommunen, 
von Kreisen und Städten geleistet. Aber das ist auch 
alles, was sie fordern. Sie wollen keine Bezahlung. 
Das, was man vielen Jugendlichen Unterstellt, daß 
sie nur noch die Hand aufhalten, um gewissermaßen 
ihren Beitrag zur Gesellschaft dann auch honoriert 
zu bekommen, trifft einwandfrei nicht zu. Wir haben 
bei der jungen Generation einen großartigen Idealis-
mus. Auch die Freizeitforschung - wenn Sie darauf 
abstellen - weist das nach. 

Die Formen haben sich geändert, aber nicht die 
Einstellung. Sie ist wahrlich geblieben. Es täte uns 
allen gut, wenn wir versuchen würden, auf die neuen 
Formen, die neuen Wertvorstellungen einzugehen. 
Wir könnten dazu beitragen, zum Beispiel in einer 
nationalen Ehrenratskonferenz diese Problematik 
noch stärker in unserer Gesellschaft zu verdeutli-
chen. Damit könnten wir einen Ansporn geben, diese 
neue Einschätzung in der ehrenamtlichen Tätigkeit 
wahrzunehmen und umzusetzen. 

Die Vorredner - das haben Sie gehört - haben sehr 
deutlich darauf aufmerksam gemacht, welche Mög-
lichkeiten es darüber hinaus gibt, bei denen junge 
Leute sagen: Ja, das ist richtig. Vom Bonus beim Ein-
satz im zivilen Bereich, vom Bonus beim BAföG, vom 
Bonus bei der Studienplatzvergabe und in vielen an-
deren Bereichen sagen sie: Wenn wir uns schon en-
gagieren, dann respektiert das auch durch eine be-
stimmte gesellschaftliche Leistung. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Herr Kollege 
Riegert möchte auch noch eine Zwischenfrage stel-
len. Wollen Sie die auch noch beantworten? 

Wolfgang Börnsen (Bönstrup) (CDU/CSU): Gerne. 

Klaus Riegert (CDU/CSU): Kollege Börnsen, ich 
möchte natürlich nicht fragen, warum Sie den Vorna-
men Klaus nicht in Ihrer Aufzählung hatten, sondern 
ich möchte Sie fragen, wie Sie folgendes Zitat wer-
ten: 

Die von Ehrenamtlichen geleisteten Einsatzstun-
den werden auf der Basis eines fiktiven Stunden-
lohnes in Milliarden DM umgerechnet, um den 
Wert der ehrenamtlichen Arbeit deutlich zu ma-
chen. 

- Das ist ein Mißverständnis. - 

Damit wird ehrenamtliche Arbeit ihres eigentli-
chen Wertes beraubt, denn das freiwillige Enga-
gement im Dienst an der Gesellschaft - ob bei der 
Freiwilligen Feuerwehr, im Spo rt, im Sozialen 
oder sonstwo - zieht seinen besonderen Wert dar-
aus, daß es nicht nach der Bezahlung fragt. Ge-
rade darin liegt nach herkömmlichem Sprachge-
brauch die „Ehre". Wer das Ehrenamt in Geld 
mißt, leistet der Materialisierung in unserer Ge-
sellschaft weiteren Vorschub. Dann darf es nicht 
wundern, wenn nur noch das etwas we rt  ist, was 
auch etwas kostet bzw. bezahlt wird. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Herr Kollege, 
Sie müßten eine Frage stellen. 

Klaus Riegert (CDU/CSU): Einen Satz noch. 

Statt in Milliarden Mark sollten die Stunden eh-
renamtlichen Einsatzes lieber in Milliarden Stun-
den Spaß, sozialen Lernens, Empfangen von 
Hilfe und menschlicher Zuwendung bei den Mit-
gliedern bzw. Betreuten umgerechnet werden. 

Herr Kollege Börnsen, was halten Sie von diesem 
Zitat? Es ist im übrigen nicht von mir, sondern von 
der SPD-Sportdezernentin der Stadt Frankfurt, Frau 
Schenk. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Wolfgang Börnsen (Bönstrup) (CDU/CSU): Lieber 
Klaus Riegert, ich halte es für notwendig, einmal 
deutlich zu machen, daß es Einverständnis quer 
durch alle Fraktionen darüber gibt, das Ehrenamt als 
unentgeltliche Leistung an unserem Gemeinwesen 
zu verstehen. Darin liegt auch der eigentliche Sinn-
gehalt des Ehrenamtes, nämlich darin, daß man sei-
nem Leben Sinn durch die Ausübung einer unent-
geltlichen, gemeinwohlbezogenen Tätigkeit geben 
kann. In dieser Beziehung teile ich die Ansicht, die in 
dem Zitat geäußert wird. Ich denke auch, daß wir ei-
ner Diskussion, die darauf abzielt, alles materiell ab-
zusichern und alles materiell zu betrachten, keinen 
Vorschub leisten sollten. In der heutigen Diskussion 
in diesem Haus haben fast alle Beiträge deutlich ge-
macht, daß wir das nicht wollen, daß wir vielmehr 
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wollen, daß der Idealismus gestützt, getragen, geför-
dert wird. Insofern bin ich für Ihre Frage dankbar. 
Beim nächsten Mal nehme ich Sie gern in die Liste 
mit auf und sage: Auch Klaus tut es. 

(Heiterkeit - Beifall bei der CDU/CSU und 
der F.D.P.) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Jetzt hat das 
Wort  die Kollegin Ingrid Holzhüter. 

Ingrid Holzhüter (SPD): Frau Präsidentin! Meine 
Herren! Meine Damen! Wir führen heute sicherlich 
eine Debatte, die für viele Millionen Bürger draußen 
im Lande sehr wichtig ist. Das Ehrenamt und die 
Menschen, die sich auf ihre Weise darin engagieren, 
zu loben, das fällt uns sicher nicht schwer; denn un-
bestreitbar leisten die Ehrenamtlichen einen hervor-
ragenden Beitrag für unseren Sozialstaat. Bei dieser 
Bundesregierung lernt man aber immer wieder, daß 
dann, wenn Sonntagsreden gehalten werden, in der 
Regel Gefahr im Verzug ist. 

Herr Kollege Börnsen, ich empfinde manches, was 
hier gesagt wurde, schon als Sonntagsrede, weil ich 
weiß, daß an den Stammtischen und anderen Stellen 
ganz andere Aussagen zu diesem Thema gemacht 
werden und sehr wohl beklagt wird, daß manches 
anders sein könnte. 

Es ist schon überraschend, daß die Union gerade 
jetzt die Ehrenamtlichen entdeckt, da sie eine große 
Steuerreform mit Blick auf den Wahlkampf 1998 vor-
bereitet. 

(Dr. Guido Westerwelle [F.D.P.]: Nein, für 
die Arbeitsplätze! - Lachen bei der SPD) 

Sie wissen doch ganz genau, daß Sie diese Steuerre-
form gegenfinanzieren müssen. Auch Ihnen, Herr 
Westerwelle, dürfte das nicht unbekannt sein. 

(Wolf-Michael Catenhusen [SPD]: Da bin 
ich mir nicht so sicher!) 

Ich bin zwar nicht immer mit Ihnen einer Meinung, 
aber daß Sie rechnen können, unterstelle ich Ihnen 
zumindest. 

(Dr. Guido Westerwelle [F.D.P.]: Vielen 
Dank für diese Großzügigkeit!) 

- Na, sehen Sie. 

Verhält es sich nicht in Wahrheit so, daß Sie den 
Ehrenamtlichen deswegen heute und in vielen Ver-
anstaltungen Ihrer Ortsvereine so huldigen, weil Sie 
in Wahrheit in Ihren Schubläden die Pläne zur voll-
ständigen Streichung aller Steuervorteile für Ehren-
amtliche schon längst fertig haben? Sie haben auf Ih-
rem Steuerkongreß nach der Sommerpause die Ab-
schaffung der Teile des § 3 des Einkommensteuerge-
setzes beschlossen, die Ehrenamtliche in besonde-
rem Maße betreffen. Ich denke, daß das besonders 
für die Ehrenamtlichen im Sport zutrifft, auch wenn 
Sie ihnen noch so eilfertig die Ehre geben. Es ist 
doch auch kein Zufall, daß Ihr Sportsprecher zum Be-
auftragten für das Ehrenamt gemacht wurde. 

Der zweite Grund für Ihren plötzlichen Aktionis-
mus in Sachen Ehrenamt ist doch wohl die Tatsache, 
daß man in einem Sozialstaat nicht ungestraft Ver-
mögenswerte von unten nach oben verlagern kann, 
weil die Folgen Armut und soziale Kälte sind. Sie ha-
ben nicht nur die für die zunehmenden sozialen Pro-
bleme adäquaten Verhältnisse geschaffen; Sie haben 
auch ein Klima geschaffen, in dem das Allgemein-
wohl und die aufopferungsvolle Tätigkeit anderer 
keine Konjunktur mehr haben. Hier nehme ich, Herr 
Riegert und Herr Börnsen, anscheinend eine andere 
Realität als Sie wahr. Sie haben mit Ihrem Motto 
„Wenn jeder an sich selber denkt, ist an alle ge-
dacht" der Sozialarbeit keinen Dienst erwiesen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der PDS) 

Wenn man in einer Gesellschaft Kürzungen bei 
den sozialen Elementen vornimmt, dann muß man 
natürlich gerade die volkswirtschaftlichen Leistun-
gen der Ehrenamtlichen, die sie kostenlos erbringen, 
weiter ausbauen. Meine Kollegin Klemmer hat schon 
Zahlen genannt. Sie haben durchaus erkannt, daß 
die von Ihnen gestrichenen Sozialleistungen nun 
doch notwendig sind, und hoffen, daß diese Lücke 
von den Ehrenamtlichen geschlossen wird. 

Sie haben aber auch erkannt, daß es mehr und 
mehr Bürger gibt, die sich aus dem Bereich sozialer 
ehrenamtlicher Tätigkeit zurückziehen. Das Engage-
ment für die Gesellschaft geht in vielen Teilen zu-
rück. Das ist ein klares Ergebnis Ihrer Politik des 
kontinuierlichen Sozialabbaus, und ich denke, man 
muß sich, wenn man regelmäßig alle sozial Bedürfti-
gen als Faulenzer und Drückeberger beschimpft, 
nicht wundern, daß die Bereitschaft in der Gesell-
schaft, sich für ebendiese zu engagieren, zurückgeht. 

Meine Damen und Herren, Sie treffen mit Ihren 
Plänen zur Steuerreform vor allem die Ehrenamtli-
chen im Sport. Die Übungsleiter erhalten eine eher 
symbolische Entschädigung durch einen Steuerfrei-
betrag - keine Geldströme, liebe Frau Süssmuth und 
lieber Herr Riegert; Sie wissen es besser. 

In der „Stuttgarter Zeitung" vom 15. Oktober 1996 
wird geschrieben: 

Wer aus Spargründen an der Entschädigung der 
Übungsleiter rüttelt, ist ein Totengräber des 
Sports. 

Ich kann mich dem nur anschließen. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich will Ihnen nicht vorwerfen, daß Sie nicht wis-
sen, was Sie tun. Sie wissen es sehr wohl, und Sie 
wissen auch, daß die Übungsleiter ebenso wie der 
Sport  insgesamt, der nicht nur Kinder- und Jugendar-
beit, sondern auch Gesundheitsvorsorge und Sozial-
arbeit leistet, einen bedeutenden Beitrag für das All-
gemeinwohl erbringen. Gerade in unserer bewe-
gungsarmen modernen Gesellschaft sind Angebote 
für körperliche Aktivitäten und die regelmäßige und 
sinnvolle körperliche Betätigung besonders wichtig. 

Die Forschung hat belegt, daß der Spo rt  bei der 
Wahrnehmung der Auseinandersetzung von Men- 
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schen mit Problemen in einer Industriegesellschaft 
unentbehrlich ist. Die Motive im Sport  sind ein kon-
kretes Abbild der Probleme der Lebensführung gro-
ßer Bevölkerungsgruppen. Man geht in den Spo rt

-verein, weil man bestimmte Defizite in seinem Leben 
und in seinem Umfeld entdeckt, sei es an körperli-
cher Betätigung, sei es an zwischenmenschlicher An-
sprache. Die ehrenamtlich Tätigen sind insofern auch 
im Sport  Sozialarbeiter. 

Auch die individuelle Gesundheitsvorsorge zeigt 
sich altersübergreifend als ein Motiv der Menschen, 
in Sportvereine zu gehen. Ich denke, daß der Begriff 
des Allgemeinwohls in der gesellschaftlichen Lei-
stung des Sportes ganz besonders zutage tritt. Daher 
ist es besonders schmerzhaft, daß gerade diese Bun-
desregierung, die hier vollmundig die Ehrenamtli-
chen lobt, genau dieser Tätigkeit in der Gesundheits-
vorsorge den Boden entzogen hat. 

(Beifall bei der SPD und der PDS) 

Durch Ihre Streichung der Förderung des Gesund-
heitssports aus dem Sozialgesetzbuch V entziehen 
Sie den Sportvereinen und den dortigen Ehrenamtli-
chen eine wichtige Grundlage. 

Eine andere Seite der Medai lle: Sportvereine sind 
mit ihren zahlreichen Mitgliedern im Vergleich zu 
anderen Organisationen - Kirchen, Gewerkschaften 
und auch Parteien - eine sehr erfolgreiche Großorga-
nisation. Es wäre nicht denkbar gewesen, einen sol-
chen Erfolg zu haben, wenn nicht in den Sportver-
bänden ein ganz besonders enger Bezug zu den Le-
bensproblemen der Menschen hergestellt worden 
wäre. Das gilt für gefährdete Kinder und Jugendli-
che, für Behinderte, Aussiedler und Senioren, die in 
diesen Sportvereinen eine volle Integration erfahren. 
Die Akzeptanz der Sportvereine in der Bevölkerung 
weist diesen Organisationen einen ganz besonderen 
Stellenwert in der öffentlichen Wahrnehmung seitens 
der Bevölkerung zu. 

Ich denke, es war der Präsident des Deutschen 
Sportbundes, Manfred von Richthofen, der vor zwei 
Jahren bei seinen Antrittsbesuchen sehr deutlich 
diese Probleme des Ehrenamtes an die erste Stelle 
gerückt hat. Ich bin fest überzeugt, daß es ohne ihn 
diese Debatte heute in diesem Ausmaß nicht gege-
ben hätte. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Ehrenamtlichen wissen, welchen Wert ihre Ar-
beit hat; wir brauchen ihnen das sicherlich nicht dau-
ernd zu sagen. Sie erwarten aber von uns, daß wir 
diesen Wert anerkennen, und zwar nicht nur in 
Sonntagsreden. 

Meine Damen, meine Herren, die Übungsleiterin-
nen und Übungsleiter in den Sportverbänden erfül-
len die fachlichen, und man kann auch sagen pä-
dagogischen Voraussetzungen, um die eben be-
schriebenen Sozialleistungen für unser Allgemein-
wohl zu erbringen. Sie, meine Damen und Herren 
von der Union, sollten sich hier auch öffentlich und 
ausreichend dazu bekennen. 

(Beifall bei der SPD) 

Lassen Sie mich zum Schluß sagen: Wenigen Men-
schen ein Amt und vielen ein Ehrenamt - das kann 
hier nicht das Motto sein. Der Staat kann seine ge-
sellschaftliche Verpflichtung nicht nur an Ehrenamt-
liche delegieren. Wir haben schon von Frauen ge-
hört, von denen man per se verlangt, daß sie sich in 
der Familie um Kranke, um Behinderte, um Kinder, 
um all das kümmern, was man nach außen nicht so 
gerne zeigt. Angesichts der ganzen Diskussion kann 
ich nur das wiederholen, was sich schon in den letz-
ten Jahren immer wieder dargestellt hat: den Män-
nern das Amt, den Frauen das Ehrenamt. 

Weil hier darauf hingewiesen wurde, daß es so 
viele Politiker gebe, die in ihrer Vita die Ehrenamt-
lichkeit herausstreichen, möchte ich sagen: Es gibt ja 
auch viele Ämter, die sich sehr gut machen, wenn 
man sie in Wahlkämpfen vorstellen kann. 

(Uwe Lühr [F.D.P.]: Das ist primitiv!) 

Aber Ehrenämter betreffen ganz alleine den einzel-
nen. 

(Lisa Peters [F.D.P.]: Ich fühle mich schier 
abgewertet! Das darf ich einmal sagen!) 

Diejenigen, die damit im stillen Kämmerlein sitzen, 
wird man sicherlich nicht in dieser Liste finden. 

Danke schön. 

(Beifall bei der SPD und der PDS) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort  hat 
jetzt die Abgeordnete Ilse Falk. 

Ilse Falk (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Es ließe sich manches 
darauf sagen. Ich finde es unfair, was hier unterstellt 
wird. Im übrigen wünschte ich mir, manche der Vor-
rednerinnen hätte unseren sehr guten Entschlie-
ßungsantrag dazu gründlicher gelesen; darin finden 
sich viele Antworten auf das, was Sie beklagen oder 
beanstanden. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 

Angesichts solcher Vorwürfe wie „Ehrenamt gleich 
Lückenbüßer des Sozialstaats" und „Ehrenamt als 
Alibi" oder ganz ironischer Sätze wie den der Kolle-
gin Klemmer, „Der Bürger ist glücklich, dem Sozial-
staat entronnen zu sein und nun seine Geschicke 
wieder selbst in die Hand nehmen zu können", ist es 
schon reizvoll, sich in dieser Debatte mit dem Zusam-
menhang zwischen staatlichen Leistungen und der 
wachsenden Abhängigkeit des einzelnen vom Staat 
oder generell dem Verhältnis zwischen Freiheit und 
Verantwortung auseinanderzusetzen. 

(Uwe Lühr [F.D.P.]: So ist es!) 

Dafür reicht meine Zeit leider nicht. Ich wi ll  mich 
nämlich gerne noch einmal mit neuen, praxisnahen 
Formen ehrenamtlichen Engagements befassen. Es 
ist heute schon vielfach die Rede davon gewesen, 
daß nicht die Bereitschaft zur Übernahme eines Eh-
renamts nachgelassen hat, sondern Ehrenamt in an-
deren Formen wahrgenommen wird. Aber es ist den- 
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noch zu fragen: Was läßt Menschen trotzdem das Eh-
renamt nachfragen? 

Eine Antwort findet sich vielleicht in folgendem: 
Vielen Berufsbildern und Arbeitsplätzen fehlen 
heute Identifikation und Humanität. So entsteht der 
Wunsch nach unverkrampften, authentischen Kon-
takten. Dabei dürfen wir nicht vergessen, wie viele 
Menschen in Einzelhaushalten leben. In manchen 
Städten sind es bis zu 50 Prozent aller Haushalte. In 
dieser Anonymität der Großstädte erscheint es be-
sonders interessant, lebendige Kontakte und 
menschliche Nähe zu finden. Freiwillige suchen 
Chancen zum Aufbau solcher Beziehungen. Sie su-
chen nach Orientierung und Selbsterprobung in be-
stimmten Lebensbereichen. Ihr Bedürfnis geht dabei 
weit über Selbstverwirklichung hinaus. 

Hier nun bieten sich die sogenannten Freiwilligen

-

agenturen als Ergänzung traditionellen Ehrenamtes 
an. Sie sind gleichzeitig ein neuer Weg; ich glaube, 
diesbezüglich finden wir Konsens zwischen allen. 
Freiwilligenagenturen bzw. Freiwilligenbüros gibt 
es in vielen europäischen Ländern. Es gibt sie welt-
weit, und es gibt sie - endlich - vielfach auch bei uns. 
Was ist nun das Neue an diesen Büros, bzw. was 
macht das „Voluntee ring", wie es international heißt, 
aus? 

Ganz allgemein gesagt geht es hier um die Rege-
lung von Angebot und Nachfrage des ehrenamtli-
chen Engagements bzw. einer Hilfe, die nachgefragt 
wird. Man muß nicht Mitglied in einer Organisation, 
einem Verein oder Verband werden, sondern kann 
einfach in ein solches Büro gehen und sich nach 
Möglichkeiten erkundigen, wie und wo man sich 
persönlich freiwillig engagieren kann. Man kann aus 
einem Angebot auswählen. In einem Beratungsge-
spräch kann man klären, zu welcher Leistung man 
bereit wäre, wieviel Zeit man einbringen möchte, für 
wen man gerne etwas tun möchte, und vielleicht 
auch neue Ideen entwickeln, was einem Spaß ma-
chen würde. 

Gleichzeitig kann man erfahren, an welchen Stel-
len Hilfe gewünscht wird. In der Regel handelt es 
sich um Projektengagement und eben nicht um die 
Langzeitbindung, die so viele scheuen. Das Büro hilft 
und begleitet bei der Bewältigung übernommener 
Aufgaben und macht so erste Erfahrungen über-
haupt möglich. Freiwilligenbüros sind also keine 
Konkurrenz für das traditionelle Ehrenamt, sondern 
eine notwendige Ergänzung. 

Was ist von unserer Seite aus zu tun, damit solche 
Freiwilligenagenturen dauerhaft Bestand haben kön-
nen? Ich denke, es ist in erster Linie wichtig, solchen 
Büros strukturelle Förderungen mit Sach- und Perso-
nalmitteln zukommen zu lassen. Dadurch kann mit 
einem relativ geringen Mitteleinsatz ein hoher volks-
wirtschaftlicher Nutzen erzielt werden. Auch das 
darf nicht unterschätzt werden. Wer eine solche Fi-
nanzierung kritisch sieht - was auch vorkommt -, 
sollte nicht vergessen: Auch Vereine und Verbände 
arbeiten mit bezahlten hauptamtlichen Kräften. 

Bestimmt ist es dabei wichtig, daß man eindeutige 
Verträge abschließt, daß qualitätssichernde Manage

-

mentkontrolle stattfindet und daß es fachliche Beglei-
tung gibt. Alles das sind Voraussetzungen zur verant-
wortlichen Mittelverwendung und ebenso natürlich 
auch zur Sicherung der ehrenamtlichen Motivation. 

In anderen Ländern hat man mit Volunteering be-
reits sehr positive Erfahrungen gemacht. Überall 
wird es als ein persönlicher Beitrag zur sozialen, kul-
turellen, umweltbezogenen und wi rtschaftlichen Ent-
wicklung in einer sich verändernden Welt empfun-
den. Hierbei sollten wir noch viel stärker voneinan-
der lernen. Es gilt, Erfahrungen, die gemacht wer-
den, zu vernetzen und davon zu profitieren. 

Wir sollten uns damit befassen, wie wir zur Förde-
rung der Solidarität zwischen Menschen und zwi-
schen Nationen den Zugang zum Volunteer-Engage-
ment auch international besser vernetzen können. 
Auch das würde ganz sicher den Bedürfnissen ge-
rade junger Menschen entsprechen. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich noch 
einen weiteren Aspekt ehrenamtlichen Engagements 
nennen. In der Regel gehen wir davon aus, daß eh-
renamtlich tätige Menschen ihr Ehrenamt auf der 
Grundlage eines gesicherten Einkommens ausüben. 
Ehrenamt muß aber auch für Menschen möglich 
sein, die über kein eigenes Einkommen verfügen. 
Hierfür sollte es Angebote des Staates geben, die 
eine Grundsicherung - nicht mehr und auch nur zeit-
lich begrenzt - beinhalten. 

Ich weiß, daß es da zu Überschneidungen kommen 
kann, weil es sich nicht immer nur noch um die rein 
ehrenamtliche, das heißt unentgeltlich geleistete Ar-
beit handelt. Aber das sollte uns nicht daran hindern, 
auch an dieser Stelle etwas zu schaffen; denn gerade 
die Menschen, die von Arbeitslosigkeit betroffen 
sind und häufig in Resignation verfallen, müssen die 
Chance haben, zu erfahren, daß sie gebraucht wer-
den, daß sie nicht überflüssig sind. Es ist wichtig für 
ihr Selbstwertgefühl, und es ist ganz entscheidend 
für ihre Würde als Mensch. 

Bereits vorhandene Angebote wie freiwilliges so-
ziales Jahr oder freiwilliges ökologisches Jahr könn-
ten beispielsweise um ein sogenanntes soziales Bür-
gerjahr oder ähnliches ergänzt werden. Es könnte 
ein Angebot nicht nur für Arbeitslose, sondern auch 
für die Menschen sein, die freiwillig ein Jahr in den 
Dienst der Gemeinschaft stellen wollen oder die 
Orientierung suchen. 

Wir sollten auch in diesem Zusammenhang eine 
Regelung überdenken, die hier schon angesprochen 
wurde und die in unserer Gesetzgebung zu finden 
ist: Ehrenamtliches Engagement, das wöchentlich 
mehr als 18 Stunden in Anspruch nimmt, gilt nach 
derzeitiger Gesetzeslage für unvereinbar mit dem 
Bezug von Arbeitslosengeld. Bei der dazu notwendi-
gen Änderung des Arbeitsförderungsgesetzes wird 
es auf sorgfältige Ausformulierungen ankommen, da-
mit befürchteter Mißbrauch verhindert wird. Dieses 
Problem sollte aber überwindbar sein und uns nicht 
daran hindern, tatsächlich Wege aufzuzeigen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 
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Meine Damen und Herren, das Thema Ehrenamt 
ist spannend. Es ist geeignet, viele Menschen anzu-
stecken. Geben wir ihm gemeinsam ein sicheres Fun-
dament. Es wird unserer Gesellschaft und vielen ein-
zelnen Menschen guttun. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Für die Bundes-
regierung spricht jetzt die Bundesministerin Claudia 
Nolte. 

Claudia Nolte, Bundesministerin für Familie, Senio-
ren, Frauen und Jugend: Frau Präsidentin! Liebe Kol-
legen und Kolleginnen! Bei allen Differenzen, die es 
in der heutigen Debatte gegeben haben mag, wurde 
doch sehr deutlich, daß über alle Fraktionsgrenzen 
hinweg Einigkeit darin besteht, daß unsere Demo-
kratie vom Mitdenken und Mittun seiner Bürgerin-
nen und Bürger lebt, daß das freiwillige Engage-
ment für die Gesellschaft mit zu den Grundsäulen 
unseres solidarischen Gemeinwesens zählt. 

Ich bin den Koalitionsfraktionen für diese Große 
Anfrage sehr dankbar, weil sie damit dokumentieren, 
daß sie das ehrenamtliche Engagement in besonde-
rer Weise würdigen und anerkennen und einmal ins 
öffentliche Bewußtsein bringen möchten. Das finde 
ich sehr angemessen und begrüße ich ausdrücklich. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Ich war sehr überrascht von der beachtlichen Zahl 
und vor allen Dingen von der Vielfalt des freiwilligen 
Engagements, das wir bei den Recherchen für die 
Beantwortung der Großen Anfrage zutage gefördert 
haben. Die Zahl - 17 Prozent der Bevölkerung; fast 
12 Millionen Menschen - ist mehrfach genannt wor-
den. Eine ganze Reihe von Organisationen haben 
uns das eindrucksvoll bestätigt und dies mit ihren 
Angaben untermauert. 

Dabei ist wieder ganz deutlich geworden, daß ge-
rade im sozial-karitativen Bereich, wie schon gesagt 
wurde, die Frauen in besonderer Weise aktiv sind. 
Ich finde, das verdient, noch einmal besonders her-
vorgehoben zu werden. Ich wünschte mir, sie wären 
dann genauso sehr in der vordersten Reihe, wenn es 
um die Ehre und den Einfluß geht. 

(Beifall der Abg. Maria Eichhorn [CDU/ 
CSU]) 

Bei allen Ergebnissen, die unsere Recherchen 
brachten, stellte sich heraus, daß wir noch relativ we-
nig über die Strukturen, über die Vielfalt und die 
Veränderungen im Bereich ehrenamtlichen Engage-
ments wissen, was mich veranlaßt, dazu eine Unter-
suchung in Auftrag zu geben. 

Wir erleben eine Ambivalenz: Gerade die klassi-
schen Träger der ehrenamtlichen Arbeit, Verbände 
und Vereine, klagen über ein zurückgehendes Enga-
gement. Das mag für diese Bereiche sogar durchaus 
zutreffen. Es hat Gründe, die hier schon beschrieben 
worden sind: Wir haben es mit Individualisierungs- 
und Pluralisierungsprozessen in der Gesellschaft zu 
tun. Die Bereitschaft, sich langfristig an etwas zu bin

-

den, geht zurück. Gleichzeitig ist die Auswahl viel-
fältiger geworden. Man folgt nicht mehr so selbstver-
ständlich den Traditionen der Eltern und Großeltern. 

Es hat sich sicherlich auch etwas in der Motivation 
verändert. Es steht nicht mehr unbedingt Altruismus 
oder Pflichtgefühl im Vordergrund. Vielmehr wird 
gefragt: Was bringt mir das? Nicht im materiellen 
Sinne - das ist richtig gesagt worden -, sondern: Was 
bringt mir das als Person? Es muß mir auch Spaß ma-
chen. - Dazu sage ich: Das finde ich vollkommen le-
gitim. 

Wir müssen aufpassen, daß wir daraus keinen Wi-
derspruch konstruieren: freiwilliges Engagement, 
Hilfe für andere auf der einen Seite und Spaß haben, 
Selbstverwirklichung auf der anderen Seite. Viel-
mehr gehört beides zusammen: Gerade indem ich 
mich für andere einbringe und mich engagiere, tue 
ich auch etwas für meine Person, erlebe ich Selbstbe-
stätigung und Selbstverwirklichung. Wenn wir mit 
diesem Ansatz an die Sache herangehen, werden wir 
wieder sehr viel mehr Bereitschaft gerade bei jungen 
Leuten wecken und darauf neugierig machen kön-
nen, sich einzubringen und mit anzupacken. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der F.D.P. und 
dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Daß das so ist, zeigen mir die neuen Formen von 
ehrenamtlichem Engagement, die auch schon ange-
sprochen worden sind. Ich denke an die Bürgerinitia-
tiven; ich denke gerade auch an die Selbsthilfeinitia-
tiven, deren Engagement ich sehr stark unterstütze. 
Für den Aufbau von Selbsthilfe in den neuen Bun-
desländern habe ich sehr viel getan. Ich freue mich 
sehr, daß die Kontaktstellen für die Selbsthilfe, die 
wir in den neuen Bundesländern initiiert haben, 
nach Ablauf der Förderung durch den Bund fast voll-
ständig eine Anschlußfinanzierung erhalten. Ich 
halte es für ein gutes Ergebnis, daß Langfristigkeit 
gesichert worden ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Der geänderten Einstellung müssen allerdings alle 
Beteiligten Rechnung tragen. Das bedeutet in erster 
Linie eine Anfrage an die Verbände. Ich kann nur 
unterstreichen, was zur Qualifizierung ausgeführt 
wurde, die natürlich zur Steigerung der Attraktivität 
des Ehrenamtes beiträgt. Ich werde deshalb 1997 in 
der Schriftenreihe „QS" meines Hauses eine Aus-
gabe ausschließlich zur Qualifizierung von Vor-
standsmitgliedern, also von Ehrenamtlichen, heraus-
geben. Gerade für das Verhältnis von Hauptamtli-
chen und Ehrenamtlichen spielt die Qualifizierung 
eine große Rolle; denn leider ist dieses Verhältnis 
nicht immer ganz spannungsfrei. 

Es muß akzeptiert werden, daß Ehrenamtliche 
heute nicht mehr rund um die Uhr zur Verfügung ste-
hen und ein unerschöpfliches Zeitbudget zur Verfü-
gung haben, sondern nur begrenzte Zeit einbringen 
können. Gleichermaßen müssen die Verbände - da 
gebe ich Ihnen recht, Herr Hagemann - ihren Mit-
gliedern eine Kostenerstattung ermöglichen. Aber 
das kann kein anonymer Topf in irgendeinem öffent-
lichen Haushalt sein. 
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Der Staat ist do rt  in der Pflicht, wo es um Rahmen-
bedingungen und darum geht, Menschen zur Mitar-
beit anzuregen. Ich denke, die Bundesregierung lei-
stet dazu einen erheblichen Beitrag, und zwar nicht 
nur in sporadischen Modellprojekten, Frau Fischer, 
wie Sie es in Ihrem Antrag formulieren. Gerade mit 
dem, was wir über den Kinder- und Jugendplan, 
über den Bundesaltenplan, über die Förderung von 
Frauen-, Familien- und Wohlfahrtsverbänden leisten, 
erbringen wir eine Unterstützung der Infrastruktur 
für ehrenamtliches Engagement, das auf Dauer an-
gelegt ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 

Ich beobachte mit großer Aufmerksamkeit die Ent-
wicklung, die sich im Bereich der Freiwilligenzen-
tren, Agenturen und Ehrenamtsbörsen abzeichnet. 
Ich halte das in der Tat für einen durchaus interes-
santen Ansatz. Deshalb habe ich mir in Bremen die 
dortige Agentur angeschaut. Dabei ist mir deutlich 
geworden, daß in diesem Bereich überall Profis benö-
tigt werden. Es müssen hochqualifizierte Leute sein, 
die dort  arbeiten, damit die Sache funktioniert. 

Ich bin gern bereit, zu prüfen, inwieweit wir solche 
Projekte anstoßen können. Ich glaube, daß das, was 
wir mit den Seniorenbüros gemacht haben, genau in 
diese Richtung geht. Auch sie sind eine Art der Ver-
mittlungsagenturen, in denen man ehrenamtliches 
Engagement nachfragen kann und in denen deren 
Vermittlung in die Hand genommen wird. 

Daß das gut funktioniert, wird dadurch belegt, daß 
über das Modellprogramm hinaus neben den 
43 Standorten - das ist sehr flächendeckend - jetzt 
bereits 50 weitere Seniorenbüros außerhalb des Bun-
desmodellprogramms existieren, die von Kommunen 
und Trägern finanziert werden. Auch das finde ich 
beachtlich. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Ab

-

geordneten der F.D.P. und des BÜNDNIS

-

SES 90/DIE GRÜNEN) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich denke, ge-
rade junge Menschen fragen nach: Welchen Stellen-
wert nehme ich in dieser Gesellschaft ein? Werde ich 
gebraucht? Ich sage: Wir müssen Jugendliche för-
dern - das ist richtig -, aber wir müssen sie auch for-
dern. Sie brauchen Bewährungsfelder. Dabei müssen 
sie merken, daß sie in ihrer Tätigkeit gebraucht wer-
den, sie müssen Akzeptanz erfahren und einen un-
mittelbaren Bezug zu der Aktivität erhalten, in die 
sie eingespannt werden. 

Das beste Beispiel dafür sind in meinen Augen die 
freiwilligen Jahre, die gesetzlich fixiert sind: das frei-
willige soziale und das freiwillige ökologische Jahr. 
Ich bedaure, daß wir es noch nicht geschafft haben, 
der Nachfrage eine ausreichende Zahl von Angebo-
ten gegenüberzustellen. 

Aber trotz der engen Haushaltsspielräume, denen 
nicht nur der Bund, sondern auch die Länder, die an 
der Finanzierung ebenfalls beteiligt sind, ausgesetzt 
sind, hat sich das Angebot beim freiwilligen sozialen 
Jahr in den letzten drei Jahren um 22 Prozent verbes

-

sert . Beim freiwilligen ökologischen Jahr hat sich das 
Angebot sogar fast verdreifacht. Ich halte es für sehr 
wichtig - und das ist mein Ziel -, hier weiterzuma-
chen. 

Es ist bereits richtig gesagt worden: Wir müssen 
bürokratische Hemmnisse abbauen. Deshalb habe 
ich große Sympathie für das, was im Antrag der Ko-
alitionsfraktionen dazu formuliert worden ist. Genau 
aus diesem Grund hat unser Haus die Initiative 
„Qualitätssicherung in der Kinder- und Jugendhilfe" 
gestartet. Damit fördern wir Projekte, die eine A rt 

 Selbstevaluation betreiben und fragen: Wo können 
wir Strukturen effizienter gestalten? Wo können wir 
Verwaltungsverfahren vereinfachen und Bürokratie 
abbauen? 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Frau Ministerin, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage der Kollegin Fi-
scher? 

Claudia Nolte, Bundesministerin für Fami lie, Senio-
ren, Frauen und Jugend: Ich kann gar nicht umhin. 

Andrea Fischer (Berlin) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Frau Ministe rin, ich möchte auf das freiwillige 
soziale und das freiwillige ökologische Jahr zurück-
kommen. In der Regierungserklärung vom Januar 
1991 hat die Bundesregierung angekündigt, sie 
wolle ein Freiwilligengesetz schaffen, um auch die 
Bedingungen für den Einsatz von ausländischen Ju-
gendlichen in der Bundesrepublik bzw. von deut-
schen Jugendlichen im Ausland zu schaffen. Können 
Sie mich, abgesehen von einem Bedauern darüber, 
daß Sie in dieser Sache noch nicht weitergekommen 
sind, über eine positive Entwicklung aufklären? 

Claudia Nolte, Bundesministerin für Familie, Senio-
ren, Frauen und Jugend: Gerade weil uns das ein 
Anliegen ist, wir aber darauf angewiesen sind, daß in 
den europäischen Mitgliedstaaten die Bedingungen 
dafür stimmen und sie unsere Form der freiwilligen 
Jahre akzeptieren, haben wir das im Rat zur Sprache 
gebracht sowie Möglichkeiten dafür geschaffen, daß 
wir einen Entschließungsantrag zu freiwilligen 
Diensten innerhalb der Europäischen Union verab-
schieden konnten. 

Darüber hinaus soll ein Teil des Programms „Ju-
gend für Europa III", das zu Beginn des Jahres 1995 
verabschiedet worden ist, dafür verwendet werden, 
solche freiwilligen Dienste in Europa zu ermöglichen 
und zu fördern. Das gilt zwar nur für einen begrenz-
ten Teil, aber damit wird eine Förderung mit all ihren 
Möglichkeiten ausprobiert. Das heißt, wir sind suk-
zessiv auf erfolgreichem Weg, wir brauchen aber un-
sere Partner dafür. 

Ich weiß sehr wohl - das ist auch seitens der Oppo-
sition deutlich geworden -: In der Öffentlichkeit spie-
len natürlich die Forderungen eine große Rolle, bei 
denen es um das Materielle, um eine finanzielle Auf-
wertung geht. Wenn dies diskutiert wird, gilt es auf-
zupassen, daß wir bei dieser Diskussion der Natur 
des Ehrenamts gerecht werden. Bei Fragen wie Absi- 
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cherung in der Rente sehe ich nur die Möglichkeit 
über eine freiwillige Rentenversicherung. Dabei soll-
ten sich die Verbände sehr wohl fragen: Können wir 
das nicht auch für unsere ehrenamtlichen Mitarbeiter 
verwirklichen? Darüber hinaus - das muß man offen 
bekennen -- sehe ich keine Lösung. 

Auch bei der steuerlichen Absetzbarkeit wird si-
cherlich mehr gefordert, als derzeit leistbar ist. Nur, 
gestatten Sie mir den Hinweis darauf, daß die Förde-
rung von Gemeinnützigkeit auch Förderung von Eh-
renamt ist, selbst wenn das nicht dem einzelnen Eh-
renamtlichen unmittelbar zugute kommt. 

Viel entscheidender ist, daß die ehrenamtliche Ar-
beit in unserer Gesellschaft eine größere Anerken-
nung und öffentliche Aufmerksamkeit findet. 

(Zuruf von der SPD: So was!) 

- Sie brauchen gar nicht darüber zu lachen. Dafür 
habe ich überhaupt kein Verständnis. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Ich werbe ausdrücklich dafür, daß Arbeitgeber die 
in ehrenamtlichem Engagement hinzugewonnene 
Qualifikation und das hinzugewonnene Wissen bei 
Einstellungen oder auch bei Auszeichnungen und 
Beförderungen mit berücksichtigen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Ich bin mir darüber im klaren, daß das sicherlich 
nicht gesetzlich regelbar ist, ebenso wie ich ein bun-
deseinheitliches Freistellungsgesetz nicht für oppor-
tun oder sinnvoll halte. Denn wenn gesetzliche Rege-
lungen letztendlich zum Einstellungshindernis für 
Ehrenamtliche werden, dann haben wir den Ehren-
amtlichen einen Bärendienst erwiesen. Das sollten 
wir lieber lassen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vielmehr ist an dieser Stelle ein eigenverantwortli-
ches Handeln von Personalchefs gefordert. Dabei 
meine ich den öffentlichen Dienst genauso wie die 
private Wirtschaft. Ich finde, auch hier kann man die 
eigenverantwortlich Handelnden nicht aus der 
Pflicht entlassen. 

Vor allem muß es uns aber gelingen, dieses Enga-
gement auf allen Ebenen von Staat und Gesellschaft 
stärker anzuerkennen und zu würdigen. Ehrenamtli-
ches Engagement muß sich nicht verstecken, son

-

dern gehört in das Scheinwerferlicht der Medien. 
Alle Medien machen sich verdient, wenn sie das 
auch außerhalb des 5. Dezembers beherzigen und 
berücksichtigen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Wir brauchen Anlässe, um das Ehrenamt in der Öf-
fentlichkeit stärker zu würdigen. Ich finde schon, daß 
auch Ordensverleihungen und Auszeichnungen 
dazu geeignet sind. 

(Klaus Hagemann [SPD]: Nicht nur!) 

Die Bundesregierung will den 5. Dezember künftig 
als „Tag der Freiwilligen" für entsprechende Initiati-
ven nutzen. Ich hoffe, daß Länder und Kommunen 
und selbst Verbände sowie Vereine mitziehen. 

Das, was wir im Bundestag gut zwei Stunden lang 
auch für die Öffentlichkeit dargestellt haben, ist ein 
guter Auftakt dafür. Ich wünsche, daß das von uns 
auch weiterhin in dieser Weise gepflegt wird. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Ich schließe da-
mit die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Entschlie-
ßungsantrag der Fraktionen der CDU/CSU und 
F.D.P. auf Drucksache 13/6386. Wer stimmt für diesen 
Entschließungsantrag? - Gegenprobe! - Enthaltun-
gen? - Der Entschließungsantrag ist mit den Stim-
men der Koalitionsfraktionen bei Enthaltung der Op-
position angenommen. 

Interfraktionell wird die Überweisung der Vorlage 
auf Drucksache 13/3232 an die in der Tagesordnung 
aufgeführten Ausschüsse vorgeschlagen. Der Ent-
schließungsantrag der Fraktion der SPD soll dem 
Ausschuß für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
überwiesen werden. Sind Sie damit einverstanden? - 
Das ist der Fall. Dann ist die Überweisung so be-
schlossen. 

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 16a bis h sowie 
Zusatzpunkt 2 auf: 

16. Überweisungen im vereinfachten Verfahren 

a) Erste Beratung des von der Bundesregie-
rung eingebrachten Entwurfs eines Zweiten 
Gesetzes zur Änderung des Seefischereige-
setzes 
- Drucksache 13/5739 -
Überweisungsvorschlag: 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
(federführend) 
Ausschuß für Umwelt, Naturschutz 
und Reaktorsicherheit 
Ausschuß für die Angelegenheiten 
der Europäischen Union 

b) Erste Beratung des von der Bundesregie-
rung eingebrachten Entwurfs eines Geset-
zes zu dem Abkommen vom 26. August 
1994 zwischen der Regierung der Bundes-
republik Deutschland und der Regierung 
der Sozialistischen Republik Vietnam über 
den Luftverkehr 
- Drucksache 13/6167 -  
Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Verkehr (federführend) 
Finanzausschuß 

c) Erste Beratung des von der Bundesregie-
rung eingebrachten Entwurfs eines Geset-
zes zu dem Abkommen vom 16. No-
vember 1995 zwischen der Regierung der 
Bundesrepublik Deutschl and und der Re- 
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gierung der Republik Usbekistan über den 
Luftverkehr 
- Drucksache 13/6168 -  

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Verkehr (federführend) 
Finanzausschuß 

d) Erste Beratung des von der Bundesregie-
rung eingebrachten Entwurfs eines Geset-
zes zu dem Abkommen über Partnerschaft 
und Zusammenarbeit vom 24. Juni 1994 
zwischen den Europäischen Gemeinschaf-
ten und ihren Mitgliedstaaten einerseits 
und der Russischen Föderation anderer-
seits 
- Drucksache 13/6201 - 
Überweisungsvorschlag: 

Auswärtiger Ausschuß (federführend) 
Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für Bildung, Wissenschaft, Forschung, 
Technologie und Technikfolgenabschätzung 

e) Erste Beratung des von der Bundesregie-
rung eingebrachten Entwurfs eines Geset-
zes zu dem Übereinkommen vom 23. Ja-
nuar 1996 zwischen der Regierung der 
Bundesrepublik Deutschland, der Regie-
rung der Französischen Republik, der Re-
gierung des Großherzogtums Luxemburg 
und dem Schweizerischen Bundesrat, han-
delnd im Namen der Kantone Solothurn, 
Basel-Stadt, Basel-Landschaft, Aargau und 
Jura, über die grenzüberschreitende Zu-
sammenarbeit zwischen Gebietskörper-
schaften und örtlichen öffentlichen Stellen 
- Drucksache 13/6202 -  

Überweisungsvorschlag: 

Auswärtiger Ausschuß (federführend) 
Rechtsausschuß 

f) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Albert  Schmidt (Hitzhofen), Gila Altmann 
(Aurich), Helmut Wilhelm (Amberg), weite-
rer Abgeordneter und der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN 

Für fairen Trassenzugang und marktfähige 
Trassenentgelte sorgen 
- Drucksache 13/6145 -  

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Verkehr (federführend) 
Haushaltsausschuß 

g) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Steffi Lemke, Ulrike Höfken, Michaele 
Hustedt, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Vorsorgeprinzip in der Fischerei veran-
kern 
- Drucksache 13/6057 -  

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
(federführend) 
Ausschuß für Umwelt, Naturschutz 
und Reaktorsicherheit 
Ausschuß für die Angelegenheiten 
der Europäischen Union 

h) Beratung des Antrags des Bundesministe-
riums der Finanzen 
Einwilligung gemäß § 64 Abs. 2 der Bun-
deshaushaltsordnung in die Veräußerung 
bundeseigener Grundstücke in Frankfurt 
am Main, ehemals US-genutztes IG Farben 
Hochhausgelände (Teilfläche ehemalige 
Junior-Highschool) 
- Drucksache 13/6183 -  

Überweisungsvorschlag: 

Haushaltsausschuß 

ZP2 Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Zweiten Geset-
zes zur Neuordnung von Selbstverwaltung 
und Eigenverantwortung in der gesetzlichen 
Krankenversicherung (2. GKV-Neuordnungs-
gesetz - 2. GKV-NOG) 
- Drucksache 13/6362 -  

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Gesundheit (federführend) 
Innenausschuß 
Sportausschuß 
Ausschuß für Wi rtschaft 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
Ausschuß für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Ausschuß für Bildung, Wissenschaft, Forschung, 
Technologie und Technikfolgenabschätzung 
Ausschuß für Fremdenverkehr und Tourismus 
Haushaltsausschuß 

Interfraktionell wird vorgeschlagen, die Vorlagen 
an die in der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse 
zu überweisen. - Ich höre keinen Widerspruch. Dann 
sind die Überweisungen so beschlossen. 

Interfraktionell ist vereinbart, die heutige Tages-
ordnung um die 

Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Angelika Beer, Amke Dietert-Scheuer, Cem 
Özdemir und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN 
Aktive Außenpolitik der Bundesregierung 
zum Schutz der Menschenrechte in der Türkei 
- Drucksache 13/6419 - 

zu erweitern. Sind Sie mit dieser Erweiterung der 
Tagesordnung einverstanden? - Das ist der Fall. Der 
Antrag soll ohne Aussprache dem Auswärtigen Aus-
schuß überwiesen werden. Sind Sie auch mit der 
Überweisung einverstanden? - Das ist ebenfalls der 
Fall. Dann ist auch das so beschlossen. 

Wir kommen jetzt zu den Tagesordnungspunkten 
17a bis 17j sowie dem Zusatzpunkt 3. Es handelt sich 
um die Beschlußfassung zu Vorlagen, zu denen 
keine Aussprache vorgesehen ist. 

Tagesordnungspunkt 17 a: 

Zweite und dritte Beratung des von der 
Bundesregierung eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes zur Regelung der Sicherheits-
anforderungen an Produkte und zum Schutz 
der CE-Kennzeichnung (Produktsicherheits-
gesetz - ProdSG) 
- Drucksache 13/3130 - 
(Erste Beratung 86. Sitzung) 
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Beschlußempfehlung und Be richt des Aus-
schusses für Wirtschaft (9. Ausschuß) 

- Drucksache 13/6203 - 

Berichterstattung: 
Abgeordneter Jürgen Türk 

Wir kommen zur Abstimmung. Ich bitte diejeni-
gen, die dem Gesetzentwurf in der Ausschußfassung 
zustimmen wollen, um das Handzeichen. - Gegen-
probe! - Enthaltungen? - Der Gesetzentwurf ist da-
mit in zweiter Beratung mit den Stimmen fast des 
ganzen Hauses bei Enthaltung der PDS angenom-
men worden. 

Dritte Beratung 

und Schlußabstimmung. Ich bitte diejenigen, die 
dem Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erhe-
ben. - Wer stimmt dagegen? - Enthaltungen? - Der 
Gesetzentwurf ist mit den Stimmen von CDU/CSU, 
F.D.P., SPD, Bündnis 90/Die Grünen bei Enthaltung 
der PDS angenommen worden. 

Tagesordnungspunkt 17 b: 

Zweite Beratung und Schlußabstimmung des 
von der Bundesregierung eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zu dem Übereinkommen 
vom 8. September 1976 über die Ausstellung 
mehrsprachiger Auszüge aus Personen-
standsbüchern 
- Drucksache 13/4995 - 

(Erste Beratung 121. Sitzung) 

Beschlußempfehlung und Bericht des Innen-
ausschusses (4. Ausschuß) 
- Drucksache 13/6144 - 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Meinrad Belle 
Dorle Marx 
Cem Özdemir 
Dr. Max Stadler 
Ulla Jelpke 

Der Innenausschuß empfiehlt auf Drucksache 
13/6144, den Gesetzentwurf unverände rt  anzuneh-
men. 

Zweite Beratung 

und Schlußabstimmung. Ich bitte diejenigen, die 
dem Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erhe-
ben. - Gegenstimmen? - Enthaltungen? - Der Ge-
setzentwurf ist somit mit den Stimmen des ganzen 
Hauses angenommen worden. 

(Vorsitz : Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Tagesord-
nungspunkt 17 c: 

Zweite Beratung und Schlußabstimmung des 
von der Bundesregierung eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zu dem Vertrag vom 
13. Juli 1995 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Tschechischen Republik 
über den Zusammenschluß der deutschen 
Autobahn A 6 und der tschechischen Auto-

bahn D 5 an der gemeinsamen Staatsgrenze 
durch Errichtung einer Grenzbrücke 

- Drucksache 13/5049 - 

(Erste Beratung 121. Sitzung) 

Beschlußempfehlung und Be richt des Aus-
schusses für Verkehr (15. Ausschuß) 

- Drucksache 13/6190 - 

Berichterstattung: Abgeordneter Peter Letzgus 

Der Ausschuß für Verkehr empfiehlt auf Drucksa-
che 13/6190, den Gesetzentwurf unverände rt  anzu-
nehmen. 

Zweite Beratung 

und Schlußabstimmung. Ich bitte diejenigen, die 
dem Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erhe-
ben. - Wer stimmt dagegen? - Stimmenthaltungen? - 
Ich stelle fest, daß der Gesetzentwurf mit den Stim-
men des Hauses bei Stimmenthaltung der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen und der Gruppe der PDS an-
genommen worden ist. 

Tagesordnungspunkt 17 d: 

Zweite Beratung und Schlußabstimmung des 
von der Bundesregierung eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zu dem Protokoll vom 
11. Dezember 1995 zur Änderung des Abkom-
mens vom 31. Oktober 1975 zwischen der Re-
gierung der Bundesrepublik Deutschland und 
der Regierung der Volksrepublik China über 
den Zivilen Luftverkehr 

- Drucksache 13/5291 - 

(Erste Beratung 125. Sitzung) 

Beschlußempfehlung und Be richt des Aus-
schusses für Verkehr (15. Ausschuß) 

- Drucksache 13/6191 - 

Berichterstattung: 
Abgeordneter Michael Jung (Limburg) 

Der Ausschuß für Verkehr empfiehlt auf Drucksa-
che 13/6191, den Gesetzentwurf unverände rt  anzu-
nehmen. 

Zweite Beratung 

und Schlußabstimmung. Ich bitte diejenigen, die 
dem Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erhe-
ben. - Gegenprobe! - Stimmenthaltungen? - Ich 
stelle fest, daß der Gesetzentwurf mit den Stimmen 
des Hauses bei Stimmenthaltung der Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen angenommen worden ist. 

Tagesordnungspunkt 17 e: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung des Zollverwaltungs-
gesetzes und anderer Gesetze 

- Drucksache 13/5737 - 

(Erste Beratung 135. Sitzung) 
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Beschlußempfehlung und Bericht des Finanz-
ausschusses (7. Ausschuß) 

- Drucksache 13/6401 - 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Volker Kröning 
Dr. Dieter Schulte (Schwäbisch Gmünd) 

Wir kommen zu Abstimmung. Ich bitte diejenigen, 
die dem Gesetzentwurf in der Ausschußfassung zu-
stimmen wollen, um das Handzeichen. - Gegen-
probe! - Stimmenthaltungen? - Ich stelle fest, daß 
der Gesetzentwurf in zweiter Lesung einstimmig an-
genommen worden ist. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 

und Schlußabstimmung ein. Ich bitte diejenigen, die 
dem Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erhe-
ben. - Gegenprobe! - Stimmenthaltungen? - Ich 
stelle fest, daß der Gesetzentwurf in dritter Lesung 
einstimmig angenommen worden ist. 

Tagesordnungspunkt 17 f: 

Beratung der Beschlußempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuß) 

Sammelübersicht 160 zu Petitionen 

- Drucksache 13/6326 - 

Wer für die Beschlußempfehlung zu Sammelüber-
sicht 160 stimmt, den bitte ich um das Handzeichen. 
- Gegenprobe! - Stimmenthaltungen? - Ich stelle 
fest, daß die Sammelübersicht 160 mit den Stimmen 
des Hauses bei Stimmenthaltung der Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen und der Gruppe der PDS ange-
nommen worden ist. 

Tagesordnungspunkt 17 g: 

Beratung der Beschlußempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuß) 

Sammelübersicht 161 zu Petitionen 

- Drucksache 13/6327 - 

Wer stimmt für diese Beschlußempfehlung zur 
Sammelübersicht 161? - Gegenprobe! - Stimment-
haltungen? - Ich stelle fest, daß diese Sammelüber-
sicht mit dem gleichen Stimmenverhältnis angenom-
men worden ist. 

Tagesordnungspunkt 17 h: 

Beratung der Beschlußempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuß) 

Sammelübersicht 163 zu Petitionen 

- Drucksache 13/6329 - 

Wer stimmt für diese Beschlußempfehlung zur 
Sammelübersicht 163? - Gegenprobe! - Stimment-
haltungen? - Ich stelle fest, daß die Sammelübersicht 
mit den Stimmen des Hauses gegen die Stimmen der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen und der Gruppe der 
PDS angenommen worden ist. 

Tagesordnungspunkt 17i: 

Beratung der Beschlußempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuß) 

Sammelübersicht 164 zu Petitionen 

- Drucksache 13/6330 - 

Wer für diese Beschlußempfehlung stimmt, den 
bitte ich um das Handzeichen. - Die Gegenprobe! - 
Stimmenthaltungen? - Ich stelle fest, daß die Sam-
melübersicht mit den Stimmen des Hauses bei 
Stimmenthaltung der Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen angenommen worden ist. 

Tagesordnungspunkt 17j: 

Beratung der Beschlußempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuß) 

Sammelübersicht 165 zu Petitionen 

- Drucksache 13/6331 - 

Wer für diese Beschlußempfehlung stimmt, den 
bitte ich um das Handzeichen. - Die Gegenprobe! - 
Stimmenthaltungen? - Ich stelle fest, daß die Sam-
melübersicht mit den Stimmen des Hauses bei 
Stimmenthaltung der Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen und der Gruppe der PDS angenommen worden 
ist. 

Zusatzpunkt 3: 

Zweite und dritte Beratung des vom Bundesrat (D)  
eingebrachten Entwurfs eines Zweiten Geset-

zes zur Änderung des Rechtspflege-Anpas-
sungsgesetzes - RpflAnpG 

- Drucksache 13/6039 - 

(Erste Beratung 138. Sitzung) 

Beschlußempfehlung und Bericht des Rechts-
ausschusses (6. Ausschuß) 

- Drucksache 13/6408 - 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Dr. Diet rich Mahlo 
Dr. Michael Luther 
Hans-Joachim Hacker 

Ich bitte diejenigen, die dem Gesetzentwurf in der 
Ausschußfassung zustimmen wollen, um das Hand-
zeichen. - Die Gegenprobe! - Stimmenthaltungen? - 
Ich stelle fest, daß der Gesetzentwurf in zweiter Le-
sung mit den Stimmen des Hauses bei Stimmenthal-
tung der Gruppe der PDS angenommen worden ist. 

Damit treten wir in die 

dritte Beratung 

und Schlußabstimmung ein. Ich bitte diejenigen, die 
dem Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erhe-
ben. - Gegenprobe! - Stimmenthaltungen? - Ich 
stelle fest, daß der Gesetzentwurf in dritter Lesung 
mit dem gleichen Stimmenverhältnis angenommen 
worden ist. 
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Interfraktionell ist vereinbart worden, die heutige 
Tagesordnung um die 

Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Rechtsausschusses (6. Ausschuß) 
zu der Verordnung der Bundesregierung 
- Drucksachen 13/6053, 13/6091 Nr. 2.4 - 

Zweite Verordnung zur Änderung der Kon-
zernabschlußefreiungsverordnung 
- Drucksache 13/6409 - 

zu erweitern, was immer das sein möge. 

(Heiterkeit) 

Über die Vorlage soll jetzt gleich ohne Debatte abge-
stimmt werden. Sind Sie mit der Erweiterung der Ta-
gesordnung einverstanden? - Ich sehe und höre kei-
nen Widerspruch. Dann ist es so beschlossen. 

Damit kommen wir zur Abstimmung über die Be-
schlußempfehlung des Rechtsausschusses. Wer für 
diese Beschlußempfehlung stimmt, den bitte ich um 
das Handzeichen. - Gegenprobe! - Stimmenthaltun-
gen? - Ich stelle fest, daß die Beschlußempfehlung 
mit den Stimmen des Hauses bei Stimmenthaltung 
der Gruppe der PDS angenommen worden ist. 

Ich rufe den Zusatzpunkt 4 auf: 

Aktuelle Stunde 
auf Verlangen der Fraktion der F.D.P. 

Haltung der Bundesregierung zu den Plänen 
der Landesregierung Schleswig-Holstein, in 
einem Modellversuch sogenannte weiche 
Drogen in Apotheken verkaufen zu lassen 

Ich eröffne die Aussprache und gebe dem Abge-
ordneten Jürgen Koppelin das Wo rt . 

Jürgen Koppelin (F.D.P.): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Nach einer Entscheidung 
der rot-grünen schleswig-holsteinischen Landesre-
gierung ist geplant, zukünftig den Verkauf von Ha-
schisch und Marihuana in Apotheken zu ermögli-
chen. 

(Beifall bei der PDS) 

Dabei wird umgesetzt, was die rot-grüne Koalition 
in Schleswig-Holstein in ihr Koalitionspapier ge-
schrieben hat, nämlich, Ziel der Drogenpolitik sei 
„der verantwortungsvolle Umgang mit Genußmit-
teln". 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

Es ist schon eine merkwürdige Begründung der 
schleswig-holsteinischen Landesregierung, wenn sie 
erklärt, zukünftig sollten weiche Drogen in Apothe-
ken verkauft werden, 

(Dietrich Austermann [CDU/CSU]: Weiche 
Birnen!) 

um junge Menschen vor Sucht, Abhängigkeit und 
Kriminalisierung zu bewahren. 

Frau Landesministerin Moser, ich freue mich, daß 
Sie hier sind. Sie werden sich, wenn Sie nachher re-
den, in Ihrer Begründung nicht auf Urteile des Bun

-

desverfassungsgerichtes berufen können. Ihre Argu-
mentation ist nämlich völlig falsch. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Wir sagen: Wer zukünftig weiche Drogen in Apo-
theken verkaufen wi ll, der sorgt dafür, daß die allge-
meine Akzeptanz für weiche Drogen weiter steigt. 

(Widerspruch bei der SPD) 

Wer will  in Kampagnen noch erklären, daß Drogen-
konsum schädlich ist, wenn diese Drogen gleichzei-
tig in jeder Apotheke in Schleswig-Holstein mit staat-
licher Genehmigung gekauft werden können? 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Die rot-grüne Koalition von Schleswig-Holstein 
will weiche Drogen legal verkaufen lassen. 

(Dr. Wolfgang Wodarg [SPD]: Harte Drogen 
werden auch in der Apotheke verkauft!) 

Da ist es natürlich nur konsequent, daß die gleiche 
rot-grüne Landesregierung diese weichen Drogen 
auch legal beschaffen muß. Mit anderen Worten - 
das ist in Schleswig-Holstein geplant -: Sie selber 
wird diese weichen Drogen anbauen. 

(Antje-Marie Steen [SPD]: Was Sie alles 
wissen!) 

Das schleswig-holsteinische Projekt hat nicht zum 
Ziel, die Trennung der Märkte für harte und weiche 
illegale Drogen zu erreichen. Das Ziel ist vielmehr 
einzig und allein die Verwirklichung des Koalitions-
vertrages, nämlich das, was ich soeben zitiert habe: 
„verantwortlicher Umgang mit Genußmitteln". 

Wie will man den Bürgern eigentlich erklären, daß 
die schleswig-holsteinische Landesregierung in eige-
nen Gewächshäusern Hanf zur Haschischproduktion 
anbauen darf, während jeder andere dafür gesetzlich 
belangt wird? 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Oder ganz einfach gesagt: Nach dem roten Libane-
sen und dem schwarzen Afghanen nun der rot-grüne 
Schleswig-Holsteiner. Das ist die Botschaft aus 
Schleswig-Holstein. 

(Zurufe von der SPD, dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN und der PDS: Oh! - Beifall 

des Abg. Dr. Guido Westerwelle [F.D.P.]) 

Vielleicht noch mit dem Gütesiegel der schleswig-
holsteinischen Landwirtschaftskammer versehen: 
„Hergestellt und geprüft in Schleswig-Holstein" - 
unter der Leitung von Heide Simonis. 

Ohne ein Konzept zur Drogenbekämpfung zu ha-
ben, ist in Schleswig-Holstein die Entscheidung zum 
Verkauf weicher Drogen in Apotheken getroffen 
worden. Frau Ministe rin Moser, wir wollen deswegen 
wissen, wie zum Beispiel der Innenminister des Lan-
des die Polizeibeamten in Schleswig-Holstein darauf 
vorbereitet, den Versuch konzeptionell zu begleiten. 
Wir wollen wissen, wie der Landesjustizminister die 
Justiz des Landes darauf vorbereitet, den Versuch 
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konzeptionell bei der Aburteilung und Verfolgung 
von Straftaten in diesem Bereich zu begleiten. 

(Dr. Wolfgang Wodarg [SPD]: In Apotheken 
wird auch Morphium abgegeben!) 

Darauf hat es bisher keine Antworten gegeben. 

Ich meine, eine Entscheidung in der Drogenpolitik 
kann ein Bundesland nicht allein treffen. Eine Zu-
sammenarbeit der Bundesländer gemeinsam mit der 
Bundesregierung ist nötig, nichts anderes. 

(Beifall des Abg. Dr. Guido Westerwelle 
[F.D.P.]) 

Ich kann die Sorgen verstehen, die zum Beispiel 
aus Dänemark von sehr akzeptablen Politikern kom-
men, die befürchten, daß Schleswig-Holstein zur An-
laufstelle für dänische Drogenkonsumenten werden 
könnte. Frau Ministerin Moser sagt: Bei uns ist das 
Zeug sowieso an jeder Ecke zu kaufen. Das ist nicht 
mein Problem. - Das können ja wohl keine Argu-
mente sein. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Neuen Wegen in der Drogenpolitik steht die F.D.P. 
aufgeschlossen gegenüber. Dabei lassen wir uns von 
zwei Grundsätzen leiten: 

Erstens. Therapie hat,, Vorrang vor Bestrafung. 

Zweitens. Potentielle Erstkonsumenten müssen vor 
dem Drogenkonsum geschützt und bewah rt  werden. 

(Volker Beck [Köln] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Wie machen Sie denn das? 
Erzählen Sie doch einmal, wie Sie das 

machen!) 

Die Botschaft aus Schleswig-Holstein lautet dage-
gen: Jeder ab 16 Jahren kann weiche Drogen bekom-
men, wenn er sie haben will. Das, so meinen wir, darf 
nicht sein. Das ist der falsche Weg. Wir erwarten vom 
Berliner Institut für Arzneimittel und Medizinpro-
dukte, daß der Verkauf von weichen Drogen in Apo-
theken untersagt wird. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Das Signal aus Schleswig-Holstein an die Öffent-
lichkeit ist katastrophal. Es wird der Anschein er-
weckt, Drogenkonsum werde nicht mehr geächtet, 
sondern geradezu erlaubt. Wir fordern die Verant-
wortlichen in der Bundesregierung auf, alle Möglich-
keiten auszuschöpfen, um den schleswig-holsteini-
schen Modellversuch zu stoppen. 

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Nun gebe ich 
als Mitglied des Bundesrates der Ministe rin des Lan-
des Schleswig-Holstein für Arbeit, Gesundheit und 
Soziales, Heide Moser, das Wo rt . 

Ministerin Heide Moser (Schleswig-Holstein) (von 
der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der 
PDS mit Beifall begrüßt): 

(Eduard Oswald [CDU/CSU]: Da klatschen 
die noch! - Weitere Zurufe von der CDU/ 
CSU: Peinlich! - Dietrich Austermann 
[CDU/CSU]: Eine bekiffte Idee! - Gegenruf 
des Abg. Dr. Uwe Küster [SPD]: Herr 

Austermann möge sich zurückhalten!) 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Sie de-
battieren heute in einer Aktuellen Stunde in Fünf-
Minuten-Beiträgen über ein Thema, mit dem sich die 
schleswig-holsteinische Landesregierung und die 
Gesundheitsministerkonferenz seit zwei Jahren, also 
lange vor Rot-Grün in Schleswig-Holstein, 

(Dr. Guido Westerwelle [F.D.P.]: Aber nicht 
mit dem Ergebnis!) 

unter Hinzuziehung vieler Experten und unter 
freundlich zustimmender Begleitung der F.D.P.-Frak-
tion im schleswig-holsteinischen Landtag beschäf-
tigt. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS - Jürgen Koppelin 
[F.D.P.]: Das stimmt gar nicht! Nicht mit 
dem Ergebnis! - Gegenruf des Abg. 

Dr. Wolfgang Wodarg [SPD]: Heuchler!) 

Lassen Sie mich in den zur Verfügung stehenden 
wenigen Minuten versuchen, sachlich unsere Ziele 
und Ausgangspunkte darzulegen. Ausgangspunkte 
des geplanten Modellversuchs zur Trennung der 
Märkte von weichen und harten Drogen sind erstens 
die Realität, zweitens wissenschaftliche Erkenntnisse 
von Medizinern, Pharmakologen, Kriminologen und 
Sozialwissenschaftlern sowie drittens - dies beides 
bündelnd - das Urteil des Bundesverfassungsge-
richts vom März 1994. 

(Dietrich Austermann [CDU/CSU]: Jetzt 
reden Sie Quatsch!) 

Ad 1. Lassen Sie mich zur Realitätseinschätzung 
einen Jungpolitiker der Unionsparteien und Polizei-
beamten zitieren: 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist das letzte 
Aufgebot!) 

„Die Drogenpolitik in Deutschland ist gescheitert." 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS - Zurufe von der 

CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Frau Ministe-
rin, eine Sekunde. 

Meine verehrten Kolleginnen und Kollegen, ich 
bitte, den Ausführungen des Mitglieds eines anderen 
Verfassungsorgans in Ruhe zuzuhören. 

(Beifall bei der SPD, beim BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS - Eduard Oswald 
[CDU/CSU]: Wir müssen froh sein, daß vom 

Bundesrat überhaupt jemand da ist!) 



13134 	Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 145. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 5. Dezember 1996 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch 

) Ich bitte um etwas Zurückhaltung. Gelegenheit, un-
tereinander zu streiten, gibt es noch genug. Bitte, 
halten wir uns an die Ordnung des Hauses! 

Frau Ministerin, Sie haben das Wort . 

Ministerin Heide Moser (Schleswig-Holstein): Ich 
danke Ihnen, Herr Präsident. 

„Die Drogenpolitik in Deutschland ist gescheitert", 
so der Vorsitzende der Jungen Union im schleswig-
holsteinischen Glückstadt. 

(Zurufe von der CDU/CSU und der F.D.P.: 
Oh! - Jürgen Koppelin [F.D.P.]: Wieviel Ein

-

wohner haben die eigentlich?) 

„40 Jahre Verbotspolitik haben zu keinem Ergebnis 
geführt, außer zu einer Blockade in den Köpfen der 
Menschen. Alle Parteien müssen umdenken." Ich 
weiß aus Briefen, daß dieser junge Polizeibeamte 
auch in seiner Partei nicht alleine steht. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Die Epidemiologie des Drogenmißbrauchs, wenn 
Sie sie denn kennen, und die Zahlen über die Dro-
genkriminalität, wie sie die Bundesregierung jährlich 
vorlegt, belegen genau diese Einschätzung. Die Zahl 
der Erstkonsumenten harter Drogen sinkt nicht, wie 
zum Beispiel in den Niederlanden, sie steigt. Mit ihr 
steigen das gesundheitliche und soziale Elend und 
die Beschaffungskriminalität. 

Bis zu vier Millionen - so lauten die Schätzungen - 
vor allem junge Menschen erreichen wir mit unserem 
Totalverbot von Cannabis überhaupt nicht. Prohibi-
tion ist nicht gleich Prävention. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS - Dr. Guido Wester

-

welle [F.D.P.]: Das haben wir gewußt!) 

Wir setzen diese jungen Leute den Gefahren eines 
kriminogenen Umfeldes dadurch aus, weil die 
Märkte und die Konsumentengruppen nicht ausrei-
chend getrennt sind. 

(Jürgen Koppelin [F.D.P.]: Bei Kaufhausdie

-

ben machen wir das jetzt schon!) 

Gerade das Totalverbot kann Cannabis zur Einstiegs

-

droge machen, nicht seine stoffliche Wirkung. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Es fällt mir nichts dem Parlament Würdiges zu den 
Äußerungen des Kollegen Kanther ein, der sagt: Die 
jungen Leute gehen doch gar nicht zum Dealer; sie 
kriegen es von einem Freund. Woher, bitte, hat es der 
Freund? 

(Jürgen Koppelin [F.D.P.]: Woher kriegen 
Sie das Zeug?) 

Ad 2. In bezug auf Cannabis ist das bisherige Um-
feld des Konsums gefährlicher als der Konsum an 
sich. Ich verweise dazu auf die umfangreiche Litera-
tur, die das Bundesverfassungsgericht herangezogen 
hat, auf den Be richt der 68. Gesundheitsminister

-

konferenz und auf das pharmakologische Gutachten 
der Universität Kiel, das die Landesregierung in Auf-
trag gegeben hat. 

(Walter Hirche [F.D.P.]: Das war keine Ant-
wort  auf die Frage von Herrn Koppelin! - 
Jürgen Koppelin [F.D.P.]: Woher kriegen Sie 
das denn? - Zuruf von der CDU/CSU: Das 
ist doch völlig falsch zitiert! - Weiterer 

Zuruf von der CDU/CSU: Grober Unfug!) 

Ad 3. Urteil des Bundesverfassungsgerichts. All 
dieses wissend und die Realität sehend, hat das 
höchste deutsche Ge richt den Gesetzgeber aufgefor-
dert, zu prüfen, wie sich die Lage entwickelt hat, und 
insbesondere einzuschätzen, ob und inwieweit die 
Freigabe von Cannabis zu einer Trennung der Dro-
genmärkte führen und damit zur Eindämmung des 
Betäubungsmittelkonsums insgesamt beitragen kann 
oder ob nur das strafbewehrte Vorgehen gegen den 
Drogenmarkt insgesamt und gegen die ihn bestim-
mende organisierte Kriminalität hinreichenden Er-
folg verspricht. Just dieses tun wir. Wir erfüllen diese 
Prüfaufforderung des Bundesverfassungsgerichts. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Nach geltendem Recht ist der einzige Weg für die 
Überprüfung, daß wir nach § 3 Betäubungsmittelge-
setz einen Modellversuch beim Bundesinstitut für 
Arzneimittel und Medizinprodukte beantragen. 
Dazu, Herr Koppelin 

(Jürgen Koppelin [F.D.P.]: Woher kriegen 
Sie das Zeug denn her?) 

- warten Sie noch eine Sekunde ab -, 

(Jürgen Koppelin [F.D.P.]: Sie kommen ja 
nicht auf diesen Punkt!) 

wird auch der Antrag gehören, Cannabis legal zu be-
schaffen bzw. anzubauen, aber nicht in staatlicher 
Regie. 

Die Bundesregierung sollte uns dankbar sein, daß 
wir ihr diese schwierige Arbeit, an die sie sich nicht 
herantraut, abnehmen. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Lassen Sie mich zum Schluß unsere beiden Haupt-
ziele noch einmal nennen: Erstens. Die Erprobung 
von Wegen zur Trennung der Märkte von weichen 
und harten Drogen zum Schutz von Gelegenheits-
konsumenten und zur besseren Prävention von Dro-
genmißbrauch und -sucht. 

Zweitens. Mehr Glaubwürdigkeit in der Präven-
tion gerade gegenüber Jugendlichen. Denn, meine 
Damen und Herren, wer nicht die Sucht bekämpft, 
sondern nur einzelne Drogen, einzelne Suchtstoffe, 
und andere nicht, der ist unglaubwürdig. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Wer das totale Verkehrsverbot von Cannabis nicht 
nachvollziehbar begründen kann, weil er für Zigaret

-

ten und Alkohol trotz gleicher bzw. größerer Gefähr- 
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lichkeit Werbung zuläßt, ist unglaubwürdig, und er 
ist nicht konsequent in der Bekämpfung der Sucht-
gefahr. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS - Dr.  Roll  Olderog 

[CDU/CSU]: Das ist doch keine Logik!) 

Und, meine Damen und Herren, wer mit betonierter 
Starrköpfigkeit Antworten auf diese und andere Fra-
gen in der Drogenpolitik verweigert, der redet von 
Prävention wie ein Blinder von der Farbe oder, um 
beim Thema zu bleiben, wie ein Schwerstideologie-
abhängiger mit totalem Realitätsverlust. 

Schönen Dank. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der PDS) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich gebe das 
Wort  dem Abgeordneten Hubert Hüppe. 

Hubert Hüppe (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Lieber wäre es mir ja gewesen, 
Frau Moser hätte heute einmal über neue Modelle 
zur Prävention oder zur Therapie gesprochen. 

(Manfred Opel [SPD]: Das können Sie doch 
machen! Sie haben doch das Wort!)  

Aber das, was Sie gesagt haben, verstärkt noch den 
Eindruck, daß es Ihnen gar nicht mehr um Hilfe für 
die Leute geht, sondern nur noch darum, in dieser 
Gesellschaft eine weitere Droge kulturell zu etablie-
ren. Das ist die Tatsache. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Widerspruch bei der PDS) 

Meine Damen und Herren, ich finde es schon un-
ehrlich, so zu tun, als wolle man einen wissenschaftli-
chen Versuch durchführen, und gleichzeitig auf dem 
SPD-Parteitag zu fordern, daß man die Freigabe so-
wieso will, und zwar nicht nur die von Haschisch, 
sondern auch die kontrollierte Abgabe von Heroin 
und anderen harten Stoffen. Dann sagen Sie doch, 
was Sie wollen, und seien Sie nicht so unehrlich, 
meine Damen und Herren! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Peter  Dreßen [SPD]: Das ist unverschämt! 
Sie lügen bewußt! - Weitere Zurufe von 

der SPD) 

- Nein, ich lüge nicht. Lesen Sie die Ziffer 192 Ihres 
Leitantrages, meine Damen und Herren, dann wer-
den Sie das verstehen. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Einen Augen-
blick, Herr Kollege. Ich darf einmal unterbrechen. 

Meine Kolleginnen und Kollegen, wenn der Lärm-
pegel so hoch wird, daß man hier oben überhaupt 
nicht mehr verstehen kann, was der Redner sagt - 
Sie können es ja dann auch nicht mehr verstehen -, 
dann nehme ich mir die Freiheit, die Redezeit zu ver-
längern. 

(Dr. Wolfgang Wodag [SPD]: O nein!) 

Hubert  Hüppe (CDU/CSU): Ich bedanke mich, 
Herr Präsident. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Bitte, Herr Kol-
lege, Sie haben das Wort . 

Hubert  Hüppe (CDU/CSU): Meine Damen und 
Herren, wenn Sie so etwas auch noch auf einem Ju-
gendparteitag beschließen, finde ich das noch unver-
antwortlicher. 

Herr Singer, Sie sind doch suchtpolitischer Spre-
cher. Sie haben sich doch schon häufig hier zu den 
Gefahren von Cannabis geäußert. Seien Sie einmal 
ehrlich, und stellen Sie sich gegen diese SPD-Mini-
sterin! Folgen Sie Herrn Glogowski, dem Innenmini-
ster von Niedersachsen, der gesagt hat, er würde ei-
nen solchen Weg niemals mitgehen und er würde 
dies gegenüber den Jugendlichen für unverantwort-
lich halten. Ich kann diese Meinung nur teilen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Damit das klar ist: Cannabis ist nicht risikolos, und 
es ist schon gar nicht risikolos für 16jährige. 

(Uwe Hiksch [SPD]: Genauso wie Alkohol!) 

- Natürlich, Alkohol auch nicht. Aber Sie können 
doch nicht auf der einen Seite sagen, Sie seien gegen 
legale Drogen und wir hätten bei den legalen Drogen 
versagt, und auf der anderen Seite wollen Sie eine 
weitere Droge legalisieren. Das ist doch der falsche 
Weg. Da müßten wir die anderen angehen. Das wäre 
der richtige Weg. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Meine Damen und Herren, Cannabiskonsum kann 
neben Rauschzuständen Lethargie, Angstgefühle, 
Realitätsverlust und Depressionen hervorrufen. Das 
sagt das Gutachten, das Sie selbst vorgelegt haben. 
Lesen Sie es im Gutachten der Kieler Universität 
nach! 

Es ist natürlich gerade für junge Menschen, für 
16jährige - auch denen wollen Sie diesen Stoff ge-
ben - um so gefährlicher, weil nämlich diese jungen 
Menschen in einer Orientierungsphase sind, ihren 
Beruf suchen, erstmals Partnerschaften eingehen. 
Diesen Menschen dann eine Droge in die Hand zu 
geben ist um so unverantwortlicher. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Zuruf von der 
CDU/CSU: Die Moser sollte einmal zuhö

-

ren!) 

Ich muß wirklich fragen - wo Sie doch gegen Alko-
hol sind und auf die Gefahren des Alkohols aufmerk-
sam machen; ich teile vollkommen Ihre Meinung -: 
Reicht es denn nicht, daß schon bei den Verkehrsun-
fällen so viele Menschen durch Alkohol umkommen? 
Muß denn noch eine weitere Droge wie Cannabis 
hinzukommen, die in diesem Zusammenhang minde-
stens genauso gefährlich ist? Das müssen Sie sich fra-
gen lassen. 

(Volker Beck [Köln] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Warum senken Sie denn nicht 

die Promillegrenze?) 
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Es geht Ihnen doch gar nicht um die Trennung der 
Märkte. Sie wissen doch, daß die Märkte schon 
heute getrennt sind. Glauben Sie denn wirklich, daß 
der 16jährige in die Apotheke geht und sich registrie-
ren läßt, wenn Sie sagen, daß Sie einen höheren 
Preis für diesen Stoff in den Apotheken nehmen wol-
len? Das alles fehlt in Ihrem Antrag. 

Es ist schon interessant, wenn Sie hier mit Zahlen 
argumentieren; denn in dem Gutachten von Profes-
sor Raschke, das Sie selber in Auftrag gegeben ha-
ben, steht, daß sie überhaupt noch keine Aussage-
kraft über den Cannabis-Konsum in Schleswig-Hol-
stein hätten. Wie wollen Sie denn dann ein Ergebnis 
herbeiführen? 

Was Sie letztendlich wollen, ist die Freigabe einer 
weiteren Droge. Frau Moser, Sie haben im „Ham-
burger Abendblatt" gesagt, Sie wollten die Angst vor 
dieser Droge nehmen, aber das sei ein längerer Weg. 
Ich kann Ihnen für die Regierungskoalition nur sa-
gen: Diesen Weg werden wir nicht mitgehen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich gebe dem 
Abgeordneten Rezzo Schlauch das Wo rt . 

Rezzo Schlauch (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Bei der 
heutigen Aktuellen Stunde fragte man sich schon, 
was die F.D.P. reitet, zum wiederholten Male eine 
durchsichtige Vorführnummer auf rechtsstaatlichem 
Parkett zu versuchen. Wollen Sie denn von Ihren 
peinlichen steuerpolitischen Flops Ihrer Fraktion ab-
lenken? 

(Dr. Guido Westerwelle [F.D.P.]: Zur Sache! 
- Zuruf von der F.D.P.: Oh!) 

Oder wollen Sie sich, Herr Westerwelle, nahtlos in 
die Front des erfolglosen Antidrogenkriegers Kan-
ther und des eifernden Drogenmissionars Sauer ein-
reihen? Oder wollen Sie zur Freude Ihres Rechts-
außenparteifreundes Stahl die F.D.P. von den letzten 
Resten liberaler Rechtsstaatspartei in die rechte 
Staatspartei überführen? 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Oder, Herr Westerwelle, handeln Sie einfach nach 
dem Motto: Wenn es dem Esel zu wohl wird, geht er 
auf das Eis? Denn daß es Ihnen zu wohl ist, zeigt sich 
daran, daß Ihr Parteifreund in Schleswig-Holstein, 
Herr Kubicki, 

(Beifall des Abg. Jürgen Koppelin [F.D.P.]) 

der schließlich Protagonist der Legalize-Bewegung 
der 70er Jahre war, im schleswig-holsteinischen 
Landtag den Antrag nicht in der Sache, sondern le-
diglich in der Begründung kritisiert hat. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Dabei kann in der Tat der Modellversuch des Bun-
desverfassungsgerichts für sich in Anspruch nehmen 
- ich zitiere -: „Der Gesetzgeber wird einzuschätzen 
haben, ob und inwieweit die Freigabe von Cannabis 
zu einer Trennung der Drogenmärkte führt." Ich 
frage Sie: Wie soll denn der Gesetzgeber diese Ein-
schätzung leisten, ohne jemals Erfahrungen mit einer 
legalen Abgabe von Cannabis sammeln zu können? 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Deshalb hat das Betäubungsmittelgesetz in § 3 diese 
Möglichkeit aufgetan. 

Es liegt sehr wohl, Herr Kollege Westerwelle 

(Dr. Guido Westerwelle [F.D.P.]: Ich habe 
noch gar nicht gesprochen!) 

- aber Ihr Kollege -, im öffentlichen Interesse, end-
lich zu verhindern, daß Jugendliche, die Haschisch 
ausprobieren, in die Hände der Drogendealer fallen 
und auf Kokain und Heroin umsteigen. Oder finden 
Sie, daß es mehr im öffentlichen Interesse liegt, wenn 
statt dessen 30 000 Jugendliche pro Jahr wegen Be-
sitz von ein paar Gramm Haschisch strafrechtlich ver-
folgt, davon 8 000 verurteilt werden und dadurch er-
hebliche Schwierigkeiten in ihrem sozialen Alltag 
bekommen? 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 

PDS) 

Die vielen „Freunde", die der Herr Innenminister 
und auch die Frau Gesundheitsministerin zitiert ha-
ben - es sind zirka 4 bis 6 Millionen Haschischkonsu-
menten in der Bundesrepub lik -, müssen ja ihren 
Stoff irgendwoher bekommen. Die Frage ist, ob sie 
ihn von den Dealern oder von der Apotheke oder ei-
ner Drogerie bekommen. 

(Wolfgang Lohmann [Lüdenscheid] [CDU/ 
CSU]: Oder von Frau Moser! - Zuruf von 

der CDU/CSU: Aus dem Bioladen!) 

Das Bundesverfassungsgericht ist da weit realisti-
scher als Sie. Es stellt fest, ein gelegentliches Umstei-
gen liege nicht an einer Rauschgewöhnung, sondern 
vielmehr an der Einheitlichkeit des Drogenmarktes; 
denn der Cannabis-Raucher bezieht das Haschisch 
in der Regel von Dealern, die auch mit harten Drogen 
handeln. Hieran hat sich dank einer bornierten Dro-
genpolitik der CDU/CSU bis zum heutigen Tage 
nichts geändert. Offensichtlich reihen Sie von der 
F.D.P. sich jetzt ein. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD - Wolfgang Lohmann 
[Lüdenscheid] [CDU/CSU]: Ach du großer 

Gott!)  

Drogenpolitiker - dazu gehören jetzt auch Sie, Herr 
Koppelin und Herr Westerwelle -, 

(Dr. Guido Westerwelle [F.D.P.]: Ich habe 
doch noch gar nicht geredet!) 
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die neue Erkenntnisse ablehnen oder gar nicht ge-
winnen wollen, kapitulieren vor der Drogensucht 
und vor der Mafia und begünstigen sie. 

Keiner von uns will die Risiken des Drogenkon-
sums verharmlosen. Wenn aber die Volksdroge Alko-
hol, die übrigens in zunehmendem Maße auch wie-
der von Jugendlichen konsumiert wird, wie das Max-
Planck-Institut feststellt, weiterhin konsumiert wer-
den kann, während die andere Droge ins Gefängnis 
führt, dann ist das nicht glaubwürdig. Vor diesem 
Hintergrund kann man auch keine glaubwürdige 
Prävention betreiben. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD - Jürgen Koppelin [F.D.P.]: 

Darüber kann man ja reden!) 

Deshalb mein Appell an Sie - wenn Sie noch re-
den, Herr Westerwelle, dann gehe ich davon aus, daß 
Sie dazu noch etwas sagen -: Torpedieren Sie nicht 
den Versuch in Schleswig-Holstein! Wenn auch Sie 
interessiert  sind, Drogenabhängigkeit einzudämmen 
und Süchtigen zu helfen, 

(Wolfgang Lohmann [Lüdenscheid] [CDU/ 
CSU]: Dann muß man den Versuch verhin

-

dern!) 

dann machen Sie Vorschläge, den Versuch zu opti-
mieren und nicht zu diskreditieren. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der PDS - Jürgen Koppelin 
[F.D.P.]: Statt Butterfahrt jetzt Haschisch

-fahrt!) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich gebe der 
Abgeordneten Dr. Barbara Höll das Wo rt . 

Dr. Barbara Höll (PDS): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Herr Koppelin, wenn es hier nicht 
tatsächlich um ein ernstes Problem ginge, von dem 
viele Jugendliche betroffen sind, könnte man einfach 
sagen: Das, was Sie hier abgeliefert haben, war abso-
lut billig. 

(Beifall bei der PDS sowie bei Abgeordne

-

ten der SPD) 

Worum geht es Ihnen denn? Wollen Sie auf das 
Bundesinstitut für Arzneimittel und Medizinprodukte 
Druck ausüben, um das Modellprojekt zu verhin-
dern? Man hätte noch die Hoffnung haben können, 
Sie wollten liberale Stimmen innerhalb der F.D.P. un-
terstützen. Aber das haben Sie hier ad absurdum ge-
führt. 

Die Aktuelle Stunde kann bei weitem nicht eine 
notwendige Fortführung der Drogendebatte erset-
zen. Wenn Herr Bundesinnenminister Kanther im 
Vorfeld der heutigen Aktuellen Stunde davon ge-
sprochen hat, daß das eine ganz schlimme Sache, 
eine ganz falsche Politik und eine wirkliche Sünde 
gegen die Jugend sei, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Da hat er recht!) 

dann muß ich Frau Moser wirklich recht geben: Das, 
was hier läuft, ist eine Denunziation der drogenpoliti-
schen Diskussion, nicht mehr und nicht weniger. 

(Beifall bei der PDS und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 

SPD) 

Sie verhindern genau damit, daß diese Debatte 
wirklich entemotionalisiert und entideologisiert wird. 
Jugendgefährdend ist nicht der Konsum von Drogen, 
von Cannabis und Marihuana, sondern jugendge-
fährdend ist die Kriminalisierung. 

(Beifall bei der PDS sowie bei Abgeordne

-

ten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN) 

Wenn Sie noch ein bißchen Realitätssinn hätten, 
wüßten Sie das und würden das hier auch so zur 
Sprache bringen. 

(Jürgen Koppelin [F.D.P.]: Wie beim Laden

-

diebstahl!) 

Es ist schon zu weit nach 12 Uhr, um die Drogende-
batte so zu führen. Hanf als Rohstoff, Hanf als medi-
zinisches Heil- und Schmerzmittel, Hanf auch als 
Grundlage für Rauschmittel, das sollte auf wissen-
schaftlicher Grundlage diskutiert werden. Das, was 
an wissenschaftlichen Untersuchungen dazu vor-
liegt, müssen wir zur Kenntnis nehmen. Wir haben 
unter anderem eine Kleine Anfrage dazu gestellt. Es 
gibt Untersuchungen. Aber man hat das Gefühl, daß 
Sie nicht einmal mehr dazu in der Lage sind, diese zu 
lesen. 

Sie verbauen mit der heutigen Diskussion die der-
zeit einzige legale Möglichkeit, durch die Trennung 
des Marktes für harte und weiche Drogen in einem 
Modellprojekt neue Erkenntnisse zu gewinnen. Das 
ist nicht einfach ein rot-grüner Modellversuch - es ist 
lächerlich, was Sie hier vorgebracht haben -, son-
dern das ist die Umsetzung einer Empfehlung der 
Bundesgesundheitsministerkonferenz. Ich frage 
mich wirklich, wo wir hier sind. 

(Beifall bei der PDS sowie bei Abgeordne

-

ten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN - Zuruf von der F.D.P.: Das 

stimmt ja gar nicht!) 

- Natürlich stimmt das. 

Ich möchte aus diesem Grunde unseren Respekt 
für Frau Moser ausdrücken, daß sie das in die Hand 
genommen hat und nun auch umsetzen will. 

(Beifall bei der PDS) 

Was bringt der Vorschlag einer Abgabe in Apothe-
ken: Kontrollierte Qualität, eine getrennte Abgabe 
von harten und weichen Drogen, ein geprüfter Wirk-
stoffgehalt, die Abgabe erfolgt nicht an Minderjäh-
rige 

(Hubert  Hüppe [CDU/CSU]: Was sind denn 
16jährige?) 

und in kleinen Mengen nur zum Eigengebrauch. 
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Die Trennung der Märkte für harte und weiche 
Drogen könnte ein Schritt sein, 

(Roland Sauer [Stuttga rt ] [CDU/CSU]: So 
wie in  Amsterdam!)  

um auch in Deutschland nachzuweisen, daß die Er-
fahrungen aus anderen Ländern recht geben. Ich 
verweise hier auf die Schweiz. 

Das Bundesverfassungsgericht hat unter anderem 
indirekt zu diesem Modellversuch Stellung genom-
men. Da Sie dies wieder nicht zur Kenntnis nehmen 
wollten, zitiere ich aus dem Urteil: 

Nur 2,5 Prozent der Haschischkonsumenten ge-
brauchen auch andere unter das Betäubungsmit-
telgesetz fallende Drogen. 

Das heißt: Zum sogenannten von Ihnen heraufbe-
schworenen Umsteigeeffekt stellte das Karlsruher 
Gericht fest, daß die Einheitlichkeit des Marktes für 
Heroin und Cannabis die Ursache dafür ist. Das ist 
die Folge einer Politik, die eine undifferenzie rte Ver-
urteilung dieser Drogen vornimmt. 

Wir haben hier schon mehrmals Anträge zur Dro-
genpolitik eingebracht. 

(Hubert  Hüppe [CDU/CSU]: Ja, leider! Die 
Abgabe von Heroin fordern Sie!) 

Darüber hinausgehend fordern wir - ich möchte be-
tonen, was in dem Modellversuch angestrebt wird  - 
die  Legalisierung des Anbaus von Cannabis-Pflan-
zen und des Gebrauchs von Cannabis-Produkten. 
Wir haben aber auch ein Abgabeverbot an Jugendli-
che unter 16 Jahren als Auflage. Weiter fordern wir 
Aufklärung, damit Menschen wissen, womit sie um-
gehen. Da reicht nicht ein Aufdruck wie zum Beispiel 
bei den Zigarettenschachteln: „Rauchen ist schädlich 
für Ihre Gesundheit" . 

Wir fordern auch ein absolutes Werbeverbot für 
alle Rauschmittel. Hier in diesem Hause - ich glaube, 
es war vor vier Jahren - hat Frau Bergmann-Pohl 
dies extra noch einmal betont. Sie sind ja für die Wer-
bung; dafür sind Sie auch auf europäischer Ebene 
eingetreten. Das ist die Doppelzüngigkeit Ihrer Poli-
tik. Das ist wirklich heuchlerisch. 

(Beifall bei der PDS und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 

SPD) 

Wenn das, was zum Beispiel Herr Hüppe und Herr 
Koppelin hier verkündet haben, wirklich ernst ge-
meint war, dann müßte morgen eigentlich ein Antrag 
oder ein Gesetzesentwurf für das Werbeverbot und 
für einen anderen Umgang mit Alkohol, Zigaretten 
und Tabletten auf dem Tisch sein. Solange Sie nicht 
irgend etwas in dieser Richtung unternommen haben 
und sich jeglicher sachlichen Diskussion in Richtung 
Drogenpolitik verwehren, ist das, was Sie machen, 
unglaubwürdig. Das gefährdet tatsächlich durch eine 
weitere Kriminalisierung die Jugend. 

(Hubert  Hüppe [CDU/CSU]: Sie machen 
gerade Werbung für i llegale Drogen! Das ist 

noch schlimmer!) 

Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der PDS und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 

SPD) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Nun spricht 
der Parlamentarische Staatssekretär Eduard Lintner. 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Sehr geehrter Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Frau Kollegin Moser, ich 
komme Ihrer Aufforderung gerne nach und versu-
che, ganz sachlich auf die Argumente einzugehen, 
die Sie hier vorgetragen haben. 

Zunächst einmal möchte ich die Notwendigkeit für 
den Bedarf eines solchen Modellversuchs in der 
Bundesrepublik Deutschland bestreiten; denn diesen 
Modellversuch gibt es, wie Sie wissen, in großem 
Umfang seit Jahr und Tag in den Niederlanden. 

(Dr. Rolf Olderog [CDU/CSU]: So ist es!) 

Auch das Bundesverfassungsgericht hat ausdrück-
lich die Aufforderung an uns gerichtet - ich zitiere 
wörtlich -, „Erfahrungen des Auslandes zu beobach-
ten und zu überprüfen" . Das können Sie do rt  in 
Hülle und Fülle tun. Ich weiß auch, daß Sie schon 
dort  waren. 

Als Resümee der Zustände in Holland möchte ich 
die „Neue Zürcher Zeitung" vom 27. November zitie-
ren. Die „Neue Zürcher Zeitung" ist bekannterma-
ßen sehr experimentierfreudig. Sie begleitet zustim-
mend die Versuche in der Schweiz. Do rt  steht: 

Auch in den Niederlanden selbst hat der Ärger 
der Bevölkerung über die Belästigung durch ab-
hängige Junkies ... zuweilen den Siedepunkt er-
reicht. 

(Rezzo Schlauch [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Was hat das mit Haschisch zu tun?) 

Es ist auch bekannt, Herr Schlauch, daß beispiels-
weise die Niederländer jetzt, weil sich eklatante Miß-
stände bei ihren Abgabestellen, den Coffee-Shops, 
eingestellt haben, 800 dieser Coffee-Shops schließen 
wollen. Zugleich wurde die Menge von 30 Gramm 
auf 5 Gramm reduziert. Und Sie sind heute mit Ihrer 
Praxis in Schleswig-Holstein bei 30 Gramm. 

Meine Damen und Herren, ich frage mich also: 
Was soll denn ein Modellversuch, wenn wir diesen 
gigantischen Modellversuch Niederlande seit Jahr 
und Tag haben und do rt  die Folgen beobachten und 
einschätzen können? 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Zweitens. Auch die Zahlen sprechen eine eindeu-
tige Sprache. Ich darf hier einmal den Leiter der 
Hauptstelle für Suchtgefahren in Hamm, Herrn Hül-
linghorst, zitieren. Er ist ein unverdächtiger Zeuge. 

(Zuruf von der CDU/CSU: SPD!) 

Er sagt - er belegt dies mit Statistiken -: In den Nie

-

derlanden ist die Zahl der Abhängigen nach Einfüh

-

rung der Coffee-Shops deutlich angestiegen. Er 
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nennt dazu Zahlen -- ich vergleiche dies mit Deutsch-
land -: In den Niederlanden gelten 4,4 Prozent der 
Bevölkerung als Haschischkonsumenten, in Deutsch-
land 2,6 Prozent. In den Niederlanden sind 4 Prozent 
der Konsumenten von Haschisch auffällig und haben 
starke Probleme damit, in Deutschland 2,5 Prozent. 

Meine Damen und Herren, wie kommt man als Ge-
sundheitsministerin angesichts dieser eindeutigen 
Bilanz eigentlich auf die Idee, das sogenannte hollän-
dische Modell oder die do rt  gemachten schlechten 
Erfahrungen auf ein deutsches Bundesland übertra-
gen zu wollen? Das kann ich mir bis heute real jeden-
falls nicht erklären. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Jürgen Koppelin [F.D.P.]) 

Meine Damen und Herren, im übrigen muß ich ei-
nes noch sagen: Sie riskieren natürlich auch - das 
wird sich so sicher wie das Amen in der Kirche ein-
stellen -, daß Schleswig-Holstein dann in Konkur-
renz zu den Niederlanden tritt und einen Drogentou-
rismus aus aller Herren Länder erleben wird, der sich 
gewaschen hat. 

(Jürgen Koppelin [F.D.P.]: Statt der  Butter
-fahrten!) 

Meine Damen und Herren, das Generalproblem 
der Niederländer ist ja dieser Drogentourismus. Was 
bringt Sie eigentlich zu der Annahme, Frau Moser, 
daß die Leute nicht nach Schleswig-Holstein fahren 
werden, um dort  ihr Haschisch zu holen? Sie sind ja 
sogar bereit, im Einzelfall eine größere Menge abzu-
geben als die Niederländer. Sie sprechen von minde-
stens 10 Gramm, in den Niederlanden sind es 
5 Gramm. 

Ich kann nur feststellen, meine Damen und Her-
ren: Was hier beabsichtigt ist, ist abenteuerlich, aus 
meiner Sicht sogar verantwortungslos. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Im übrigen muß ich noch auf eines hinweisen - 
auch das ist eigentlich unstreitig, und da reicht die 
bloße Lebenserfahrung -: Wenn Sie die Verfügbar-
keit solcher Substanzen erhöhen, dann steigt erstens 
die Zahl der Konsumenten. Das zeigt das Beispiel der 
Niederlande. 

(Dr. Barbara Höll [PDS]: Die Verfügbarkeit 
ist doch da! Es geht um die Kontrolle!) 

Zweitens können Sie Jugendliche und Kinder, die 
Sie schützen wollen, wie Sie immer wieder beteuern, 
effektiv nicht mehr schützen. 

(Dr. Wolfgang Wodarg [SPD]: Sie kriegen es 
jetzt doch auf dem Schulhof!) 

Das sehen Sie bei den anderen Sucht- und Genuß

-

stoffen, wie Alkohol und Nikotin. Die Motivation, aus 
dieser Sucht auszusteigen, machen Sie denen, die 
betroffen sind, ungeheuer schwer. 

Schließlich vernichten Sie noch jegliche Glaubwür-
digkeit von Prävention. Das ist das Ergebnis dessen, 
was Sie uns da zumuten wollen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Eines fällt mir immer wieder auf. Ich glaube, Sie 
haben sich unter den Gesundheitsministern kürzlich 
auf den Beschluß geeinigt, daß Zigarettenautomaten 
auf Schulwegen abgehängt werden sollen, weil man 
davon ausgeht, daß die Kinder verführt werden 
könnten. Aber wenn ich das Verbot der Abgabe von 
Haschisch aufhebe, soll plötzlich dieser Automatis-
mus nicht entstehen, da soll die Zahl der Konsumen-
ten nicht steigen. Sie müssen die Schlüssigkeit Ihrer 
Argumente einmal überprüfen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Dr.  Barbara Höll [PDS]: Es geht doch nicht 

um Automaten für Haschisch!) 

Einen Satz noch zur Trennung der Märkte: Auch 
das funktioniert eben nicht; auch das hat das nie-
derländische Experiment gezeigt. Es ist einfach so, 
daß derjenige, der harte Drogen loswerden will, 
der Szene der weichen Drogen hinterherläuft, weil 
er zu Recht dort  seine potentiellen Kunden vermu-
tet. 

Meine Damen und Herren, Sie werden bei den 
weichen Drogen immer erleben - egal, wo sie ausge-
geben werden: in den Apotheken, in den Coffee

-

Shops oder wo auch immer -, daß entweder drinnen, 
wenn es unkorrekt gehandhabt wird, oder vor den 
Toren dieser Abgabestellen diejenigen lauern, die 
harte Drogen loswerden wollen, weil sie natürlich 
wissen, daß jemand, der mit Haschisch hantiert, eine 
Affinität zu erkennen gegeben hat, die dann von je-
nen ausgenutzt wird, die harte Drogen anbieten. 
Auch dieses Argument erweist sich deshalb bei nä-
herem Hinsehen als nicht zutreffend. 

Ich bitte Sie herzlich, diesen Spuk im Interesse der 
Jugendlichen, die hinterher davon miserabel betrof-
fen sein werden, schnellstens zu beenden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich gebe dem 
Abgeordneten Professor Jürgen Meyer das Wo rt . 

Dr. Jürgen Meyer (Ulm) (SPD): Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es gibt De-
batten, die der Sache dienen, der engagierten Aus-
einandersetzung um Konzepte zur Lösung wichtiger 
Probleme. Und es gibt leider auch Debatten, die um 
kleinen parteipolitischen Vorteils willen dazu dienen, 
Personen anzuprangern und zu verunglimpfen. 
Nachdem ich einige der im vorhinein verteilten Fünf-
Minuten-Manuskripte gelesen und die Reden insbe-
sondere der Kollegen Hüppe und Koppelin gehört 
habe, muß ich sagen, daß das heute eine Debatte von 
der zweiten So rte ist. 

(Beifall bei der SPD und der PDS sowie bei 
Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 

GRÜNEN) 
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Sie, Herr Kollege Sauer von der CDU/CSU-Frak-
tion, verbreiten noch etwas unverblümter und unge-
schickter als vorhin der Kollege Lintner wissentlich 
die Unwahrheit in mehrfacher Hinsicht. 

(Wolfgang Lohmann [Lüdenscheid] [CDU/ 
CSU]: Jetzt kommt der interessante Teil des 

Beitrages!) 

Erstens behaupten Sie, die SPD beginne eine Wer-
bekampagne für den Drogenkonsum. 

(Roland Sauer [Stuttga rt] [CDU/CSU]: So ist 
es!) 

Dabei verschweigen Sie, daß Sie selbst - auch Sie, 
Herr Sauer - der gesetzlichen Regelung zugestimmt 
haben, auf der der Modellversuch beruhen so ll. Ich 
spreche von § 3 Abs. 2 des Betäubungsmittelgeset-
zes, 

(Beifall bei der SPD, beim BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und bei der PDS) 

dessen Neufassung im Juni 1994 auch Sie persönlich 
zugestimmt haben. 

(Zuruf von der SPD: Hört! Hört!) 

Darin heißt es - ich zitiere -: 

Eine Erlaubnis für die in Anlage I bezeichneten 
Betäubungsmittel kann das Bundesinstitut für 
Arzneimittel und Medizinprodukte nur aus-
nahmsweise zu wissenschaftlichen oder anderen 
im öffentlichen Interesse liegenden Zwecken er-
teilen. 

Ich weise Sie darauf hin, daß in Anlage I ausdrück-
lich Marihuana und Cannabisharz genannt sind. 

Herr Kollege Sauer, weil Sie in Ihrer Pressemittei-
lung verlangen, daß der Antrag, der übrigens noch 
gar nicht gestellt ist und den Sie gar nicht kennen 
können, bitte schön abgelehnt werden sollte, fordere 
ich Sie auf: Machen Sie sich erst einmal rechtskun-
dig. Es gibt eine verwaltungsgerichtliche Rechtspre-
chung, die besagt, daß das Ergebnis eines Modell-
versuchs nicht in der Weise vorweggenommen wer-
den kann, daß man wegen eines unterstellten Ergeb-
nisses einen Versuch überhaupt ablehnen dürfe. Das 
tatsächliche Ergebnis kennen Sie nicht und wir nicht. 
Also halten Sie sich an das Gesetz, das Sie selber hier 
mit verabschiedet haben. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Sie verschweigen zweitens, daß sich Ihre Kampa-
gne in Wahrheit nicht gegen den Antrag auf Erlaub-
nis eines Modellversuches richtet, sondern wieder 
einmal - das wurde vorhin schon angesprochen - ge-
gen das Bundesverfassungsgericht, dessen Recht-
sprechung Ihnen offenbar zunehmend ein Dorn im 
Auge ist. 

Weil der Kollege Lintner eben aus der Entschei-
dung dieses Gerichts falsch zitiert hat, wi ll  ich den 
betreffenden Satz noch einmal zitieren, damit Sie die 
Möglichkeit bekommen, mitzudenken: 

Angesichts der dargestellten offenen kriminalpo-
litischen und wissenschaftlichen Diskussion über 
die von Cannabiskonsum ausgehenden Gefah-
ren und den richtigen Weg ihrer Bekämpfung hat 
der Gesetzgeber die Auswirkungen des gelten-
den Rechts unter Einschluß der Erfahrungen des 
Auslands zu beobachten und zu überprüfen. 

(Zurufe von der SPD: Aha! - Hört! Hört!) 

Herr Kollege Lintner, Sie haben behauptet, es seien 
lediglich die Erfahrungen des Auslands zu prüfen. 
„Unter Einschluß" heißt aber, bitte schön, auch, daß 
wir die eigenen Erfahrungen zu überprüfen haben. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS - Zuruf von der 

CDU/CSU: Juristische Spitzfindigkeiten!) 

Im übrigen, Herr Kollege Lintner, ist es doch völlig 
abwegig, wenn Sie die Gefahren des Drogentouris-
mus angesichts eines Modellversuchs beschwören, 
der die Abgabe in Apotheken nur an Personen, die in 
der betreffenden Gemeinde von Schleswig-Holstein 
wohnen, vorsieht. Sie sagen auch in diesem Punkt 
die Unwahrheit. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS - Ecka rt  Kuhlwein 

[SPD]: Wie diese ganze Regierung!) 

Schließlich ist es abwegig, die Abgabe von Zigaret-
ten an Automaten mit der Haschischabgabe in Apo-
theken zu vergleichen. Das versteht doch jeder ver-
nünftige Mensch auf den ersten Blick. 

Drittens. Sie, Herr Sauer, und Sie, Herr Kollege 
Hüppe, verbreiten wahrheitswidrig die Behauptung, 
der SPD-Jugendparteitag habe sich in der vergange-
nen Woche für die Legalisierung von Cannabispro-
dukten ausgesprochen. Ich zitiere, damit Sie einmal 
den Wortlaut kennenlernen: 

Nicht Strafe, sondern Vorsorge gegen gesund-
heitliche Schäden, die Förderung eines verant-
wortlichen Umgangs mit allen Drogen und diffe-
renzierte Angebote der Hilfe und Beratung für 
diejenigen, die solche benötigen, müssen im Vor-
dergrund stehen. 

Wenn Sie sprachliche Äußerungen überhaupt auf-
nehmen wollen, dann müssen Sie doch verstehen, 
daß dann, wenn Prävention im Vordergrund steht, 
kein völliger Verzicht auf Repression, also strafrecht-
liche Maßnahmen, befürwortet worden ist. Ich bitte 
Sie, sich das zu überlegen und mit uns gemeinsam 
für Prävention und auch für Aufklärung über den Ge-
brauch legaler Drogen einzutreten. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Kollege, 
Sie müssen zum Schluß kommen; die Redezeit ist ab-
gelaufen. 

Dr. Jürgen Meyer (Ulm) (SPD): Das sind Bestand-
teile einer Drogenpolitik, die wir oft erläutert ha-
ben. Wir brauchen aber neue Erkenntnisse; sie sind 
bitter nötig. Denn daß Ihre Politik, die einseitig auf 
Repression setzt, gescheitert ist, das ist die gemein- 
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same Überzeugung der meisten Fachleute und der 
SPD. 

Ik h danke Ihnen. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS - Zurufe von der 

CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich gebe nun 
das Wort  der Abgeordneten Anneliese Augustin. 

Anneliese Augustin (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Bevor ich in den 
Deutschen Bundestag eingezogen bin, habe ich 
25. Jahre in meinem Heimatort Kassel eine eigene 
Apotheke geführt, und ich fand es immer gut, kran-
ken Menschen helfen zu können. Um so erschrocke-
ner, um nicht zu sagen entsetzt bin ich über diesen 
Vorschlag aus Kiel, in einem Modellversuch Canna-
bis über die Apotheke verkaufen zu lassen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 

Liebe Kolleginnen und liebe Kollegen, in der Apo-
theke werden aus guten Gründen weder Alkohol 
noch Nikotin verkauft, 

(Dr. Wolfgang Wodarg [SPD]: Aber Mor

-

phium! - Weitere Zurufe - Glocke des Präsi

-

denten) 

und ich bin daher entsetzt über den Vorschlag der 
Kieler Gesundheitsministerin Moser, bei vermeintlich 
weichen Drogen den Dealer durch den Apotheker er-
setzen zu wollen. Dies ist nicht nur die katastrophale 
Fortsetzung eines juristischen Irrtums mit politischen 
Mitteln. Für mich als Apothekerin ist es schlicht eine 
Zumutung und mit meinem Berufsethos absolut 
nicht vereinbar, 

(Dr. Wolfgang Wodarg [SPD]: Das glaubt 
Ihnen keiner!) 

wenn Apotheker demnächst ein Haschischpfeifchen 
über den Tresen schieben. 

Diese „weiche Welle" aus Kiel ist nicht nur eine 
falsche und schädliche Welle, sondern schlicht die 
Kapitulation vor der Sucht. Doch Sucht beseitigt man 
nicht dadurch, daß man sie politisch salonfähig 
macht. Gerade darin liegt eine der großen Gefahren 
dieses Versuchs. 

(Volker Beck [Köln] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Wo leben Sie denn? - 
Dr.  Wolfgang Wodarg [SPD]: Sie haben es 

nicht verstanden!) 

Ich bin überzeugt davon, daß der Verkauf von 
Cannabis in einer Apotheke und damit die Nähe zu 
Heil- und Arzneimitteln die Hemmschwelle zum 
Konsum weiter senken würde. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Der Drogenkonsum bekäme das Mäntelchen der 
Harmlosigkeit umgehängt, und die Akzeptanz 
würde noch vergrößert. Aber Droge bleibt Droge! Je

-

der Verharmlosung muß von Anfang an ein Riegel 
vorgeschoben werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Volker Beck 
[Köln] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das 

trifft auch auf jede Marlboro zu!) 

Erlauben Sie gerade mir als Pharmazeutin in die-
sem Kontext noch den Hinweis, daß es wirklich dum-
mes Geschwätz und Humbug ist, von „harmlosen 
Cannabispräparaten" zu reden. Auch der Gesund-
heitsministerin in Kiel möchte ich bezüglich der Can-
nabisprodukte raten: „Zu Begleiterscheinungen und 
Nebenwirkungen fragen Sie Ihren Arzt oder Apothe-
ker". 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es ist doch kein Zufall, daß bei uns im medizinischen 
Bereich Cannabis überhaupt nie angewandt wird. 

(Dr. Barbara Höll [PDS]: Das ist ja gerade 
das Schlimme! - Dr. Wolfgang Wodarg 
[SPD]: Aber tonnenweise Valium! - Zurufe 

vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

In meiner Praktikantenzeit hat man Cannabis noch 
gegen Hühneraugen verwendet, aber auch das ist 
aus gutem Grund Gott sei Dank heute verboten. 

(Dr. Wolfgang Wodarg [SPD]: Haben Sie 
kein schlechtes Gewissen, wenn Sie das 
ganze Valium über den Tresen reichen? - 
Weitere Zurufe von der PDS, der SPD und 

dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

- Herr Präsident, habe ich das Wo rt? 

(Eduard Oswald [CDU/CSU]: Nehmen Sie 
es! - Glocke des Präsidenten) 

Und es darf doch auch nicht wahr sein, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen, daß politische Gruppierungen 
und Personen, die sonst hypersensibel auf Nebenwir-
kungen bei Arzneimitteln reagieren 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das kann man 
wohl sagen!) 

und ganz schnell mit der Forderung nach Entzug der 
Zulassung und Rücknahme vom Markt dabei sind, 
bei Cannabisprodukten mit einer Handbewegung 
locker alle Risiken und Gefahren vom Tisch wischen. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Zurufe von der 
SPD) 

Ich würde jedenfalls gern einmal einen Beipack-
zettel aus dem Hause Moser für einen Joint sehen. 

(Volker Beck [Köln] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Dazu müssen Sie erst einmal 
den Versuch zulassen, Frau Augustin, sonst 

gibt es den Beipackzettel nicht!) 

Hoffentlich führt Frau Moser darin dann auch wahr-
heitsgemäß aus, daß ein Joint sieben- bis zehnmal so 
stark kanzerogen, also krebserregend wirkt wie eine 
einzige Zigarette. 

(Zuruf von der SPD: Was?) 

Das Ansehen und die Seriösität eines ganzen Be-
rufsstandes soll hier mißbraucht werden. Ich ver- 
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wahre mich als Apothekerin und als Abgeordnete 
gegen diesen Mißbrauch und hoffe, daß das Bundes-
institut für Arzneimittel und Medizinprodukte in Ber-
lin den Kieler Modellversuch stoppt, wenn er denn 
beantragt wird. Es wäre unverantwo rtlich, diesen Irr-
weg weiterzugehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Nun gebe ich 
der Abgeordneten Antje-Marie Steen das Wo rt . 

(Jürgen Koppelin [F.D.P.]: Die wird uns jetzt 
erzählen, wo die schleswig-holsteinische 

Landesregierung das Zeug herkriegt!) 

Antje-Marie Steen (SPD): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Die Drogenpolitik der 
Bundesregierung ist gescheitert; daher auch Ihr Ge-
schrei hier. 

(Beifall bei der SPD und der PDS) 

Diese Feststellung meiner Fraktion wird Sie, liebe 
Kolleginnen und Kollegen, nicht überraschen, da wir 
unsere Kritik an Ihrer repressiven und nur auf poli-
zeiliche Verfolgung der Betroffenen setzenden Poli-
tik 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist über

-

haupt nicht wahr!) 

immer wieder geäußert haben. 

Sie verweigern den Schwerstabhängigen nötige 
medizinische Maßnahmen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
PDS - Roland Sauer [Stuttgart ] [CDU/CSU]: 

Das ist doch falsch!) 

Sie verweigern die Einrichtung von Gesundheitsräu-
men zur sozialen und psychosozialen Stabilisierung, 
und Sie verweigern sich einer Vereinfachung von 
Substitution. 

Ich kann Ihnen ankündigen: Wir werden sehr ge-
nau beobachten, ob die Zusage von Herrn Minister 
Seehofer, im Haushalt 1997 bei Prävention und Auf-
klärung keine Mittelkürzung vorzunehmen, auch 
durchgehalten wird. Das werden wir sehr genau be-
obachten. 

(Beifall der Abgeordneten Dr.  Comelie 
 Sonntag-Wolgast [SPD], Volker Beck [Köln] 

[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] und Petra 
Bläss [PDS] - Zurufe von der CDU/CSU und 

der F.D.P.) 

Damit nicht erst Abhängigkeit entsteht und der Teu-
felkreis „Drogenkonsum, Kriminalisierung, Gefäng-
nis, HIV- oder Hepatitisinfektion, soziale und ge-
sundheitliche Verelendung bis zum Tod" einsetzt, 
gilt es, Strategien in der Prävention zu entwickeln, 
die zumindest Cannabis-Konsumenten aus der Ille-
galität herausholen oder verhindern, daß sie Kontakt 
mit sogenannten harten Drogen bekommen. 

(Beifall des Abg. Horst Kubatschka [SPD]) 

Mit dem Modellversuch, den die Landesregierung 
Schleswig-Holstein mit dem Ziel der Trennung der 
Märkte unternimmt, 

(Jürgen Koppelin [F.D.P.]: Wo kriegt sie 
denn das Zeug her?) 

folgt sie, Herr Koppelin, auch den Empfehlungen in-
ternationaler Wissenschaftler und Experten, 

(Jürgen Koppelin [F.D.P.]: Ach du großer 
Gott!)  

die auf Grund von Vergleichen und Erfahrungen zu 
diesem Weg raten. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Auch der stellvertretende Vorsitzende des Deut-
schen Richterbundes, Herr Viktor Weber, zum Bei-
spiel hält diesen Versuch für akzeptabel, um Hin-
weise darauf zu erhalten, ob die kontrollierte Ab-
gabe den illegalen Dealermarkt austrocknen kann. 
Sie haben nicht einmal einen Gesetzentwurf erarbei-
tet, der eine Abschöpfung der Dealermärkte zuließe. 

(Zuruf von der SPD: So ist es!) 

Sie müssen sich hier nicht aus dem Fenster lehnen. 

(Beifall bei der SPD und der PDS - Jürgen 
Koppelin [F.D.P.]: Das ist doch absoluter 

Quatsch, den Sie hier erzählen!) 

- Ich würde an Ihrer Stelle erst einmal abwarten und 
Luft holen, ehe Sie sich weiter erregen. 

Auch Ihr Kollege Kubicki, 

(Jürgen Koppelin [F.D.P.]: Guter Mann!) 

der hier schon mehrmals zitiert worden ist - ein er-
staunliches Zitat hat der Kollege Schlauch hier schon 
vorgebracht -, hat unterstrichen, daß die Drogenpoli-
tik der Landesregierung von ihm gewollt ist. Er hat 
sogar geäußert - laut Originalprotokoll aus dem 
Schleswig-Holsteinischen Landtag -: Wir haben die 
SPD da hintragen müssen, damit sie das macht. 

(Lachen und Beifall bei der SPD, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der PDS - 
Jürgen Koppelin [F.D.P.]: Es geht um harte 
Drogen und nicht um weiche Drogen! Das 

wissen Sie ganz genau!) 

- Herr Koppelin, echauffieren Sie sich doch nicht so. 
Das ist doch alles schädlich. 

(Jürgen Koppelin [F.D.P.]: Das ist doch 
falsch zitiert!) 

- Herr Koppelin, was hat Ihre Fraktion eigentlich ge-
ritten, diese Aktuelle Stunde zu beantragen? 

(Zuruf von der SPD: Westerwelle hat ihn 
geritten!) 

Ich darf Ihnen noch ein Zitat Ihres Kollegen Ku-
bicki vorhalten. Dieser Herr hat gesagt - ich muß das 
so akzeptieren; denn auch das ist aus einem Protokoll 
des Schleswig-Holsteinischen Landtages -: 

Ich möchte ... meiner Wut Ausdruck verleihen, 
daß es sich dieses Hohe Haus anmaßt - das sage 
ich jetzt ausdrücklich so deutlich -, diffizile Pro- 
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bleme wie die der Arbeitslosigkeit in der Bundes-
republik Deutschland, der Haushaltskrisen oder 
auch so diffizile Probleme wie das der Bekämp-
fung der Drogensucht und der Drogenmafia in 
Aktuellen Stunden abzuhandeln. 

Und Sie machen das hier! 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Ich darf Herrn Kubicki - Mitglied der F.D.P.-Land-
tagsfraktion - 

(Eckard Kuhlwein [SPD]: Koppelin weiß 
nicht, was in seiner Partei los ist! - Weiterer 
Zuruf von der SPD: Ein Landesvorsitzender 

ohne Unterbau!) 

weiter zitieren: 

Wer glaubt, daß diese Probleme in Fünf-Minuten-
Beiträgen erfaßt werden können, tut sich selbst, 
tut aber auch der Bevölkerung dieses Landes kei-
nen Gefallen. 

(Joseph Fischer [Frankfu rt ] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Aha, wer sagt denn das?) 

Das gilt sowohl für die Sozialdemokraten 

- diese Kritik nehme ich hin - 

als auch für die Union dieses Hauses. 

Von der haben wir heute etwas ganz anderes gehört. 

(Beifall bei der SPD) 

Vielleicht handelt es sich auch um die von Ihnen, 
Herr Koppelin, immer wieder ins Spiel gebrachte 
Selbstdarstellung, die Sie bewogen hat, diese Aktu-
elle Stunde zu beantragen. Ich denke, Sie wollten Ih-
ren Funktionen als Sprecher zu vielen Themen auch 
noch die des drogenpolitischen Sprechers anhängen. 
Das sei Ihnen genehmigt; vielleicht ist es ja gelun-
gen. 

(Joseph Fischer [Frankfurt ] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN], zu Abg. Jürgen Koppelin 
[F.D.P.] gewandt: Schon mal einen durchge

-

zogen?) 

Meine Damen und Herren von der Koalition, Sie 
können noch so intensiv und lauthals Ihre Forderung 
nach einer drogenfreien Gesellschaft erheben - es 
wird sie nicht geben. Im Gegenteil. Neue sogenannte 
Leistungsdrogen wie Ecstasy erobern den Markt, 

(Jürgen Koppelin [F.D.P.]: Wo kriegen sie 
das Zeug her?) 

erschließen neue Zielgruppen, verheißen den Dea-
lern große Gewinne. An dieser traurigen Bilanz be-
teiligt sich die Bundesregierung in wirklich zuneh-
mendem Maße. 

Ohne Initiativen wie die des Kieler Kabinetts be-
ruht die Politik doch mehr oder weniger auf Vermu-
tungen und ungeprüften Argumenten, die bisher oft 
zu verhängnisvollen Einschätzungen geführt haben. 

Daß in Kiel endlich gehandelt wird, begrüßen wir 
von der SPD sehr. 

(Roland Sauer [Stuttgart] [CDU/CSU]: Gott 
sei Dank nicht alle in der SPD!) 

Sie hingegen haben schon im Vorfeld erklärt - vor al-
len Dingen Sie, Herr Sauer -, daß das Bundesinstitut 
für Arzneimittel und Medizinprodukte hoffentlich 
keine Genehmigung erteilen wird. 

(Roland Sauer [Stuttga rt ] [CDU/CSU]: So ist 
es!) 

Dazu kann ich nur sagen: Ich hoffe, daß Sie nicht ver-
suchen, hier Steine in den Weg zu legen. Sehen Sie 
das Elend derjenigen, die es trifft. 

(Roland Sauer [Stuttga rt ] [CDU/CSU]: Das 
sehen wir!) 

Geben Sie Ihre Blockadehaltung endlich auf! 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich gebe das 
Wort  dem Abgeordneten Dr. Guido Westerwelle. 

(Joseph Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Jetzt wollen wir über die 
Haschisch-Erfahrungen von Guido was 

hören!) 

Dr. Guido Westerwelle (F.D.P.): Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

(Joseph Fischer [Frankfu rt ] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Inhalieren oder nicht inha

-

lieren - das ist die Frage!) 

Ich will  zunächst einmal das aufgreifen, was Sie, 
Frau Moser, hier am Anfang der Debatte angeführt 
haben. Ich möchte Ihnen sagen: Ich finde, es ist 
schon ein starkes Stück, daß Sie, wenn Sie vom Lan-
desvorsitzenden der schleswig-holsteinischen F.D.P. 

(Klaus Kirschner [SPD]: Das ist doch kein 
starkes Stück!) 

eine entsprechende Kritik an einem Vorhaben erfah-
ren, das Sie selbst zu verantworten haben, 

(Eckart  Kuhlwein [SPD]: Und das die F.D.P. 
dort im Landtag hervorragend findet!) 

anschließend glauben, Sie könnten die F.D.P. von 
Schleswig-Holstein hier als Kronzeugin für Ihren Un-
sinn bemühen. Das ist nicht in Ordnung. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU - Widerspruch bei der 
SPD - Eckart  Kuhlwein [SPD]: Das war ein 

Rohrkrepierer!) 

Das zweite, was ich Ihnen sagen möchte, ist: Ich 
bin nachdrücklich der Auffassung, daß wir selbstver-
ständlich auch in der Drogenpolitik neue Wege ge-
hen müssen. 

(Beifall bei der F.D.P. - Volker Beck [Köln] 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Fangen Sie 

mal  an!)  
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Wir sind als F.D.P. - ich hätte mir als Opposition, 
nur theoretisch, an Ihrer Stelle einfach mal die Mühe 
gemacht, mich auch mal mit der Beschlußlage der 
Parteien auseinanderzusetzen - in der Tat der Auffas-
sung, daß die derzeitige Drogenpolitik korrigiert 
werden muß. 

(Beifall bei der F.D.P. - Zustimmung bei 
Abgeordneten der F.D.P.) 

Das gilt übrigens für die Frage von weichen Drogen, 
und das - - 

(Zurufe von der SPD) 

- Entschuldigen Sie bitte, Sie haben eben differen-
zierte Positionen eingeklagt. Jetzt bekommen Sie sie. 
Also beklagen Sie sich nicht in dieser Form! 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU - Dr. Uwe Küster [SPD]: 
Herr Oberlehrer!) 

In der Drogenpolitik sind sowohl in der Frage der 
weichen Drogen als auch in der Frage der harten 
Drogen neue Wege notwendig. Das, worüber wir uns 
hier streiten, ist ein konkretes Vorhaben, ist ein kon-
kreter Vorschlag, 

(Dr. Cornelie Sonntag-Wolgast [SPD]: Ja, 
wenn's konkret wird, darf es nicht sein!) 

nämlich der, daß Drogen künftig in Apotheken, wo 
den Menschen eigentlich Heilmittel gegeben werden 
sollten, veräußert werden. 

(Antje-Marie Steen [SPD]: Nein, da werden 
schon immer Drogen verkauft!) 

Ich stelle mir die umgekehrte Diskussion vor. 
Wenn irgend jemand in Deutschland die Forderung 
aufgestellt hätte, Zigaretten, Schnaps und Whisky 
demnächst in Apotheken zu veräußern, wären Sie zu 
Recht auf die Barrikaden gegangen. Es ist die pure 
Ideologie, die Sie dazu veranlaßt hat, hier einen sol-
chen Vorschlag zu machen. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Die Zigarettenautomaten wollen Sie abhängen 
und demnächst vielleicht die Schilder aufhängen: 
Hier gibt es keine Zigaretten mehr; wenden Sie sich 
an Ihre Apotheke. Was ist das für eine Formulierung, 
was für eine Politik, die Sie tatsächlich beabsichti-
gen? 

(Unruhe bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Dieses Vorhaben liegt auch auf der Linie Ihrer bis-
herigen Politik. Es ist nicht nur so, daß Sie die wei-
chen Drogen, Cannabisprodukte, verharmlosen; son-
dem es ist auch so, daß beispielsweise Ihre grüne 
Kollegin Frau Knoche noch in diesem Jahr die Lega-
lisierung, die Freigabe und die Tole rierung von Ec-
stasy, einer der gefährlichsten neuen Modedrogen, 
gefordert hat. Wer so mit den Menschen, vor allem 
den jungen, umgeht, der hat keine Ahnung davon, 
was in diesem Lande hilft und was schadet. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Elf Tote hat es durch diese Modedroge bereits gege-
ben. Sie setzen sich mit der Schickeria-Mentalität der 
APO-Opas darüber hinweg; das ist bemerkenswe rt . 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU - Widerspruch bei der 
SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 

der PDS) 

Es hat wirklich große Freude gemacht, zu beob-
achten, wie sich Rezzo Schlauch hierhinstellt und re-
det, wobei in jedem seiner Sätze das Motto mit-
schwingt - übrigens auch in Ihren Zwischenrufen -: 
Freunde, mir hat es doch auch nicht geschadet. - Das 
ist die Mentalität, die Sie hier verbreiten - nach dem 
Motto: Es ist noch immer gutgegangen, jedenfalls bei 
uns. Das läßt diejenigen außer Betracht, die zu 
schwach waren und auf der Strecke blieben. Das ist 
die Sauerei, die Sie hier betreiben. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU - 
Joseph  Fischer [Frankfu rt ] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Gilt das für die Einstiegs

-

droge Alkohol nicht viel mehr?) 

Ich möchte Ihnen übrigens ausdrücklich sagen, 

(Joseph Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Sagen Sie mal was zur Ein

-

stiegsdroge Alkohol! Reden Sie doch mal 
über die eigene Drogenerfahrung, bevor Sie 

hier den Heuchler geben!) 

daß es ein Fehler ist, daß wir immer noch den Miß-
brauch legaler Drogen einschließlich des Alkohols 
hier verharmlosen. 

(Zuruf von der SPD: Heuchler! - Joseph 
Fischer [Frankfu rt] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Es ist doch unglaublich, wenn man 
Ihre Fraktion anschaut!) 

- Jetzt mach dir mal nicht in die Hose, jetzt hör hier 
wirklich mal auf! 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Abgeord-
neter Joseph Fischer, ich nehme es nicht hin, daß 
dem Redner die Möglichkeit genommen wird, sich 
hier überhaupt verständlich zu machen. 

(Zuruf von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Da 
muten Sie uns aber viel zu!) 

Ich bitte auch Sie, sich an die Disziplin zu halten, 
die hier erforderlich ist. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Ich verlängere sonst die Redezeit; ich habe das vor-
hin schon einmal gesagt. Ich nehme das nicht mehr 
hin! 

(Zustimmung bei der F.D.P.) 

Dr. Guido Westerwelle (F.D.P.): Ich mache darauf 
aufmerksam, daß der Mißbrauch legaler Drogen mei-
ner Meinung nach in Deutschland nach wie vor ver-
harmlost wird. Es ist ein Fehler, daß von illegalen 
Drogen abhängige Menschen undifferenzie rt  krimi-
nalisiert werden. Aber zwischen dem Entkriminali- 
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sieren von weichen Drogen und dem Legalisieren 
von weichen Drogen ist ein großer Unterschied: Der 
Unterschied, der sich im Gesetz in dem Prinzip 
„Therapie vor Strafe" ausdrückt. Das müssen wir an-
gehen. Wir müssen dafür sorgen, daß Therapieplätze 
tatsächlich vorhanden sind. 

(Lebhafte Zurufe von der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Wir müssen dafür sorgen, daß legale Drogen tatsäch-
lich auch in ihrer Gefährlichkeit gesehen werden. 

(Joseph Fischer [Frankfurt ] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Für einen Haschischraucher 
einen Therapieplatz? Das ist doch absurd! 

Wo leben Sie denn?) 

Aber es kann absolut nicht in Betracht kommen, daß 
man glaubt, nur weil es den Mißbrauch von legalen 
Drogen gibt, müsse man den Mißbrauch von bisher 
illegalen Drogen legalisieren. Das ist in meinen Au-
gen unvernünftig, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU - 
Zurufe vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Ich möchte zum Schluß noch auf eine Sache hin-
weisen, die mir ebenso wichtig ist. 

(Anhaltende Zurufe vom BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

Statt daß wir hier über Modellversuche in dieser 
Form, also mit der Abgabe in Apotheken, reden, soll-
ten wir lieber über das Verfassungsgerichtsurteil und 
die Frage reden, was eine geringe Menge ist. Wir 
sollten darüber reden, ob es eigentlich vernünftig ist, 
daß wir dera rtige Unterschiede hinsichtlich der tole-
rierten Mengen in den Bundesländern haben, ob es 
klug ist, daß einige Länder die geringe Menge mit 
5 Gramm, andere sie mit 30 Gramm einsortieren. Das 
ist der Auftrag des Verfassungsgerichts gewesen. 

(Zurufe von der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

- Weisen Sie nicht auf diese Seite; denn es sind Län-
der wie Nordrhein-Westfalen, Schleswig-Holstein 
und Hessen, die eine Einigung unmöglich machen. 

(Beifall des Abg. Jürgen Koppelin [F.D.P.]) 

Sie sind dabei, etwas, was als schick gilt, zu akzeptie-
ren, anstatt den Leuten zu helfen und dazu beizutra-
gen, jungen Menschen klarzumachen, daß es nie-
mals gut ist, wenn man Drogen nimmt, daß es nicht 
gut ist, illegale Drogen zu nehmen, und daß es nicht 
gut ist, legale Drogen zu nehmen. Wir sollten davor 
warnen, sie aber nicht quasi als Heilmittel in Apothe-
ken wohlfeil anbieten. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU - 
Volker Beck [Köln] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Wo ist denn jetzt Ihr differenzie rtes 
Konzept? Das war doch dieselbe Scheiße 

wie von der CSU!) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich gebe das 
Wort  dem Abgeordneten Dr. Rolf Olderog. 

(Joseph Fischer [Frankfu rt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Jetzt kommt der Haschisch

-

experte der CDU!) 

Dr. Rolf Olderog (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Unser Kol-
lege Helmut Lamp hat mir eine Geschichte über das 
alte schleswig-holsteinische Dorf Fockbek bei Rends-
burg erzählt. Die alten Fockbeker wollten einen Aal 
durch Ersäufen vernichten. Sie warfen ihn in einen 
Bach. 

Die damaligen Fockbeker Dorfältesten müssen 
Vorväter der schleswig-holsteinischen Sozialdemo-
kraten gewesen sein. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Denn man kann sich über den Vorschlag der rot-grü-
nen Landesregierung zur Bekämpfung der Drogen-
sucht nur wundern. Ausgerechnet die Apotheken  - 
es  ist wiederholt dargelegt worden - sollen gezwun-
gen werden, solche Produkte zu verkaufen. 

(Antje-Marie Steen [SPD]: Wo steht das 
denn überhaupt") 

Aber wer den Koalitionsvertrag zur Bildung der 
rot-grünen Landesregierung kennt, weiß, daß es ja 
gar nicht um ein Pilotprojekt geht, sondern daß sie 
längst die Überzeugung gewonnen hat, den „ver-
antwortungsvollen Umgang mit Genußmitteln", wie 
es dort  heißt, zu ermöglichen und freizugeben. Herr 
Neskovic, jener ominöse und spektakuläre Lübecker 
Richter, läßt grüßen. 

Meine Damen und Herren, reden Sie doch einmal 
mit den Leuten in Schleswig-Holstein! Die Leute fas-
sen sich an den Kopf. 

(Eckart  Kuhlwein [SPD]: Und anschließend 
trinken sie einen Korn!) 

Die Apotheker in Schleswig-Holstein und bundes-
weit protestieren empört. Nicht einmal die zumeist 
regierungsfreundliche Presse in Schleswig-Holstein 
weiß diesem Projekt gute Seiten abzugewinnen. Auf 
Bundesebene hagelt es weit und breit Vorwürfe und 
gibt es eine Welle von Kritik, Ablehnung und totalem 
Unverständnis. 

Ich frage mich wirklich, was die Gesundheitsmini-
sterin motiviert hat, neben den Suchtmitteln Alkohol 
und Nikotin jetzt noch ein weiteres Suchtmittel frei-
geben zu wollen. 

(Antje-Marie Steen [SPD]: Was tun Sie denn 
gegen die Abgabe von Alkohol?) 

Reden Sie also einmal mit den Leuten in Schles-
wig-Holstein, lesen Sie das „Fehmarnsche Tage-
blatt", Frau Steen, 

(Antje-Marie Steen [SPD]: Dann lese ich all 
den Quatsch, den Sie verbreiten!) 

dort  sind Leute befragt worden. Reden Sie einmal mit 
den Leuten, und Sie werden feststellen, daß die 
Erfahrungen mit den holländischen Coffee-shops 
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längst im Volk verbreitet sind. Das war nämlich eine 
falsche Entwicklung, sie waren ein Mißerfolg. Es ist 
doch erwiesen, daß diese Coffee-shops geradezu ma-
gisch die Dealer harter Drogen anziehen. Eine Studie 
des Bundeskriminalamtes weist nach, daß sich im 
Umfeld dieser Coffee-shops Prostitution und Gewalt 
konzentrieren. Das ist die Realität; nehmen Sie diese 
Realität bitte zur Kenntnis. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Aber nicht genug der Absurdität und des Staunens 
über die rot-grüne Landesregierung in Kiel: Um die 
Realisierung ihres langgehegten Wunsches auch 
gründlich abzusichern, hat sie in aller Stille sorgfäl-
tige Vorbereitungen getroffen. Die Landesregierung 
scheint wirklich von allen guten Geistern verlassen 
zu sein. Sie wollte tatsächlich selbst ein Staatsunter-
nehmen gründen, um die landwirtschaftliche Pro-
duktion, die chemische Aufbereitung und den Ab-
satz und Handel mit Haschisch und Ma rihuana zu 
bewerkstelligen. 

(Norbert  Geis [CDU/CSU]: Die haben nicht 
mehr alle Tassen im Schrank da oben!) 

Wie gründlich die Landesregierung bei dieser of-
fensichtlichen Herzensangelegenheit - so muß man 
es schon sagen - zur Tat schreitet, enthüllen jetzt be-
kanntgewordene Details: 

(Zuruf von der CDU/CSU: Frau Moser hört 
schon wieder nicht zu!) 

Schon seit längerer Zeit war eine interministerielle 
Arbeitsgruppe für das Projekt eingesetzt worden. Er-
gebnis: Die Leitung des Produktionsunternehmens 
sollte entweder ein Chemiker im Staatsdienst oder 
ein staatliches Institut übernehmen. Hochkarätige 
Professoren hatten bereits in ausführlichen Experti-
sen errechnet und durchgeplant, wie die Investitio-
nen im Detail aussehen sollten: für das Gewächs-
haus, für die Halle, für die Verarbeitungsräume und 
dergleichen 

(Norbe rt  Geis [CDU/CSU]: Man soll es nicht 
glauben!) 

und für die Struktur und Besoldung des 17köpfigen 
Personalkörpers. 

(Dr. Wolfgang Wodarg [SPD]: Ja, wir sind 
eben gründlich!) 

Für das Pilotprojekt sollten zunächst 34 Millionen 
DM zur Verfügung gestellt werden. 

(Dr. Wolfgang Wodarg [SPD]: Das ist zu 
teuer!) 

Aber ohne marktwirtschaftlichen Sinn ist auch die 
Landesregierung nicht; schließlich soll man in dieser 
schwierigen Zeit parteipolitisches Profil gewinnen, 
möglichst ohne selbst Geld auszugeben. Die Preise 
sollten daher so festgesetzt werden, daß auch noch 
ein Überschuß in Höhe von 4 Millionen DM erwirt-
schaftet werden sollte. 

Das Projekt sollte ein wahrhaft musterhaftes Aus-
hängeschild für rot-grün werden. Nach dem Abzug 

einiger Bundeswehreinheiten sollte es ein Konversi-
onsprojekt 

(Wolfgang Lohmann [Lüdenscheid] [CDU/ 
CSU]: Sehr schön!) 

und natürlich auch ein ökologischer Modellfall wer-
den. So soll zum Beispiel das von der Kriminalpolizei 
des Landes bei der Kriminalitätsverfolgung sicherge-
stellte Haschisch dem Unternehmen zum Recycling 
zugeführt werden. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Bis in die feinsten Einzelheiten wurde alles festge-
legt. 

(Dr. Wolfgang Wodarg [SPD]: Das ist Brain

-

storming!)  

So sollten die produzierten Haschisch- und Mari-
huana-Produkte in ansprechenden marktgängigen 
Einwegverpackungen angeboten werden, bei Ziga-
retten unter Angabe des präzisen Nikotin- und Teer-
gehalts. Unklar bleibt nur, ob zur Krönung des De-
signs auch noch das Landeswappen Schleswig-Hol-
steins mit den beiden Löwen eingeprägt werden 
sollte. 

Was so grotesk und aberwitzig erscheint, kann 
nicht ernst genug genommen werden. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Kollege 
Olderog, Sie müssen zum Abschluß kommen. 

Dr. Rolf Olderog (CDU/CSU): Herr Präsident, ich 
bemühe mich, zum Schluß zu kommen. 

Die Landesregierung brachte ihr Projekt just zu 
dem Zeitpunkt unters Volk, 

(Zuruf von der SPD: Sie finden das alles 
lustig! - Norbert Geis [CDU/CSU]: Wenn es 
nicht zum Weinen wäre, wäre es wirk lich 

zum Lachen!)  

als das Landeskriminalamt die aktuelle Drogenbi-
lanz vorlegte. Das war eine erschütternde Bilanz für 
Schleswig-Holstein: 29 Drogentote, acht mehr als im 
Vorjahr. Das ist ein Plus von 38 Prozent im ersten 
Halbjahr, - 

(Antje-Marie Steen [SPD]: Deswegen müs

-

sen wir das ja auch ändern! Deswegen müs

-

sen wir etwas tun!)  

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Kollege 
Olderog, ich muß Sie wirklich bitten, zum Abschluß 
zu kommen. 

Dr. Rolf Olderog (CDU/CSU): - Anstieg der Dro-
genkriminalität um 45 Prozent und Zunahme der 
Zahl der Haschisch-Konsumenten um 27 Prozent. 

Meine Damen und Herren, es gibt nur eines: Das 
Projekt gehört auf der Stelle gestoppt und mit Stumpf 
und Stiel eingestampft. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 
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Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich gebe das 
Wort  der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl. 

Dr. Sabine Bergmann-Pohl, Parl. Staatssekretärin 
beim Bundesminister für Gesundheit: Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Die Kieler Landesregie-
rung hat entgegen ihren ausführlichen Ankündigun-
gen in den Medien bisher keine Erlaubnis zum Ver-
kauf von Cannabis im Rahmen eines Modellversuchs 
beantragt. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Was? - Norbe rt 
 Geis [CDU/CSU]: Die haben Angst 

gekriegt! - Johannes Singer [SPD]: Und 
worüber reden wird dann überhaupt?) 

Die Pressestelle der Landesregierung hat aber wis-
sen lassen, daß die Details 

(Weitere Zurufe von der SPD) 

- vielleicht hören wir uns gegenseitig zu, das wäre 
ganz nett - des Modellversuchs erst noch erarbeitet 
werden müssen. 

Meine Damen und Herren, ich halte es für einen 
drogenpolitischen Husarenritt, daß eine Landesre-
gierung mit dem Plan eines Modellversuchs für den 
Verkauf von Haschisch an die Öffentlichkeit tritt, 
ohne zuvor ausreichend geprüft zu haben, ob der 
Plan rechtlich und fachlich überhaupt eine Aussicht 
auf Verwirklichung hat. 

(Wolfgang Lohmann [Lüdenscheid] [CDU/ 
CSU]: So ist es! - Norbe rt  Geis [CDU/CSU]: 

Die standen unter Drogen!) 

Für die Bundesregierung kann ich dazu heute sa-
gen, daß über einen Modellversuch - wie immer er 
aussehen wird - das zuständige Bundesinstitut für 
Arzneimittel und Medizinprodukte nach Recht und 
Gesetz entscheiden wird, sobald ein entsprechender 
Antrag vorliegt. 

(Maus Kirschner [SPD]: Das ist doch das 
mindeste, was man erwarten kann!) 

Das Betäubungsmittelgesetz setzt dem allerdings 
sehr enge Grenzen, Herr Kirschner, über die sich die 
Kieler Landesregierung offenbar überhaupt nicht im 
klaren ist. Eine Erlaubnis für den Verkehr mit den 
zum Mißbrauch geeigneten Cannabisprodukten 
kann das Bundesinstitut nämlich nur ausnahmsweise 
und nur zu wissenschaftlichen oder anderen im öf-
fentlichen Interesse liegenden Zwecken erteilen. 

(Zuruf von der SPD) 

- Sie halten es für im öffentlichen Interesse liegend, 
daß wir Drogenabhängige weiterhin drogenabhän-
gig halten? Das scheint Ihre Politik zu sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Frau Staatsse-
kretärin, würden Sie bitte einen Augenblick warten. 
Ich kann das Vorgehen auf der Bundesratsbank nicht 
akzeptieren. Entweder hören Sie der Debatte zu, 

oder Sie führen Privatgespräche. Ich bitte wirklich, 
die Ordnung des Hauses einzuhalten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Dr.  Uwe Küster [SPD]: Das ist doch ein 

Ding! Was ist denn da drüben?) 

- Ich kann nicht erkennen, daß sich auf der Regie-
rungsbank etwas ähnliches abspielt. 

Frau Staatssekretärin, fahren Sie fo rt . 

Dr. Sabine Bergmann-Pohl, Parl. Staatssekretärin 
beim Bundesminister für Gesundheit: Danke schön, 
Herr Präsident. Ich bin Ihnen für diese Unterbre-
chung sehr dankbar, weil ich eigentlich gedacht 
habe, daß Frau Moser hier ist, um die Argumente zu 
hören, die wir austauschen. 

Meine Damen und Herren, eine Erlaubniserteilung 
ist darüber hinaus ausdrücklich verboten, wenn sie 
den Mißbrauch von Betäubungsmitteln oder das Ent-
stehen oder das Erhalten einer Betäubungsmittelab-
hängigkeit fördert. Ich kann aus der Ankündigung 
Schleswig-Holsteins nicht erkennen, daß dem Miß-
brauch vorgebeugt werden soll. 

Meine Damen und Herren, der eigentliche Skan-
dal ist die Ankündigung eines offenbar völlig unaus-
gegorenen Modellversuchs und die damit verbun-
dene Verharmlosung von illegalen Rauschmitteln 
wie Haschisch. Herr Meyer, es stimmt eben nicht: 
Die Mehrheit der Bevölkerung lehnt solche Modell-
versuche ab. Sie scheinen sich aber über solche Mei-
nungen hinwegzusetzen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Dr.  Jürgen Meyer [Ulm] [SPD]: Können Sie 
einmal von den Fachleuten sprechen, wie 

ich das getan habe?) 

Ein schlimmer Vorgang ist auch die Täuschung der 
Öffentlichkeit über das Suchtpotential und die Ge-
sundheitsrisiken dieser Cannabisprodukte durch 
eine dem Gesundheitsschutz der Bürger, insbeson-
dere der Jugend, verpflichtete Landesregierung. 

(Eckart  Kuhlwein [SPD]: Nun machen Sie 
einmal halblang hier!)  

Welcher Jugendliche wird sich eigentlich noch vom 
Haschischkonsum abhalten lassen, wenn eine Ge-
sundheitsministerin den Verkauf von Haschisch in 
Apotheken in die Diskussion bringt, um gerade da-
durch - ich zitiere aus der Kieler Presseerklärung - 
„junge Menschen vor Sucht, Abhängigkeit und Kri-
minalisierung zu bewahren"? 

Meine Damen und Herren, allein mit einer solchen 
Ankündigung und Begründung durch eine Gesund-
heitsministerin werden Jahre mühevoller Präven-
tionsarbeit gegen den Drogenmißbrauch mit einem 
Schlag kaputtgemacht, selbst wenn ein Modellver-
such nie beantragt werden sollte. 

(Zuruf von der SPD: Jetzt bleiben Sie doch 
einmal auf dem Boden!) 
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Die Bundesregierung wird in dieser Situation das ihr 
mögliche tun, um den damit ange richteten Schaden 
zu begrenzen. 

(Jürgen Koppelin [F.D.P.]: Das ist gut!) 

Deshalb appelliere ich an Sie alle: Geben Sie - das 
finde ich so erstaunlich, Frau Steen, Sie haben sich 
heute total vom gemeinsamen nationalen Drogenbe-
kämpfungsplan verabschiedet; denn das Wo rt  Prä-
vention ist bei Ihnen gar nicht mehr richtig vorge-
kommen - 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der F.D.P. - Roland Sauer [Stuttga rt ] 
[CDU/CSU]: Sie wollen doch die Drogen, 

wir doch nicht!) 

dem gemeinsamen Drogenbekämpfungsplan eine 
Chance. Treten Sie bitte mit uns dafür ein, daß der 
durch das Betäubungsmittelgesetz gewährleistete 
Schutz der Jugend vor Drogenmißbrauch und Dro-
gensucht nicht preisgegeben wird! 

Cannabisprodukte sind nach dem Gesetz und den 
internationalen Suchtstoffübereinkommen in der 
ganzen Welt illegale Drogen, weil ihr nichtmedizini-
scher Konsum nachweislich vor allem bei Dauerkon-
sumenten erhebliche Gesundheitsrisiken mit sich 
bringt. 

Wenn Sie von der SPD das Bundesverfassungsge-
richt für sich vereinnahmen wollen, und zwar fälsch-
licherweise, 

(Zuruf von der SPD: Woher wissen Sie das? 
- Rezzo Schlauch [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Nicht fälschlicherweise! Das Zitat ist 
eindeutig!) 

dann will  ich Ihnen sagen: Das Bundesverfassungs-
gericht hat ausdrücklich festgestellt, daß Cannabis-
produkte gesundheitsschädlich sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Solche gesundheitsschädlichen Produkte dürfen 
nicht zugelassen und nicht legalisie rt  werden, weil 
wir mit diesem Standpunkt auch mit dem Grundge-
setz übereinstimmen. 

(Zuruf von der SPD: Nennen Sie mir doch 
mal ein gesundes Medikament! - Weitere 

Zurufe von der SPD und der PDS) 

- Die Aufgeregtheit der SPD zeigt eigentlich, daß Sie 
sich mit Ihrem eigenen Versuch doch nicht richtig 
identifizieren können und offensichtlich Probleme 
haben mit der Erklärung dieses Versuches. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Ich glaube, daß die Gesundheitsministerin Frau 
Moser hier auch nicht sehr überzeugend dargebracht 
hat, warum sie diesen Modellversuch eigentlich ma-
chen will. Ich kann nicht erkennen, daß man damit 
unsere Jugend schützt, sondern ich glaube langsam, 
daß wir unsere Jugend vor einer rot-grünen Gesund

-

heitspolitik schützen müssen, meine Damen und 
Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Klaus  Kirschner [SPD]: Vor Ihnen! - 
Dr.  Wolfgang Wodarg [SPD]: Schlimmer 

kann es nicht werden!) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Meine verehr-
ten Kollegen, ich frage mich nur, wenn so viele von 
Ihnen reden wollen, warum wir dann eine Aktuelle 
Stunde machen und nicht eine normale Debatte. 

(Zustimmung bei der SPD und der PDS) 

Nun gebe ich das Wort  dem Abgeordneten Peter 
Basten. 

Franz Peter Basten (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Auch 
wenn es in der aufgewühlten Stimmung nicht ganz 
einfach ist, ein paar sachliche Bemerkungen zu ma-
chen, so will ich das gleichwohl versuchen und auch 
an das anknüpfen, was Sie, Kollege Meyer, gesagt 
haben. 

Die Landesregierung von Schleswig-Holstein kann 
sich bei ihrem geplanten Modellversuch nicht auf 
den Beschluß des Bundesverfassungsgerichtes vom 
9. März 1994 berufen. 

(Rezzo Schlauch [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-
NEN]: Aber ja!) 

- Nein, der Beschluß eröffnet an keiner einzigen 
Stelle dafür einen Weg. 

Das Bundesverfassungsgericht hat sich vielmehr 
skeptisch zu der Frage geäußert, ob durch die Frei-
gabe von Cannabisprodukten eine Trennung der 
Drogenmärkte herbeizuführen sei. Sie müssen die 
beiden einschlägigen Stellen in diesen Entschei-
dungsgründen zitieren; nicht nur die, die hinten ste-
hen, die Sie immer zitieren, die Sie als Ihre Legitima-
tion heranziehen, sondern auch die, die im 90. Band 
auf Seite 183 abgedruckt sind. 

Ich habe in Vorbereitung auf diese Debatte den Be-
schluß noch einmal gelesen. Da sieht das ganz an-
ders aus. Da werden höchste Zweifel angemeldet. 
Angesichts der internationalen Rechtslage, die nach 
Auffassung des Gerichts verstärkt auf strafrechtliche 
Sanktionen abhebt, und auch der Gesamtentwick-
lung, mit der man es zu tun hat, hat das Bundesver-
fassungsgericht ganz speziell an dieser Stelle Zweifel 
angemeldet, ob die Freigabe von Cannabisproduk-
ten zu einer Trennung der Drogenmärkte führen 
würde und ob das sinnvoll wäre. 

Im übrigen hat das Ge richt für die Entscheidung 
darüber ausdrücklich dem Gesetzgeber und nicht ei-
ner Landesregierung die Einschätzungs- und Ent-
scheidungsprärogative zugewiesen. Es ist vor dem 
Hintergrund dieser Entscheidung des Bundesverfas-
sungsgerichts sowie nach dem Wortlaut und der Ra-
tio des § 3 Betäubungsmittelgesetz mehr als fraglich, 
ob dieser Versuch der Landesregierung von Schles- 
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wig-Holstein überhaupt von dieser Vorschrift ge-
deckt ist. 

(Roland Sauer [Stuttga rt ] [CDU/CSU]: So ist 
es, Herr Professor!) 

Denn es liegt nicht im öffentlichen Interesse, wenn 
die Landesregierung mit ihrem Plan verfolgt, daß am 
Ende die Legalisierung der sogenannten weichen 
Drogen steht. 

Die Zielverfolgung, die weichen Drogen aus dem 
strafrechtlichen Sanktionskatalog, den der Staat auf-
gestellt hat, herauszunehmen - wofür einiges spricht, 
wenn man sich die Begleitumstände des ganzen Ver-
suchs zu Gemüte führt -, ist nicht von § 3 Betäu-
bungsmittelgesetz gedeckt. Darüber müssen wir uns 
völlig klar sein. Da müssen Sie sich schon um eine 
andere Rechtsgrundlage bemühen. Jedenfalls diese 
zieht mit der Zielsetzung, die Sie haben, auf keinen 
Fall. 

(Dr. Jürgen Meyer [Ulm] [SPD]: Zielsetzung 
ist ein Modellversuch!) 

- Nein, hören Sie mal! Wenn ich sehe, mit welchen 
Gründen sich die Landesregierung auf diese Experi-
mentierklausel - sage ich einmal - beruft, indem sie 
immer wieder den Vergleich mit Alkohol und Nikotin 
heranzieht, indem darauf hingewiesen wird, daß re-
nommierte Wissenschaftler festgestellt hätten, daß 
die gesundheitlichen Schäden, die durch Cannabis-
mißbrauch entstehen, geringer seien als die Folgen 
intensiven Alkohol- und Nikotingenusses, dann sage 
ich: Sie wollen damit doch erreichen, daß man die-
selbe Bewertung im Hinblick auf die Sozialadä-
quanz, wie sie in der Gesellschaft für Nikotin und Al-
kohol gilt, für die weichen Drogen gelten lassen soll. 
Wenn dies das Ziel ist, das Sie damit verfolgen, ist es 
nicht von § 3 des Betäubungsmittelgesetzes gedeckt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Zuruf von der SPD) 

Das ist eine ganz klare, juristisch einwandfreie Be-
wertung. Deswegen müssen Sie sich gut überlegen, 
ob Sie rechtlich richtig liegen. 

(Norbert  Geis [CDU/CSU]: Sie liegen nicht 
richtig!) 

Da meine Redezeit abläuft, sage ich nur noch: 
Schauen Sie nicht nur nach Holland, schauen Sie 
auch nach Schweden. Schweden hat mit weichen 
Drogen üble Erfahrungen gemacht, diese Fehlent-
wicklungen dann bitter bereut und dafür ha rt  be-
zahlt. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die Initi-
ative des Landes Schleswig-Holstein wird scheitern, 
vor allem zum Nachteil junger Menschen, die über 
diesen Versuch zusätzlich an Drogen gekommen 
sind. 

Glaubt denn ein Mensch - lassen Sie mich das 
noch sagen -, man könne den Handel mit Drogen 
auf Dauer erfolgreich kriminalisieren, verfolgen und 
eliminieren, wenn man gleichzeitig das Handelsgut 
legalisiert? Das wird nicht zusammengehen. 

Weshalb ziehen Sie die Grenzen zwischen Canna-
bisprodukten und anderen Drogen? Auch Kokain 
macht körperlich nicht abhängig. Alsbald wird dieses 
Kriterium dazu herhalten müssen, auch Kokain zu le-
galisieren. Dann folgen andere Drogen nach anderen 
Kriterien. 

Das Projekt des Landes Schleswig-Holstein ist 
nicht der Aufbruch in eine Welt mit weniger Drogen, 
sondern der Abmarsch in die Drogenkatastrophe. 
Das ist die Folge dieses Vorhabens. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Basten, 
Ihre Redezeit ist zu Ende. 

Franz Peter Basten (CDU/CSU): Noch ein Satz. 
Wir geben weltweit Millionenbeträge für den Kampf 
gegen Drogen aus. Die Länder haben sich Gesetze 
gegeben, die höchste Strafen für Drogendelikte an-
drohen. Wir machen teure Kampagnen mit bekann-
ten Persönlichkeiten, die Leitbilder sind, unter dem 
Motto „Keine Macht den Drogen! " 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Kollege, 
bitte schließen Sie Ihre Rede ab! 

Franz Peter Basten (CDU/CSU): Wir können auch 
den Kokabauern in Bolivien nicht zumuten, daß sie 
ihre Kokafelder abbrennen, wenn gleichzeitig in 
Deutschland die Drogen in den Apotheken gekauft 
werden können. 

Vielen herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich gebe das 
Wort  dem Abgeordneten Johannes Singer. 

Johannes Singer (SPD): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Jetzt geht alles durcheinander. Da 
werden die Kokasträucher in Bo livien mit Cannabis 
in einen Topf geworfen. Da wird so getan, als ob das 
Bundesinstitut für Arzneimittel und Medizinprodukte 
einen noch gar nicht vorliegenden Antrag von 
Schleswig-Holstein bereits genehmigt hätte. Nur 
dann könnten die Gefahren ja auftreten, von denen 
Sie sprechen. 

Wir führen hier doch eine Geisterdiskussion. 

(Klaus Kirschner [SPD]: Sehr wahr!) 

Sie sagen selber: Der Antrag liegt noch gar nicht vor. 
Das heißt, Sie kennen auch den Inhalt und die recht-
liche Begründung des Antrags nicht. Was machen 
Sie eigentlich, wenn das Bundesinstitut für Arznei-
mittel und Medizinprodukte diesen Antrag geneh-
migt? Eine Bundesbehörde! Wie stehen Sie dann da! 

(Rezzo Schlauch [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Dann machen wir wieder eine Aktu

-

elle Stunde!) 

Frau Bergmann-Pohl sagte dankenswerterweise 
und völlig korrekt: Dieses Institut wird nach Recht 
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und Gesetz und nicht nach irgendwelchen politi-
schen Zweckmäßigkeitserwägungen entscheiden. 

(Norbert  Geis [CDU/CSU]: Dann kann nicht 
genehmigt werden!) 

- Herr Geis, wenn das so sicher ist, dann hätte für 
diese Aktuelle Stunde überhaupt kein Anlaß bestan-
den und für Ihre Aufregung schon gar nicht. 

(Norbert  Geis [CDU/CSU]: Es geht um den 
politischen Akzent dieser Stunde!) 

Sie hätten die Ablehnung des Antrags der schleswig-
holsteinischen Landesregierung in aller Ruhe abwar-
ten können und dann vielleicht „ätsch!" oder sonst 
etwas gesagt, und die Sache wäre damit beerdigt 
worden. 

(Norbert  Geis [CDU/CSU]: Da verkennen 
Sie die Aufgabe des Parlaments!) 

Meine Damen und Herren, es soll ja Abgeordnete 
im Deutschen Bundestag geben, die keine Probleme 
mit Alkohol haben - nur ohne. 

(Dr. Guido Westerwelle [F.D.P.]: Gibt es!) 

Wir beklagen von allen Seiten des Hauses immer 
wieder die hohe Zahl der Drogentoten, von denen 
jeder einzelne einer zuviel ist - 1 500, 1 600, die Zahl 
steigt wieder an. Aber wir erwähnen nie, daß wir je-
des Jahr 40 000 Alkoholtote haben, daß wir in unse-
rem Land zweieinhalb Millionen behandlungsbe-
dürftige Alkoholiker haben. 

Wenn wir über Sucht reden, sollten wir doch ge-
rade die Sachverständigen heranziehen, Herr Sauer, 
auf die Sie sich zu Recht berufen, nämlich Professor 
Reuband aus Dresden oder Dr. Bühringer vom Insti-
tut für Therapieforschung in München, die uns sa-
gen: Es ist völlig verfehlt, bei der Diskussion über das 
Suchtproblem einzelne Stoffe herauszugreifen und 
dann in eifernder Savonarola-Manier darüber herzu-
fallen. Wir alle wissen, daß es in sämtlichen Parteien 
höchst unterschiedliche Ansätze, Überzeugungen 
und Vorschläge gibt. Die Oberbürgermeisterin von 
Frankfurt , die der CDU angehörende Frau Petra 
Roth, befürwortet die Einrichtung und Aufrechterhal-
tung von Fixer-Stuben. 

(Beifall des Abg. Dr. Guido Westerwelle 
[F.D.P.] - Hubert Hüppe [CDU/CSU]: Was 

hat das mit Cannabis zu tun?) 

Wir sprechen heute von „Gesundheitsräumen". - 
Auch das wird von Ihnen, Herr Hüppe, verteufelt. 

Ich erwähne dieses Beispiel nur, um klarzuma-
chen, daß nicht nur die F.D.P. des Landes Schleswig-
Holstein hinter dem Antrag von Frau Moser steht, 
sondern die hamburgische F.D.P. zum Beispiel auch 
den Heroinantrag der Landesregierung Hamburg 
unterstützt. 

(Jürgen Koppelin [F.D.P.]: Ja, natürlich!) 

- Es ist gut, daß Sie das einräumen - um so besser. 

Mir geht es ja nur darum, klarzumachen, daß es 
überall unterschiedliche Positionen zu diesem Thema 
gibt und daß ein Königsweg, wie man dem Drogen

-

problem zu Leibe rücken könnte, einfach nicht vor-
handen ist. 

Mir wäre schon sehr daran gelegen, daß wir uns 
nicht hinstellen und wie die geschätzte Apothekerin 
Augustin die Problematik der Medikamentenabhän-
gigkeit völlig ausklammern, 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD sowie 
des Abg. Rezzo Schlauch [BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN]) 

die eine große Rolle spielt, und so tun, als ob Apothe-
ken bisher nur Dinge verkauft haben, die ausschließ-
lich heilen. Auch dort  gehen durchaus nicht unpro-
blematische Substanzen über die Theke. Auch Medi-
kamentenabhängigkeit gehört zur Suchtproblema-
tik. Mir wäre daran gelegen, die Verfügbarkeit von 
allen suchterzeugenden Stoffen einzuschränken. 
Dazu müssen wir uns aber eine Gesamtschau ange-
wöhnen und vor allem abgewöhnen, nur einzelne 
Stoffe herauszugreifen und zu verteufeln. 

Herr Präsident, mir ist bewußt, daß meine Redezeit 
abgelaufen ist. Aber ich habe ja noch einmal fünf Mi-
nuten. Da werde ich Weiteres ausführen. 

Für den Augenblick erst einmal danke schön. 

(Beifall bei der SPD und der PDS) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich gebe dem 
Abgeordneten Roland Sauer das Wo rt . 

(Gerd Andres [SPD]: Ist das der Nikotin

-
Sauer?) 

Roland Sauer (Stuttgart) (CDU/CSU): - Das ist eine 
konsequente Linie. Ich trete für einen Nichtraucher-
schutz ein und gebe auf der anderen Seite Haschisch 
nicht frei. 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich darf 
für meine Fraktion abschließend zusammenfassen: 
Wir werden die Fehler anderer Länder, wie zum Bei-
spiel der Schweden und der Niederländer, hier in 
Deutschland nicht wiederholen. Nehmen Sie sich 
doch einmal ein Beispiel - vor allem Sie von den So-
zialdemokraten - an Ihren sozialdemokratischen 
Freunden in Schweden. Die haben das alles schon 
ausprobiert, was Sie jetzt haben wollen. Die haben 
das Ruder radikal herumgeworfen. Do rt  gibt es ein 
„Haschisch-Buch". Dieses Buch wird jeder Familie 
zugestellt. Darin wird vor den großen Gefährdungen 
durch Haschisch gewarnt. Machen Sie doch dieses 
Beispiel nach. 

Nun zur Frau Moser. Sie tut so, als ob unsere Dro-
genpolitik gescheitert sei. Die Fakten in der EU, Frau 
Moser, sprechen eine andere Sprache. Wir haben, 
gemessen an der Gesamtbevölkerung, den drittnied-
rigsten Anteil an Drogenabhängigen. Wir liegen in 
unseren Zahlen weit unterhalb der vermeintlichen 
Drogenreformstaaten wie die Niederlande und die 
Schweiz. 

(Norbert Geis [CDU/CSU]: So ist es!) 

Dies müssen Sie zur Kenntnis nehmen. 
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Frau Steen, unterstellen Sie uns doch nicht zum 
wiederholten Mal, wir würden nur eine rein repres-
sive Drogenpolitik machen. 

(Antje-Marie Steen [SPD]: Natürlich 
machen Sie das!) 

Minister Seehofer hat Ihnen in der letzten Haushalts-
debatte gesagt, daß wir als Bund in den letzten zehn 
Jahren 340 Millionen DM für Prävention und Mo-
dellprogramme ausgegeben haben - als Bund, wo-
bei wir letztlich gar keine Kompetenz haben, Dro-
genpolitik zu betreiben. Da können Sie doch uns 
nicht unterstellen, wir würden nur eine repressive 
Drogenpolitik machen. Dies haut nicht hin. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Apotheken verkaufen Arznei- und Heilmittel, die 
der Gesundheit dienen sollen. Sie wollen den Kran-
ken helfen, wie es die Kollegin Augustin gesagt hat. 
Dazu gehören nicht gesundheitsschädigende Dro-
gen. Durch den Verkauf von Haschisch in Apotheken 
wird diese Droge, die eine Schlüsseldroge bzw. Um-
stiegsdroge ist, bewußt verharmlost und der jungen 
Generation die Ungefährlichkeit dieser Droge - das 
ist das Verantwortungslose - suggeriert. 

(Antje-Marie Steen [SPD]: Das ist nicht 
wahr!) 

Dabei führt Haschisch - das wissen Sie ganz ge-
nau; Sie übersehen das aber - bei Langzeitkonsum 
zu Hirnschädigungen und schweren Schäden des 
zentralen Nervensystems, um nur einmal die wichtig-
sten Risiken zu nennen. 

(Dr. Wolfgang Wodag [SPD]: Und Alkohol?) 

Ich habe Ihnen schon in der letzten Debatte gesagt: 
Lesen Sie einmal die Stellungnahme von Professor 
Kovar, dem Pharmakologen an der Universität Tübin-
gen, durch, der das Bundesverfassungsgericht bei 
dessen Urteilsbegründung begleitet und über die 
Schäden und Risiken des Haschischkonsums aus-
führlich berichtet hat. 

Von der Frau Ministe rin Moser aus Schleswig-Hol-
stein - ich möchte fast sagen: von der Hasch-Ministe-
rin Moser - 

(Widerspruch bei der SPD - Zuruf von der 
SPD: Herr Präsident! - Weiterer Zuruf von 
der SPD: Das ist ja unglaublich! Dieser 

Lümmel!) 

wird der blauäugige Versuch unternommen, eine 
Trennung von weichen und harten Drogen zu errei-
chen. 

(Anhaltender Widerspruch bei der SPD) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Eine Sekunde. 
Nur gemach, einen Augenblick. - Bitte, Herr Abge-
ordneter, sprechen Sie weiter. 

Roland Sauer (Stuttgart) (CDU/CSU): Dies wird 
genauso wenig wie in Amsterdam gelingen. Dort 

 sind um die Coffee-Shops die großen Hauptum-
schlagplätze für harte Drogen entstanden. Wollen 
Sie, daß in unmittelbarer Nachbarschaft unserer 

Apotheken die Hauptumschlagplätze für Drogen 
entstehen? Wir wollen dies nicht; die Apotheker und 
72 Prozent der deutschen Bevölkerung wollen dies 
ebenfalls nicht. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Sie haben einen Gesichtspunkt völlig übersehen: 
Eine Freigabe weicher Drogen würde zu einer dra-
matischen Verkehrsgefährdung durch unter Ha-
schisch stehende Straßenverkehrsteilnehmer führen. 
Wir haben heute schon jährlich über 400 Tote und 
über 4 000 Verletzte, die von unter Haschisch stehen-
den Verkehrsteilnehmern verursacht wurden. Unter 
Berücksichtigung der Dunkelziffer - sie liegt bei 
über 40 Prozent - liegen diese Zahlen wesentlich 
höher. 

Durch diese Verharmlosungsdiskussion, die Sie 
ausgelöst haben, drängt die Hasch-Mafia verstärkt 
auf den deutschen Markt. 

(Norbe rt  Geis [CDU/CSU]: Denen ist das 
recht!) 

Dies zeigen die deutlich angestiegenen Mengen an 
sichergestelltem Haschisch. 

(Dr. Wolfgang Wodarg [SPD]: Wir wollen 
das nicht an der Tankstelle verkaufen!) 

Durch diesen wahnwitzigen Plan, Haschisch in der 
Apotheke verkaufen zu lassen, laufen wir Gefahr 

(Dr. Wolfgang Wodarg [SPD]: Alkohol wird 
an der Tankstelle verkauft!) 

- Sie können noch so laut schreien; ich habe das Mi-
krophon, damit kann ich lauter sprechen -, zu einem 
zweiten Drogen-Mekka in Europa, neben den Nie-
derlanden, zu werden. Wenn der Staat zum Dealer 
wird, werden alle Bemühungen um Prävention, 
junge Menschen zu einem drogenfreien Leben zu 
führen, konterkariert und unglaubwürdig. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sehr richtig!) 

Der Mißbrauch von Alkohol, Nikotin und Medika-
menten ist schon schlimm genug und bringt viel Leid 
in unsere Familien. 

(Dr. Wolfgang Wodarg [SPD]: Das stimmt!) 

Wollen wir trotzdem einen weiteren Suchtstoff legali-
sieren, damit die Hemmschwelle herabsetzen und 
die Verfügbarkeit von gefährlichen Drogen erhöhen? 
Dies kann man nicht verantworten. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Kollege 
Sauer, Ihre Redezeit ist abgelaufen. 

Roland Sauer (Stuttgart) (CDU/CSU): Noch einen 
Satz; ich bin ja sehr gestört worden. 

Durch die Abgabe von Haschisch in der Apotheke 
würde der Markt für Jugendliche noch weiter geöff-
net werden. Wer kontrolliert denn den Verkauf in der 
Apotheke? 

(Zuruf von der SPD: Aufhören! - Dr. Barbara 
Hendricks [SPD]: Sie wollten nur noch 

einen Satz sagen!) 
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Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Kollege 
Sauer, Ihre Redezeit ist abgelaufen. Ich bitte Sie, zum 
Schluß zu kommen. 

Roland Sauer (Stuttgart) (CDU/CSU): Einen letz-
ten Satz. 

(Zurufe von der SPD: Nein!) 

Wie soll die Mengenbegrenzung erfolgen, wenn 
der Konsument von Apotheke zu Apotheke geht und 
dann Haschisch auf Schulhöfen, in Diskotheken und 
Jugendtreffs verkauft? 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Zuruf von der SPD: Wie soll das gehen?) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Meine Kolle-
gen, wenn Sie sich den Verlauf dieser Aktuellen 
Stunde einmal auf dem Band anhören würden, wä-
ren Sie mit sich selbst denkbar unzufrieden. Es hat 
keinen Sinn, eine Debatte zu beginnen, wenn keiner 
dem anderen zuhört. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Es sind die Emotionen von allen Seiten in einer nicht 
vertretbaren Weise geschürt worden. Das hat keinen 
Sinn. 

Herr Kollege Sauer, ich habe vorhin das Haus ge-beten, den Mitgliedern des anderen Verfassungsor-
gans mit der entsprechenden Höflichkeit zu begeg-
nen. Sie haben die Ministe rin für Arbeit, Soziales, Ju-
gend und Gesundheit des Landes Schleswig-Hol-
stein als „Hasch-Ministerin" bezeichnet. Ich erteile 
Ihnen dafür einen Ordnungsruf. 

(Roland Sauer [Stuttga rt] [CDU/CSU]: Den 
nehme ich gern zur Kenntnis!) 

- Herr Kollege Sauer, ich erteile Ihnen dafür einen 
zweiten Ordnungsruf. 

Ich erteile nun dem Abgeordneten Singer das 
Wort . 

(Norbe rt  Geis [CDU/CSU]: Der hat doch 
schon geredet!) 

Johannes Singer (SPD): Es ist richtig: Ich habe 
schon geredet. Aber ich habe angekündigt, daß ich 
wiederkomme. 

(Norbert  Geis [CDU/CSU] und Jürgen Kop

-

pelin [F.D.P.]: Angedroht!) 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Ich habe es geahnt, daß 
auf das Beispiel Niederlande ständig Bezug genom-
men wird. 

(Norbert  Geis [CDU/CSU]: Und Schweden!) 

- Auch auf Schweden will ich gerne eingehen, Herr 
Geis, aber lassen Sie mich zunächst bei den Nieder-
landen verweilen. 

(Wolfgang Lohmann [Lüdenscheid] [CDU/ 
CSU]: Nein, wir wollen etwas über Schwe

-

den hören!) 

Die Niederlande haben im Sommer dieses Jahres an 
ihrer Drogenpolitik einige Korrekturen vorgenom-
men. Ich finde, das verdient Beifall, Anerkennung 
und Interesse. Man sollte keine Behauptungen über 
die niederländische Drogenpolitik aufstellen, die mit 
den tatsächlichen Verhältnissen nun wirklich nichts 
zu tun haben. 

Ich zitiere hier noch einmal Professor Reuband, 
weil Sie sich so gerne auf ihn berufen. Professor Reu

-

band hat ja die Auswirkungen der niederländischen 
und der deutschen Drogenpolitik miteinander vergli-
chen - eine wissenschaftlich exakte, ausgezeichnete 
Arbeit - und festgestellt, daß trotz der sehr andersge-
arteten niederländischen Politik die Zahl der Erst-
konsumenten dort, bezogen auf die jeweiligen Bevöl-
kerungsgruppen in den Niederlanden, nicht höher 
ist als bei uns und daß die Zahl der Drogentoten 
nicht höher ist als bei uns. 

(Parl. Staatssekretär Eduard Lintner: Das 
stimmt nicht! Als in Hamburg! Aber nicht 

als bei uns!) 

Er hat festgestellt, daß in den Niederlanden natür-
lich eine Szene existiert, in der mit harten Drogen ge-
handelt wird, die aber keineswegs dramatischer, be-
drohlicher oder schlimmer ist als in vielen deutschen 
Großstädten. Es ist doch nicht so, daß wir mit unserer 
repressiven Drogenpolitik die Szenen in Hamburg, in 
Köln, in München oder in Stuttga rt  wirksam be-
kämpft und beseitigt hätten. Einigermaßen erfolg-
reich war bisher nur Frankfurt. Dort  ist mit dem 
scharf gefahrenen Methadonprogramm und mit den 
Gesundheitsräumen im Unterschied zu allen ande-
ren deutschen Großstädten erreicht worden, daß die 
Zahl der Drogentoten signifikant zurückgegangen 
ist. 

Es gibt also Möglichkeiten, Erfolge zu erzielen. 
Man sollte diese nicht dauernd verteufeln. 

(Wolfgang Lohmann [Lüdenscheid] [CDU/ 
CSU]: Und jetzt kommt Schweden!) 

- Schweden hat bei den weichen Drogen eine Ab-
kehr von einem mehr oder weniger völlig freigegebe-
nen Markt vollzogen und gesagt: Das war ein Fehler. 
Aber diesen völlig freigegebenen Markt wi ll  hier 
doch keiner. Immer wieder, solange ich mich mit Dro-
genpolitik befasse, wird dieser Popanz der Freigabe 
oder der Legalisierung in den Raum gestellt. Ich 
sage Ihnen noch einmal in aller Deutlichkeit: Zu ei-
ner Freigabe oder Legalisierung kann es nur kom-
men, wenn das Betäubungsmittelgesetz mit der 
Mehrheit des Deutschen Bundestages geändert wird. 
Solange das nicht der Fall ist, braucht man sich über 
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eine Legalisierung oder eine Freigabe überhaupt 
nicht zu unterhalten. 

(Franz Peter Basten [CDU/CSU]: Ein Ver

-

such, der dem dient, ist auch nicht zuläs

-

sig!) 

Es liegt doch da gar nichts vor. 

(Franz Peter Basten [CDU/CSU]: Ein Ver

-

such, der das vorbereitet, ist nicht zulässig!) 

Was ist das für eine Anmaßung von Ihnen, Ihre Beur-
teilung an die Stelle des dafür zuständigen Bundesin-
stituts für Arzneimittel und Medizinprodukte zu stel-
len! 

(Beifall bei der SPD und der PDS) 

Wenn Sie rechtsstaatliche Anforderungen ernst neh-
men, überlassen Sie die Entscheidung der dafür zu-
ständigen Stelle; versuchen Sie nicht, besserwisse-
risch und beckmesserisch Ihre Beurteilung an die 
Stelle der Beurteilung durch das Institut zu setzen. 

(Beifall bei der SPD - Norbe rt  Geis [CDU/ 
CSU]: So können Sie im Parlament, im Bun

-

destag, nicht argumentieren!) 

Wir haben ein klares Verfahren. Wenn Sie recht 
hätten, bedürfte es Ihrer Aufregung nicht. Dann 
könnten Sie die Entscheidung dieses Bundesinstituts 
in aller Ruhe abwarten. Dann sehen wir einmal, was 
dabei herauskommt, und brauchen uns hier nicht zu 
echauffieren. Für diese A rt  der Diskussion ist der 
Bundestag der völlig falsche O rt . 

(Norbert  Geis [CDU/CSU]: Das hat ja eine 
Rüge verdient, daß der Bundestag der fal-
sche Ort ist! Wenn es überhaupt einen rich-
tigen Ort gibt, dann ist es der Bundestag!) 

Ich sage Ihnen also noch einmal: Es handelt sich 
um einen Versuch, der auch von anderen Gesund-
heitspolitikern durchaus skeptisch beurteilt wird. Er 
ist rechtlich zulässig. Bei der festgefahrenen Politik 
der Bundesregierung bin ich froh, wenn Bewegung 
entsteht, wenn neue Wege ausprobiert werden und 
man sich neue Gedanken macht. Einfach so weiter-
zumachen wie bisher kann bei dem jetzigen Zustand 
der Drogenpolitik in unserem Lande nicht richtig 
sein. 

Wenn Sie von der Erleichterung der Verfügbarkeit 
Iron Haschisch reden: Wir haben über 2,5 Millionen 
regelmäßige und gelegentliche Konsumenten von 
Haschisch. Ihre Politik hat diese hohe Zahl nicht ver-
hindert. 

(Norbert  Geis [CDU/CSU]: Wenn wir das in 
den Apotheken freigeben, wird sich die 

Zahl verdreifachen!) 

Wenn Sie einen Jugendlichen heute fragen: An jeder 
Straßenecke kriegt er für ein paar Mark fünfzig seine 
Ration. Das, was Sie gemacht haben, hat überhaupt 
nicht gehollen. 

Also: Kommen Sie aus den Schützengräben her-
aus, machen Sie sich neue Gedanken, und versuchen 

Sie nicht immer nur, das zu wiederholen, was ich seit 
sechs Jahren bis zum Erbrechen von Ihnen höre! 

(Beifall bei der SPD und der PDS) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Damit ist die 
Aktuelle Stunde beendet. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 6 und den Zu-
satzpunkt 5 auf: 

6. Erste Beratung des von den Abgeordneten 
Gerald Häfner, Volker Beck (Köln), Kerstin 
Müller (Köln), weiteren Abgeordneten und der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN einge-
brachten Entwurfs eines Gesetzes über das 
Zeugnisverweigerungsrecht der Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter von Presse, Rundfunk 
und Film 
- Drucksache 13/5285 - 
Überweisungsvorschlag: 

Rechtsausschuß (federführend) 
Innenausschuß 
Ausschuß für Post und Telekommunikation 

ZP5 Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Gerald Häfner, Volker Beck (Köln), Kerstin 
Müller (Köln), weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Sicherung der Pressefreiheit und des Zeug-
nisverweigerungsrechts der Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter von Presse, Rundfunk, Film 
- Drucksache 13/6382 - 
Überweisungsvorschlag: 

Rechtsausschuß (federführend) 
Innenausschuß 
Ausschuß für Post und Telekommunikation 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung ist für 
die Aussprache eine halbe Stunde vorgesehen, wo-
bei die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen fünf Minu-
ten erhalten soll. - Ich sehe und höre keinen Wider-
spruch. Dann ist es so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wo rt  hat der Ab-
geordnete Gerald Häfner. 

Gerald Häfner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Herr 
Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Ich 
habe den fatalen Eindruck, daß die Gewaltenteilung 
in unserem Land mehr und mehr nur auf dem Papier 
steht. Die Kontrolle der Bundesregierung durch das 
Parlament läuft häufig ins Leere, weil die Mehrheit 
dieses Hauses sich nicht mehr als unabhängige Ab-
geordnete, nicht mehr als Teil eines Organs begreift, 
das die Regierung kontrollieren sollte, sondern brav 
und artig Spalier steht, um der Regierung bei jeder 
noch so falschen Entscheidung Hosianna zu singen 
und die Schleppe nachzutragen. Das ist eine falsche 
Auffassung von Parlamentarismus. 

Je weniger aber die Kontrolle der Gewalten unter-
einander funktioniert, desto wichtiger wird die soge-
nannte „vierte Gewalt", die Presse. Die Presse hat 
ein Wächteramt in unserem Lande, dessen Bedeu-
tung oft unterschätzt wird. Eine freie und unabhän- 
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gige Presse ist eine tragende Säule und Lebensvor-
aussetzung jeder funktionierenden Demokratie. 

Um dieses Wächteramt wahrnehmen zu können, 
braucht die Presse Unabhängigkeit von staatlicher 
Bevormundung und Schutz vor diese Freiheit beein-
trächtigenden Eingriffen des Staates. Aus diesem 
Grund sieht das Gesetz zum Schutz des Redaktions-
geheimnisses ein Zeugnisverweigerungsrecht für 
Pressemitarbeiter sowie einen Beschlagnahmeschutz 
für deren Mate rial, also Fotos, Akten, Notizen usw., 
vor. Das Bundesverfassungsgericht erklärte dieses 
„Zeugnisverweigerungsrecht der Presseangehöri-
gen" sogar ausdrücklich für erforderlich, „um die In-
stitution der freien Presse" zu sichern. 

Jahrelang ging das gut. Dann aber, begünstigt 
durch eine meines Erachtens fatale - weil völlig reali-
tätsfremde - Entscheidung, wonach das Zeugnisver-
weigerungsrecht nur das von anderen, also Infor-
manten, zugetragene Mate rial, nicht aber das selbst-
recherchierte Mate rial schütze, ist dieser Damm ge-
brochen. Seitdem gibt es kein Halten mehr. Alle paar 
Wochen hören und lesen wir von Durchsuchungs-  
und Beschlagnahmeaktionen der Ermittlungsbehör-
den in Zeitungs-, Rundfunk- und Fernsehredaktio-
nen. 

Sie kennen die Fälle. Zum Beispiel wurden kürz-
lich, weil dort  aus einem Bericht des Rechnungshof es 
zitiert worden war, fast alle Fernseh- und Zeitungs-
redaktionen der Hansestadt Bremen vom Staatsan-
walt besucht. Durchsuchungsmaßnahmen fanden 
statt; die Redaktionsräume wurden auf den Kopf ge-
stellt. 

Oder: In meiner Heimatstadt München gab es ver-
gangenes Jahr eine Durchsuchungsaktion bei der 
„Abendzeitung". Gesucht wurde ein Foto von sieben 
jungen Menschen, die ein Jahr vorher in der Fußgän-
gerzone im Weihnachtsgeschäft spektakulär gegen 
den Kauf von Pelzerzeugnissen demonst riert  hatten. 
Ihnen wurde eine unangemeldete Demonstration 
vorgeworfen. Diese Kleinigkeit war der Anlaß für 
eine Durchsuchungsaktion in den Redaktionsräumen 
der „Abendzeitung".  

Ich könnte viele andere solche Beispiele erzählen. 
Nicht nur bei „taz", „Spiegel" und „Focus" wurde 
durchsucht, sondern auch bei ARD und ZDF und vie-
len anderen Redaktionen. Dies ist in meinen Augen 
ein untragbarer Zustand. Wir wissen, daß Journali-
sten auf diese Weise ungewollt zu Hilfsorganen der 
Staatsanwaltschaft werden. Damit wird die Unab-
hängigkeit der Presse massiv gefährdet. 

Es sieht doch ein Blinder mit dem Krückstock, daß 
es so nicht bleiben kann. Ich frage mich, warum die-
ser Zustand jetzt schon bald zehn Jahre andauert. 
Vor acht Jahren habe ich zum erstenmal in diesem 
Hause einen Gesetzentwurf vorgelegt, aber nichts ist 
seitdem passiert, obwohl alle Fachleute auf Tagun-
gen, die hierzu in den letzten Jahren stattgefunden 
haben, immer die gleichen Zustände beklagt und die 
Notwendigkeit einer Veränderung unausgesetzt be-
kräftigt haben. 

Deshalb haben wir jetzt also erneut einen Entwurf 
vorgelegt. Wir wissen uns dabei in den darin vorge

-

schlagenen Änderungen mit fast allen Journalistin-
nen und Journalisten und deren Organisationen in 
diesem Land einig. 

Erstens fordern wir, daß der vollständig weltfremde 
Trennungsstrich zwischen selbstrecherchiertem und 
zugetragenem Material endlich fällt. Kein Journalist 
führt, wenn er an irgendeiner Story ermittelt oder 
schreibt, hierüber zwei jeweils getrennte Madden, 
Notizbücher, Aktenschränke und Schubladen, son-
dern das selbstrecherchierte und das zugetragene 
Material mischen sich grundsätzlich ineinander. Das 
Perfide ist dabei ja, daß genau deshalb heute mit 
dem Argument, man suche nur das selbstrecher-
chierte Mate rial, immer alle Unterlagen beschlag-
nahmt werden, daß alle Computerdisketten, ganze 
Festplatten, Akten usw. mitgenommen werden. Da-
mit hat man dann natürlich auch Zugriff auf das ge-
samte Mate rial. Auf diese Weise läuft das Zeugnis-
verweigerungsrecht ins Leere. 

Wir fordern deshalb zweitens die Ausweitung des 
geltenden Beschlagnahmeverbotes. Wir möchten 
eine Grenze nur da ziehen - denn eine Grenze muß 
sein -, wo die betroffenen Journalistinnen und Jour-
nalisten selbst unter einem dringenden Tatverdacht, 
unter dem Verdacht der Teilnahme an einschlägig 
strafbaren Handlungen oder unter dem Verdacht der 
Begünstigung, Strafvereitelung oder Hehlerei ste-
hen. Ansonsten aber gilt das Beschlagnahmeverbot. 

Wir wollen darüber hinaus den Schutz des Zeug-
nisverweigerungsrechtes nicht nur auf diejenigen 
Menschen ausdehnen, die berufsmäßig journalistisch 
arbeiten, sondern auch auf die, die das nebenberuf-
lich tun. Es kann nicht darum gehen, ob mit Journali-
stentätigkeit der Broterwerb gesichert wird, sondern 
es geht darum, ob überhaupt eine journalistische Tä-
tigkeit ausgeübt wird. Wir wissen, daß viele Autorin-
nen und Autoren, viele Journalistinnen und Journali-
sten nebenberuflich und nicht hauptberuflich tätig 
sind. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Kollege 
Häfner, Ihre Zeit ist abgelaufen. Sie müssen zum 
Schluß kommen. 

Gerald Häfner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Herr 
Präsident, ich schließe mit dem Appell an alle Frak-
tionen dieses Hauses - mit einigen, Herrn Stadler, 
Herrn Eylmann und anderen, habe ich in letzter Zeit 
in diesem Hause schon durchaus ermutigende Ge-
spräche führen können -, bei der Klärung dieses Pro-
blems, das nun seit fast zehn Jahren schon auf eine 
Lösung wartet, endlich zusammenzuarbeiten und zu 
einer gemeinsamen Lösung zu kommen. Wir haben 
einen Gesetzentwurf vorgeschlagen, den wir für eine 
gute Grundlage halten. Wir hoffen nun auf Bewe-
gung auch in den anderen Fraktionen. 

Ich bedanke mich. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. Manfred Müller [Berlin] 

[PDS]) 
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Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich gebe dem 
Abgeordneten Horst Eylmann das Wort. 

Horst Eylmann (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Nach geltendem Recht erstrek-
ken sich Zeugnisverweigerungsrecht und Beschlag-
nahmeverbot nicht auf das sogenannte selbstrecher-
chierte Mate rial der Medien, zum Beispiel nicht auf 
ein Foto, das ein Bildjournalist selbst geschossen hat. 
Das Bundesverfassungsgericht hat die Trennung 
zwischen dem Informantenschutz und dem selbstre-
cherchierten Material in seinem Beschluß vom 1. 
Oktober 1987 mit der Begründung für verfassungs-
gemäß erklärt, die Vertraulichkeit journalistischer 
Arbeit könne nicht ohne jede Einschränkung umf as

-s

end  gewährleistet sein. Die Erfordernisse der Ge-
währ rechtsstaatlich geordneter Rechtspflege müßten 
beachtet werden. 

(Vorsitz: Vizepräsident Hans-Ulrich Klose) 

Infolgedessen bedürfe es einer sorgfältigen Abwä-
gung, ob und inwieweit die Erfüllung der publizisti-
schen Aufgaben einen Vorrang der Presse- und 
Rundfunkfreiheit erfordere oder ob diese Freiheit ih-
rerseits an den Interessen der Rechtspflege ihre 
Grenzen zu finden habe. Jedenfalls sei die vom Ge-
setzgeber im geltenden Recht getroffene Abwägung 
nicht zu beanstanden. 

Nun hat das Bundesverfassungsgericht allerdings 
auch darauf hingewiesen, daß sich eine Begrenzung 
des Aussagezwangs und der Beschlagnahme nicht 
nur aus der Strafprozeßordnung, sondern auch unter 
Berücksichtigung des verfassungsrechtlichen Ver-
hältnismäßigkeitsgrundsatzes unmittelbar aus A rt . 5 
des Grundgesetzes ergeben könne, wenn nämlich in 
besonders gelagerten Fällen nach einer Abwägung 
der widerstreitenden Interessen dem Geheimhal-
tungsinteresse der Presse gegenüber den Erforder-
nissen der Strafrechtspflege der Vorrang gebühre. In 
dem damals entschiedenen Fall mußte diese Abwä-
gung schon wegen der Schwere der Delikte zugun-
sten der Strafrechtspflege ausfallen. Es ging nämlich 
um ein Ermittlungsverfahren wegen schweren Land-
friedensbruchs und Totschlags. 

Nun findet sich in den Gründen des Bundesverfas-
sungsgerichtsbeschlusses die Feststellung, es seien 
keine durchgreifenden Anhaltspunkte dafür ersicht-
lich, daß die Strafverfolgungsbehörden unter den 
Voraussetzungen des geltenden Rechts in exzessiver 
Weise von ihren Befugnissen Gebrauch machten. Ich 
bin nicht sicher, ob sich das heute noch so völlig ohne 
Einschränkung sagen läßt; denn es gibt eine Reihe 
von Fällen aus den letzten Jahren, bei denen mir 
eine Verletztung des Verhältnismäßigkeitsgrundsat-
zes gegeben oder zumindest nahezuliegen scheint. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie des Abg. Gerald 
Häfner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Das größte Aufsehen erregte eine Beschlagnahme-
aktion in Bremen, die dort am 7. August stattfand. Es 
ging um ein Strafverfahren gegen Unbekannt wegen 
Verletzung eines Dienstgeheimnisses. Derartige Be-
schlagnahmen hat es auch in Ermittlungsverfahren 
wegen Hausfriedensbruchs gegeben. 

Herr Häfner hat auch über die von Komik nicht 
freie Geschichte berichtet, daß die Redaktionsräume 
der Münchner „Abendzeitung" im Mai 1995 unter-
sucht worden sind, weil man hoffte, dort Photos von 
sieben Damen zu finden, die im Dezember des Vor-
jahres aus Protest gegen die Pelzmode 30 Sekunden 
lang nackt über den Münchener Marienplatz ge-
huscht waren. Eine Genehmigung für diese Aktion 
soll erforderlich gewesen, aber nicht erteilt worden 
sein. 

Meine Damen und Herren, ich hatte kürzlich Gele-
genheit, die Bremer Beschlagnahmeaktion mit dem 
Bremer Bürgermeister Scherf, der in Personalunion 
auch Justizsenator ist, zu erörtern. Es ist ja schon et-
was verwunderlich, wenn auf der einen Seite der 
Bundesrat, insbesondere die A-Länder, darauf 
drängt, den Verhältnismäßigkeitsgrundsatz in der 
Strafprozeßordnung zu verankern, die Justizminister 
der Länder aber offensichtlich nicht in der Lage sind, 
der von ihnen geleiteten Staatsanwaltschaft die Be-
achtung dieses Grundsatzes nahezubringen. 

(Norbert  Geis [CDU/CSU]: Das ist richtig!) 

Es ist weithin üblich, der Staatsanwaltschaft Richtli-
nien darüber an die Hand zu geben, bis zu welcher 
Wertmenge gestohlenen Guts Ladendiebstähle zu 
verfolgen sind oder welche Drogenmenge man bei 
sich haben muß, um ein Strafverfahren zu riskieren. 
Aber für den sensiblen Bereich der Abwägung zwi-
schen Strafverfolgungsinteresse und Pressefreiheit 
gab es seinerzeit in Bremen dera rtige Richtlinien 
nicht. Ich vermute einmal: In den meisten Bundeslän-
dern fehlen sie. 

Nicht nur hier zeigt sich, daß die Länder nicht sel-
ten vorschnell beim Bund gesetzgeberische Aktivitä-
ten anmahnen, ohne vorher die ihnen zur Verfügung 
stehenden administrativen Maßnahmen genutzt zu 
haben. 

(Norbert  Geis [CDU/CSU]: Das ist auch wie

-

der wahr!) 

Besonders unbefriedigend ist - das darf ich erwäh-
nen -, daß diese Beschlagnahmebeschlüsse in der 
Rechtsmittelinstanz nicht aufgehoben werden kön-
nen. Zwar gibt es grundsätzlich die Möglichkeit ei-
ner Beschwerde. Sie ist aber nicht mehr zulässig, 
wenn die Durchsuchung vollzogen und abgeschlos-
sen ist. So war es auch in Bremen. Das Bremer Land-
gericht mußte die Beschwerde als unzulässig verwer-
fen, hat allerdings freundlicherweise in den Gründen 
dargelegt, weshalb nach seiner Meinung die Durch-
suchung wohl nicht in Ordnung gewesen sei. 

Staatsanwaltschaften und Ge richte haben also of-
fenbar Schwierigkeiten, mit dem Verhältnismäßig-
keitsgrundsatz umzugehen. So ganz einfach ist er ja 
auch nicht. Richtig angewandt bedeutet er nicht 
mehr, als daß man nicht mit Kanonen auf Spatzen 
schießen darf. Zuweilen wird er auch überdehnt. Das 
Bundesverfassungsgericht hat schon aus diesem 
Grundsatz hergeleitet, daß Markus Wolf nicht verur-
teilt werden darf. Ich stehe noch immer einigerma-
ßen ratlos vor dieser Begründung. 
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Jedenfalls hat aber wohl der Deutsche Journali-
stenverband mit seiner Vermutung recht, der bloße 
Wortlaut einer strafprozessualen Regelung verleite 
Gerichte wie Strafverfolgungsorgane immer wieder 
dazu, die Verhältnismäßigkeitsprüfung entweder gar 
nicht oder nur unzureichend vorzunehmen. Das legt 
nun die Überlegung nahe, ob wir nicht in der StPO 
eine Konkretisierung des Verhältnismäßigkeits-
grundsatzes vornehmen sollten. 

(Norbert  Geis [CDU/CSU]: Das kann man 
überlegen!) 

Es gibt verschiedene Vorschläge, wie das geschehen 
könnte. Welcher der beste ist, werden wir überlegen 
müssen. Heute läßt sich nur feststellen, daß der von 
den Grünen vorgeschlagene Weg falsch ist. 

(Norbert  Geis [CDU/CSU]: Das verwundert 
nicht!) 

Die Schwierigkeiten liegen da rin, bei einer Neure-
gelung des Zeugnisverweigerungsrechts eine Abwä-
gung zwischen zwei divergierenden Verfassungszie-
len vorzunehmen: zwischen dem Schutz der Presse-
freiheit auf der einen Seite und den aus dem Rechts-
staatsprinzip fließenden Erfordernissen einer effek-
tiven Strafverfolgung und eines geordneten strafpro-
zessualen Verfahrens auf der anderen Seite. Diese 
beiden Prinzipien müssen wir zu einer praktischen 
Konkordanz führen. 

Diesem Problem geht man aus dem Weg, wenn 
man, wie die Grünen, dem einen Prinzip, nämlich 
der Pressefreiheit, schlechthin den Vorrang einräumt. 

(Gerald Häfner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das ist nicht richtig!) 

- Herr Häfner, wenn Ihr Gesetzentwurf realisiert 
würde, hätte er zur Folge, daß zum Beispiel auch 
dann ein Photo nicht beschlagnahmt werden dürfte, 
wenn mit seiner Hilfe ein Mord aufgeklärt werden 
könnte. 

(Dr. Guido Westerwelle [F.D.P.]: So ist es! 
Das ist das Problem!) 

So ist es, und das geht nicht. Das scheint mir sogar 
verfassungswidrig zu sein. - Schütteln Sie nicht den 
Kopf! Wir werden uns im Rechtsausschuß darüber 
unterhalten, und Sie werden das einräumen müssen. 

Ein weiteres Bedenken richtet sich dagegen - Sie 
wissen, daß das auch Bedenken der Journalisten 
sind -, daß Sie das Zeugnisverweigerungsrecht nicht 
auf die Berufsjournalisten beschränken wollen, son-
dern auf alle erstrecken wollen, die auch nur gele-
gentlich an der Vorbereitung, Herstellung oder Ver-
breitung von Druckwerken usw. mitwirken oder in 
der Vergangenheit mitgewirkt haben. 

Ein Arbeitskreis deutscher, österreichischer und 
schweizerischer Strafrechtslehrer hat kürzlich einen 
Entwurf zur Neuregelung der Zeugnisverweige-
rungsrechte vorgelegt. Es sollte Ihnen, den Bündnis-
grünen, zu denken geben, daß auch darin kein allge-
meines Zeugnisverweigerungsrecht für selbstre-
cherchiertes Mate rial vorgeschlagen wird. Die Straf-
rechtslehrer weisen darauf hin, daß man sonst auch 
für Abgeordnete ein solches schrankenloses allge-

meines Zeugnisverweigerungsrecht einführen 
müßte, denn sie nähmen eine vergleichbare Kontroll-
funktion wahr. 

Also, wir werden das alles sichten müssen und ver-
suchen müssen, hier eine praktikable Lösung zu fin-
den. 

Zusammenfassend kann ich zum Gesetzentwurf 
der Bündnisgrünen nur sagen: Diagnose einigerma-
ßen richtig, Rezeptur völlig falsch. Wir werden jetzt 
selbst überlegen müssen, was zu tun ist. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Gerald Häfner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Das ist ein großer Fortschritt!) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat der 
Kollege Professor Dr. Jürgen Meyer, SPD. 

Dr. Jürgen Meyer (Ulm) (SPD): Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir begrüßen es, 
daß 18 Monate nach dem Bundesrat nunmehr auch 
die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen einen Gesetz-
entwurf zum Zeugnisverweigerungsrecht der Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter von Presse, Rundfunk 
und Film vorgelegt hat. Durch diese Initiative könnte 
zusätzliches Interesse an der notwendigen öffentli-
chen Diskussion geweckt werden. 

Wir werden beide Entwürfe in den bevorstehenden 
Beratungen im Rechtsausschuß sehr sorgfältig zu 
prüfen haben. Dabei kann ich schon jetzt ankündi-
gen, daß wir die sehr komplexe Problematik zum Ge-
genstand einer Sachverständigenanhörung im 
Rechtsausschuß machen werden. 

Von kleineren Unterschieden abgesehen, stimmen 
beide Gesetzentwürfe in einer grundsätzlichen For-
derung überein. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage? 

Dr. Jürgen Meyer (Ulm) (SPD): Aber natürlich. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege 
Häfner, bitte. 

Gerald Häfner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Herr 
Professor Meyer, da Sie sagten, Sie begrüßten es, daß 
18 Monate nach dem Bundesrat auch die Grünen ei-
nen Gesetzentwurf einbrächten, frage ich: Ist Ihnen 
unbekannt, daß der Gesetzentwurf der Grünen in 
seinem Kern aus dem Jahre 1988 stammt und daß 
auch der Gesetzentwurf des Bundesrates bereits die 
dritte Legislaturpe riode in diesem Hause auf dem 
Tisch liegt und Ihre Fraktion es aus unerfindlichen 
Gründen bis heute nicht für sinnvoll gehalten hat, 
sich dieses Themas anzunehmen? Wir haben immer 
auf Sie gewartet und dann irgendwann gesagt: Gut, 
dann müssen wir die Debatte eröffnen. 

(Zuruf von der SPD: Das kann doch gar 
nicht sein, daß die Grünen auf uns warten!) 
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Das ist doch das Problem: daß der eigene Länderent-
wurf von der SPD-Fraktion nicht getragen wird und 
deswegen hier nie eingebracht wurde. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Die Frage, bitte! 

Gerald Häfner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ist 
das so, oder irre ich, und wenn ich irre, woran liegt 
es, daß Sie zehn Jahre lang nicht tätig geworden 
sind? 

(Dr. Guido Westerwelle [F.D.P.]: Immer 
diese Blockierung!) 

Dr. Jürgen Meyer (Ulm) (SPD): Herr Kollege Häf-
ner, mir ist sehr wohl bekannt, daß es zwei Gesetz-
entwürfe gibt. Ich freue mich, daß wir uns jetzt im 
Rechtsausschuß mit diesen Gesetzentwürfen befas-
sen müssen. Frühere Aktivitäten, auch eigene, die 
etwa acht Jahre zurückliegen, werde ich Ihnen nach-
her aufzählen. Aber ich werde Sie wahrscheinlich 
enttäuschen, wenn ich sage: Wir haben deshalb kei-
nen eigenen SPD-Entwurf einzubringen brauchen, 
weil wir den Bundesratsentwurf, der, wie Sie nach-
vollziehen können, mit Positionen der SPD eng ver-
bunden sein dürfte, als geeignete Diskussionsgrund-
lage behandeln. 

(Norbert  Geis [CDU/CSU]: Der Bundesrat 
als Ersatz-SPD!) 

Wenn Sie gestatten, will ich das jetzt auch begrün-
den. 

Von kleineren Unterschieden abgesehen, stimmen 
beide Gesetzentwürfe in einer grundsätzlichen For-
derung überein. Danach soll der bisher schon gel-
tende Schutz des Redaktionsgeheimnisses, der so-
wohl die Anonymität der Informationsquellen durch 
Quellenschutz als auch den Schutz der Vertraulich-
keit gemachter Mitteilungen durch Inhaltsschutz für 
anvertrautes Mate rial gewährleistet, grundsätzlich 
auch auf selbstrecherchiertes Material erstreckt 
werden. Dabei geht es zum Beispiel um den Schutz 
von Filmmaterial, das ohne Zusammenwirken mit 
den gefilmten Personen gewonnen worden ist. Ich er-
innere an den bekannten Brokdorf-Fall von. 1986, in 
dem Aufnahmen des ZDF von einer Demonstration 
gegen das Atomkraftwerk Brokdorf beschlagnahmt 
worden waren, nachdem es bei der Demonstration zu 
schweren Ausschreitungen mit zahlreichen Strafta-
ten gekommen war. 

Der Unterschied zwischen beiden Entwürfen be-
steht darin, daß die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
eine deutlich weitere Geltung des Zeugnisverweige-
rungsrechts und des daraus abgeleiteten Beschlag-
nahmeverbotes bei selbstrecherchiertem Mate rial 
vorsieht. Als Ausnahme ist nur vorgesehen, daß der 
betreffende Journalist dringend tatverdächtig ist, 
sich an den von der Recherche erfaßten Straftaten 
selbst beteiligt zu haben, oder daß der Verdacht be-
steht, daß er sich der Begünstigung, Strafvereitelung 
oder Hehlerei schuldig gemacht hat. 

Der Bundesrat trägt in seinem Entwurf der offen-
sichtlichen verfassungsrechtlichen Konfliktlage bes
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ser Rechnung. Denn es kann nicht zweifelhaft sein, 
daß es etwa bei der Beschlagnahme oder Nicht-
beschlagnahme selbstrecherchierten Mate rials um 
die Abwägung zwischen zwei hohen Verfassungs-
rechtsgütern geht. Für die Nichtbeschlagnahme und 
ein entsprechendes Zeugnisverweigerungsrecht 
kann die Rundfunk- und Pressefreiheit sprechen, die 
bekanntlich konstitutives Element einer freiheitli-
chen Demokratie ist. Für die gegenteilige Entschei-
dung kann die rechtsstaatliche Pflicht des Staates zur 
Aufklärung von Straftaten sprechen; die Effektivität 
der Strafrechtspflege ist bekanntlich wesentliches 
Element der Rechtsstaatlichkeit. Letztlich handelt es 
sich um das dialektische Spannungsverhältnis zwi-
schen Demokratie und Rechtsstaat. 

Da wir beide Entwürfe gründlich beraten und die 
Argumente der bevorstehenden Sachverständigen-
anhörung, zu der selbstverständlich auch die Vertre-
ter von Presse, Radio und Fernsehen zu laden sein 
werden, sorgfältig werden wägen müssen, kann ich 
heute nur eine erste und sehr vorläufige Stellung-
nahme abgeben. Es wird Sie nicht überraschen - ich 
sagte das vorhin schon auf die Frage des Kollegen 
Häfner -, daß diese Stellungnahme dahin geht, den 
bereits vor 18 Monaten vorgelegten Entwurf des 
Bundesrates vorrangig zur Grundlage der Gesetzes-
beratungen zu machen. 

Daß der Bundesrat den gebotenen Abwägungspro-
zeß, dessen Ziel praktische Konkordanz sein muß, se-
riöser vornimmt, ergibt sich nicht zuletzt daraus, daß 
der Vorsitzende der ARD und der Intendant des ZDF 
dem Entwurf grundsätzlich zugestimmt haben. Ich 
zitiere aus dem Schreiben von Professor Stolte und 
Professor Scharf an den Rechtsausschuß und die 
Fraktionen des Deutschen Bundestages: 

Der vorliegende Gesetzentwurf des Bundesrates 
trägt den Bedenken der Rundfunkanstalten ge-
genüber der bisherigen Rechtslage durch die nor-
mative Erstreckung des Zeugnisverweigerungs-
rechts und des Beschlagnahmeverbots auf selbst 
erarbeitetes Mate rial von Redaktionen im we-
sentlichen Rechnung. 

Eine ähnliche Stellungnahme hat kürzlich der 
Deutsche Journalistenverband in einem Schreiben 
an den Vorsitzenden der SPD-Fraktion, Rudolf Schar-
ping, abgegeben. Allerdings werden dabei sehr be-
achtenswerte Änderungsvorschläge gemacht, mit 
denen wir uns intensiv werden befassen müssen. So 
ist es aus meiner Sicht offensichtlich überzeugend, 
daß die vom Bundesrat vorgeschlagene Ausnahme 
vom Schutz selbstrecherchierten Materials für den 
Fall, daß Gegenstand der Ermittlung eine Straftat ist, 
wegen der eine Freiheitsstrafe von mehr als einem 
Jahr zu erwarten ist, wenig Sinn macht. 

(Dr. Guido Westerwelle [F.D.P.]: Ja!) 

Welcher Richter oder Staatsanwalt soll eigentlich 
eine zuverlässige Prognose über die zu erwartende 
Strafe abgeben können, wenn das Ermittlungsver-
fahren erst am Anfang steht und über die Beschlag-
nahme oder Nichtbeschlagnahme von journalisti-
schem Mate rial zu entscheiden ist? 

(Dr. Guido Westerwelle [F.D.P.]: Richtig!) 
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Die Straferwartung könnte sich auch auf Vorgänge 
beziehen, die mit dem recherchierten Vorgang über-
haupt nichts zu tun haben, beispielsweise auf frühere 
Taten der Person, die im Mittelpunkt der Recherche 
steht. 

Ich halte es auch für überlegenswert, einen Grund-
satz ins Gesetz zu schreiben, der vom Bundesge-
richtshof zum Beispiel in seiner bekannten Entschei-
dung vom 20. November 1989 zum IRA-Fall bestätigt 
worden ist. Danach muß das Problem der Trennbar-
keit von anvertrautem und selbstrecherchiertem 
Material sehr genau beachtet werden. Es kann bei-
spielsweise nicht aufzuklären sein, ob Filmmaterial 
dem Journalisten übergeben wurde oder von ihm 
selbst aufgenommen worden ist. In einem solchen 
Fall gilt bekanntlich der Grundsatz: Im Zweifel für 
die Pressefreiheit. 

Schließlich werden wir uns mit der Frage ausein-
anderzusetzen haben, ob hinsichtlich der Tat, die Ge-
genstand von strafrechtlichen Ermittlungen ist, drin-
gender oder lediglich einfacher Tatverdacht vorlie-
gen muß, ob also die hohe Wahrscheinlichkeit oder 
lediglich die Möglichkeit der Tatbegehung festzu-
stellen ist, um eine Ausnahme von der Beschlagnah-
mefreiheit selbstrecherchierten Mate rials und ein 
entsprechendes Zeugnisverweigerungsrecht zu be-
gründen. Das sind nur einige der Fragen, die auf der 
Grundlage des Bundesratsentwurfes sorgfältig zu 
prüfen sein werden. 

Daß der heute eingebrachte Entwurf von Bündnis 90/ 
Die Grünen weniger überzeugend ist, läßt sich sehr 
einfach begründen. Der Entwurf läßt Ausnahmen 
von der Beschlagnahmefreiheit selbstrecherchierten 
Materials nur zu, wenn sich der Journalist selbst 
strafbar gemacht haben könnte, etwa durch Beteili-
gung an der Straftat, die Gegenstand der Recherche 
ist. 

Wie wollen Sie eigentlich begründen, daß das 
rechtsstaatliche Gebot einer effektiven Strafrechts-
pflege auch dann zurückzutreten hat, wenn sich die 
Recherche auf schwerste Verbrechen bezieht? - Ich 
nenne aus dem Katalog des Bundesratsentwurfes nur 
Mord, Totschlag, Völkermord, besonders schwere 
Fälle des sexuellen Mißbrauchs von Kindern, sexuel-
len Mißbrauch von Kindern mit Todesfolge und Men-
schenhandel - bekanntlich ein typisches Delikt der 
organisierten Kriminalität. Der Vorschlag, auch in 
derartigen Fällen die Redaktionsräume zu einem ge-
wissermaßen strafverfolgungsfreien Raum zu ma-
chen, kann kaum überzeugen. Bekanntlich sind auch 
Arzt- oder Anwaltspraxen keineswegs vor dem Zu-
griff der Staatsanwaltschaft absolut geschützte Oa-
sen. Bei schwersten Verbrechen muß das Gebot der 
effektiven Strafrechtspflege, also die Verteidigung 
des Rechtsstaates, Vorrang haben. 

In ihrer ablehnenden Stellungnahme zum Entwurf 
des Bundesrates stützt sich die Bundesregierung auf 
ein durch das Bundesministerium der Justiz beim 
Max-Planck-Institut für ausländisches und interna-
tionales Strafrecht in Freiburg eingeholtes rechtsver-
gleichendes Gutachten. Da dieses Gutachten vor 
achteinhalb Jahren, also vor meiner Wahl in den 
Deutschen Bundestag, unter meiner Leitung entstan-

den ist und der rechtsvergleichende Querschnitt und 
die rechtspolitischen Empfehlungen, auf die sich die 
Bundesregierung stützt, von mir verfaßt worden sind, 
gestatten Sie mir bitte noch eine kurze Anmerkung. 
Dabei beziehe ich mich auf das Gutachten in der Fas-
sung, wie sie in der Festschrift für Tröndle veröffent-
licht worden ist. 

Wir haben damals geprüft, wie der Brokdorf-Fall, 
also die Beschlagnahme von Filmaufnahmen über 
eine Demonstration mit schweren Ausschreitungen, 
in anderen vergleichbaren demokratischen Rechts-
staaten entschieden worden wäre. Westeuropäische 
Vergleichsländer waren England, Frankreich, die 
Niederlande, Österreich, Schweden und die 
Schweiz. Wir sind zu dem Ergebnis gekommen, daß 
in keinem der untersuchten westeuropäischen Län-
der die zuständigen Ge richte den Brokdorf-Fall an-
ders entschieden hätten als das Bundesverfassungs-
gericht, das die Beschlagnahme der nichtveröffent-
lichten Filmaufzeichnungen bekanntlich als verfas-
sungsgemäß bewertet hat. In den USA, die wir in das 
Gutachten einbezogen haben, wäre der Fall übrigens 
auch nicht so eindeutig anders entschieden worden, 
wie das in der Literatur gelegentlich behauptet wird. 

In den aus rechtsvergleichender Sicht entwickel-
ten rechtspolitischen Empfehlungen findet sich dann 
ein abschließender Hinweis, der nach Auffassung 
der Bundesregierung ausweislich der Stellungnahme 
zum Bundesratsentwurf nach wie vor aktuell ist. Ich 
hatte dort  'ausgeführt: 

Die geltende gesetzliche Regelung kann durch-
aus im Einzelfall unbefriedigend sein. Derartige 
Einzelfälle entziehen sich aber einer generellen 
Regelung, die der Pressefreiheit und den Interes-
sen der Strafverfolgung gleichermaßen gerecht 
wird. Die Lösung kann nur in der unmittelbaren 
Anwendung von Art . 5 Abs. 1 Satz 2 Grundgesetz 
unter Beachtung des Grundsatzes der Verhältnis-
mäßigkeit auf besonders gelagerte Fälle liegen. 

Genau darum aber geht es inzwischen immer 
mehr. In den fast neun Jahren seit Erstattung des 
Gutachtens ist uns kein einziger Fall bekannt gewor-
den, in dem der Schutz selbstrecherchierten Materi-
als unmittelbar auf Art. 5 Grundgesetz gestützt wor-
den wäre. Das uns vom Deutschen Journalistenver-
band übermittelte Fallmaterial, auf das auch die Kol-
legen Häfner und Eylmann hingewiesen haben, 
macht im Gegenteil deutlich, daß viele Staatsanwalt-
schaften dazu neigen, bei selbstrecherchiertem Ma-
terial schematisch Zeugnisverweigerungsrecht und 
Beschlagnahmefreiheit zu verneinen. 

Die Hoffnung auf eine der Pressefreiheit Rechnung 
tragenden Kasuistik der Praxis hat sich also leider 
nicht erfüllt. Offenbar geht die Praxis davon aus, daß 
die gebotene Abwägung zwischen Pressefreiheit und 
rechtsstaatlicher Effektivität der Strafrechtspflege 
vom Gesetzgeber, also von uns, vorzunehmen ist. 
Dieser schwierigen Aufgabe müssen wir uns nun-
mehr stellen. 

Der heute in erster Lesung zu beratende Gesetz-
entwurf mahnt verdienstvollerweise an, daß sich das 
Parlament dieser Verpflichtung nicht entziehen darf. 
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Der Entwurf des Bundesrates und die dazu bereits 
vorliegenden Verbesserungsvorschläge sind eine 
gute Grundlage für die bevorstehenden Gesetzesbe-
ratungen. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat der 
Kollege Dr. Guido Westerwelle, F.D.P. 

Dr. Guido Westerwelle (F.D.P.): Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Nach den 
sehr klugen Ausführungen des Herrn Kollegen Eyl-
mann und des Herrn Kollegen Professor Meyer will 
ich für die F.D.P. nur noch ein paar Gesichtspunkte 
anfügen. Es reicht nämlich nicht aus, die Pressefrei-
heit nur rechtstheoretisch in der Verfassung zu schüt-
zen. Es kommt eben immer auf die Verfassungswirk-
lichkeiten an. Der Informantenschutz zählt eben zu 
dem Kernbereich der Pressefreiheit, die in A rt . 5 un-
seres Grundgesetzes geschützt ist. 

Die Versuche, über immer neue Wege und Rechts-
konstruktionen diesen Informantenschutz zu umge-
hen, ist daher eine verfassungspolitisch höchst ge-
fährliche Entwicklung. Es gab eine ganze Reihe von 
Vorfällen - die Sie beide auch zu Recht aufgeführt 
haben -, die uns dazu veranlassen müssen, über eine 
Rechtsänderung nachzudenken. So wurden am 
20. August 1996 mehrere Redaktionsräume der Bre-
mer Medien von der Staatanwaltschaft durchsucht. 
Die Bremer Medien hatten zuvor einem Mitarbeiter 
der Senatsverwaltung vorgeworfen, öffentliche Steu-
ergelder unsachgemäß eingesetzt zu haben. Das ex-
plizite Ziel der Durchsuchung sollte nun das Auffin-
den der Quellen und die Identifikation des Informan-
ten der Medien sein. 

Dieser jüngste Bremer Vorfall - ich habe selbst mit 
dem Herrn Bürgermeister, der in Personalunion auch 
noch Justizsenator ist, einen intensiven Briefwechsel 
dazu gehabt, in dem eine meines Erachtens kaum 
überzeugende Begründung vorgebracht worden ist - 
steht in einer Reihe von vergleichbaren Vorgängen. 
Ich will es hier offen sagen: Vom geänderten saarlän-
dischen Presserecht über die Überwachung von Jour-
nalisten der Redaktionen „Focus" und „ZDF Frontal" 
durch die Frankfurter Staatsanwaltschaft bis hin zu 
der Durchsuchung der Bremer Redaktionen ist ein 
stetiges Aufweichen bislang anerkannter Rechts-
grundsätze erkennbar. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Man sollte hier zumindest feststellen, daß es in die-
sem Fall auch einen intensiven Schriftwechsel mit 
Herrn von Plottnitz gegeben hat, der sich ebenfalls 
wachsweich zu den Vorgängen eingelassen hat. Das 
ist bemerkenswert . 

(Jürgen Koppelin [F.D.P.]: Das wundert 
nicht!) 

Deswegen stellt sich mittlerweile die Frage, ob das 
Zeugnisverweigerungsrecht für Journalisten neu de-
finiert, erweitert werden muß. Denn wenn juristische 
Kunstgriffe und die Außerachtlassung der Verhält-
nismäßigkeit bei Durchsuchungsaktionen den Kern-
bereich der Pressefreiheit tangieren, dann muß die 

Rechtslage so geändert werden, daß sie nicht nur 
dem Wortlaut, sondern auch dem Geist unserer Ver-
fassung wieder gerecht wird. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU und des Abg. Gerald 
Häfner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Das von den Journalisten selbst recherchierte Ma-
terial sollte unseres Erachtens ebenso unter den 
Schutz des Zeugnisverweigerungsrechts gestellt 
werden, wie dies bei anderen Berufsgeheimnisträ-
gern der Fall ist. Es darf eben nicht nur das geschützt 
sein, was Dritte einem Journalisten mitgeteilt haben, 
sondern auch das muß geschützt sein, was der Jour-
nalist auf Grund eigener Recherchen herausgefun-
den hat. Journalisten sind nicht die Hilfsbeamten der 
Staatsanwaltschaft. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie der Abg. Gerald 
Häfner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] und 

Gerhard Zwerenz [PDS]) 

Es ist im übrigen in der Beschlagnahmepraxis na-
hezu unmöglich, das mitgeteilte vom selbst recher-
chierten Mate rial zu unterscheiden. Der Fall in der 
Redaktion „Focus", bei dem die gesamte Festplatte 
des Computers eines Redakteurs kopiert und be-
schlagnahmt wurde, zeigt, daß eine solche Abgren-
zung in der Regel in der Praxis scheitern wird. 

Es gilt außerdem, das Zeugnisverweigerungsrecht 
bei modernen Ermittlungsmethoden - wie zum Bei-
spiel der Telefonüberwachung von Handies - auszu-
weiten und erneut zu diskutieren. Das gilt nicht nur für 
den betroffenen Personenkreis der Journalisten, son-
dern - das sage ich als Anwalt - auch für die betroffe-
nen Rechtsanwälte, wie der Fall Jürgen Schneider ge-
zeigt hat. Denn wenn Sie einen Journalisten - und die 
Anwälte - durch eine lückenlose Observation, durch 
eine Überprüfung der Handy-Gespräche und der Kre-
ditkartenabbuchungen total beobachten können, 
dann hat der Journalist gar nicht mehr die Chance, mit 
seinen Informanten Kontakt aufzunehmen, ohne daß 
er Gefahr läuft, diesen zu enttarnen. Deswegen haben 
wir auch im Bereich des Fernmeldeanlagengesetzes 
notwendige Änderungen zu prüfen, die in den Vorla-
gen noch gar nicht berücksichtigt sind. 

Ich will zu den vorliegenden Gesetzentwürfen nur 
kurz noch sagen, daß der vorliegende Gesetzentwurf 
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in meinen Au-
gen ausgesprochen oberflächlich gestrickt ist und 
nicht in Betracht kommen kann, weil er jede Abwä-
gungsentscheidung mit dem notwendigen Ziel der 
Verbrechensbekämpfung unmöglich macht, also ex-
akt das, was Professor Meyer vorgetragen hat. 

Ich will  zum zweiten sagen: Beim Entwurf des Bun-
desrates werden wir darüber reden müssen, ob es 
klug ist, einen eigenen Katalog aufzunehmen, oder 
ob man nicht beispielsweise auf bestehende Kata-
logstraftaten, wie wir sie aus § 138 StGB kennen, 
Rückgriff nehmen sollte. 

Unter allen Umständen aber ist es zu begrüßen, 
daß sich der Bundesrat und auch der Deutsche Bun-
destag in den Ausschüssen mit diesem Thema zu be-
fassen haben. Ich denke, wir werden das tun - ob im 
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Wege des Verhältnismäßigkeitsprinzips oder im 
Wege einer eindeutigen Rechtsänderung, wird die 
Ausschußberatung zeigen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat der 
Kollege Wolfgang Bierstedt, PDS. 

Wolfgang Bierstedt (PDS): Sehr geehrter Herr Prä-
sident! Meine Damen und Herren! Die PDS hält die 
Verstärkung des Zeugnisverweigerungsrechtes der 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von Presse, Rund-
funk und Film, so wie sie im Entwurf der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen vorgeschlagen wird, eben-
falls für dringend notwendig. Die geltenden Rege-
lungen in der Strafprozeßordnung reichen aus unse-
rer Sicht nicht aus. Es wird Zeit, daß der Gesetzgeber 
auf der Basis des Entwurfes des Bundesrates, der be-
kanntlich seit November 1994 vorliegt, aktiv wird 
und geeignete Regelungen schafft. 

In den letzten Jahren gab es gehäuft überfallartige 
polizeiliche Aktionen auf Redaktionen, Jou rnalisten 
und Fotografen. Die Durchsuchungen von Bremer 
Fernseh- und Zeitungsredaktionen und Journalisten-
wohnungen im August dieses Jahres waren nur einer 
dieser spektakulären Fälle. 

Besonders beliebt ist die Beschlagnahme von Foto- 
und Filmmaterial von Kundgebungen und Demon-
strationen, um es zu Zwecken der Strafverfolgung zu 
verwenden. Man gewinnt den Eindruck, daß der 
Staatsanwaltschaft und der Polizei einige nicht ganz 
klare Regelungen in der Strafprozeßordnung gerade 
recht sind, um die Rechtswidrigkeit von Eingriffen in 
die Arbeit der Medien zuzudecken. 

Das Redaktionsgeheimnis muß insgesamt ge-
schützt werden, und zwar ohne Rücksicht darauf, ob 
es sich um mitgeteiltes oder selbst recherchiertes Ma-
terial handelt. Es darf kein Unterschied gemacht wer-
den, ob Journalisten und Fotografen berufsmäßig 
oder nur gelegentlich tätig sind. 

Die Pressefreiheit und die Freiheit der Berichterstat-
tung durch Rundfunk und Film sind in Art . 5 des 
Grundgesetzes verfassungsrechtlich gewährleistet. 
Mit diesem Grundrecht wird, wie wir wissen, von den 
Medien öfter Mißbrauch getrieben. Einige Mitglieder 
der PDS können zweifelsfrei ein Lied davon singen. 
Sie gewinnen zwar einen Prozeß nach dem anderen, 

(Dr.-Ing. Dietmar Kansy [CDU/CSU]: Sie 
können ein Lied davon singen, das ist wohl 

wahr!) 

aber gewisse Presseorgane hören nicht auf, auflagen

-

steigernde Schlagzeilen zu produzieren, Schlagzei-
len, die an der Wahrheit - gelinde gesagt - haar-
scharf vorbeirauschen. 

(Dr.-Ing. Dietmar Kansy [CDU/CSU]: Stasi

-

protektoren!) 

Das ist allerdings nur eine Frage der Moral. 

Hier geht es jedoch um etwas völlig anderes: Re-
daktionen, Journalisten und Fotografen müssen da-
vor geschützt werden, daß sie von Untersuchungsor-
ganen als unfreiwillige Helfershelfer zum Einsam-
meln von Beweismitteln ausgenutzt werden, indem 
ihnen das Zeugnisverweigerungsrecht beschnitten 
wird. Das beeinträchtigt nicht zuletzt das Verhältnis 
zwischen den Medien und der Öffentlichkeit. Es ge-
fährdet zweifelsfrei die Journalisten und ihre Arbeit. 
Wenn Demonstranten damit rechnen müssen, daß 
Fotos oder Filmausschnitte von ihnen bei der Polizei 
landen, hegen sie natürlich nicht unbedingt Sympa-
thie für diese Fotografen oder diese Filmer. 

Wir verkennen nicht die Notwendigkeit einer ge-
ordneten Rechtspflege - gerade aus unserer Vergan-
genheit heraus, Herr Dr. Kansy -, wozu auch die Ver-
folgung von Straftaten gehört. Jou rnalisten sollten al-
lerdings nicht zu Bütteln von Polizei und Staatsan-
waltschaft degradie rt  werden. Sie sollten über Vor-
gänge berichten und sich Informationen dazu be-
schaffen können, ohne befürchten zu müssen, daß 
die Redaktionen durchsucht, Informationen be-
schlagnahmt und die Mitarbeiter zu Zeugenaussa-
gen letztendlich gezwungen werden können. 

Danke. 
(Beifall bei der PDS) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat der 
Bundesminister Professor Dr. Schmidt-Jortzig. 

Dr. Edzard Schmidt-Jortzig, Bundesminister der 
Justiz: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 
Der Gesetzentwurf der Grünen verfolgt ein Ziel, das 
wir alle unterstützen: die Presse besser vor Übergrif-
fen zu schützen. In der Sache gibt es also überhaupt 
keinen Streit. 

(Dr.-Ing. Dietmar Kansy [CDU/CSU]: Und 
wer schützt uns vor den Übergriffen der 

Presse?) 

Es muß allerdings die Frage erlaubt sein, ob der vor-
gelegte Gesetzentwurf nicht über das Ziel hinaus-
schießt. Das haben Sie ja auch schon in allen Beiträ-
gen bisher gehört, Herr Kollege Häfner. 

Der Entwurf geht davon aus, das Zeugnisverwei-
gerungsrecht und das daran anknüpfende Beschlag-
nahmeverbot auf selbst recherchiertes Mate rial aus-
zudehnen. Auch dieser Ansatz ist natürlich beden-
kenswert. Aber ich frage: Wenn ein Journalist einer 
Einbrecherbande, einem Drogenkartell oder einem 
Waffenschieberring auf die Spur kommt, soll das Ma-
terial auch dann vor Zugriff geschützt sein? Die 
schwierige Güterabwägung zwischen einem ver-
stärkten Schutz der Freiheit der Presse auf der einen 
Seite und der Verfolgung schwerster Straftaten auf 
der anderen Seite möchte ich gründlicher sicherge-
stellt wissen. 

Mit der gegenwärtigen Rechtslage lassen sich dif-
ferenzierte Ergebnisse erzielen; Sie haben das hinrei-
chend dargelegt, Herr Meyer. Selbst wenn es in Ein-
zelfällen nicht wunschgemäß ausgeht, ist es jeden-
falls nicht eine Frage der schlechten Rechtslage, son-
dern möglicherweise eine Frage nicht verfassungs- 
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bewußter Anwendung von Gesetzen. Aber immerhin 
lassen sich mit der geltenden Rechtslage die von der 
Verfassung verlangten Antworten finden. Deswegen 
muß man zunächst, bis wir mit der auch vom Bundes-
minister der Justiz befürworteten Novelle fertig sind, 
mit dem geltenden Recht auskommen. 

Es gibt aber auch besonders schwierige Fälle. Uns 
allen steht natürlich das Beispiel vor Augen, bei dem 
die Staatsanwaltschaft Redaktionsräume nach einem 
verwaltungsinternen Be richt durchsucht hat. Dabei 
wurde der Informant innerhalb der Verwaltung er-
mittelt. Das ist für Journalisten im Hinblick auf den 
Quellenschutz verständlicherweise ein ganz proble-
matischer Fall. Die Sorgen der Jou rnalisten, vor al-
lem das hohe Gut der Pressefreiheit geben Veranlas-
sung, über das Erfordernis einer Rechtsänderung 
nachzudenken. 

Der Gesetzentwurf der Grünen bringt aber sicher 
nicht die angemessene Lösung. Was ist - ich stelle 
nur wieder Fragen -, wenn etwa Einsatzpläne der 
GSG 9 bei Flugzeugentführungen oder vertrauliche 
Patientendaten in der Zeitung stehen? Was ist, wenn 
Presseorganen Informationen über die Verbreitung 
kinderpornographischer Schriften, nationalsozialisti-
scher Propaganda oder gar über ein bevorstehendes 
Attentat vorliegen? Soll auch dann die Freiheit der 
Presse in jedem Fall vorgehen? 

Diese Fragen bedürfen einer vertieften Prüfung, 
die sich nicht auf das hier behandelte Thema be-
schränken darf. Da nehme ich ausdrücklich Bezug 
auf meinen Fraktionskollegen Westerwelle. 

Es sind auch weitere Fragen zu klären, beispiels-
weise folgende: Ist nicht auch bei der Telefonüber-
wachung zeugnisverweigerungsberechtigter Perso-
nen ein Beweisverwertungsverbot angezeigt? Be-
steht nicht auch bei anderen besonders sensiblen Er-
mittlungsmaßnahmen, wie etwa dem Einsatz techni-
scher Mittel oder verdeckter Ermittler, Handlungsbe-
darf? 

Auf der 67. Justizministerkonferenz vor wenigen 
Monaten haben wir uns mit dem Gegenstand be-
schäftigt. Der Strafrechtsausschuß der JuMiKo wurde 
beauftragt, unter Mitwirkung auch des Bundesjustiz-
ministeriums mögliche Rechtsänderungen zu prüfen. 
Dieser Ausschuß wird einen Be richt vorlegen, auf 
dessen Grundlage wir über mögliche Lösungen ent-
scheiden werden. 

Für die Zwischenzeit ist das geltende und vom 
Bundesverfassungsgericht im Oktober 1987 bestä-
tigte Gesetzesrecht nach meiner Einschätzung aus-
reichend. Einseitigkeit jedenfalls hilft nicht weiter. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Ich schließe die 
Aussprache. 

Interfraktionell wird Überweisung der Vorlagen 
auf den Drucksachen 13/5285 und 13/6382 an die in 
der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse vorge

-

schlagen. Sind Sie damit einverstanden? - Das 
scheint der Fall zu sein. Dann sind die Überweisun-
gen so beschlossen. 

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 7 a bis 7 d sowie 
den Zusatzpunkt 6 auf: 

a) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Änderung des Baugesetzbuchs und zur Rege-
lung des Rechts der Raumordnung (Bau- und 
Raumordnungsgesetz 1998 - BauROG) 

- Drucksache 13/6392 — 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
(federführend) 
Sportausschuß 
Rechtsausschuß 
Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Ausschuß für Verkehr 
Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
Ausschuß für Post und Telekommunikation 
Ausschuß für Fremdenverkehr und Tourismus 

b) Beratung der Unterrichtung durch die Bundes-
regierung 

Städtebaulicher Bericht 19% 

Nachhaltige Stadtentwicklung 
- Drucksache 13/5490 -  

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
(federführend) 
Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
Ausschuß für Fremdenverkehr und Tourismus 

c) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau (18. Ausschuß) 

- zu der Unterrichtung durch die Bundesre-
gierung 

Bericht der Bundesregierung über die er-
zielten Ergebnisse und den Stand der mit

-

gliedstaatlichen Zusammenarbeit auf dem 
Gebiet der Raumordnung innerhalb der 
Europäischen Union 

- zu der Unterrichtung durch die Bundes-
regierung 

Europa 2000+ 
Europäische Zusammenarbeit bei der 
Raumentwicklung 

- zu der Unterrichtung durch die Bundes-
regierung 

Bericht der Bundesregierung über die Zu-
sammenarbeit auf dem Gebiet der Raum-
ordnung entlang der deutsch-polnischen 
Grenze 

- Drucksachen 13/1078, 13/1233 Nr. 1.5, 
13/3577, 13/3182 Nr. 2.4, 13/2685, 13/2973 
Nr. 5, 13/5947 - 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Hans-Wilhelm Pesch 
Hans-Werner Bertl 
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d) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau (18. Ausschuß) zu 
der Unterrichtung durch die Bundesregierung 
Bericht zur Regionalisierung raumwirksamer 
Bundesmittel 
- Drucksachen 13/2941, 13/3179 Nr. 1, 13/5948 - 
Berichterstattung: 
Abgeordnete Hans-Wilhelm Pesch 
Walter Schöler 

ZP6 Beratung des Antrags der Abgeordneten Hel-
mut Wilhelm (Amberg), Franziska Eichstädt-
Bohlig und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN 

Für ein soziales und ökologisches Städtebau- 
und Raumordnungsrecht 
- Drucksache 13/6384 - 
Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
(federführend) 
Innenausschuß 
Finanzausschuß 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
Ausschuß für Verkehr 
Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung ist für 
die Aussprache eine Stunde vorgesehen. - Ich höre 
keinen Widerspruch. Dann ist so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wo rt  hat Herr Bun-
desminister Dr. Klaus Töpfer. 

Dr. Klaus Töpfer, Bundesminister für Raumord-
nung, Bauwesen und Städtebau: Sehr geehrter Herr 
Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Ich freue mich sehr darüber, daß wir heute die Gele-
genheit haben, die Neufassung des Baugesetzbu-
ches, der Baunutzungsverordnung und des Raum-
ordnungsgesetzes in erster Lesung zu erörtern. Ich 
glaube, daß diese Veränderungen aus verschiedenen 
Gründen von sehr großer Bedeutung sind. 

Wirtschaftlich, sozial und gleichzeitig ökologisch 
befriedigende Wohnverhältnisse mit ausgewogenen 
Bewohnerstrukturen in lebenswerten Städten und 
Gemeinden sind wichtige Voraussetzungen für sozia-
len Frieden und das Kernstück dessen, was wir etwa 
seit dem Umweltgipfel 1992 in Rio de Janeiro als eine 
nachhaltige Entwicklung bezeichnen, eine Entwick-
lung, zu der wir uns alle verpflichtet haben. 

Die zweite Konferenz der Vereinten Nationen über 
menschliche Siedlungen - als Habitat II gut bekannt -, 
in diesem Jahr im Juni in Istanbul durchgeführt, hat 
eine eigene Agenda durch Leitlinien für eine nach-
haltige Entwicklung auf städtischer und räumlicher 
Ebene weiter konkretisiert. 

Wir wissen alle nur zu gut, daß do rt, wo das nicht 
gelingt, die Konsequenzen sehr dramatisch und weit-
reichend sind. Soziale Segregation, Gewaltbereit-
schaft, Zerstörung unserer natürlichen Lebensgrund-
lagen, Armut und Jugendarbeitslosigkeit, all das 
wird sehr schnell zu einem äußerst schwer zu durch-
brechenden Teufelskreis. Die Folgen sind für die ge-
sellschaftliche Stabilität außerordentlich negativ. 

Es geht uns also darum, daß wir das nicht nur in 
Rio und Istanbul gefordert haben, sondern daß wir 
das jetzt auch wirklich gestalten. Wir möchten dabei, 
ebenso wie im Vorbereitungs- und Durchführungs-
prozeß von Habitat II, auch die Voraussetzungen 
schaffen, möglichst viele Bürgerinnen und Bürger in 
den engagierten Verbänden und die Kommunen ein-
zubinden. Es soll eine breite Diskussion über diese 
Überlegungen durchgeführt werden. Ich möchte das 
Haus und darüber hinaus alle einladen, dieses aufzu-
greifen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das ist die Gesamtbetrachtung, global verankert, 
wenn Sie so wollen. Wir müssen die gesteckten Ziele 
nun auch umsetzen. Aber Baurecht und räumliche 
Planungspolitik sind auch ganz unmittelbar natio-
nale Standortpolitik. Das ist etwas für die unmittel-
bare Entwicklung in unserem Lande. An der 
Schwelle zum 21. Jahrhundert stehen Bund und Län-
der in der gemeinsamen Verpflichtung, die räumli-
chen Planungen in die Lage zu versetzen, auf die 
ständig wachsenden Anforderungen und die erhebli-
chen Veränderungen in diesen sich immer globaler 
darstellenden Entscheidungsabläufen flexibel zu rea-
gieren. Der Standort Deutschland verlangt zügige 
und überschaubare Planungsverfahren. 

Ich darf darauf hinweisen, daß der städtebauliche 
Bericht „Nachhaltige Stadtentwicklung" die Städte-
baupolitik der Bundesrepublik Deutschland nach der 
Wiedervereinigung umfassend unter dem Aspekt der 
Nachhaltigkeit darstellt. 

Ich möchte die Gelegenheit nutzen, um allen, dem 
Hohen Haus und auch meinen Vorgängern, dafür zu 
gratulieren, daß die Städtebauförderung, die dieses 
Jahr 25 Jahre alt wird, so erfolgreich dazu beigetra-
gen hat, daß unsere Städte eine sehr gute Perspek-
tive gewonnen haben. Auch viele Kommunalpoliti-
ker haben daran mitgewirkt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Man sollte das immer wieder erwähnen; das ist eine 
wirkliche Erfolgsstory, die geschrieben worden ist. 

Ich hatte vor kurzem die Gelegenheit, mit dem Kol-
legen Ravens, der in der damaligen Zeit als Staatsse-
kretär tätig war, anläßlich dieses Silberjubiläums 
eine kleine Veranstaltung zu gestalten. Ich glaube, 
wir sehen, daß sich diese Erfolgsstory jetzt wieder be-
währt. 

(Wilhelm Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Das 
war ein guter Minister!)  

- Damals war er noch Parlamentarischer Staatssekre-
tär. 

(Dieter Maaß [Herne] [SPD]: Da war er auch 
gut!)  

- Da war er auch gut, ich sage es ihm weiter. 

Sie bewährt sich jetzt wieder, wo wir sehen, daß 
die Mittel schwerpunktmäßig in den neuen Bundes-
ländern eingesetzt werden müssen. Wenn man sieht, 
welche großen Aufgaben wir in den Innenstädten 
der neuen Bundesländer haben, dann ist es unum-
gänglich notwendig, jetzt zu handeln. 
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Lassen Sie mich sagen: Ich bin froh und dankbar 
darüber, daß die UNESCO Potsdam und das Weltkul-
turerbe nicht auf die - wenn Sie so wollen - rote Liste 
gesetzt hat. 

(Dr.-Ing. Dietmar Kansy [CDU/CSU]: Das ist 
auch nicht gerechtfertigt!) 

Vielmehr ist es uns gelungen, dies in gemeinsamer 
Arbeit zu verhindern. Das sollten wir auch weiterfüh-
ren. Das gehört ebenfalls zur Frage nachhaltiger 
Stadt- und Raumentwicklung. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich hinzu-
fügen: Wir können dieses sicherlich in sich schon 
sehr breite Werk nicht isoliert betrachten. Deswegen 
wünsche ich eine weitere intensive Diskussion auch 
des von uns jetzt vorgelegten Wohnungsgesetzbu-
ches. Wir wollen alles daransetzen, um gemischte 
Wohnstrukturen zu erhalten und um die Wohnungs-
politik in den Dienst der Stadtentwicklungspolitik zu 
stellen. Das alles muß sich wechselseitig befruchten. 

(Hildebrecht Braun [Augsburg] [F.D.P.]: 
Sehr richtig!) 

Es kann nicht isoliert betrachtet werden. Deswegen 
möchte ich diese Interdependenz auf jeden Fall be-
rücksichtigt wissen. 

Die Bundesregierung wi ll  mit dem Gesetzentwurf 
zur Änderung des Baugesetzbuchs und zur Neurege-
lung des Rechts der Raumordnung diese Anforderun-
gen miteinander verbinden. Dies ist für eine effizi-
ente, zukunftsfähige und nachhaltige Entwicklung 
unabdingbar. Ich weiß natürlich, daß wir hier nur 
Rahmen setzen können. Andere im kommunalen Be-
reich und auf der Länderebene müssen und werden 
sie sicherlich ausfüllen. 

Eines der wichtigsten Anliegen der Bundesregie-
rung ist dabei die Stärkung der Planungshoheit der 
Kommunen und die Stärkung der Regionen. Durch 
die Änderung des Baugesetzbuchs wird ein einheitli-
ches und vereinfachtes Städtebaurecht geschaffen. 
Sonderregelungen für die neuen Bundesländer ent-
fallen, so wie bei der Verabschiedung des Investiti-
onserleichterungs- und Wohnbaulandgesetzes 1993 
bereits gefordert. Ich glaube, wir sollten deswegen 
alles daransetzen, diese Novellierung so frühzeitig 
fertigzustellen, daß das Gesetz nicht nur zum 1. Ja-
nuar 1998 in Kraft tritt, sondern daß auch die, die es 
anwenden müssen, Zeit haben, sich darauf vernünf-
tig vorzubereiten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Wir sollten es schon mit einem guten Vorlauf ver-
wirklichen. Es ist fast eine Servicenotwendigkeit für 
die Kollegen in den Ländern und Gemeinden. 

Wir wollen die Stärkung der Planungshoheit, wie 
etwa die Abschaffung der Anzeige- und Genehmi-
gungspflicht für Bebauungspläne, um nur eines an-
zusprechen. Da wir in der guten Lage sind, bereits 
die erste Lesung im Bundesrat zu kennen und zu wis-
sen, welche Diskussion kommen wird, sehen wir, daß 
das, was wir ganz selbstverständlich als Erleichte-
rung und Respekt vor der Planungshoheit der Ge

-

meinde gesehen haben, do rt  ein bißchen anders be-
urteilt wird. Es wird also noch viel Gelegenheit zur 
Diskussion und zur Weiterentwicklung geben. 

(Gert  Willner [CDU/CSU]: Aber es ist eine 
vernünftige Sache!) 

- Es ist allein deswegen schon vernünftig, weil wir es 
vorgelegt haben, Herr Kollege Willner. Das kann ich 
nur mit großem Nachdruck unterstreichen. 

Ich glaube, daß wir, wo immer möglich, den Abbau 
von Vorschriften voranbringen sollten. Ich nenne 
nur die Teilungsgenehmigung: 200 000 Ge-
nehmigungsverfahren in Deutschland entfallen pro 
Jahr. Es muß einfach gefragt werden, ob alles mit 
dieser Bürokratie versehen werden kann. Deswegen 
liegt auch hier, glaube ich, ein vernünftiger Beitrag 
zur Vereinfachung und zur Verschlankung. 

Die Fortentwicklung der naturschutzrechtlichen 
Eingriffsregelung ist ein Eckpunkt dessen, was wir 
vorlegen. Sie bedeutet einen wichtigen Fortschritt für 
die städtebauliche Planung. Erst die Integration der 
Eingriffsregelung in das Baugesetzbuch macht deut-
lich, daß im städtebaulichen Planungsrecht die Kom-
pensation der Eingriffe in Natur und Landschaft ein 
elementarer Bestandteil der städtebaulichen Planung 
ist. 

(Dr.-Ing. Dietmar Kansy [CDU/CSU]: Sehr 
wahr!) 

Alle laufenden Diskussionen darüber sollten uns 
klarmachen: Wir wollen Naturschutz sichern, aber 
wir müssen auch darauf achten, daß das Ziele wie 
eine Verdichtung im städtischen Bereich nicht ver-
hindert. Deswegen ist eine Verbreiterung der Aus-
gleichsmöglichkeiten in den Bereichen der Flächen

-

nutzungs- und Regionalplanung ein Gewinn für Na-
turschutz sowie ein Gewinn für städtische und ur-
bane Strukturen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Das steht dahinter, und da möchten wir gerne weiter 
vorankommen, bis hin zum Ökokonto, zu Anrechen-
barkeiten von Leistungen, die richtigerweise ohne 
Verbindung zu einem bestimmten Eingriffstatbe-
stand schon einmal geschaffen worden sind. 

Ein weiterer wichtiger Punkt des Gesetzentwurfes 
ist, den Strukturwandel in der Landwirtschaft posi

-

tiv zu begleiten. Hier geht es vor allem um die Wei-
terentwicklung des § 35, und zwar, immer in Kennt-
nis der Spannung zwischen der Sicherung der Frei-
flächen und der Nutzung vorhandener Baustruktu-
ren. Wenn wir vorschlagen, daß wir auch im Bereich 
einer entsprechenden gewerblichen Nutzung vor-
handene Bausubstanz weiterentwickeln, dann ist das 
ein wichtiger Beitrag für den Strukturwandel in der 
Landwirtschaft, ohne daß wir damit der Zersiedelung 
der Landwirtschaft irgendwo Vorschub leisten. Die-
ser § 35 ist und bleibt die wichtigste naturschutz-
rechtliche Regelung in dem ganzen Bereich. Deswe-
gen kann er nicht zur Disposition gestellt werden, 
muß aber den Strukturwandel wirklich optimal be- 
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gleiten können. Das ist der Spannungsrahmen, der 
uns sehr bewußt ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Meine Damen und Herren, ganz sicherlich wichtig 
ist die Wiederbelebung unserer Innenstädte und 
Stadtteilzentren, die Stärkung ihrer urbanen Funk-
tion und ihrer Anziehungskraft. Es ist wie überall, 
auch in der Natur: Monostrukturen, monofunktionale 
Gebiete haben diese Qualität eben nicht. Sie lassen 
kaum eine Änderung im Sinne von mehr Vielfalt, Be-
lebung und Attraktivität zu. Dies bedeutet, daß städ-
tebauliche Planung und städtebauliche Strukturen 
auf Dauer flexibel und anpassungsfähig sein müssen. 

Dies gilt nebenbei auch insoweit, als wir die Teil-
habe der Bürger an den kommunalen Planungspro-
zessen attraktiv machen müssen. Nur ein Paragraph 
sichert noch nicht die Partizipation, sondern nur die 
unmittelbare Verbindung mit den örtlichen Berei-
chen. 

Deswegen auch unsere Vorstellung, daß wir die 
Baunutzungsverordnung mit Blick auf diese Flexibili-
tät weiterentwickeln müssen. Es geht mir nicht um 
eine umfassende Neugestaltung. Vieles in der Bau-
nutzungsverordnung hat sich sicherlich bewäh rt  und 
bestätigt. Aber wir müssen die Möglichkeit schaffen, 
flexibler auf die unterschiedlichen urbanen Anforde-
rungen zu reagieren. 

Ein Wort  zum Raumordnungsgesetz. Dazu allein 
wäre es notwendig, hier noch einmal zehn Minuten 
Redezeit zu investieren, Herr Präsident. Aber ich 
weiß, man unterschätzt immer das, was man am An-
fang gemacht hat. Doch wir haben ja noch viel Gele-
genheit, das in den Ausschüssen, in Anhörungen zu 
erörtern. 

Ich finde es schon gut, daß wir nun zum ersten Mal 
wirklich an eine grundsätzliche Reform und Überar-
beitung des Raumordnungsgesetzes herangehen. 

(Beifall des Abg. Ge rt  Willner [CDU/CSU]) 

Ich weiß noch sehr gut - zumal ich mich auf dem Ge-
biet auch wissenschaftlich betätigt habe -, daß solche 
Persönlichkeiten wie Werner E rnst und andere das 
Raumordnungsgesetz als ein Markenzeichen in 
Deutschland entwickelt haben. Es ist jetzt an der Zeit 
zu fragen: Wie kriegen wir es wirklich in eine mo-
derne, dann auch die regionale Entwicklung stimu-
lierende Form? 

Für mich steht dabei an oberster Stelle die Stär-
kung der Region. Wir müssen alles daransetzen, die 
Region zu stärken, länderübergreifend, Ländergren-
zen überschreitend. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Dies ist der einzige wichtige Punkt; denn uns sollte 
an anderer Stelle nicht der Vorwurf treffen, wir wür-
den das hohe Gut der kommunalen Selbstverwal-
tung unter dem Stichpunkt der Kirchturmpolitik ein-
ordnen. Wir brauchen die Stärkung der Regionen. 
Das ist für meine Begriffe unsere Zielsetzung bei die-
ser insgesamt ja auch sehr positiv aufgenommenen 
Novelle des Raumordnungsgesetzes. 

Insgesamt, meine Damen und Herren, eine wich-
tige Rechtsmaterie, eine Mate rie, die auch wiederum 
ein Stück deutsche Einheit bringt. Was wir im Maß-
nahmengesetz eingeleitet haben, jetzt in Dauerge-
setz dort  zu überführen, wo es sich bewährt hat, ist 
eine hervorragende Sache. Ich freue mich auf eine 
sehr konstruktive Diskussion mit Ihnen allen in den 
Ausschüssen. Ich hoffe, daß wir am Ende zu einem 
sehr guten Gesetz kommen können. 

Ich danke Ihnen sehr herzlich. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat der 
Kollege Walter Schöler, SPD. 

Walter Schöler (SPD): Herr Präsident! Meine lie-
ben Kolleginnen und Kollegen! Der Bundesbaumini-
ster hat im Hinblick auf die Lebensverhältnisse, die 
Wohnverhältnisse und auf den Standort Deutschland 
ein vereinfachtes und übersichtlicher gestaltetes 
Recht der Bauleitplanung angekündigt. Wegen der 
zum 31. Dezember 1997 bef risteten Regelungen des 
Maßnahmengeseztes wird das auch ein einheitliches 
Recht sein. Der große Wurf, Herr Minister, scheint Ih-
nen dabei noch nicht gelungen zu sein. Aber ich 
habe den Eindruck, Sie haben das in Ihrem Redebei-
trag auch schon eingeräumt. Dazu ist das Parlament 
durch die späte Vorlage wieder einmal unter großen 
Zeitdruck gesetzt worden, wenn wir das Bundesge-
setzblatt im Juli nächsten Jahres erreichen wollen. 

Die SPD-Fraktion will die Novellierung dennoch 
dazu nutzen, eine Reihe von Grundsätzen fortzuent-
wickeln und festzuschreiben, die von der Bundesre-
gierung unter dem Deckmantel von Verfahrensbe-
schleunigung und -vereinfachung ausgehebelt wer-
den sollen. 

Die Stärkung der kommunalen Planungshoheit 
halten wir für unverzichtbar. Die Gesetzesänderung 
darf nicht dazu dienen, den Gemeinderäten mehr 
Fesseln als bisher anlegen zu wollen. Begehrlichkei-
ten von Investoren, die verstärkt Einfluß auf Planun-
gen nehmen wollen, ist zu begegnen. Hier gibt es im 
Regierungsentwurf deutliche Defizite. 

Ein weiterer Grundsatz ist die Beteiligung aller Ein-
wohner und Bürger an Planungsverfahren. Wir wer-
den hierbei keinerlei Einschränkungen hinnehmen. 
Die Beteiligung kann zu größerer Identifikation der 
Einwohner mit ihren Gemeinden führen. Sinnvolle 
Änderungen dürfen nicht zu einem Abbau demokrati-
scher Beteiligungsrechte führen, wie dies in der Ver-
gangenheit zum Beispiel beim Genehmigungsverfah-
rensbeschleunigungsgesetz zu beobachten war. 

Wir halten es für wichtig, Ziele und Rahmenbedin-
gungen einer nachhaltig zukunftsverträglichen Ent-
wicklung zum Schutz der Menschen und der Umwelt 
deutlicher zu formulieren und in die Grundsätze der 
Bauleitplanung aufzunehmen. Hierzu gehören der 
Bodenschutz, unter anderem mit wirkungsvollen 
Maßnahmen gegen Zersiedelung und Flächenver-
brauch, der Klimaschutz und die Flächenausweisung 
für Anlagen zur Entwicklung und Nutzung regenera-
tiver Energiequellen. 
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Die Regierung beabsichtigt die Integration der pla-
nungsrelevanten Vorschriften aus dem Naturschutz-
gesetz in das Baugesetzbuch. Dies wird sicherlich 
eine wesentliche Frage unserer Auseinandersetzun-
gen sein, zumal es hier unterschiedliche Positionen 
gibt. Ich räume ein, daß der Klärungsprozeß in unse-
rer Fraktion dazu noch nicht abgeschlossen ist. Aber 
dafür haben wir das Beratungsverfahren mit den An-
hörungen auch noch vor uns. 

Die Bundesländer haben sich gegen diese Integra-
tion des Baurechtskompromisses ausgesprochen, un-
ter anderem auch deshalb, weil sie dies aus verwal-
tungs- und vollzugstechnischen Gründen für proble-
matisch halten. Zugleich weist der Bundesrat aber 
auch darauf hin, daß die umweltschützenden Be-
lange in die Abwägung einzubeziehen und mit dem 
ihnen im jeweiligen Fall zukommenden Gewicht 
auch zu bewe rten sind. 

Der im Regierungsentwurf zu § 1 a Baugesetzbuch 
enthaltene Titel „Umweltschützende Maßgaben für 
die Abwägung" - er soll wohl geändert werden - 
könnte den Eindruck zwingend zugemessener Vor-
gaben erwecken. Wir fordern eine Stärkung des Um-
welt- und Naturschutzes in der Bauleitplanung und 
eine seinem Stellenwert entsprechende Abwägung 
bei den Planungsverfahren. 

Das Verursacherprinzip muß im Baurecht stärker 
zur Geltung kommen. Die Festsetzung und Durch-
führung von Ausgleichsmaßnahmen, bezogen auf 
das reine Plangebiet, ist dabei häufig problematisch. 
Insoweit macht es durchaus einen Sinn, den Hand-
lungsradius zu erweitern und Ausgleichsmaßnah-
men auch außerhalb eines Plangebietes festlegen zu 
können. Aber hierfür müssen Grenzen gezogen wer-
den, wenn der Ausgleich noch wirkungsvoll sein soll. 

Als grundlegende Norm für den Erhalt von Umwelt 
und Natur - dieses Bekenntnis zumindest ist wohl 
bei Ihnen, Herr Minister, und bei uns Sozialdemokra-
ten das gleiche - gilt uns Sozialdemokraten der § 35 
Baugesetzbuch, der den Außenbereich schützen soll. 
Aber gerade für Baumaßnahmen im Außenbereich 
sind die Begehrlichkeiten sehr groß. Dem Struktur-
wandel in der Landwirtschaft ist Rechnung zu tra-
gen. Das bedeutet jedoch nicht, vor der Agrarfront zu 
kapitulieren. 

Die Weiternutzung erhaltenswerter Bausubstanz 
ist die eine Seite der Medai lle. Die andere Seite ist 
eben eine Zersiedelung und damit eine Beeinträchti-
gung, deren Folgen darüber hinaus von der Allge-
meinheit zu tragen sind, wenn es sich um die Er-
schließung, die Versorgung und Entsorgung handelt 
oder wenn es meinetwegen um den Schulbusverkehr 
geht. Alles das verursacht Kosten, die die Kommunen 
zu tragen haben. 

Hier meine ich, Herr Minister, der Regierungsent-
wurf leistet dem Vorschub, wenn neben einer be-
grenzten wohnlichen Nutzung, über die wir sicher-
lich reden können, durch vielfältige gewerbliche 
Nutzungen weitere Maßnahmen im Außenbereich 
zugelassen werden sollen. Wir kennen schon viele il-
legale Maßnahmen, die uns zu denken geben müs-
sen. Wenn wir dem einmal Tür und Tor öffnen, ma

-

chen wir den ersten Schritt dazu, den § 35 Baugesetz-
buch insgesamt in Frage zu stellen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Gewerbebetriebe gehören grundsätzlich in Gewer-
begebiete, wo sie auch Entwicklungsperspektiven 
haben. Wir wollen den Schutz des Außenbereichs si-
chern und die Privilegierungstatbestände für ein 
Bauen im Außenbereich restriktiv gehandhabt wis-
sen. 

Gleiches gilt auch für die Zulassung von Verbrau-
chermärkten auf der grünen Wiese, die unsere In-
nenstädte veröden lassen und die Existenz des Fach-
handels gefährden. Dem muß, soweit es baurechtlich 
machbar ist, ein Riegel vorgeschoben werden. Auch 
dies ist aktive Städtebauförderung. 

(Beifall bei der SPD und der PDS sowie bei 
Abgeordenten der CDU/CSU) 

Der Regierungsentwurf sieht den Verzicht auf Ge-
nehmigungs- und Anzeigeverfahren für alle Bebau-
ungspläne vor, die aus dem Flächennutzungsplan 
entwickelt sind. Es stellt sich die Frage, ob dies tat-
sächlich zu einer Stärkung der kommunalen Selbst-
verwaltung und einer Verfahrensbeschleunigung 
beiträgt. Wichtiger ist eine Rechtssicherheit sowohl 
für die Planungsbehörden als auch für die Erschlie-
ßungsträger, Investoren und „Häuslebauer", die auf 
die Rechtmäßigkeit eines Bebauungsplanes nämlich 
vertrauen müssen. Bei Beibehaltung des Anzeigever-
fahrens sollte allerdings eine Beschleunigung erwirkt 
werden, die durch eine verkürzte F rist gegenüber 
dem bisherigen Recht erreicht werden könnte. Es ist 
im weiteren Beratungsverfahren zu prüfen, ob dieser 
Weg nicht besser ist als der gänzliche Verzicht. 

Auch der Wegfall der Teilungsgenehmigung beim 
Grundstücksverkehr bedarf einer sorgfältigen Prü-
fung. Die rund 200 000 Genehmigungen pro Jahr, die 
der Minister soeben erwähnte, nehmen bei der be-
hördlichen Bearbeitung nur eine marginale Rolle ein, 
wie man bei den Behörden erfährt. Bei der Teilungs-
genehmigung wird aber häufig zugleich über die Be-
bauungsmöglichkeit des einzelnen Grundstücks ent-
schieden. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege 
Schöler, gestatten Sie eine Zwischenfrage der Kolle-
gin Peters? 

Walter Schöler (SPD): Ja, bitte. 

Lisa Peters (F.D.P.): Herr Kollege Schöler, Sie ha-
ben das soeben sehr gut ausgeführt. Nun möchte ich 
aber doch einmal wissen, wie Sie sich die Weiterent-
wicklung der Einzelgehöfte - ich habe Sie so ver-
standen, daß Sie do rt  keine Gewerbebetriebe ein-
richten wollen - vorstellen, wenn eine landwirt-
schaftliche Nutzung nicht mehr möglich ist. Sollen 
diese Gehöfte verfallen, und sollen die Landwirte, 
die dort  bisher Landwirtschaft bet rieben haben, ih-
ren Besitz verlieren? Ich hätte ganz gerne dazu ein-
mal Ihre Vorstellungen gehört. 
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Walter Schöler (SPD): Frau Kollegin Peters, ich 
habe soeben schon eingeräumt, daß man über eine 
begrenzte bauliche Nutzung durchaus sprechen 
kann. Diese gibt es auch schon teilweise und macht 
bei erhaltenswerten Hofanlagen auch Sinn. Wenn 
Sie bei der Anhörung und der gemeinsamen Sitzung 
des Bauausschusses mit dem Bauausschuß des Deut-
schen Städtetages zugegen waren, dann haben Sie 
viele Sorgen und Bedenken zu dieser Zersiedlung 
und zu verschiedenen Nutzungen gehört. Wir haben 
immer wieder festgestellt: Es gibt schon heute eine 
Vielzahl illegaler Nutzungen. Dazu habe ich Bei-
spiele aus meiner Stadt vorgetragen, wo sogar der 
Fraktionsvorsitzende einer Partei - er gehört nicht 
meiner an - sein Gehöft umgewandelt hat. 

(Hildebrecht Braun [Augsburg] [F.D.P.]: Den 
Namen wollen Sie nicht nennen!) 

- Nein, ich wollte ihn nicht nennen. Er gehört auch 
nicht der F.D.P. und den Grünen an. 

(Hildebrecht Braun [Augsburg] [F.D.P.]: 
Immer gegen die PDS!) 

Dieser ist also hingegangen und hat aus dem Be-
triebsvermögen eine Gewerbeanlage mit vielfältigen, 
nicht einmal angemeldeten Gewerbebetrieben ge-
macht. Das fiel erst auf, als in der dortigen Auto-
lackiererei die ersten Autos brannten und die Feuer-
wehr kommen mußte. Solche Dinge wollen wir wirk-
lich nicht haben. 

Frau Kollegin, es gibt sicherlich auch positive Bei-
spiele, wie man Gehöfte nutzen kann. Nur, ich bleibe 
dabei: Gewerbebetriebe gehören in Gewerbege-
biete. Das macht auch für die Zukunft dieser Be-
triebe einen Sinn. 

Ich räume durchaus ein: Es gibt viele Unterneh-
men, die beim Start  zunächst einmal nicht in der 
Lage sind, hohe Bauaufwendungen oder Pachten 
aufzubringen, und dann gerne in solche Gehöfte ge-
hen. Das darf nicht sein. Da muß sich die kommunale 
Wirtschaftsförderung sicherlich mehr einfallen las-
sen. 

(Beifall bei der SPD) 

Es wird - das habe ich soeben schon gesagt - bei 
der Teilungsgenehmigung häufig auch über Bebau-
ungsmöglichkeiten einzelner Grundstücke entschie-
den. Sie liegt also im Interesse der Grundstückser-
werber und künftigen Bauinteressenten, ist also auch 
eine Art  Bürgerberatung und - im übertragenen 
Sinn - sogar Verbraucherschutz. Beim Wegfall würde 
das Instrumenta rium der Bauvoranfrage sicherlich 
weit mehr als bisher Anwendung finden und dann 
die angestrebte Ersparnis beim Verwaltungs- und 
Zeitaufwand wieder aufheben. 

Wir fordern im Zuge der Novelle ein sozialeres Bo-
denrecht, beispielsweise durch die Stärkung eines 
allgemeinen kommunalen Vorkaufrechts, allerdings 
zu realen Werten. Kommerzinteressen müssen stets 
hinter dem Planungsrecht zurückstehen. Nur so 
kommen wir dann wieder zu bezahlbarem Bauland. 

(Beifall bei der SPD) 

Das ist eine Voraussetzung für kostensparendes 
Bauen und für die Steigerung der Eigentumsquote, 
die wir alle anstreben. 

Für eine konsequente Bodenpolitik ist unserer 
Meinung nach der Planungswertausgleich unver-
zichtbar. Vor einigen Tagen fand die Feier aus Anlaß 
des 50. Jahrestages der bayerischen Verfassung statt. 
In dieser Verfassung steht: 

Steigerungen des Bodenwertes, die ohne beson-
deren Arbeits- und Kapitalaufwand des Eigen-
tümers entstehen, sind für die Allgemeinheit 
nutzbar zu machen. 

Hätten sich die Bayern an diese Verfassung gehalten, 
dann gäbe es dort nicht so viele Spekulationen! 

Wir sehen nicht ein, daß die Gemeinden per Sat-
zungsbeschluß Grundstückseigentümer eines be-
grenzten Gebietes durch enorme Wertsteigerungen 
begünstigen und daß als Dank dafür die Schaffung 
zusätzlicher Infrastruktureinrichtungen zu Lasten der 
Bürger geht. Abschöpfungsmöglichkeiten haben wir 
bereits bei Bodenordnungsverfahren, Sanierungs- 
und Entwicklungsmaßnahmen und beim städtebauli-
chen Vertrag. Wir erreichen aber damit nicht alle 
Grundstücke eines Gebietes. Wir wollen eine Beteili-
gung aller Eigentümer, deren Grundstücke eine 
Wertsteigerung erfahren, an den Kosten infrastruktu-
reller Einrichtungen. 

(Hildebrecht Braun [Augsburg] [F.D.P.]: Wie 
wollen Sie das denn machen?) 

- Dazu werde ich Ihnen bei den Ausschußberatun-
gen ein paar Vorschläge machen. 

Der Planungswertausgleich, Herr Kollege Braun, 
ist nichts anderes als die spiegelbildliche Antwort auf 
die Entschädigung, die die Kommunen dann zu lei-
sten haben, wenn sie Grundstücke herabzonen oder 
Baumöglichkeiten nehmen. Wer diese Wertverluste 
zu entschädigen hat, muß auch das Recht haben, 
Wertgewinne, die er bewirkt, zumindest teilweise 
übernehmen zu können. Hierzu fehlt Ihnen offen-
sichtlich noch der Mut. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Helmut 
Wilhelm [Amberg] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]) 

Das gleiche gilt für die Möglichkeit der Umwand-
lung von Mietwohnraum in Eigentumswohnungen. 
Bei einem erhöhten Wohnraumbedarf gehört dies ins 
Wohnrecht. Wir müssen den Druck von dem Woh-
nungsmarkt und damit von den Mietern nehmen, der 
in Ballungsgebieten und je nach Region noch sehr 
stark ist. Aber, Herr Braun, wie bei der Zerschlagung 
eines sozialen Mietrechts hat sich die F.D.P. als Partei 
der Besserverdienenden in dieser Frage in der Koali-
tion wahrscheinlich wieder durchgesetzt. Ich be-
daure das sehr. Wir sollten über diese Frage noch 
einmal nachdenken. 

(Beifall bei der SPD - Hildebrecht Braun 
[Augsburg] [F.D.P.]: Da kann nur klatschen, 

wer es nicht gelesen hat!)  

Ich will wegen der Kürze der Zeit nicht noch auf 
die Novellierung der Baunutzungsverordnung einge- 
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hen. Hierzu gibt es umfangreiche Stellungnahmen 
von Bundesrat und kommunalen Spitzenverbänden. 

Das neue Raumordnungsgesetz - da gebe ich 
Herrn Minister Töpfer recht - hätte es wirklich ver-
dient, sich mit ihm länger auseinanderzusetzen. Aber 
auch dafür ist uns die Zeit nicht gegeben. Es hat auf 
jeden Fall den veränderten Verhältnissen, hervorge-
rufen durch die deutsche Einheit und durch die Ent-
wicklung der Europäischen Union, Rechnung zu tra-
gen. Das Raumordnungsgesetz muß mehr auf die Be-
züge zwischen Ballungsgebieten und dem Umland 
eingehen. In diesem Bereich gibt es bereits eine re-
gionale Zusammenarbeit auf freiwilliger Basis. Diese 
sollten wir fördern. Reformbedarf ergibt sich einer-
seits auf Grund der Bevölkerungsabwanderung aus 
den Großstädten und aus den östlichen Bundeslän-
dern; andererseits ist auf Grund der Prognosen zur 
steigenden Bevölkerungsentwicklung Handlungsbe-
darf gegeben. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, der Entwurf des 
BauROG ist noch mit erheblichen Mängeln behaftet. 
Er bedarf in vielen Punkten einer Nachbesserung. 
Die SPD-Fraktion ist zu einer konstruktiven Mitar-
beit bereit. Wir haben Ihnen dazu heute eine Reihe 
von Eckpunkten dargestellt. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat der 
Kollege Helmut Wilhelm, Bündnis 90/Die Grünen. 

Helmut Wilhelm (Amberg) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Herr Präsident! Meine Damen und Her-
ren! Was als großer Wurf angekündigt war, ging lei-
der ein bißchen daneben. In altbewährter Ideologie 
hat sich die Bundesregierung wieder einmal darauf 
beschränkt, Umweltstandards und demokratische 
Rechte abzubauen. 

(Dr.-Ing. Dietmar Kansy [CDU/CSU]: Ach 
du meine Güte!) 

Alle befristeten Regelungen, seinerzeit dem gläubi-
gen Volk als vorübergehende Einschränkung ver-
kauft, wurden als Dauerrecht verewigt. Damit wird 
ein stetig wachsender Flächenverbrauch mit irrever-
siblen ökologischen Schäden zementiert. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Bürger, Natur und Landschaft werden dem freien 
Spiel der ökonomischen Kräfte überlassen. Sinnvolle 
Planung kann so nicht stattfinden. 

Wir kritisieren am Regierungsentwurf insbeson-
dere: Die Politik resigniert vor wachsenden Flächen-
ansprüchen, statt Instrumente zur Begrenzung des 
Flächenverbrauchs bereitzustellen. Nach wie vor 
setzt die Bundesregierung auf eine Politik der forcier-
ten Baulandausweisung ohne Rücksicht auf eine aus-
gewogene, nachhaltige Raumnutzung. Sie tut dies in 
der Förderpolitik ebenso wie mit den Beschleuni-
gungsgesetzen und jetzt mit dem eingebrachten Ent-
wurf eines Bau- und Raumordnungsrechts. 

Unsere Gesellschaft nutzt den Boden, als wäre er 
unbegrenzt verfügbar. Dabei werden täglich in 
Deutschland 80 bis 100 Hektar Freifläche verbaut. 
Die theoretische Gleichberechtigung der räumlichen, 
ökologischen, sozialen und ökonomischen Leitvor-
stellungen schlägt sich nicht in der räumlichen Ent-
wicklung nieder. Vielmehr dominieren die ökonomi-
schen Ansprüche auf Kosten insbesondere der ökolo-
gischen Erfordernisse. Dieses Verständnis der Raum-
planung führt zu einer massiven, einseitigen Raum-
belastung auf Kosten von Natur und Landschaft, Bo-
den, Wasser, Luft und Klima. 

Die zunehmende Zersiedelung unserer Landschaft 
soll noch durch weitere Privilegierungen von Au-
ßenbereichsvorhaben beschleunigt werden. 

(Dr.-Ing. Dietmar Kansy [CDU/CSU]: Ich 
will einmal sehen, wo Sie wohnen!) 

Der umfangreiche Privilegierungskatalog des Bauge-
setzbuch-Maßnahmengesetzes soll ins Dauerrecht 
überführt werden, obwohl dies in den letzten Jahren 
bereits zu einem unkontrollierbaren Zersiedlungs-
prozeß geführt hat. 

Der Regierungsentwurf packt hingegen zahlreiche 
Problemfelder der Stadt - , Siedlungs- und Raument-
wicklung überhaupt nicht an, so den Vorrang für die 
Nutzung von Brachen und den Vorrang für die Aus-
bildung von Siedlungsschwerpunkten an Haltestel-
len des Schienenverkehrs. Zur Förderung der Nut-
zungsmischung macht der Entwurf mit der Abschaf-
fung der Kategorie des reinen Wohngebietes nur ei-
nen zaghaften Anfang. Der Regierungsentwurf packt 
das Problem der überhöhten Bodenpreise in den Bal-
lungsräumen nicht an. Die Fehlsteuerungen der 
Raumnutzungen können nicht nur durch Planung 
bewältigt werden. Genauso wichtig ist es, die ökono-
mischen Impulse zu einer im volkswirtschaftlichen 
und ökologischen Sinne optimalen Bodennutzung zu 
lenken. Dazu wären Änderungen im Bewertungs-
recht und die Einführung eines Planungswertaus-
gleichs erforderlich. 

Der Regierungsentwurf nimmt solche Impulse der 
seit langem geführten Bodenrechtsdebatte leider 
nicht auf. Er baut die Verpflichtung zu einem natur-
schutzrechtlichen Ausgleich weiter ab, die natur-
schutzrechtliche Eingriffsregelung wird komplett in 
die planerische Abwägung nach BauGB eingestellt. 
Auch Vorhaben im unbeplanten Innenbereich sind 
nicht mehr als Eingriff zu bewe rten. 

Der Regierungsentwurf ist von einer konzeptions-
losen Deregulierung gekennzeichnet, durch den Ab-
bau von Bürgerbeteiligungen, durch die Einschrän-
kung von Einspruchsrechten und -fristen zugunsten 
der Bürger gegen Bebauungspläne und den Abbau 
von Anzeigepflichten der Gemeinde gegenüber der 
Rechtsaufsichtsbehörde. Er setzt damit auf der Ebene 
des kommunalen Planungsrechts die Linie fo rt, die 
bereits in den früheren Gesetzen zur Verfahrensbe-
schleunigung und in den Änderungen der Verwal-
tungsgerichtsordnung zum Ausdruck kamen. Dabei 
werden wohl Beschleunigungen nicht eintreten. 

Eine in Auftrag des Bundesbauministeriums er-
stellte Untersuchung kommt zu dem Ergebnis, daß 
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sich für die Mehrzahl der Gemeinden keine nennens-
werten Zeitgewinne ergeben haben. Die Gutachter 
empfehlen daher der Bundesregierung wegen der 
überragenden Bedeutung der Bürgerbeteiligung für 
die Qualität und Akzeptanz der Bauleitpläne einer-
seits und wegen der relativ bescheidenen Auswir-
kungen andererseits, an den derzeitigen Regelungen 
festzuhalten. 

Ebensowenig wird der vorliegende Gesetzentwurf 
zum Bundesraumordnungsgesetz dem Anspruch auf 
eine ausgewogene Raumentwicklung gerecht. Insbe-
sondere fehlt in dem Entwurf weiterhin die effiziente 
Stärkung und Begünstigung ökologischer Belange. 
Entsprechende Ansätze sind zaghaft und halbherzig. 
§ 15 ROG des jetzigen Entwurfs sieht noch nicht ein-
mal mehr zwingend die Durchführung einer Umwelt-
verträglichkeitsprüfung vor. 

Die Zukunftsaufgaben der Städtebau- und Raum-
ordnungspolitik müssen daher heißen: Revitalisie-
rung der Innenstädte, Flächenrecycling und Bra-
chennutzung, vor allem zur Flächenbereitstellung für 
Wohnungsbau sowie für kleine und mittelständische 
Unternehmen, behutsame Weiterentwicklung und 
Verdichtung des Bestands in vertretbarem Ausmaß, 
Stärkung von Innenstädten und Stadtteilzentren und 
städtebauliche Nutzungsmischungen. 

Wir Grüne wollen ein soziales und ökologisches 
Bodennutzungs- und Raumordnungsrecht. Wir for-
dern daher: Umwelt- und Stadtplanung gehören zu-
sammen, ökologische Belange sind auf allen Pla-
nungsebenen festzuschreiben. Die Priorität für die 
Bebauung von Lücken und Brachen ist sicherzustel-
len. Neues Bauland sollen Gemeinden in der Regel 
nur dann ausweisen, wenn sie den Nachweis er-
bracht haben, daß sie gleichzeitig Brachen und Lük-
ken nutzen. Die Bildung von Siedlungsschwerpunk-
ten ist notwendig, öffentliche Verkehrserschließung 
hat Vorrang. Auf allen Planungsebenen ist sicherzu-
stellen, daß beplante Gebiete an den öffentlichen 
Verkehr, vornehmlich den Schienenverkehr, ange-
schlossen werden. Der Schutz des Außenbereichs 
muß wieder durchgesetzt werden. Die Übernahme 
weiterer Privilegierungen in das Dauerrecht ist daher 
strikt abzulehnen. Der naturschutzrechtliche Eingriff 
muß abschließend im Naturschutzgesetz geregelt 
werden. Dort  sind die kompetenteren Behörden: die 
Naturschutzbehörden. 

(Dr.-Ing. Dietmar Kansy [CDU/CSU]: Na, 
na! Das geht zu weit!) 

Die Einführung eines Planungswertausgleichs ist 
durchzusetzen. Die Eigentümer realisieren einen 
Wertzuwachs, der nicht nur durch ihre Leistung, son-
dern auch durch öffentliche Leistungen zustande 
kommt. Dieses Rechtsinstrument ist nicht neu. Wir 
kennen es seit langem im Sanierungs- und Entwick-
lungsgebiet. 

Verfahrensbeschleunigungen lassen sich nicht nur 
durch den Abbau von Planungsqualität und die 
Preisgabe grundlegender Umweltziele erreichen. Die 
Verwaltung muß ressortübergreifende Teamarbeit 
lernen und flexible Planungselemente einsetzen. Die 
Beteiligung von Bürgerinnen und Bürgern, die vor 

Ort wohnen und Planungen oft sehr konkret bewer-
ten können, ist eine Unterstützung für den Planungs-
prozeß. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Achten Sie bitte 
auf die Zeit! 

Helmut Wilhelm (Amberg) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Ja. 

Die Anzeigepflicht für Bebauungspläne ist beizu-
behalten. Die Mitwirkung der höheren Verwaltungs-
behörde, die Gemeinden auch berät, war in der Ver-
gangenheit von wesentlicher Bedeutung für die 
rechtliche Bestandskraft der Planungen. 

Die Umweltverträglichkeitsprüfung ist im Raum-
ordnungsverfahren - 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege, Sie 
dürfen nicht nur „ja" sagen. 

Helmut Wilhelm (Amberg) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): - ich komme zum Ende, ja - 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das ist schön. 
Sie müssen zum Ende kommen. 

Helmut Wilhelm (Amberg) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): - beizuhalten, um unausgleichbare Um-
weltbeeinträchtigungen bereits frühzeitig auszu-
schließen. 

Wegen der ausgeführten sachlichen Mängel des 
Regierungsentwurfes haben wir den Antrag „Für ein 
soziales und ökologisches Städtebau- und Raumord-
nungsrecht" eingebracht, um im Rahmen des zu-
künftigen Gesetzgebungsverfahrens doch noch Kor-
rekturen durchzuführen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat der 
Kollege Hildebrecht Braun, F.D.P. 

Hildebrecht Braun (Augsburg) (F.D.P.): Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Das Bauplanungsrecht 
und das Raumordnungsrecht laufend zu verbessern 
und gleichzeitig zu vereinfachen ist eine der Haupt-
aufgaben unseres Ausschusses. In der vergangenen 
Legislaturpe riode wurde eine ganze Reihe von Ge-
setzen zum Bauplanungsrecht erlassen, die neue 
Gestaltungsmöglichkeiten für Kommunen und Inve-
storen schufen. 

Nun ist bei meinen Vorrednern immer wieder die 
Rede von Bodenwertausgleich gewesen, der unbe-
dingt kommen müsse. Ich gehe davon aus, daß den 
werten Kollegen nicht entgangen ist, daß wir seit 
dem 1. Juli 1990 bei städtebaulichen Entwicklungs-
maßnahmen den Kommunen ausdrücklich die Mög-
lichkeit gegeben haben, Grund und Boden zum Zeit-
wert, nämlich als Grünland, zu erwerben, dann 
selbst die Entwicklungsmaßnahme durchzuführen 
und danach sicherlich mit großem Gewinn die Woh- 
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nungen zu veräußern. Aber kaum eine Kommune 
macht davon Gebrauch. Warum? Weil sie plötzlich 
gemerkt haben, daß dorther keineswegs Goldduka-
ten rollen. Vielmehr ist es mit einem gewaltigen Ri-
siko verbunden, zunächst einmal hohe Investitionen 
zu tätigen und zu hoffen, daß dann tatsächlich ein so 
viel höherer Preis für die dann entwickelten Gebiete 
zu erzielen ist. 

Oder denken Sie doch zum Beispiel an den städte-
baulichen Vertrag, der seit einiger Zeit geltendes 
Recht ist! Hier können wir längst vermeintliche oder 
erhoffte Gewinne dadurch abschöpfen, daß die Kom-
mune dann Baurecht gewährt, wenn sich der Bauträ-
ger, der Investor, verpflichtet, zugleich bestimmte 
Aufgaben zu erfüllen. 

(Abg. Walter Schöler [SPD] meldet sich zu 
einer Zwischenfrage) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege 
Braun - - 

Hildebrecht Braun (Augsburg) (F.D.P.): Warum 
dann also immer noch der Ruf nach dem Bodenwert-
ausgleich, der doch eigentlich mehr ein Erinnerungs-
posten aus den frühen 70er Jahren ist? Oder liege ich 
hier so falsch, lieber Kollege Schöler? 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege 
Braun, gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Hildebrecht Braun (Augsburg) (F.D.P.): Bitte. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Bitte. 

Walter Schöler (SPD): Herr Kollege Braun, wenn 
Sie einräumen, daß es über die städtebauliche Ent-
wicklungsmaßnahme, die man nicht für alle Gebiete 
festlegen kann, oder über den städtebaulichen Ver-
trag, den man mit Sicherheit nicht zwangsmäßig mit 
allen in einem Gebiet betroffenen Eigentümern ab-
schließen kann, schon Wertabschöpfungen gibt: 
Warum sperren Sie sich dann zum Beispiel gegen ei-
nen Planungswertausgleich als ergänzendes Instru-
mentarium der Abschöpfung? Auch im Umlegungs-
verfahren gibt es diese Abschöpfung bereits. 

Hildebrecht Braun (Augsburg) (F.D.P.): Herr Schö-
ler, seien Sie bitte so nett und bleiben Sie stehen, da-
mit mir die Zeit nicht entgeht. Ich habe nämlich be-
reits vorhin bei Ihrem Beitrag den Versuch gemacht, 
durch eine unselbständige Zwischenfrage von Ihnen 
zu erfahren, wie Sie sich diesen Planungswertaus-
gleich in der Praxis vorstellen. Wollen Sie ihn auch 
dann haben, wenn ein Grundstück über lange Zeit 
unbenutzt bleibt, so daß jemand zahlen muß, ohne 
überhaupt einen Wertgewinn abzuschöpfen, oder 
wollen Sie ihn erst in dem Moment, wo das Grund-
stück veräußert wird oder wo es bebaut wird? Wel-
che Vorstellungen haben Sie dazu? 

Im Grunde müßte ich Ihre Frage mit einer Gegen-
frage beantworten. Aber ich fürchte, daß wir dann 

Probleme mit unserem Präsidenten bekommen. Des-
wegen wird das Zwiegespräch in dieser Form jetzt 
nicht geführt werden können. Aber ich gehe sehr 
gerne darauf ein, wenn Sie mir die Gelegenheit ge-
ben, mit mir darüber - sei es im Ausschuß oder in an-
derer Form wieder hier - zu sprechen. 

(Dr.-Ing. Dietmar Kansy [CDU/CSU]: Ein 
sehr guter Vorschlag, Herr Kollege!) 

Wenn Sie wieder einmal hier Redner sind, dann las-
sen Sie mich diese Frage stellen. Dann kommen wir 
beide möglicherweise zu der Erkenntnis, die wir von-
einander zu erlangen trachten. 

(Walter Schöler [SPD]: Sehr schön!) 

Die verschiedenen Instrumente, die jetzt geschaf-
fen wurden, zu integrieren, heißt: Wir wollen sie 
leichter zugänglich und leichter lesbar machen. Bei 
dem Stichwort lesbar möchte ich kurz verweilen. Wir 
wollen eigentlich Gesetze machen, die für jeden ver-
ständigen Leser auch verstehbar sind. Dieses Ziel zu 
formulieren ist natürlich einfach; aber wie wir wis-
sen, ist die Umsetzung doch recht schwierig. So ist 
nicht nur unser Mietrecht ein Anwaltsarbeitsbeschaf-
fungsprogramm, sondern auch das Baugesetzbuch 
ist nur sehr schwer zu lesen. 

Ich will hierzu ein Beispiel bringen. In § 42 Abs. 7 
in Verbindung mit Abs. 2 des Baugesetzbuches ist 
eine Regelung versteckt, die, wenn sie denn bekannt 
würde, einen Aufstand unter den Grundeigentümern 
in Deutschland zur Folge hätte. Die Bestimmung 
besagt nämlich, daß ein Grundeigner, auf dessen 
Grundstück Baurecht entweder über § 34 des Bauge-
setzbuches oder durch Bebauungsplan entstanden 
ist, dieses Baurecht verliert, wenn er es nicht binnen 
eines Zeitraums von sieben Jahren nutzt und die Ge-
meinde auf die Idee kommt, dieses Baurecht wieder 
zu entziehen. 

Das ist eine Geschichte, die in der Tat atemberau-
bend ist. Ich habe nicht nur von der Sache her große 
Bedenken gegen diese Regelung, sondern ich 
fürchte auch, daß sie mit dem Grundgesetz nicht in 
Übereinstimmung steht. Aber sie ist auch so schwer 
lesbar, daß jemand, der sich wirklich einmal die 
Mühe macht, das Baugesetzbuch durchzulesen, zum 
Beispiel als Abendlektüre, wohl kaum zu der Er-
kenntnis kommen würde, daß ihm Derartiges droht. 

Aber das kann natürlich leicht sein. Er mag viel-
leicht das Grundstück im Moment noch nicht be-
bauen können, weil er das nötige Geld nicht hat. 
Dann kommt nach sieben Jahren und zwei Wochen 
der Nachbar und sieht, daß sich irgendwo auf diesem 
Grundstück ein interessantes Pflänzchen eingefun-
den hat. Er sagt das der Gemeinde, die daraufhin 
sagt: „Dieses Grundstück muß natürlich unter Natur-
schutz gestellt werden." Dann wird es durch einen 
Beschluß der Gemeinde entsprechend umgestuft, 
und Naturschutz wird festgehalten. Damit ist das 
Grundstück für die Nutzung weg. Dieses Grundstück 
mag, wenn es ausreichend groß war, wenn es bei-
spielsweise ein Baurecht für zwei Wohnhäuser mit 
zusammen 800 Quadratmetern Wohnfläche gab, 
ohne weiteres mit 1 Million DM belastet worden sein. 
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Dieses Grundstück ist dann plötzlich nichts mehr 
wert , sondern nur noch ein Kostenfaktor. 

Kann so etwas wirklich in Ordnung gehen? Ich 
habe da meine Zweifel. In jedem Fall müßte eine so 
gravierende Bestimmung, die in die Rechte der 
Eigentümer eingreift, auch für den, der das Gesetz 
liest, erkennbar sein. 

Ich möchte eine andere Bestimmung des Bauge-
setzbuches ansprechen, die mir noch einigermaßen 
Mühe macht: die Erhaltungssatzung nach § 172 des 
Baugesetzbuches. Diese Satzung, die so einen wun-
derschönen Namen hat - es soll etwas erhalten wer-
den -, klingt sehr positiv. Diese Erhaltungssatzung ist 
in drei Städten, nämlich München, Nürnberg und 
Wiesbaden, extensiv angewendet worden. Do rt , wo 
sie in einem Teil einer Stadt realisie rt  wurde, wollen 
die Bürger in den anderen Stadtteilen sie natürlich 
auch haben, weil sie glauben: Da gibt es etwas Schö-
nes. 

So ist München schon fast flächendeckend mit Er-
haltungssatzungen überzogen. Die Bürger glauben: 
Wenn eine Erhaltungssatzung beschlossen ist, dann 
gibt es keine Umwandlung von Miet- in Eigentums-
wohnungen mehr, und dann gibt es keine Mieterhö-
hungen mehr. Das ist völlig falsch. Diese beiden 
Dinge gibt es nach wie vor. Was aber sehr wohl 
durch die Stadt sichergestellt ist, ist erstens ein Vor-
kaufsrecht für die Stadt, von dem manchmal unter 
abstrusen Bedingungen - ich könnte Beispiele aus 
München nennen - Gebrauch gemacht wird. Zwei-
tens wird ein Hebel gegen Modernisierung einge-
führt, ein Modernisierungsverhinderer. Denen, die 
modernisieren wollen, werden Daumenschrauben 
angelegt. 

Das kann so nicht richtig sein, zumindest aus unse-
rer Sicht nicht, die wir Modernisierung grundsätzlich 
positiv sehen. Wir wollen die Innenstädte erhalten. 
Das bedeutet, daß wir Altbausubstanz modernisieren 
müssen und den jeweiligen Standard der jewei ligen 
Zeit anpassen. Das wird aber in diesen Städten oft 
dadurch verhindert, daß geradezu abenteuerliche 
Bedingungen an die Genehmigung einer noch so 
kleinen Modernisierung gestellt werden. 

Das sind Dinge, über die wir werden sprechen 
müssen und die, jedenfalls aus meiner Sicht, sehr kri-
tisch gesehen werden müssen. 

Ich würde gerne auch zum Raumordnungsgesetz 
einiges sagen; aber dazu fehlt mir die Zeit. Daher nur 
noch eine Anmerkung zur Baunutzungsverordnung: 
Es ist für mich nicht geklärt, ob wir die Baunutzungs-
verordnung im BauROG nebenbei mit ändern sol-
len. Angesichts der Tatsache, daß wir bereits fünf 
verschiedene Fassungen der Baunutzungsverord-
nung mitschleppen - mit der jeweils neuen Fas-
sung konnte man nicht die Wirkung der alten ab-
schaffen -, würde eine Novellierung bedeuten, daß 
wir noch eine sechste Baunutzungsverordnung in 
die Praxis einführten. Das bedeutete eine gewal-
tige Belastung für die Bauämter. 

Auf der anderen Seite sind einige Veränderungen 
im Grunde wirklich erwünscht. Ich halte zum Bei-
spiel das reine Wohngebiet nicht mehr für eine der 

Zeit angemessene Einstufung eines Teils des Gebiets 
der Kommunen. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Ich bin mit den anderen der Meinung, daß wir im 
Kerngebiet eine Wohnnutzung zulassen sollten. Viel-
leicht läßt sich das über § 31 des Baugesetzbuchs 
machen, der uns in Zukunft Ausnahmen ermöglicht. 
Diese lassen es akzeptabler erscheinen, weiter mit 
der bisherigen Fassung der Baunutzungsverordnung 
zu leben. Wir werden bald sehen, ob wir hier eine 
Änderung vornehmen. Das wird sich sicherlich in 
den nächsten Wochen herausstellen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat der 
Kollege Warnick, PDS. 

Klaus-Jürgen Warnick (PDS): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Eine dpa-Meldung von 
gestern abend begann mit folgendem Satz: 

Berlin wird bis zum Jahr 2010 etwa 
300 000 Einwohner an Brandenburg verlieren, 
die sich dort  ihren Traum vom Wohnen im Grü-
nen erfüllen wollen. 

Ich finde, daß diese Meldung für die gegenwärtige 
Entwicklung symptomatisch ist. 

Wir haben in der Bundesrepublik einen wachsen-
den Wohnflächenverbrauch, eine zunehmende Bo-
denversiegelung und eine drastische Zunahme des 
Pkw-Verkehrs. Daraus resultierende Umweltbela-
stungen sind Folgen einer falschen lSiedungs-, Ver-
kehrs- und Steuerpolitik sowie einer wirkungslosen 
bzw. halbherzigen Raumordnungs- und Stadtent-
wicklungspolitik. Von einer nachhaltigen Entwick-
lung im ursprünglichen Sinne - um dieses unbe-
stimmte Schlagwort zu gebrauchen - kann in unse-
rem Land keine Rede sein. 

(Beifall des Abg. Wolfgang Bierstedt [PDS]) 

Es gibt zahlreiche wissenschaftliche Gutachten zur 
gegenwärtigen Situation. Selbst die Berichte der 
Bundesregierung, sowohl der für die Habitat-Konfe-
renz als auch der heute vorliegende Be richt zur nach-
haltigen Stadtentwicklung, treffen insgesamt realisti-
sche Einschätzungen. Nur die Schlußfolgerungen, 
die die Regierung daraus zieht, sind eine einzige Ka-
tastrophe. 

Dieser Bericht macht, wenn auch nur unvollkom-
men, deutlich, daß im Vollzug der deutschen Einheit 
in  Ostdeutschland das genaue Gegenteil von nach-
haltiger Entwicklung eingetreten ist - es sei denn, 
man rechnet sich die Zerstörung der ostdeutschen In-
dustrie und die dadurch verringerten Emissionen als 
Erfolg an. 

(Heinrich-Wilhelm Ronsöhr [CDU/CSU]: Zer-
stört haben doch Sie! Sie haben mehr 
zerstört, als ein Krieg zerstören kann! Das 

ist schlimm! Ein Krieg zerstört schon viel!)  
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Tatsache ist, daß gigantische Großmärkte und 
Logistikzentren im Umkreis der Großstädte und ent-
lang der Autobahnen dazu geführt haben, daß die 
Innenstädte zunehmend veröden, von der Zerstörung 
der kulturellen Infrastruktur und der Versorgungs-
einrichtungen auf dem Lande gar nicht zu reden. 

Mit dem Fördergebietsgesetz und anderen phanta-
stischen Abschreibungs- und Steuersparmodellen, 
die gießkannenartig an Besserverdienende verteilt 
werden, haben Sie maßgeblichen Anteil an den zu 
Hunderten in Ostdeutschland auf der grünen Wiese 
gebauten Betonburgen. Die Schäden sind inzwi-
schen zum großen Teil nicht mehr reparabel. 

(Dr.-Ing. Dietmar Kansy [CDU/CSU]: Trüm

-

mer schaffen ohne Waffen!) 

Auch die Neuregelung der Eigenheimzulagen ist 
zwar unbestreitbar besser als der unsägliche § 10e 
des Einkommensteuergesetzes. In bezug auf nach-
haltige Stadtentwicklung 

(Heinrich-Wilhelm Ronsöhr [CDU/CSU]: Die 
eigentlichen Zerstörer wa rt  doch ihr!) 

ist sie aber eindeutig ein Schuß in den Ofen, weil da-
mit die Zersiedlung gefördert wird. Wie wäre es denn 
mit der Schlußfolgerung, diese Zulagen ohne Ein-
schränkungen auch für den genossenschaftlichen 
Wohnungsbau oder für Modernisierung zu gewäh-
ren? 

Anstatt den kommunalen und genossenschaftli-
chen Wohnungsunternehmen in Ostdeutschland mit 
ihrem wahrlich problematischen Erbe die Chance zu 
geben, 

(Horst Friedrich [F.D.P.]: Wer hat ihnen das 
denn vererbt?) 

ihre Kräfte auf eine ökologische Sanierung der Woh-
nungen und Wohnumfelder zu konzentrieren, 

(Heinrich-Wilhelm Ronsöhr [CDU/CSU]: 
Wer hat denn da eigentlich Politik betrie

-

ben?) 

zwingen Sie ihnen sowie den darin lebenden Men-
schen eine wohnungspolitisch unsinnige Zwangs-
privatisierung auf und lassen die Unternehmen mit 
zahlreichen ungeklärten Vermögensfragen im Regen 
stehen. 

Fazit: Das einzige, was an Ihrer Politik nachhaltig 
ist, sind die auf die künftigen Generationen zukom-
menden Altlasten. 

(Beifall bei der PDS - Horst F riedrich 
[F.D.P.]: So ein Blödsinn! - Zuruf von der 

CDU/CSU: Und wer hat die verursacht?) 

Meine Damen und Herren, Grund und Boden sind 
nicht vermehrbar. Auf kaum einem anderen Gebiet 
sind die Interessenwidersprüche so scharf ausge-
prägt wie die zwischen Eigentümerinnen und Eigen-
tümern von Boden und Nutzerinnen und Nutzern 
bzw. denen, die für die Verwirklichung ihres Rechtes 
auf Wohnung oder ihres Traumes vom eigenen Heim 
Bauland brauchen. In diesem Spannungsverhältnis 

diskutieren wir heute das Baurecht sowie das Raum-
ordnungsrecht. 

Um keine Mißverständnisse aufkommen zu lassen: 
Privater Immobilienbesitz ist und bleibt auch nach 
unserer Auffassung geschützt. Aber in A rt . 14 des 
Grundgesetzes steht: 

Eigentum verpflichtet. Sein Gebrauch soll zu-
gleich dem Wohle der Allgemeinheit dienen. 

Dies erfordert auch, eine spekulative Verwertung 
von Grund und Boden durch einschneidende Maß-
nahmen zu unterbinden. 

(Beifall der Abg. Dr. Ruth Fuchs [PDS] - 
Heinrich-Wilhelm Ronsöhr [CDU/CSU]: Ihr 
habt schon immer enteignet, da kennt ihr 

euch ja aus!) 

Weiterhin ist erforderlich, statt infolge einer kata-
strophalen Haushaltspolitik der Bundesregierung die 
Städte und Gemeinden zu zwingen, kommunales 
Bauland zu verscherbeln, alles dafür zu tun, damit 
kommunales Bodeneigentum erhalten, ausgeweitet 
und als zweckgebundenes Bauland unter Nutzung 
von Erbpachtmodellen für Wohnungsbau und Ge-
meinbedarfseinrichtungen zur Verfügung gestellt 
werden kann. 

Zur Verbilligung und Verstetigung des Wohnungs-
baus ist öffentliches Bauland auszuweisen. Vorhan-
dene boden- und baurechtliche Instrumentarien sind 
mit einem neuen Baugesetzbuch zu stärken und kon-
sequent anzuwenden. Der notwendige Neubau muß 
vor allem im Innenbereich durch Nutzung von Bra-
chen und behutsame Nachverdichtungen an Stelle 
extensiver Stadterweiterungen erfolgen. 

Eine umweltverträgliche Baupolitik kann aber nur 
durch ein konsequentes Umsteuern vom Neubau auf 
den Umbau vorhandener Flächen erreicht werden. 
Damit sind Maßnahmen zur Verkehrsvermeidung zu 
verbinden. Das heißt Stadt der kurzen Wege, auto-
freie bzw. autoarme Wohngebiete, Förderung und 
Ausbau des öffentlichen Personennahverkehrs sowie 
durchgängige Radwegenetze. 

Mit der Einführung einer Baulandsteuer und eines 
zonierten Satzungsrechts kann der Hortung von bau-
reifem Land wirkungsvo ll  begegnet werden. We rt

-steigerungsgewinne, die ohne besonderen Arbeits-  
bzw. Kapitalaufwand der Eigentümerinnen und Ei-
gentümer entstehen, zum Beispiel infolge staatlicher 
Baulandplanung, sowie Spekulationsgewinne durch 
das Zurückhalten von baureifen Grundstücken sind 
abzuschöpfen bzw. hoch zu besteuern. 

Der Antrag der Bündnisgrünen - er liegt erst seit 
gestern vor - enthält meines Erachtens nach einem 
ersten Lesen zahlreiche Vorschläge, Kritiken und 
Einschätzungen zur gegenwärtigen Situation und 
zum vorliegenden Regierungsentwurf, die die PDS 
teilt und unterstützen wird. 

Das Ziel der Regierung, Gesetze und Verordnun-
gen zum Baurecht sowie zur Raumordnung in einem 
Gesetz zusammenzufassen, ist begrüßenswert. 

Zum Schluß: Die Vorschläge zu inhaltlichen Verän-
derungen werden aber den Anforderungen an eine 



13172 	Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 145. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 5. Dezember 1996 

Klaus-Jürgen Warnick 

zukunftsfähige Entwicklung nicht gerecht. Deswe-
gen teilen wir die Forderung der Bündnisgrünen an 
die Regierung, ihren Entwurf zurückzuziehen und zu 
überarbeiten. 

(Beifall bei der PDS) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat der 
Kollege Peter Götz, CDU/CSU. 

Peter Götz (CDU/CSU): Herr Präsident! Liebe Kol-
leginnen, liebe Kollegen! Nach einigen der letzten 
Debattenbeiträge habe ich den Eindruck, wir leben 
in unterschiedlichen Welten. 

Worum geht es bei diesem wichtigen Gesetz, über 
das wir heute sprechen? Es geht darum, die erfolgrei-
che Bilanz der Wohnungspolitik der letzten Jahre 
auch im Planungsrecht weiterzuentwickeln. Es geht 
auch darum, im Bau- und Planungsrecht die Voraus-
setzungen für eine nachhaltige Siedlungsentwick-
lung zu schaffen. Es geht ferner darum, durch zügige 
und überschaubare Planungsverfahren Deutschland 
auch in diesem Bereich fit für die Zukunft zu ma-
chen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Wir wollen das Recht der Bauleitplanung und der 
Raumordnung durch einheitliche Verfahren und In-
strumente übersichtlicher und einfacher gestalten. 
Wir wollen auch die Gestaltungsmöglichkeiten der 
Städte und Gemeinden erweitern und damit die 
kommunale Selbstverwaltung stärken. Wir wollen 
ferner ab 1998 ein einheitliches Planungsrecht für 
ganz Deutschland. Ich sage dies bewußt auch im Na-
men meiner Kolleginnen und Kollegen aus den 
neuen Bundesländern. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 

Mit einem Satz gesagt: Wir wollen Vereinfachun-
gen und Verfahrensbeschleunigung zugunsten von 
Bürgern, Bauherren und Verwaltung. 

Die Bundesregierung hat, Herr Kollege Schöler, 
mit dem bereits seit August dieses Jahres vorliegen-
den Gesetzentwurf eine ausgezeichnete Basis für 
eine gute und sachliche Beratung gelegt. Dafür dan-
ken wir Ihnen, Herr Minister Töpfer, und allen, die 
daran mitgewirkt haben, sehr herzlich. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 

Wir diskutieren zur Zeit und in den nächsten Mo-
naten eine Reihe von Gesetzen, die den Wohnungs-
bau betreffen. Ich nenne die Reform des sozialen 
Wohnungsbaus, die Weiterentwicklung des Wohn-
geldes und die Vereinfachung des Mietrechts. Wir 
beschäftigen uns mit der schwierigen Lage der Bau-
wirtschaft wegen zurückgehender Bauinvestitionen, 
und wir beraten über unterschiedliche Förderpro-
gramme - alles wichtige Themen für die Zukunft der 
Wohnungswirtschaft. 

Aber noch wichtiger ist, daß die Städte und Ge-
meinden offensiv Bauland ausweisen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Der Schlüssel zu einem ausgewogenen Grundstücks-
markt liegt in den Händen der Städte und Gemein-
den. 

(Hildebrecht Braun [Augsburg] [F.D.P.]: 
Sehr richtig!) 

Wenn die Gemeinden ausreichend Bauland anbie-
ten, gestalten sie damit unmittelbar den Grund-
stückspreis. Um dieses Ziel zu erreichen, brauchen 
wir ein einfaches, überschaubares und praktisches 
Planungsrecht. Deshalb ist es unser Anliegen, mit 
der Novellierung des Baugesetzbuches staatliche 
Reglementierungen abzubauen und den Gemeinden 
mehr Verantwortung zu übertragen. Die Abschaf-
fung der Anzeige- und Genehmigungspflicht bei aus 
dem Flächennutzungsplan entwickelten Bebauungs-
plänen, Herr Kollege Schöler, ist auch ein gutes Bei-
spiel dafür, wie kommunale Verantwortung und 
kommunale Planungshoheit gestärkt werden kön-
nen. 

Dieser Grundgedanke der Subsidiarität und Eigen-
verantwortung der Städte und Gemeinden zieht sich 
wie ein roter Faden durch das Gesetz. 

(Dr.-Ing. Dietmar Kansy [CDU/CSU]: Wie 
ein schwarzer!) 

- Einverstanden. 

So sollen nun die bewährten Instrumente des städ-
tebaulichen Vertrages und des Vorhaben- und Er-
schließungsplanes nach einer positiv abgeschlosse-
nen Testphase ins Dauerrecht übernommen werden. 
Durch den städtebaulichen Vertrag kann sich, wie 
wir wissen, ein Wohnungsbauträger gegenüber der 
Gemeinde verpflichten, nicht nur den Erschließungs-
aufwand voll zu tragen, sondern auch soziale Folge-
einrichtungen wie Kindergä rten oder Kinderspiel-
plätze zu finanzieren. Durch Privatinitiative und p ri

-vates Kapital sowie Know-how von Privaten können 
Gemeinden bei der Erfüllung städtebaulicher Aufga-
ben stark entlastet werden. Ich erinnere mich noch 
gut an meine Zeit als Bürgermeister, als wir bei den 
Beratungen des kommunalen Haushaltsplans Jahr 
für Jahr manche Baulanderschließung vor uns herge-
schoben haben, und zwar mangels finanzieller 
Masse in der Stadtkasse. 

(Hildebrecht Braun [Augsburg] [F.D.P.]: 
Ganz genau!) 

Die angebotenen Möglichkeiten stellen so eine 
echte Chance für die Gemeinden dar, notwendiges 
Bauland zur Entlastung des Wohnungsmarktes nicht 
nur zu planen, sondern geplantes Bauland, ohne den 
angespannten kommunalen Haushalt strapazieren 
zu müssen, auch baureif werden zu lassen. Deshalb 
sollten wir alle gemeinsam die kommunalpolitisch 
Verantwortlichen bitten, die vom Gesetzgeber ange-
botenen flexiblen Instrumente in die Hand zu neh-
men und sie zu nutzen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 
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Wir können dann problemlos darauf verzichten, 
den von Nordrhein-Westfalen ausgegrabenen und 
nun von der SPD, aber auch von den Grünen erneut 
in die Diskussion gebrachten alten Ladenhüter der 
Planwertabschöpfung zu diskutieren. Planwertab-
schöpfung ist antiquiert und durch die vorhandenen 
modernen Möglichkeiten wie den städtebaulichen 
Vertrag weit überholt. Das Thema Wertabschöpfung 
gehört, ohne daß es angetastet worden ist, wieder in 
die Mottenkiste. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der F.D.P.) 

Im Gegensatz zu Ihnen von der Opposition will un-
sere Fraktion keine zusätzliche Bürokratie und keine 
weiteren Abgaben, die Bauherren und Bürger bela-
sten. Der Bundesrat hat das übrigens erkannt und 
deshalb den Antrag des Landes Nordrhein-Westfalen 
abgelehnt. Insofern bitte ich Sie, liebe Kolleginnen 
und Kollegen von der SPD, diese preistreibenden, 
unpraktikablen und ineffizienten Überlegungen wie-
der dort  einzugraben, wo Sie sie ausgegraben haben. 
Eine Diskussion darüber verunsichert nur und führt 
zu Attentismus in den Städten und Gemeinden. Ko-
operation und Konsens mit Grundstückseigentümern 
sind viel besser als Konfrontation. 

Durch die Übernahme der naturschutzrechtlichen 
Eingriffsregelungen ins Baugesetzbuch schaffen wir 
ganzheitlichen Städtebau unter Beibehaltung be-
rechtigter Ziele des Naturschutzes und sichern somit 
auch die Grundlagen für eine nachhaltige Siedlungs

-politik. Dies entspricht den Beschlüssen der  UN- 
Weltsiedlungskonferenz Habitat II von Istanbul, auf 
die Herr Minister Töpfer zu Recht am Anfang seiner 
Rede besonders eingegangen ist. 

Auch dadurch, daß Eingriffe bereits auf der Ebene 
des Flächennutzungsplanes ausgeglichen werden 
können, wird der Naturschutz im gesamten Gemein-
degebiet gestärkt. Die preistreibende Wirkung der 
jetzigen engen Ausgleichsregelung wird überwun-
den; flächen- und kostensparendes Bauen wird ver-
einfacht. Die rechtlich umstrittene Kunstfigur des 
zweigeteilten Bebauungsplanes wird so entbehrlich. 

Wir haben doch heute das Problem, daß Unsicher-
heiten vieler Gemeinden bei der Handhabung der 
Eingriffsregelung nach § 8 a des Bundesnaturschutz-
gesetzes oft zu Lähmung und Zurückhaltung bei der 
Ausweisung von Bauland für den Wohnungsbau 
führten. Die Konsequenzen sind uns bekannt: teure 
Grundstücke, steigende Herstellungskosten und da-
mit steigende Mieten. Insofern sind die geplanten 
Änderungen eine Kostensenkungsinitiative für Bau-
landpreise. 

Unser Ziel muß es sein, ökologische und ökonomi-
sche Anforderungen miteinander zu verbinden. Der 
im Gesetz vorgesehene Abbau von Vorschriften, Ver-
einfachungen und Verfahrensbeschleunigungen ist 
zwingend notwendig, um auf ständig wachsende An-
forderungen flexibel reagieren zu können. Wir brau-
chen in Deutschland zügige und überschaubare 
Planverfahren. Insofern ist dieses Gesetz auch ein 

wichtiger Beitrag für mehr Investitionen und mehr 
Arbeitsplätze in Deutschland. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Hans -Ulrich Klose: Herr Kollege 
Götz, gestatten Sie noch eine Zwischenfrage der Kol-
legin Eichstädt-Bohlig? 

Peter Götz (CDU/CSU): Gern. 

Franziska Eichstädt -Bohlig (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Herr Kollege Götz, Sie haben jetzt mehr-
fach zur offensiven und ausreichenden Baulandaus-
weisung aufgerufen. Können Sie mir erklären, wie 
das mit dem ebenso von Ihnen genannten Ziel einer 
nachhaltigen Siedlungsentwicklung wirklich verein-
bar ist? 

Meiner Meinung nach halten Sie hier eine Predigt 
für die weitere Zersiedelung unserer schon übermä-
ßig zersiedelten Landschaft. Insofern möchte ich wis-
sen, wie Sie diese beiden Ziele miteinander verein-
baren wollen. 

(Dr.-Ing. Dietmar Kansy [CDU/CSU]: Wir 
müssen Ihre ganzen Zuwanderer unterbrin

-

gen!) 

Peter Götz (CDU/CSU): Diese Frage beantworte 
ich Ihnen sehr gern, Frau Kollegin. Ich bin der Auf-
fassung, daß wir eine offensive Baulandausweisung 
nicht auf der grünen Wiese vollziehen müssen. Ich 
habe nicht von der grünen Wiese gesprochen, son-
dern ich bin der Meinung, daß wir eine offensive 
Baulandausweisung sehr wohl auch innerstädtisch 
vollziehen können. Wir haben innerstädtisch unge-
heure Brachen; wir haben Industriebrachen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Ich kann Ihnen ein Beispiel aus meinem Wahlkreis 
nennen, wo eine Industriebrache allein dadurch 
lahmgelegt wird, daß die Stadt mit dem Thema § 8 a 
des Bundesnaturschutzgesetzes nicht zu Rande 
kommt. Seit Jahren wird eine vorhandene Gewerbe-
brache allein durch mit der naturschutzrechtlichen 
Eingriffsregelung zusammenhängenden Fragen in 
ihrer Weiterentwicklung blockiert. Deshalb ist mein 
Ansatz: Mehr Bauland heißt nicht mehr Bauland auf 
der grünen Wiese, sondern mehr Bauland in den 
Innenstädten: auf Brachen, Industriebrachen, Bahn-
brachen, Konversionsbrachen. Es gibt genug Mög-
lichkeiten; dem Phantasiereichtum der Städteplaner 
sind hier keine Grenzen gesetzt. 

Vizepräsident Hans -Ulrich Klose: Herr Kollege 
Götz, gestatten Sie eine weitere Zusatzfrage des Kol-
legen Braun? 

Peter Götz (CDU/CSU): Aber gern, Herr Kollege 
Braun. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wenn Sie hilf

-

reich ist!)  

- Das weiß man nie. 
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Hildebrecht Braun (Augsburg) (F.D.P.): Herr Kol-
lege Götz, wenn Sie wie offensichtlich wir alle eben-
falls innerstädtisch mehr baurechtliche Genehmigun-
gen haben wollen, dann werden Sie sicherlich auch 
dem Konzept zustimmen, demzufolge wir um die 
Bahnhöfe von Massenverkehrsmitteln herum eine 
Verdichtung haben wollen. Bisher läßt sich diese 
nach § 34 des Baugesetzbuches wohl nicht erzielen, 
sondern wir brauchen jeweils einen Bebauungsplan 
mit dem gesamten Verfahren dafür. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Die Frage, Herr 
Kollege! 

Hildebrecht Braun (Augsburg) (F.D.P.): Ich darf Sie 
fragen: Sehen Sie Möglichkeiten, schon mit dem gel-
tenden Recht ohne ein Bebauungsplanverfahren zu 
dieser baulichen Verdichtung in den genannten Be-
reichen zu kommen, oder würden Sie mir, falls Sie 
diese Möglichkeit nicht sehen, zustimmen, daß wir 
gegebenenfalls noch darüber nachdenken sollten, ob 
wir im Zuge der Novelle des Baugesetzbuches hier-
für eine vereinfachte Form, wie wir an diesen Stellen 
zu mehr baurechtlichen Genehmigungen kommen 
können, finden sollten? 

Peter Götz (CDU/CSU): Vielen Dank. - Ich meine, 
nachdenken ist nie verkehrt. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Ich denke, daß die Möglichkeit der Anhörung sicher-
lich zusätzlich eine Reihe von Anregungen bringen 
wird. Ich persönlich bin der Überzeugung, daß wir 
heute schon eine ganze Reihe von Instrumenten ha-
ben, auch innerhalb bebauter Ortsteile, also gemäß 
§ 34, zu Verdichtungen zu kommen. 

Das eigentliche politische Ziel dieses Gesetzes ist 
es, Verfahren zu vereinfachen, damit wir Bebauungs-
pläne auch vereinfacht realisieren können, damit wir 
keine Genehmigungen mehr für Bebauungspläne in 
der Innenstadt brauchen, wenn sie aus der Konzep-
tion des Flächennutzungsplanes entwickelt sind. So 
gibt es eine Reihe von Instrumenten, die zur Be-
schleunigung beitragen, und auch eine Reihe von In-
strumenten, die zur Verdichtung beitragen können. 

Wir brauchen, wenn wir über nachhaltige Stadt-
entwicklungspolitik diskutieren, auch den Mut zu 
mehr Verdichtung in den Innenstädten und sollten 
alle Möglichkeiten dafür nutzen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der 
Abg. Lisa Peters [F.D.P.]) 

Meine Damen und Herren, die letzte Zwischen-
frage war eigentlich am Ende meines Beitrages ge-
stellt geworden. 

Ich lade Sie alle sehr herzlich dazu ein, konstruktiv 
bei der Beratung über die Novelle des Bau- und Pla-
nungsrechtes, des Raumordnungsrechtes mitzuwir-
ken. Es gibt sicherlich im Laufe der nächsten Wo-
chen und Monate genug Diskussionsstoff. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort hat die 
Kollegin Angelika Mertens, SPD-Fraktion. 

Angelika Mertens (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich möchte mich in meinem Bei-
trag auf den städtebaulichen Be richt zur nachhalti-
gen Stadtentwicklung beziehen. 

„Nachhaltigkeit" wird je nach Standpunkt unter-
schiedlich interpretiert. Wahrscheinlich hat der Streit 
über die wahre Auslegung schon begonnen. Ich 
halte das Wort trotzdem für außerordentlich geeig-
net, weil außerhalb des akademischen Streites jeder 
instinktiv weiß, worum es geht. Wir sollten uns aber 
davor hüten, ihn zu einem werbeträchtigen Modebe-
griff zu machen und ihn damit zu entwerten. Diesen 
Weg ist leider der Begriff „umweltfreundlich" gegan-
gen. Mittlerweile wird jedes Gift zumindest umwelt-
freundlich verpackt. 

Uns liegt ein gelungener Bericht vor. Ich gebe hier-
mit meinen Dank an die Autoren weiter. Er ist fach-
lich fundiert , trotzdem angenehm verständlich und 
weist eine breite Palette konkreter Handlungsfelder 
auf. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Wer jetzt befürchtet, die Bundesregierung würde 
sich in ihrem Handeln von guten Berichten und logi-
schen Argumenten leiten lassen, kann sich beruhigt 
wieder zurücklehnen. 

(Wilhelm Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Das ist 
das Problem!) 

Das ist nicht zu befürchten. Vielmehr werden wir in 
Kürze erleben, daß die Beerdigungsvorbereitungen 
für die Schlußfolgerungen dieses Berichtes in vollem 
Gange sind. Wir werden auch erleben, daß die Beer-
digungen immer kärglicher und ärmlicher werden, 
dafür die Beerdigungsreden immer blumiger. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Am Ende wird man uns folgendes erzählen: Va-
riante eins: Von „Beerdigung" kann keine Rede sein. 
Das Konzept für eine nachhaltige Stadtentwicklung 
lebt. Dies habe man ausschließlich dem Bundes-
bauminister zu verdanken. Es stehe aber natürlich 
um die Gesundheit nicht gut, weil der Bundesrat un-
ter Rädelsführerschaft der A-Länder für die Behand-
lung kein Blut mehr spenden wolle. 

Variante zwei: Das Konzept für die nachhaltige 
Stadtentwicklung lebt. Dies habe man ausschließlich 
dem Bundesbauminister zu verdanken. Man habe 
aber wegen des Bundesrates - siehe Va riante eins - 
diverse  Amputationen vornehmen müssen. Es sei 
aber doch immer noch besser, ein einzelnes Bein und 
einen einzelnen Arm am Leben zu halten, als gar 
nichts zu tun. Arm und Bein gehe es recht gut, sie 
würden besonders gut auf die Behandlung mit dem 
CO2-Minderungsprogramm und der Wärmeschutz-
verordnung ansprechen. 

Dann werden wir noch etwas erleben: Das Konzept 
für eine nachhaltige Stadtentwicklung wird immer 
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lebendiger, vollständiger und gesünder, je größer der 
geographische Abstand zwischen Handeln und Re-
den ist - Rio und Istanbul lassen grüßen. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie der Abg. Dr. Ruth 

Fuchs [PDS]) 

Sie haben natürlich recht: Die Patientin „nachhal-
tige Stadtentwicklung" ist nicht tot; die nachhaltige 
Stadtentwicklung lebt. Aber sie lebt nicht wegen der 
Politik der Bundesregierung, sondern trotz der Politik 
der Bundesregierung. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Die Qualitäts- und Entwicklungsziele einer nach-
haltigen, zukunftsfähigen Stadtentwicklung lassen 
sich in drei Leitgedanken zusammenfassen: 

Erstens: Alle Handlungen, ökologische, ökonomi-
sche und soziale, sind so aufeinander abzustimmen, 
daß zukünftigen Generationen gute Lebensbedin-
gungen offengehalten werden. 

Zweitens. Wirtschaftliche, gesellschaftlich-soziale 
und ökologische Ziele folgen dem Leitgedanken der 
Ausgewogenheit, um die natürlichen Lebensgrund-
lagen zu sichern. 

Drittens. Der Übergang von einer nicht nachhalti-
gen zu einer nachhaltigen Entwicklung darf sich 
nicht in Absichtserklärungen verlieren, sondern be-
darf eines konkreten Zeithorizonts und klarer Hand-
lungsprioritäten. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD sowie 
der Abg. Franziska Eichstädt-Bohlig 

[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Dieser letzte Punkt ist für eine Umsetzung, die 
ohne Akzeptanz der Bevölkerung nicht erfolgreich 
sein wird, sicherlich der wichtigste. Man könnte fast 
geneigt sein, zu sagen: Diese Bundesregierung hat 
schon so viel gegen die Akzeptanz der Bevölkerung 
durchgesetzt; warum ist sie hier eigentlich so inkon-
sequent? Ich glaube, wir brauchen die Akzeptanz. 
Sie wird nur zu erreichen sein, wenn man die unaus-
weichlichen Konflikte benennt und austrägt. 

Dazu muß man sich endlich auch einmal in den 
Konflikt mit den Ressourcenverschwendern bege-
ben. Das bezieht sich sowohl auf die stofflichen Res-
sourcenverschwender als auch auf die, die menschli-
che Ressourcen zerstören und menschliche Solidari-
tät lächerlich machen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Deshalb sollten die Bundesregierung und beson-
ders der Bundesbauminister genau überlegen, ob 
ohne ökologische Steuerreform, ohne finanzielles Be-
kenntnis für den Vorrang umweltverträglicher Mobi-
lität, ohne sozialen Wohnungsbau, ohne Erhöhung 
der Städtebaufördermittel und des Wohngeldes so-
wie vor allem ohne Konzept für den sozialen Frieden 
in den Städten eine nachhaltige Stadtentwicklung zu 
machen ist. Man schaut im Ausland genau auf uns. 
Der Bauminister hat Erwartungen erweckt, und wir 

dürfen mit Recht erwarten, daß dem Parlament mehr 
als schöne Worte vorgesetzt wird. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 

PDS) 

Vizepräsident Hans -Ulrich Klose: Das Wort hat der 
Kollege Hans-Wilhelm Pesch, CDU/CSU. 

Hans-Wilhelm Pesch (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich 
möchte mich ausschließlich mit der Raumordnung 
befassen, 

(Hildebrecht Braun [Augsburg] [F.D.P.]: Das 
ist verdienstvoll!) 

die, was die Darstellung nach außen angeht, seit vie-
len Jahren ohnehin etwas zu kurz kommt. 

Es ist zu begrüßen, daß im Raumordnungsgesetz 
die rahmensetzenden Kompetenzen des Bundes er-
weitert werden sollen. Die Durchführung raumordne-
rischer Maßnahmen fällt größtenteils in den Zustän-
digkeitsbereich der Länder. Von daher hatte der 
Bund im Raumordnungsgesetz bisher nur einen sehr 
weitgefaßten Rahmen gesetzt. Die Erfahrungen mit 
dem Raumordnungsgesetz der letzten 30 Jahre ha-
ben jedoch gezeigt, daß der Bund nun endlich en-
gere Rahmenkompetenzen setzen muß. 

Weiter ist zu begrüßen, daß länderübergreifende 
Leitvorstellungen nunmehr bundesweit gefaßt wer-
den sollen. Unbeschadet der Zuständigkeit der Län-
der kann der zuständige Bundesminister als Raum-
ordnungsminister - natürlich in Zusammenarbeit mit 
den Ländern - Leitbilder der räumlichen Entwick-
lung rahmensetzend erarbeiten. Möglicherweise hilft 
dies auch langfristig bei Bemühungen um vergleich-
bare Definitionen von Ballungsräumen, zentralen 
Orten und ähnlichem. Ich sage das als Nordrhein

-

Westfale. 

In § 2 des Raumordnungsgesetzes wird davon aus-
gegangen, daß in ganz Deutschland eine ausgewo-
gene und dezentrale Siedlungsstruktur vorherrscht. 
Mehrere größere Bevölkerungsschwerpunkte und 
die Städte mit über 500 000 und über 100 000 Ein-
wohnern seien gleichmäßig über das ganze Bundes-
gebiet verteilt. Ich möchte hier feststellen, daß allein 
in Nordrhein-Westfalen 42 Prozent der Städte mit 
über 500 000 Einwohnern und 36 Prozent der Städte 
mit über 100 000 Einwohnern liegen. Wir werden uns 
in den nächsten Monaten sicherlich noch darüber zu 
unterhalten haben, wie diese Verteilung in Zukunft 
zu berücksichtigen ist. 

Hervorzuheben ist, daß die Region als räumliche 
Handlungsebene gestärkt werden soll. Der Versuch 
des Raumordnungsgesetzes, regelnd in das nach wie 
vor ungeklärte Verhältnis zwischen Regionalplanung 
als Landesaufgabe und regionaler Entwicklungspla-
nung auf kommunaler Ebene einzugreifen, ist positiv 
zu bewerten. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 



13176 	Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 145. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 5. Dezember 1996 

Hans-Wilhelm Pesch 

Allerdings bedarf es sicherlich einer größeren Ver-
einheitlichung der sich mittlerweile in zahlreichen 
Bundesländern unterschiedlich ausprägenden regio-
nalen Entwicklungsplanung und deren Verhältnis 
zur Regionalplanung der Länder. 

In diesem Sinne begrüße ich auch die Option einer 
gemeinsamen Flächennutzungsplanung als mögli-
chen Ersatz für eine Regionalplanung. Ich stelle aber 
fest, daß auch an dieser Stelle offenbleibt, wie sich 
das Verhältnis zur regionalen Entwicklungsplanung 
darstellt, da sich eine erweiterte regionale Entwick-
lungsplanung durch ihre in der Regel stärkere Um-
setzungsmöglichkeit besser eignen würde als eine 
Regionalplanung der Länder. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das brächte eine deutliche Verfahrensvereinfachung 
und -beschleunigung. 

Auch Gebietsausweisungen übergeordneter Pla-
nungen, die im Einzelfall der kommunalen Planungs-
hoheit konkurrierend gegenüberstehen, sind im Ent-
wurf angesprochen. Auch hierbei ist Konsens auf 
kommunaler und regionaler Ebene notwendig. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Ich darf festhalten, daß im demnächst bundesweit 
gültigen neuen Raumordnungsgesetz die Sicherung 
des Freiraums betont wird. Statt mit ständiger Inan-
spruchnahme von Freiraum für Siedlungszwecke Bo-
denverschwendung zu betreiben, hat die Wiedernut-
zung brachgefallener Siedlungsflächen Vorrang vor 
ungezügeltem Verbrauch von Freiflächen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Bei allen Fragen zur Stärkung der regionalen 
Ebene ist die Bedeutung der grenzüberschreitenden 
Regionen im heutigen Europa - und dabei nicht nur 
innerhalb der EU - zu beachten. Ich verweise hierzu 
auf unsere Beschlußempfehlung vom 4. November 
zum Dokument „Europa 2000 und europäische Zu-
sammenarbeit bei der Raumentwicklung", in dem 
auf die notwendige Zusammenarbeit von Bund und 
Ländern mit den Nachbarstaaten ausdrücklich ein-
gegangen wird. 

Es ist Fakt, daß die Gemeinschaft durch ihre Politik 
Entwicklungen von Städten und Regionen immer 
mehr beeinflußt. Hier müssen die Mitgliedstaaten 
miteinander - die Betonung liegt auf „miteinan-
der" -, ohne eigenstaatliche Verantwortlichkeiten 
zu verlagern oder zu schmälern, ein europäisches 
Raumordnungskonzept entwickeln. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 

Dafür bilden die Leitlinien in „Europa 2000" eine 
tragfähige Grundlage. 

Förderprogramme sowie Strukturfonds der Ge-
meinschaft müssen auf ihre raumordnerische Taug-
lichkeit hin geprüft werden. Hier brauchen wir mehr 
Transparenz in der gesamten Fördergebietskulisse 
der EU. 

Des weiteren gilt es, den Raumordnungsministern 
der Mitgliedstaaten den Rücken zu stärken, indem 
sie bei Entscheidungen über raumwirksame Politi-
ken im Rat zumindest gehört werden. Dazu gehört 
auch die Gründung einer entsprechenden Rats-
gruppe. Raumordnungspolitik in Europa muß ihren 
informellen Charakter endlich ablegen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, so kann 
eine europäische Raumordnungspolitik dazu beitra-
gen, daß das Zusammenwachsen der EU durch die 
Wirtschafts- und Währungsunion beschleunigt und 
der soziale Zusammenhalt gefördert wird. 

Gerade für die Bundesrepublik in ihrer besonderen 
geographischen Lage ist es von herausragender Be-
deutung, auch mit den Nicht-EU-Mitgliedstaaten 
grenzüberschreitende Raumordnungspolitik voran-
zubringen. Mit unserem Nachbarland Polen scheint 
dies beispielhaft zu gelingen. 

Ich verweise darauf, daß es in Grenznähe bereits 
zahlreiche interkommunale Planungsaktivitäten gibt. 
Hier möchte ich im Raumordnungsgesetz mehr die 
Möglichkeit sehen, das grenzüberschreitende Ab-
stimmungs- und Beteiligungsverfahren zu vereinfa-
chen. Insbesondere die Umsetzung der zwischen-
staatlichen Raumordnung in praktisches Handeln ist 
nach wie vor von einer überhöhten Regelungsdichte 
und unklaren Kompetenzverteilung geprägt. Da 
müßte man sich allerdings stärker auf die Seite einer 
möglichen dezentralen Planung stellen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, das 
Raumordnungsgesetz ist somit im Hinblick auf die 
europäische Raumordnungspolitik von sehr großer 
Bedeutung. Eine allein nationale Raumordnungspoli-
tik ist heute nicht mehr möglich. 

Ich wünsche dem weiteren Verfahren einen zügi-
gen und vor allem erfolgreichen Verlauf. 

Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort hat der 
Kollege Hans-Werner Bertl, SPD. 

Hans-Werner Bertl (SPD): Herr Präsident! Verehrte 
Kolleginnen und Kollegen! Ich möchte mich auch auf 
die Berichte und insbesondere auf die Beschlußemp-
fehlung zu „Europa 2000" beziehen. Es ist sicherlich 
ein Verdienst des Fachausschusses, daß die europäi-
sche Dimension der Raumordnung hier angespro-
chen wird. 

In der Europäischen Union wird die Raumord-
nungspolitik in ihrer Bedeutung und in ihren Auswir-
kungen auf die zukünftige Gestaltung Europas zu-
nehmend erkannt. Ich denke hier nur an schon be-
gonnene Diskussionen um die Neugestaltung der 
europäischen Strukturfonds, die 1999 neu definiert 
werden müssen und für raumordnerische Zielbe-
schreibungen unabdingbare Voraussetzungen sind. 
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Festzuhalten ist aber: Es gibt zur Zeit trotz aller Er-
kenntnis und anerkannter Notwendigkeit überhaupt 
keine europäische Raumordnungspolitik. Kollisionen 
im System der Subsidiarität und bei uns die berech-
tigte Interessenlage der Bundesländer sind zwangs-
läufig. So darf es nicht wundem, wenn bei allem Wis-
sen um die Notwendigkeit einer abgestimmten euro-
päischen Raumordnungspolitik diese zur Zeit aus ei-
ner Bündelung der einzelnen Fachpolitiken besteht. 
Über die damit verbundenen Probleme einer an den 
notwendigen Zielen abzustimmenden Verfahrens-
weise brauche ich hier nicht zu sprechen. Der Auf-
wand ist wohl für jeden von uns ahnbar, der sich mit 
Städtebau oder Raumordnung beschäftigt. 

Man muß noch eines sagen: Die Treffen der Raum-
ordnungsminister haben informellen Charakter. Was 
das bedeutet, wissen Europakundige. Da gibt es 
keine verbindliche Tagesordnung, da gibt es keine 
Beschlußkompetenz, und der Gedankenaustausch 
hat in seiner formalen Konsequenz letztendlich die 
Qualität eines Klassentreffens. 

Es wäre logisch - aber das ist jetzt ein Blick sehr 
weit in die Zukunft -, die Raumordnungspolitik in-
nerhalb der Europäischen Union im Vertrag zu ver-
ankern, dem Raumordnungsausschuß mindestens 
den Status eines beratenden Ausschusses zu geben 
und so die Kompetenz und Position der Raumord-
nungsminister innerhalb der Europäischen Union zu 
stärken. Das ist eben schon gesagt worden. 

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Annelle 
 Buntenbach [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Ich sage aber ganz deutlich: So weit sind wir 
nicht. Ich glaube aber, die vorliegende Beschluß-
empfehlung, die im Fachausschuß einstimmig be-
schlossen wurde, geht einen richtigen Schritt in 
Richtung einer verbindlicheren Zielformulierung 
europäischer Raumordnungspolitik. 

Wir wollen die Position der Raumordnung - unter 
Beachtung der Subsidiarität - stärken. Fakt ist: In der 
raumordnerischen Zustandsbeschreibung und den 
daraus zu entwickelnden Zielbestimmungen doku-
mentieren sich die verschiedenen raumordnerischen 
Ziele und Vorstellungen der europäischen Mitglied-
staaten und bei uns noch die der Bundesländer bis 
hin zu regionalen Gebietskörperschaften. Das ist 
nicht falsch, klar wird aber: Hier muß besser koordi-
niert und abgestimmt werden. 

Ein Europa, daß die Bürgerinnen und Bürger beja-
hen und akzeptieren, setzt klare Ziele und vor allem 
transparente Maßnahmen voraus. Ein Europa der 
Regionen setzt in der Festlegung raumordnerischer 
Politik ein Stück grenzüberschreitendes Denken - 
auch innerhalb unserer föderalen Strukturen -voraus. 

Wie wir uns in der Systematik und in einer verbes-
serten Transparenz den nächsten Be richt „Europa 
2000+" wünschen, haben wir im vorliegenden An-
trag dargelegt, in dem wir ausführen, welche Berei-
che für uns inhaltlich noch gestaltet werden müssen. 

In der Festlegung raumordnerischer Ziele, die 
heute nicht Gegenstand unserer Beratungen sind, 
wird es in diesem Hause mit Sicherheit Kontroversen 

geben. Ich glaube aber, daß in der grundsätzlichen 
Zielbeschreibung, nämlich einer ausgewogenen 
räumlichen Entwicklung, dem gleichen Zugang der 
Bürgerinnen und Bürger zu den sich entwickelnden 
Netzen und der Bewahrung und Schaffung eines 
Freiraumsystems zum Schutz der natürlichen Le-
bensgrundlagen innerhalb der Europäischen Union, 
hier im Hause Übereinstimmung herstellbar ist. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN - 
Dr. -Ing. Dietmar Kansy [CDU/CSU]: Das 

hoffen wir auch, Herr Kollege!) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Ich schließe die 
Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Beschluß-
empfehlung des Ausschusses für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau zu den Berichten der Bun-
desregierung über die Ergebnisse der Zusammen-
arbeit auf dem Gebiet der Raumordnung, zu Europa 
2000 + sowie zur Zusammenarbeit auf dem Gebiet 
der Raumordnung entlang der deutsch-polnischen 
Grenze. Das ist die Drucksache 13/5947. Wer stimmt 
für diese Beschlußempfehlung? - Gegenprobe! - Ent-
haltungen? - Die Beschlußempfehlung ist bei Stimm-
enthaltung der Gruppe der PDS mit den Stimmen 
aller anderen Fraktionen angenommen worden. 

Wir stimmen jetzt über die Beschlußempfehlung 
des Ausschusses für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau zum Be richt zur Regionalisierung raum-
wirksamer Bundesmittel ab. Das ist die Drucksache 13/ 
5948. Wer stimmt für diese Beschlußempfehlung? - 
Gegenprobe! - Enthaltungen? - Die Beschlußemp-
fehlung ist mit dem Abstimmungsverhältnis wie vor-
her angenommen worden. 

Interfraktionell wird Überweisung der Vorlagen 
auf den Drucksachen 13/6392, 13/5490 und 13/6384 
an die in der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse 
vorgeschlagen. Der Antrag der Fraktion Bündnis 90/ 
Die Grünen zu einem sozialen und ökologischen 
Städtebau- und Raumordnungsrecht auf Drucksache 
13/6384 soll zusätzlich dem Ausschuß für Fremden-
verkehr und Tourismus überwiesen werden. Sind Sie 
damit einverstanden? - Das ist der Fall, dann sind die 
Überweisungen so beschlossen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 8 auf: 

- Zweite und dritte Beratung des von den Frak-
tionen der CDU/CSU, SPD und F.D.P. einge-
brachten Entwurfs eines Gesetzes zur Ände-
rung von § 152 des Bundessozialhilfegesetzes 
- Drucksache 13/6089 - 

(Erste Beratung 138. Sitzung) 

- Zweite und dritte Beratung des von der 
Gruppe der PDS eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes zur Änderung des Bundes-
sozialhilfegesetzes 
- Drucksache 13/5426 - 

(Erste Beratung 125. Sitzung) 
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Beschlußempfehlung und Be richt des Aus

-

schusses für Gesundheit (14. Ausschuß) 
- Drucksache 13/6390 - 
Berichterstattung: 
Abgeordneter Ulf Fink 

Ich eröffne die Aussprache und teile dem Hause mit, 
daß folgende Kolleginnen und Kollegen ihre Reden zu 
Protokoll geben: für die CDU/CSU Ulf Fink, für das 
Bündnis 90/Die Grünen Andrea Fischer (Berlin), für 
die F.D.P. Uwe Lühr, für die PDS Heidemarie Lüth, für 
die Bundesregierung Dr. Sabine Bergmann-Pohl. *) 
Die SPD verzichtet auf einen Redner. 

Ich gehe davon aus, daß Sie damit einverstanden 
sind. - Ich schließe die Aussprache. 

Die Kollegin Petra Bläss gibt eine Erklärung zur 
Abstimmung gemäß § 31 unserer Geschäftsordnung 
zu Protokoll. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Gesetzent-
wurf der PDS zur Änderung des Bundessozialhilfe-
gesetzes auf Drucksache 13/5426. Der Ausschuß für 
Gesundheit empfiehlt auf Drucksache 13/6390 unter 
Nr. 2, den Gesetzentwurf abzulehnen. 

Ich lasse über den Gesetzentwurf der Gruppe der 
PDS auf Drucksache 13/5426 abstimmen. Ich bitte 
diejenigen, die dem Gesetzentwurf zustimmen wol-
len, um das Handzeichen. - Gegenprobe! - Enthal-
tungen? - Der Gesetzentwurf ist in zweiter Beratung 
gegen die Stimmen von Bündnis 90/Die Grünen und 
PDS mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen und 
der SPD-Fraktion abgelehnt. 

Damit entfällt nach unserer Geschäftsordnung die 
weitere Beratung. 

Abstimmung über den von den Fraktionen der 
CDU/CSU, SPD und F.D.P. eingebrachten Gesetzent-
wurf zur Änderung des Bundessozialhilfegesetzes, 
Drucksache 13/6089. Der Ausschuß für Gesundheit 
empfiehlt auf Drucksache 13/6390 unter Nr. 1, den 
Gesetzentwurf unverände rt  anzunehmen. Ich bitte 
diejenigen, die dem Gesetzentwurf zustimmen wol-
len, um das Handzeichen. - Gegenprobe! - Enthal-
tungen? - Der Gesetzentwurf ist damit in zweiter Be-
ratung bei einer Enthaltung aus der Gruppe der PDS 
angenommen. 

Dritte Beratung 

und Schlußabstimmung. Ich bitte diejenigen, die 
dem Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erhe-
ben. - Wer stimmt dagegen? - Enthaltungen? - Der 
Gesetzentwurf ist angenommen, die Abstimmungs-
verhältnisse sind wie zuvor. 

Ich rufe jetzt den Tagesordnungspunkt 14 auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Zweiten Gesetzes zur Änderung des Jugend-
arbeitsschutzgesetzes 
- Drucksache 13/5494 - 
(Erste Beratung 125. Sitzung) 

*) Anlage 4 im Nachtrag zu diesem Plenarprotokoll 

Beschlußempfehlung und Be richt des Aus-
schusses für Arbeit und Sozialordnung 
(11. Ausschuß) 
- Drucksache 13/6407 - 

Berichterstattung: 
Abgeordneter Konrad Gilges 

Dazu liegt ein Änderungsantrag der Fraktionen 
der SPD und des Bündnisses 90/die Grünen vor. 

Interfraktionell ist für die Aussprache eine halbe 
Stunde vereinbart. - Es gibt keinen Widerspruch. 
Dann ist das so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wo rt  hat der Kol-
lege Wolfgang Meckelburg, CDU/CSU. 

Wolfgang Meckelburg (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Wir beschließen heute in 
zweiter und dritter Lesung das Zweite Gesetz zur 
Änderung des Jugendarbeitsschutzes. Diese Ände-
rungen sind notwendig, um die Jugendarbeitsschutz

-

richtlinie der EU in nationales Recht umzusetzen. 
Das ist keine Revolution, sondern es sind Anpassun-
gen. 

Wir haben Jugendarbeitsschutz schon seit 1976. 
Dieses Gesetz hat sich bei uns bewährt. Es erfüllt die 
EU-Mindestnormen bereits weitgehend. Das ist nicht 
verwunderlich; denn die Regelungen des deutschen 
Jugendarbeitsschutzes sind in weiten Teilen Grund-
lage der EU-Richtlinie gewesen. 

Die vorgesehenen Änderungen sind erstens Ver-
besserungen, was grundsätzlich das Verbot der Kin-
derarbeit angeht. 

(Günter Rixe [SPD]: Nein, das ist nicht rich
-tig!) 

- Es stimmt schon, Herr Rixe. Hören Sie zu! Vielleicht 
kriegen wir es heute noch hin. 

Zweitens sind es Anpassungen der Regelungen an 
die Realität; wir können lebensnäher gestalten. Auch 
das ist eine Verbesserung. 

Es ist drittens ein Stück weit auch eine Reform, in-
dem wir nämlich die Erwachsenenausbildung stärker 
in die betriebliche Berufsausbildung eingliedern. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Zu den Verbesserungen nur stichwortartig: Das Al-
ter für das grundsätzliche Verbot der Kinderarbeit 
wird vom 14. auf das 15. Lebensjahr heraufgesetzt. - 
Herr  Rixe stimmt zu, toll. 

Was an Kinderarbeit ausnahmsweise zulässig ist, 
wird auf zwei Stunden täglich und zehn Stunden wö-
chentlich begrenzt. Das ist ebenfalls eine Verbesse-
rung. Auch da, Herr Rixe, können Sie zustimmen. 

Eine Beschäftigung von Kindern ab dem 
13. Lebensjahr wird nur für leichte und für Kinder ge-
eignete Arbeiten zugelassen. Auch das ist eine Ver-
besserung. Wir haben während der Beratungen den 
Streit gehabt, wie wir das Ganze über Verordnungen 
regeln können. Wir haben uns dazu entschlossen, im 
Gesetzgebungsverfahren eine Regelung vorzuneh-
men, die der Bundesregierung eine Muß-Vorschrift 
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für die Verordnung auferlegt. Insofern ist das ein 
Stück weit Bewegung hin auf den Bundesrat, der 
sich ebenfalls mit dem Gesetz noch beschäftigen 
muß. 

Was diesen Bereich angeht, ist es wichtig, festzu-
halten, daß gegenwärtig, wenn man so etwas in ei-
nem Kinderschutzbericht beschreiben würde, be-
stimmte Dinge, die eigentlich gesellschaftlich akzep-
tiert sind, als illegal bezeichnet werden müssen. 

Sie wissen, Zeitungsaustragen ist erlaubt, Zettel 
verteilen nicht. Sie wissen, bei der Ernte darf man 
helfen, bei Reinigungsarbeiten nicht. Beim Sport darf 
man helfen, bei Botengängen und beim Babysitten 
zur Zeit nicht. Das entspricht nicht der Realität, wie 
wir sie vorfinden. Hier wollen wir das ein bißchen an-
passen. Ich glaube, daß wir mit der Verordnung die-
ses Problem in den Griff bekommen. 

Was den Bußgeldrahmen angeht, so stellt auch das 
eine Verbesserung dar. Der Bußgeldrahmen wird für 
Verstöße gegen das Verbot der Kinderarbeit von 
20 000 auf 30 000 DM angehoben. 

Ich finde, daß diese Verbesserungen und die An-
passungen an die Realität notwendig sind. Wir müs-
sen uns ja fragen, was wir mit diesem Gesetz bewir-
ken wollen. Wenn wir in der Realität wollen, daß 
wirklich krasse Fälle sehr deutlich mit Bußgeld be-
legt werden, dann müssen wir auch eine glaubhafte 
Trennung vornehmen zwischen dem, was gesell-
schaftlich akzeptiert und vom Gesetz abgedeckt ist, 
und andererseits dem, wo wir sagen müssen, daß das 
unter das Verbot der Kinderarbeit fällt. Das muß 
dann notfalls auch mit Bußgeld belegt werden. Eine 
solche Trennung macht uns glaubwürdiger. Ich 
glaube, daß wir hier gemeinsam mit den Fraktionen 
auf einem richtigen Weg sind. 

Ich will mich noch ein wenig dem Teil zuwenden, 
den ich als Reform bezeichnet habe, weil er strittig 
ist. Er war zwischendurch mal nicht mehr ganz so 
strittig - wir wollen das einmal festhalten -; wir wa-
ren unter den Sozialpolitikern in der Nähe eines 
wirklich tragbaren Kompromisses; wir hatten ihn ei-
gentlich. Aber dann haben die Bildungspolitiker der 
SPD diesen Kompromiß zunächst einmal in der Frak-
tion der SPD gestoppt. Deshalb müssen wir heute 
strittig abstimmen. 

Wir sollten aber versuchen, dem Bundesrat das so 
vorzulegen, das er zustimmen kann; denn auch die 
Länder müßten ein Interesse daran haben. Überall 
fehlen dort  Ausbildungsplätze, weil man nicht bereit 
ist, an bestimmten Stellen Ausbildungsplatzhemm-
nisse wirklich wegzuräumen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Dr.  Gisela Babel [F.D.P.]: Ja, so ist das!) 

Sie werden doch sicherlich auch vor O rt , meine Da-
men und Herren von der SPD, in Gesprächen gerade 
mit Handwerkern die Erfahrung gemacht haben, 

(Dr. Gisela Babel [F.D.P.]: Über Handwerker 
reden sie nie!) 

daß die Ihnen sagen: Ich würde ja gerne mehr ausbil-
den, aber ich sehe die eigentlich gar nicht mehr im 
Betrieb und sehe nicht ein, warum ich das mache. 

(Günter Rixe [SPD]: Dumme Ausrede! Das 
stimmt doch gar nicht!) 

Ich habe das, Herr Rixe, wirklich sehr häufig vor Ort 
gehört und finde das, was wir hier machen, völlig in 
Ordnung. 

Damit klar ist, worüber wir reden, müssen wir 
deutlich sagen: Das sind Auszubildende, Berufs-
schulpflichtige, die über 18, das heißt volljährig sind. 
Wir reden über Volljährige, über Erwachsene. 
72 Prozent derjenigen, die in der beruflichen Bildung 
sind, sind volljährig und damit erwachsen. Wir haben 
nach den gegenwärtigen Regelungen des Jugend-
arbeitsschutzes die Volljährigen unter den Schutz 
des Jugendarbeitsschutzgesetzes gestellt. 

Da, finde ich, paßt einiges nicht zusammen, Herr 
Rixe. Wenn in Niedersachsen das Wahlalter bei den 
Kommunalwahlen auf 16 Jahre reduziert wird - das 
heißt, bei der Teilnahme an demokratischen Rechten 
werden Jugendliche wie Erwachsene behandelt - 

(Günter Rixe (SPD): Richtig!) 

- da sagen Sie „richtig" -, dann frage ich mich doch, 
warum das in der beruflichen Bildung ganz anders 
ist. Da soll Erwachsenen, die in der Ausbildung sind, 
der Jugendlichenstatus über das 18. Jahr hinaus ver-
längert werden. Das ist doch nicht einzusehen. Einer-
seits Verkürzung, wenn es um demokratische Rechte 
geht, aber wenn man die Pflicht hat, in der berufli-
chen Ausbildung auch nach der Berufsschule in den 
Betrieb zu gehen, dann tun sie so, als seien die ju-
gendlich. Das paßt doch hinten und vorne nicht zu-
sammen. 

Selbst in der beruflichen Bildung - Herr R ixe, das 
müssen Sie doch auch wissen - gibt es diesen Wider-
spruch: Vormittags in der Berufsschule können sich 
volljährige Auszubildende, also die Erwachsenen, 
entschuldigen, wenn sie krank sind; sie sind dann er-
wachsen. Sobald sie aber die Schule verlassen, so-
bald sie aus der Tür heraus sind, werden sie wie Ju-
gendliche behandelt, weil man sagt, die dürfen dann 
aus Schutzgründen, weil sie Jugendliche sind, nicht 
mehr in den Bet rieb. Das paßt alles nicht zusammen. 

Das wollen wir regeln, meine Damen und Herren 
von der SPD. Dieses Ausbildungsplatzhemmnis, das 
hier in diesem Paragraphen enthalten ist, muß weg. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Wir müssen jedes Stück, das wir gesetzlich regeln 
können, wirklich nutzen, um hier Hilfestellung zu lei-
sten. Ich glaube, das ist hier notwendig. 

Wir haben - ich wi ll  das zum Schluß sagen - für 
den Bundesrat eine Brücke gebaut. Die Beschäfti-
gung vor neun Uhr ist aus dem Gesetzgebungsver-
fahren herausgenommen worden. Das ist von uns so 
gewollt. 

(Günter Rixe [SPD]: Dazugelernt!) 

- Wenn gerade Sie im beruflichen Bereich dazuge

-

lernt hätten, dann hätten wir vielleicht eine Lösung 
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gefunden. Sie, Herr Rixe, haben die mit Ihren Kolle-
gen aus dem Bildungsausschuß kaputtgemacht. Wir 
könnten das heute gemeinschaftlich regeln, wenn 
Sie sagen könnten, das geht in die richtige Richtung. 
- Das muß in Richtung Bundesrat gesagt werden. 

Wir wollen die Rückkehr der erwachsenen Auszu-
bildenden nach der Berufsschule in den Bet rieb. Wir 
wollen damit die duale Ausbildung stärken. 

Wir haben in Richtung Bundesrat auch gesagt: 
Laßt uns gemeinsam die Aufforderung an die Länder 
geben, ihren Beitrag zu leisten, damit die Schulzei-
ten besser organisiert werden und wir ein Miteinan-
der in der dualen Ausbildung - Berufsschule und 
Ausbildung im Bet rieb - hinbekommen. 

Ich habe die Hoffnung, daß der Bundesrat auf 
Grund der Tatsache, daß wir jetzt auf ihn zugehen, 
ein wenig mehr die Möglichkeit hat, auch auf uns zu-
zugehen, damit wir dieses Problem gemeinsam lösen 
und realitätsnäher werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich gebe das 
Wort  dem Abgeordneten Konrad Gilges. 

Konrad Gilges (SPD): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Ich bin gefragt worden, ob ich meine 
Rede zu Protokoll geben könnte. Da ich sie nicht 
schriftlich fixiert hatte, ging das nicht so einfach. 
Aber ich bin eigentlich froh, daß diese Debatte hier 
stattfindet. Es würde mir heute abend etwas fehlen, 
wenn diese Debatte nicht wäre. 

(Beifall im ganzen Hause) 

Ich will mit der Feststellung beginnen, daß wir we-
der in der zweiten noch in der dritten Lesung diesem 
Jugendarbeitsschutzgesetz zustimmen werden. Wir 
begründen das folgendermaßen. 

Erstens. Es ist keine korrekte Umsetzung der EG- 
Richtlinie, Herr Meckelburg. Das stimmt schlicht 
und einfach nicht. Denn in der EG-Richtlinie steht: 
kein Unterschied zwischen der Tätigkeit von Kindern 
in der Landwirtschaft und in sonstigen Arbeitsberei-
chen. 

Das wird aber in unserem Jugendschutzgesetz 
weiter aufrechterhalten. Das heißt, die Kinder unter 
15 Jahren können in der Landwirtschaft 15 Stunden 
pro Woche arbeiten. Das ist positiv gegenüber der al-
ten Regelung, die 21 Stunden vorsah. Es ist aber ne-
gativ, weil es fünf Stunden pro Woche mehr sind als 
bei Kindern, die in anderen Tätigkeiten arbeiten dür-
fen. Es ist also ein Drittel mehr. Ich glaube, das ist in 
keiner Weise gerechtfertigt. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Die zweite Begründung ist die Einführung der 6 
in Ihrem Gesetzentwurf, die eigentlich mit der Um-
setzung der Richtlinie überhaupt nichts zu tun hat. 
Sie findet auf Drängen des Wi rtschaftsministers und 
des Bildungsministers statt, hat also nichts mit 

Jugendarbeitssschutz zu tun. Diese Nummer sollte 
so, wie sie drinsteht, total gestrichen werden. 

Wir haben dazu einen gemeinsamen Antrag mit 
 der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen gestellt. Ich 

gehe davon aus, daß wir eine Mehrheit haben. Soll-
ten wir sie nicht haben, werden wir in zweiter und 
dritter Lesung bei unserem Nein bleiben. 

Es ist schon etwas komisch gewesen. Ich kann kei-
nen Fortschritt darin sehen, daß man einen Erwach-
senen, der in der Ausbildung ist, vor der Berufs-
schule wie nach der Berufsschule wieder an seinen 
Arbeitsplatz zurückholen will . Ich weiß nicht, wel-
cher Sinn darin liegt. 

Sie schaffen damit ungleiches Recht für Auszubil-
dende, die in einem Bet riebsteil sind. Der eine muß 
nachmittags, weil er über 18 Jahre ist, unter Umstän-
den wieder zur Arbeitsstätte zurück, wenn der Ar-
beitgeber es wi ll , während der andere das nicht muß. 

Das führt dazu, daß unter Umständen mehr Auszu-
bildende eingestellt werden, die über 18 Jahre sind. 
Das bedeutet, daß die Zahl der Auszubildenden, die 
unter 18 sind und sowieso schon objektiv Schwierig-
keiten haben, noch geringer wird. 

(Julius Louven [CDU/CSU]: Das glauben 
Sie doch selbst nicht!) 

Diese Logik kann von uns nicht mitgetragen werden. 
Wegen dieses zweierlei Rechts lehnen wir das ab. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Zusätzlich kommt noch als Begründung: Unsere 
Bildungspolitiker haben angeführt, daß das Risiko 
besteht, daß mit der Nummer 6 im Entwurf des 
Jugendarbeitsschutzgesetzes, wie er jetzt vorliegt, 
der § 9 dann bis auf die Nummer 1 von Abs. 1 für Ju-
gendliche über 18 Jahre, also für junge Erwachsene, 
keine Anwendung mehr findet. 

Das könnte dazu führen - so sagen unsere Bil-
dungspolitiker -, daß unter Umständen die Berufs-
schulzeit nicht mehr als Arbeitszeit angerechnet wer-
den kann und es für die Berufsschulzeit kein Entgelt 
mehr geben könnte. 

Ich will  dazu folgendes feststellen: Das ist nicht 
meine Interpretation der gesetzlichen Wirklichkeit. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Für den jungen Erwachsenen, der in Ausbildung ist, 
gilt vielmehr - Kollege Rixe, 

(Günter Rixe [SPD]: Ja!) 

du bist Handwerksmeister, ich nur Geselle; du ver-
stehst ja mehr davon als ich; deswegen bin ich ja nur 
Geselle und du Meister -: 

(Heiterkeit bei der SPD) 

Erstens. Für die Ausbildung gelten die Ausbildungs-
verordnungen der Industrie- und Handelskammern 
sowie der Handwerkskammern. In diesen Ausbil-
dungsverordnungen, die du, Günter, als Handwerks-
meister mit beschlossen hast, steht auch etwas über 
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Arbeitszeitregelungen, über das duale System - die 
Berufsschule und den Bet rieb - und über die Entgelt-
zahlung, wie du weißt. Die gilt also auch für den jun-. 
gen Erwachsenen, wenn er in Ausbildung ist. 

(Beifall bei der SPD) 

Zweitens steht in § 7 des Berufsbildungsgesetzes - 
ich gebe das jetzt einmal zu Protokoll, damit die Kon-
servativen das nachher nicht so interpretieren wie 
unsere Bildungspolitiker -, 

(Heiterkeit bei der SPD, der CDU/CSU und 
der F.D.P.) 

daß der Arbeitgeber den Auszubildenden für die Be-
rufsschulzeit im arbeitsrechtlichen Sinne freizustel-
len hat. Darüber gibt es höchstrichterliche Entschei-
dungen. Freistellung von der Arbeitszeit bedeutet 
trotzdem Arbeitszeit. Das heißt, in der Berufsschule 
verbrachte Zeiten sind und bleiben Arbeitszeit. 

(Beifall bei der SPD) 

Drittens will ich noch einmal deutlich machen, daß 
bei alledem auch für den Erwachsenen in Ausbil-
dung der Tarifvertrag gilt, der Arbeits- und Betriebs-
zeiten, Entgeltforderungen usw. regelt. Der Tarifver-
trag geht, weil er immer die besten Lösungen hat, 
über die gesetzlichen Bestimmungen hinaus. Die ge-
setzlichen Bestimmungen stehen hinter dem Tarif-
vertrag. 

Diese Auseinandersetzung haben wir ja jetzt bei 
der Lohnfortzahlung. Hier sind wir der Meinung, daß 
das Gesetz keine Bedeutung hat, wenn der Tarifver-
trag noch gilt. Also steht der Tarifvertrag über den 
gesetzlichen Bestimmungen. Auch hier sind also alle 
Fragen geklärt. 

Damit darüber bei den Konservativen kein Mißver-
ständnis besteht, kläre ich Sie hiermit auf, daß das so, 
wie das befürchtet wird, nicht eintreten kann. 

(Beifall bei der SPD - Walter Hirche [F.D.P.]: 
Die Stunde des Aufklärens! ) 

Es bleibt für den jungen Erwachsenen die Frage 
der Wegezeit von der Berufsschule zum Arbeitsplatz 
strittig. Ist das Arbeitszeit oder nicht? Ich würde das 
nach wie vor so interpretieren, daß diese Wegezeit, 
wenn sie unmittelbar angeordnet wird, sogar Ar-
beitszeit ist. Ich gebe aber zu, daß das strittig ist. Un-
ter Umständen werden wir das durch höchstrichterli-
che Entscheidung klären lassen. Damit werden sich 
dann die Arbeitsgerichte beschäftigen müssen. 

Ich will  als letztes etwas zum Bereich der Kinderar-
beit sagen. Herr Meckelburg, es gibt im Bereich des 
Verbots von Kinderarbeit die grundlegende Verän-
derung, daß wir bis jetzt drei Ausnahmebestimmun-
gen im Gesetz fixiert haben. 

(Wolfgang Meckelburg [CDU/CSU]: Die 
sind aber zu eng!) 

- Herr Meckelburg, die fallen jetzt weg. 

Es kann positiv sein, wenn sich das Gesetz in Zu-
kunft an die Lebenswirklichkeit unserer Gesellschaft 
anpaßt, das heißt, wenn die Verordnung so gestaltet 
wird, daß sie auch die Lebenswirklichkeit einfängt. 

Schlimm wäre es, wenn es über solch eine Verord-
nung zu zusätzlicher Kinderarbeit kommen würde, 
das heißt, wenn der jetzt sehr eingegrenzte Bereich 
dazu führen würde, daß über solch einen Verord-
nungsweg diese Begrenzung auf viele Hunderte 
oder Tausende Kinder ausgedehnt würde. Das heißt, 
daß dann noch mehr Kinder arbeiteten, als es schon 
jetzt der Fall ist. Wenn dies über eine solche Verord-
nung möglich wäre, wäre dies eine schlimme Ent-
wicklung. 

Herr Meckelburg, es ist auch genau zu definieren, 
was eigentlich „leicht" und was „geeignet" heißt. Es 
kann ohne weiteres sein, daß das, was leicht ist, noch 
lange nicht für Kinder geeignet ist. Das heißt, man 
muß genau hinschauen. 

Ich gehe davon aus, daß die Länder, insbesondere 
die SPD-regierten Länder, angesichts ihrer Verant-
wortung in der Lage sind, allen Möglichkeiten, die 
die Bundesregierung wahrnehmen könnte, um der 
Kinderarbeit freien Raum zu geben, einen Riegel vor-
zuschieben. Deswegen haben wir gefordert, daß eine 
Rechtsverordnung aufgestellt werden muß. Im Ge-
setzentwurf heißt es: Es hat eine Rechtsverordnung 
zu geben. Ich gehe davon aus - ich sage das auch für 
das Protokoll -: Bevor diese Rechtsverordnung nicht 
in Kraft tritt, gilt das bestehende Gesetz. Das heißt, 
es gibt bis zum Inkrafttreten der Rechtsverordnung 
keinen rechtsfreien Raum für Kinderarbeit in unserer 
Republik. Das möchte ich hier deutlich sagen. 

Ich komme zum letzten Punkt. Der Gesetzentwurf 
gefällt uns in der vorliegenden Form nicht, aber wir 
können das Gesetz leider nicht verhindern. Wir beur-
teilen die Tatsache positiv, daß das Alter für die Kin-
derarbeit von 14 auf 15 Jahre angehoben wird. Das 
ist ohne Zweifel ein positiver Schritt. Ich persönlich 
wäre glücklich, in einer Gesellschaft leben zu kön-
nen, in der es überhaupt keine Kinderarbeit gibt und 
in der sie generell verboten ist. 

(Beifall bei der SPD) 

Dies entspricht leider nicht der Wirk lichkeit in unse-
rer Gesellschaft. 

Wir sollten alles dafür tun, daß Kinderarbeit in un-
serer Gesellschaft auf ein Minimum beschränkt wird. 
Nach meiner Meinung bewirkt Kinderarbeit nämlich 
immer gesundheitliche und in vielen Fällen auch gei-
stige Schäden. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der PDS - Wolfgang Meckelburg [CDU/ 
CSU]: Dann können Sie doch zustimmen!) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich gebe der 
Abgeordneten Annelie Buntenbach das Wo rt . 

Annelie Buntenbach (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 
Mit diesen Änderungen zum Jugendarbeitsschutzge-
setz soll die EU-Richtlinie zum Verbot von Kinderar-
beit in nationales Recht umgesetzt werden. Dieses 
Anliegen begrüßen wir als Bündnis 90/Die Grünen 
im Grundsatz natürlich ebenso wie die anderen Mit-
glieder dieses Hauses. 
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An zwei Punkten haben wir Einwände gegen den 
Gesetzentwurf der Bundesregierung vorgebracht. In 
beiden Fragen haben sich die Ausschußberatungen 
in eine vernünftige Richtung bewegt, aber leider 
nicht genug. 

(Beifall der Abg. Simone Probst [BÜND 

-

NIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Erster Punkt: Die Ausnahmeregelung für Kinder 
ab 13 Jahren. Ich persönlich sehe nach wie vor kei-
nen Grund, warum Kinder schon in diesem Alter re-
guläre Erwerbsarbeitsverhältnisse haben sollten. 

(Dr. Gisela Babel [F.D.P.]: Es handelt sich 
doch nur um zwei Stunden am Tag!) 

Diese billige Kinderarbeit wird - das wurde in der 
Anhörung noch einmal deutlich - von ganzen Bran-
chen wie Zeitungsverlagen - oder präziser gesagt: 
deren Vertriebssystem - fest einkalkuliert. 

Wenn der Gesetzgeber solche Ausnahmen unter-
halb der normalen Altersgrenze von 15 Jahren über-
haupt zuläßt, dann muß zumindest eindeutig defi-
niert sein, welche Arbeit ab 13 Jahren schon zulässig 
ist. Ein wirkliches positives Ergebnis der Ausschuß-
beratungen ist, daß es auf jeden Fall eine Verord-
nung geben wird, die bundeseinheitlich regelt, wel-
che Arbeiten leicht und für Kinder geeignet sind. 

Unser zweiter gravierender Einwand konnte leider 
im Verlauf der Beratungen nicht ausgeräumt werden. 
Er bezieht sich auf die Beeinträchtigung der Ausbil-
dungsqualität durch die unsinnige Zusatzbelastung 
von Auszubildenden, wie sie die Streichung des § 9 
Abs. 4 mit sich bringt. Danach sollten 18jährige künf-
tig verpflichtet werden, vor und nach dem Berufs-
schulunterricht noch an demselben Tag im Bet rieb zu 
arbeiten; vor der Schule: das ist im Ausschuß glückli-
cherweise fallengelassen worden; nach der Schule: 
daran hat die Regierungskoalition leider festgehal-
ten. Das ist zum Beispiel für die Auszubildenden im 
Handel, die nach der Verlängerung der Ladenöff-
nungszeiten inzwischen flexibel bis abends 20 Uhr 
zur Verfügung stehen müssen, 

,(Zuruf von der CDU/CSU: Es bleibt doch 
die Gesamtarbeitszeit bestehen!) 

eine echte Zumutung. 

(Zuruf von der F.D.P.: Das ist ein blödes 
Argument!)  

- Für die HBV-Jugendvertretung ist das kein blödes 
Argument. Ich glaube, daß sie im Interesse der Aus-
zubildenden durchaus richtig liegt. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und der SPD sowie bei Abgeordneten der 

PDS) 

Inzwischen sind fast zwei Drittel aller Auszubilden-
den 18 Jahre und älter, erst recht natürlich in dem 
Jahr vor dem Abschluß. Sie, meine Damen und Her-
ren von der Koalition, nehmen in Kauf, daß die Aus

-

zubildenden kurz vor und kurz nach ihrem 
18. Geburtstag unterschiedlich behandelt werden. 

(Julius Louven [CDU/CSU]: Das ist nun ein

-

mal so! Das ist doch beim Wählen genauso: 
Kurz vor dem 18. Lebensjahr können sie 
nicht wählen, kurz nach dem 18. Lebens

-

jahr können sie wählen!) 

- Wissen Sie: Wenn Sie sich klarmachen, daß in der 
letzten Klasse, gerade vor den Prüfungen, viele Ju-
gendliche das 18. Lebensjahr überschritten haben, 
dann müssen Sie zugeben, daß dies eine Ungleichbe-
handlung ist, die überhaupt nicht zu rechtfertigen ist. 
Die einen - die übermüdet sind - haben weniger und 
die anderen haben mehr Zeit, ihre Prüfung vorzube-
reiten. 

(Dr. Gisela Babel [F.D.P.]: Was ist denn das 
für ein Argument!) 

Wenn Sie den Blockunterricht betrachten, ist völlig 
klar - so argumentiert schon der Bundesrat völlig zu 
Recht -, daß die 18jährigen weniger Chancen haben 
und gegenüber ihren Mitschülern und Mitschülerin-
nen unter 18 Jahren benachteiligt sind. Es kann doch 
aber nicht angehen, übermüdete Auszubildende in 
den Klassen sitzen zu haben. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD) 

Sie unterstellen, meine Damen und Herren von 
den Regierungsfraktionen, daß mehr Ausbildungs-
plätze entstehen würden, wenn die Auszubildenden 
öfter als bisher als billige Arbeitskräfte zur Verfü-
gung stehen müssen. 

(Dr. Gisela Babel [F.D.P.]: Sie sind nicht bil

-

lig, Frau Buntenbach; sie sind teuer!) 

- Bei der Anhörung konnte niemand diese vage Hoff-
nung, die weniger in Fakten als in Ideologie gründet, 
auch nur beziffern. Frau Babel, das haben Sie doch 
selbst gehört. 

Schon jetzt findet Ausbildung zu 40 Prozent im 
Handwerk statt. Ich glaube, daß wir diese Bet riebe, 
die ihre Verantwortung in der Ausbildung ernst neh-
men, in der Tat entlasten sollten, und zwar mit einer 
solidarischen Ausbildungsplatzumlage, die diejeni-
gen Betriebe in die Pflicht nimmt, die sich der Ausbil-
dungsaufgabe entziehen. 

(Walter Hirche [F.D.P.]: Sie wissen das bes

-

ser als die Handwerker selber, ist mein Ein

-

druck!) 

Damit ist mehr erreicht als mit übermüdeten Auszu-
bildenden. 

(Beifall bei der SPD - Walter Hirche [F.D.P.]: 
Welch ein Unsinn!) 
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Langfristig - das wissen wir doch alle - ist die Quali-
tät der Ausbildung entscheidend. Und die ist mit Si-
cherheit besser, wenn Sie unserem Änderungsantrag 
zustimmen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der PDS Zurufe von der 
F.D.P.: Das glaube ich aber nicht! - Sie sind 
älter als 18! Sind Sie jetzt total übermüdet?) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Jetzt gebe ich 
der Abgeordneten Dr. Gisela Babel das Wo rt . 

Dr. Gisela Babel (F.D.P.): Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Das neue Jugend-
arbeitsschutzgesetz ist eigentlich nur eine biedere 
und einfache Anpassung an die EG-Richtlinie. 

(Günter Rixe [SPD]: Nein das stimmt doch 
nicht!) 

Ich hatte es in erster Lesung für ein vergleichbar kon-
fliktarmes Gesetz gehalten und war verwundert über 
die lebhafte und kontroverse Debatte. Wir haben uns 
in manchen Punkten in unserer Argumentation wirk-
lich in gewisse Höhen geschwungen, Herr Gilges. 
Jetzt sprechen wir darüber in zweiter und dritter Le-
sung. 

Das Gesetz ist ja in Anhörungen und in Vorgesprä-
chen und in Verhandlungen - auch mit der SPD - 
hin- und hergewendet und an einigen Punkten ver-
ändert worden. Nur, kontrovers ist es geblieben. In 
letzter Minute sprang die SPD vom gefundenen 
Kompromiß wieder ab. Das sollen die Bildungspoliti-
ker der SPD gewesen sein, die sich übergangen ge-
fühlt und zur Ablehnung gedrängt haben. Es ist nun 
die Aufgabe dieser Debatte, die Konfliktlinien einmal 
nachzuzeichnen. 

(Walter Hirche [F.D.P.]: Herr Gilges hat uns 
gegen die Bildungspolitiker der SPD um 

Hilfe gebeten!) 

Ich finde, Herr Gilges, Sie hatten eine schwere Auf-
gabe, die Sie gut gelöst haben. Sie haben ja versucht, 
diese aufgebrochenen Konflikte ein bißchen zu über-
tünchen. Das muß man zu so später Stunde anerken-
nen. 

(Zustimmung bei der F.D.P. und der CDU/ 
CSU) 

Im Gesetz steht, daß künftig erwachsene Lehrlinge 
- das sind die, die über 18 sind - mehr im Bet rieb 
sein sollen. Sie müssen, wenn der Berufsschulunter-
richt beendet ist, also zum Beispiel am Nachmittag, 
noch einmal in dem Bet rieb erscheinen, also ihre 
praktische Ausbildung fortsetzen. 

(Zustimmung bei der F.D.P. und der CDU/ 
CSU - Walter Hirche [F.D.P.]: Genau darum 

geht es!) 

Ich verstehe es überhaupt nicht: Wir sind doch 
stolz auf eine duale Ausbildung. Das bedeutet ei-
gentlich, daß das Arbeiten in einem Bet rieb, der 
praktische Teil, der Erfahrungsteil, um den uns in der 
Welt eigentlich alle beneiden, auch Ausbildung ist. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Wenn ich sage, ihr kommt wieder in den Bet rieb, so 
heißt das: Ihr setzt eure Ausbildung fo rt . Wer jetzt be-
hauptet, das sei eine Überforderung der Jugend, der 
tritt offensichtlich für eine verminderte Ausbildung 
von Jugendlichen ein. 

Ich will  die anderen Punkte auch noch nennen, - 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Einen Moment 
bitte, Frau Kollegin. 

Dr. Gisela Babel (F.D.P.): - aber jedenfalls aus bil-
dungspolitischer Sicht ist es überhaupt nicht zu 
rechtfertigen. - Herr Präsident? 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage des Abgeordneten R ixe? 

Dr. Gisela Babel (F.D.P.): Nein, ich lasse sie nicht 
zu; denn ich sage: Wir wollten eine Kurzrunde ma-
chen. - Nun gut, Sie kommen dann nachher sowieso 
mit der Intervention. 

(Günter Rixe [SPD]: Sie antworten nicht, 
weil Sie nichts davon verstehen! Das ist das 

Problem!)  

Meine Damen und Herren, die Anhörung hat erge-
ben, daß es Bedenken gibt. 

(Weitere Zurufe des Abg. Günter R ixe 
[SPD]) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Kollege 
Rixe, bitte! 

Dr. Gisela Babel (F.D.P.): Diesen Anwurf habe ich 
auch gehört, und jetzt können wir vielleicht fortfah-
ren. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: In der Innungs-
versammlung werden Sie wahrscheinlich auch nicht 
so dazwischenrufen. 

(Günter Rixe [SPD]: Doch! - Heiterkeit - 
Wilhelm  Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Herr 
Präsident, wenn Sie wüßten! - Zuruf von 

der F.D.P.: Er ruft überall dazwischen!) 

Dr. Gisela Babel (F.D.P.): In der Anhörung hat es 
also Bedenken dagegen gegeben, daß die Lehrlinge 
vor Beginn der Berufsschule schon im Bet rieb arbei-
ten müssen. Es ist darauf hingewiesen worden - jetzt 
kommen wir wieder mit der Ermüdung -, daß sie, 
wenn sie im Handwerksbetrieb und gerade in der 
Bäckerei schon um 4 Uhr erscheinen müssen, tat-
sächlich müde sind, wenn sie in der Berufsschule 
sind. 
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Ich habe von diesen Argumenten, ehrlich gesagt, 
auch nicht so schrecklich viel gehalten. Ein Bäcker 
hat einen anderen Lebensrhythmus. Das muß man 
auch einmal anerkennen. Aber da mir gesagt worden 
ist, die SPD sei unter der Bedingung bereit, mitzuma-
chen, daß die betriebliche Ausbildung vor Beginn 
der Berufsschule ausgeschlossen wird, habe ich 
meine Bedenken fallengelassen und gesagt: Gut, 
dann wollen wir auf diesen Wunsch auch eingehen. - 
Es  ist immer falsch, auf Wünsche der SPD einzuge-
hen, wie ich merke. Nachher waren Sie gar nicht 
mehr bei der Stange. 

Der Sinn der Vorschrift ist, daß die Ausbildung ge-
stärkt wird. Aber Sinn ist es auch, daß wir Wünschen 
gerade aus den Handwerksbetrieben nachkommen, 
daß der Lehrling für den Bet rieb mehr da ist. Es wird 
uns der Satz gesagt - Sie können ihn nicht widerle-
gen -: Der Lehrling ist heute der teuerste Arbeitneh-
mer. 

(Lachen des Abg. Günter R ixe [SPD]) 

Das Verhältnis zwischen Entgelt und Leistung 
stimmt nicht. 

(Konrad Gilges [SPD]: Das ist Quatsch!) 

Deswegen ist es richtig, wenn wir die gesetzlichen 
Regelungen verändern und wenn wir von seiten der 
Politik die Rahmenbedingungen verbessern. 

(Konrad Gilges [SPD]: Nein! - Günter R ixe 
[SPD]: Was hier für ein dummes Zeug gere

-

det wird! Es tut wirklich weh!) 

Meine Damen und Herren, ich weiß, daß Ihnen nur 
eine Ausbildungsabgabe am Herzen liegt. Darüber 
haben wir ja in der Haushaltsdebatte ausgiebig gere-
det. 

(Konrad Gilges [SPD]: Die Ausbildung liegt 
uns am Herzen!) 

- Die Ausbildung liegt Ihnen gerade nicht am Her-
zen, 

(Konrad Gilges [SPD]: Doch, die liegt uns 
am  Herzen!)  

jedenfalls nicht bei den Effekten Ihrer Vorstellungen. 
Denn das, was Sie erreichen mit Ihrer behütenden 
Politik der ermüdeten Lehrlinge, 

(Heiterkeit bei der F.D.P. und der CDU/ 
CSU) 

die aber alle mit 16 Jahren Sie wählen sollen, weil sie 
so müde sind, 

(Walter Hirche [F.D.P.]: Aber bis nachts um 
zwei in der Disko feiern! - Günter Rixe 
[SPD]: Was hat denn das eine mit dem 
anderen zu tun? - Wilhelm Schmidt [Salz

-

gitter] [SPD]: Das ist nun wirklich blühen

-

der Unsinn, Frau Babel!) 

wird nicht dazu führen, daß wir diese elende Debatte 
und diese jährlichen Werbeaktionen für Ausbil-
dungsplätze erfolgreich bestreiten. Denn die Be-
triebe sind es leid, daß sie auf der einen Seite immer 

verschärfte Bedingungen vorfinden und sich auf der 
anderen Seite den Wünschen der Politik beugen sol-
len, mehr auszubilden, als sie eigentlich für richtig 
halten. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Ich halte diese Neuregelung für gerecht. Ich halte 
nichts davon, zu sagen, daß wir erwachsene Auszu-
bildende schlechter behandeln. Ich finde im Gegen-
teil eine Ungleichbehandlung von Erwachsenen vor, 
die als normale Mitarbeiter im Bet rieb sind. Die ver-
stehen doch die Welt nicht mehr, warum wir unsere 
Schutzgesetze auf die Erwachsenen, die in der Aus-
bildung sind, ausdehnen. 

Wenn Sie das weiterdenken, was Sie hier im Kopf 
haben, nämlich die betrieblichen und tariflichen Ar-
beitszeiten als Grundmuster für die Ausbildung ab-
zuschaffen, dann kann ich Ihnen nur sagen: Gute 
Nacht, Deutschland. 

Vielen Dank, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU - 
Zuruf von der SPD: Gute Nacht, Frau 

Babel!) 

Die F.D.P. stimmt dem Gesetz im übrigen zu. 

(Zuruf von der SPD: Das ist aber eine Über

-

raschung! ) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich gebe das 
Wort  der Abgeordneten Dr. Heidi Knake-Werner. 

Dr. Heidi Knake-Werner (PDS): Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen! Liebe Kollegen! Lieber Kollege 
Gilges, wenn ich es ganz ehrlich sagen darf: Mir 
hätte heute abend nichts gefehlt, wenn diese Debatte 
nicht stattgefunden hätte. 

(Konrad Gilges [SPD]: Das sind die unter

-

schiedlichen Geschmäcker!) 

- Das ist wahr. Manche hier haben ja wirklich beson-
ders abartige Gelüste. 

(Heiterkeit - Dr. Gisela Babel [F.D.P.]: Was? 
Was? - Walter Hirche [F.D.P.]: Meinen Sie 
die Haschisch-Debatte? - Dr. Gisela Babel 
[F.D.P.]: Abgeordnete kommen auch nach 

der Berufsschulzeit ins Parlament!) 

Die Anpassung des Jugendarbeitsschutzgesetzes 
an die entsprechende EU-Richtlinie ist im vorliegen-
den Gesetzentwurf nur sehr bedingt gelungen. Meh-
rere Sachverständige haben bereits in der Anhörung 
darauf hingewiesen, daß die Anpassung an be-
stehende EU-Vorgaben nicht dazu führen darf, daß 
für Jugendliche günstigere Vorschriften in den Mit-
gliedstaaten nach unten nivelliert werden. Ihr Ge-
setzentwurf tut aber genau das. Die Regelungen im 
Jugendarbeitsschutzgesetz werden nach unten nivel-
liert. Darauf hat Sie vor allen Dingen der Bundesju-
gendring schon in der Anhörung hingewiesen. 
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Unsere Kritik richtet sich vor allen Dingen auf zwei 
Punkte, die hier schon erwähnt worden sind und Ge-
genstand der Debatte waren. 

Zum ersten will Ihr Gesetzentwurf die Regelung 
beseitigen, nach der eine Beschäftigung mit leichten, 
für Kinder geeigneten Arbeiten nur in der Landwirt-
schaft, beim Zeitungsaustragen und bei Handrei-
chungen im Sport  zugelassen ist. Das waren bisher 
Ausnahmeregelungen für Kinder ab 13 Jahren. Jetzt 
wollen Sie diese Ausnahmeregelungen sozusagen 
verallgemeinern. Künftig soll generell die Möglich-
keit zur Beschäftigung von Kindern ab 13 Jahren be-
stehen - regelmäßig und zwei bis drei Stunden pro 
Tag. Die IG Medien nannte das die Legalisierung der 
Kinderarbeit. 

Kinder müssen aber vor Ausbeutung, Gefährdun-
gen aller Art  und vor allen Dingen vor Gesundheits-
schäden so umfassend wie möglich geschützt wer-
den. 

(Beifall der Abg. Dr. Ruth Fuchs [PDS]) 

Die sogenannten „leichten und für Kinder geeigne-
ten" Tätigkeiten führen - auch das war Gegenstand 
der Anhörung - zu weitverbreiteten gesundheitli-
chen Belastungen von Kindern. Wenn es in Zukunft 
leichter wird, Kinder unter 14 Jahren zu beschäfti-
gen, dann sinkt damit die Hemmschwelle zur Kinder-
arbeit. Das können wir doch alle nicht wollen. 

Der zweite Punkt, den wir in diesem Zusammen-
hang kritisieren, ist die Absicht, die Schutzbestien

-mung für berufsschulpflichtige Jugendliche über 
18 Jahren aufzuheben - nach Einschätzung des DGB 
die gravierendste Verschlechterung dieses Geset-
zentwurfes. Dieser Einschätzung kann ich nur zu-
stimmen. Denn über 18jährige müssen künftig an al-
len Berufsschulnachmittagen im Bet rieb erscheinen 
und auch zu Zeiten des Blockunterrichts noch arbei-
ten. 

(Walter Hirche [F.D.P.]: Wählen dürfen die 
doch auch mit 18! - Dr.-Ing. Karl-Hans 
Laermann [F.D.P.]: Die sind völlig überfor

-

dert!) 

- Ich finde, daß das eine mit dem anderen nichts zu 
tun hat. An Ihren Zwischenrufen merkt man natür-
lich, daß Sie nicht in der Lage sind, die Dinge ausein-
anderzuhalten. Das würde ich Ihnen aber sehr emp-
fehlen. 

Die über 18jährigen kommen damit an die Grenze 
bisher üblicher Arbeitszeiten. Ich finde, daß ihnen 
das einfach nicht zumutbar ist. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wie war das in 
der DDR geregelt?) 

- Ich komme nicht aus der DDR, aber Sie können mir 
das sicherlich erklären. - Ich habe das duale System 
in der Bundesrepublik erlebt 

(Wolfgang Meckelburg [CDU/CSU]: Welch 
ein Genuß für Sie!) 

und weiß, was es heißt, wenn diese Änderung hier 
vorgenommen wird. 

(Manfred Grund [CDU/CSU]: Das ist doch 
ein Schwachsinn, was Sie hier  reden!)  

- Das ist sicherlich Ihre hochbegründete Meinung, 
Herr Grund; sie ist immer so qualifiziert, wie sie jetzt 
wieder zum Vorschein kommt. 

(Zustimmung bei der PDS) 

Wir finden, daß es einige sinnvolle Veränderungen 
in diesem Gesetzentwurf gibt. Wir finden sie nicht 
ausreichend. Deshalb werden wir diesen Gesetzent-
wurf ablehnen und den Änderungsanträgen zustim-
men. 

(Dr. Klaus Rose [CDU/CSU]: Da sind wir 
aber ganz erschrocken!) 

- Das beeindruckt mich überhaupt nicht. 

Danke schön. 

(Beifall bei der PDS, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich gebe der 
Parlamentarischen Staatssekretärin Co rnelia Yzer 
das Wort . 

Cornelia Yzer, Parl. Staatssekretärin beim Bundes-
minister für Bildung, Wissenschaft, Forschung und 
Technologie: Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Verfolgt man die Beiträge der Opposition 
in der heutigen Debatte, dann könnte man fast den 
Eindruck haben, bei der Änderung des Jugendar-
beitsschutzgesetzes gehe es um eine Verschlechte-
rung der Ausbildung. 

(Günter Rixe [SPD]: Sicher geht es um eine 
Verschlechterung!) 

Das Gegenteil ist der Fall. Wir diskutieren über ein 
Mehr an Ausbildung im Rahmen der dualen Berufs-
ausbildung. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Denn beides, die Ausbildung im Betrieb und in der 
Berufsschule, ist Ausbildungszeit. Auch wenn man-
cher im Saal das in Abrede stellen will: Die Ausbil-
dung der Lehrlinge 

(Wilhelm Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Es sind 
Auszubildende!) 

im Betrieb ist eben gerade nicht geringwertiger als 
die Ausbildung in der Berufsschule. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Wir müssen endlich von der Schieflage wegkommen, 
daß der Auszubildende immer weniger Lehrzeit im 
Betrieb verbringt. Denn Ke rn- und Erfolgsrezept der 
dualen Berufsausbildung ist nun einmal die prak-
tische Ausbildung im Bet rieb, und sie muß auch in 
ausreichendem Umfang stattfinden. 

(Zuruf von der F.D.P.: Sehr wahr!) 
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Parl. Staatssekretärin Co rnelia Yzer 

Wieso sehen sich eigentlich viele Bet riebe außer-
stande, die Inhalte der Ausbildungsordnungen mit 
der erforderlichen Qualität im Bet rieb zu vermitteln? 
Das liegt auch an den immer enger gewordenen Zeit-
räumen. 

Es muß auch zu denken geben, wenn der DIHT 
uns in dieser Woche auf Kammerumfragen aufmerk-
sam macht, in denen Bet riebe die Reduzierung der 
betrieblichen Ausbildungszeit als wesentlichen 
Grund für mangelnde Ausbildungsbereitschaft nen-
nen. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU - Günter 
Rixe [SPD]: Ist ja nicht zu glauben!) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Frau Staats-
sekretärin, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Ab-
geordneten Gilges? 

Cornelia Yzer, Parl. Staatssekretärin beim Bundes-
minister für Bildung, Wissenschaft, Forschung und 
Technologie: Aber gerne. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Bitte schön, 
Herr Kollege. 

Konrad Gilges (SPD): Frau Kollegin, es gehört für 
mich als Vorsitzenden eines Gewerkschaftsverban-
des zu meinen Dienstobliegenheiten, mich mit Hand-
werkskammern, Indust rie- und Handelskammern, 
Innungen usw. zu beschäftigen. Ist Ihnen eigentlich 
bekannt, daß sich die ausbildenden Bet riebe generell 
nicht über die bet riebliche Ausbildung beschweren, 
sondern daß ihre Beschwerde in Richtung der Berufs-
schulen geht? 

(Dr.-Ing. Karl-Hans Laermann [F.D.P.]: Aber 
welche?) 

Die Betriebe sagen generell: Wir haben nicht genug 
Qualität an den Berufsschulen. 

(Dr. Gisela Babel [F.D.P.]: Das kommt dazu!) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Kollege 
Gilges, stellen Sie bitte Ihre Frage. 

Konrad Gilges (SPD): Wenn die Bundesregierung 
wirklich etwas ändern will, dann sollten Sie einmal 
Druck machen. Wo machen Sie diesen Druck auf die 
Landesministerien, die für die Berufsschulen und de-
ren Qualität zuständig sind? 

(Zustimmung des Abg. Dr.-Ing. Karl-Hans 
Laermann [F.D.P.] - Dr. Gisela Babel 

[F.D.P.]: Druck auf die Länder!) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Kollege 
Gilges, würden Sie uns das Vergnügen machen, nun 
Ihre Frage zu stellen? 

(Dr. Gisela Babel [F.D.P.]: Hat er doch!) 

Konrad Gilges (SPD): Herr Präsident, ich habe das 
zweimal versucht. 

Ich habe gesagt, daß ich von der Bundesregierung 
hören möchte - und die Kollegin dort  vorn vertritt ja 
die Bundesregierung -, - 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Bitte stellen Sie 
Ihre Frage! 

Konrad Gilges (SPD): - welches Engagement die 
Bundesregierung an den Tag gelegt hat, welche 
Möglichkeiten sie wahrgenommen hat, die Landes-
kultusminister, die Landesregierungen zu zwingen, 
zu bitten oder weiß der Himmel was, damit sie diesen 
Teil des dualen Systems, nämlich die Berufsschule, 
verbessern und auf die Qualität bringen, die die Be-
triebe erwarten und verlangen. 

(Wilhelm Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Und 
darauf antworten Sie nun mal!) 

Cornelia Yzer, Parl. Staatssekretärin beim Bundes-
minister für Bildung, Wissenschaft, Forschung und 
Technologie: Herr Präsident, mit Ihrem Einverständ-
nis setzen wir dahinter ein Fragezeichen. Dann ist es 
eine Frage. Ich beantworte dies nämlich sehr gern. 

Das Bundesbildungsministerium hat gerade in den 
letzten Wochen die Länder massiv aufgefordert, den 
Berufsschulunterricht zu verbessern und die Organi-
sation des Berufsschulunterrichts so zu verändern, 
daß mehr Ausbildungszeit in den Bet rieben zur Ver-
fügung steht. Wir haben deutlich gemacht, daß durch 
eine Neuorganisation der Berufsschule, des Ange-
bots in den Berufsschulen der einzelne Auszubil-
dende bis zu 30 Tage mehr pro Jahr im Bet rieb ver-
bringen kann. 

Es gibt inzwischen einige Länder, die hier Refor-
men vorgenommen haben. Wir meinen aber, daß 
diese noch nicht ausreichen. 

(Konrad Gilges [SPD]: Und nun?) 

Deshalb haben wir diese Forderung mit wachsender 
Massivität geltend gemacht - übrigens zum Unmut 
vieler SPD-Politiker, die sehr schnell gesagt haben, 
der Bund sei gar nicht dafür zuständig, an die Länder 
zu appellieren; 

(Zustimmung bei der CDU/CSU und der 
F.D.P.) 

das sei Ländersache; der Bund solle sich aus diesen 
Fragen heraushalten. - Wir haben das in den letzten 
Wochen nicht getan und werden das auch in Zukunft 
nicht tun. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Da ich Ihre Frage, die sehr umfassend war, gerne 
weiter beantworten möchte, Herr Kollege, will ich - - 

(Heiterkeit - Konrad Gilges [SPD]: Herr Prä

-

sident, darf ich mich wieder setzen?) 
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Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ja, ich bitte 
darum. 

(Heiterkeit) 

Cornelia Yzer, Parl. Staatssekretärin beim Bundes-
minister für Bildung, Wissenschaft, Forschung und 
Technologie: Aber, Herr Präsident, das gehört noch 
zur Beantwortung der Frage. 

Herr Kollege, Sie sagten, Sie haben als Gewerk-
schaftsvertreter von Amts wegen viel Kontakt zu 
Kammern und Innungen. Das Vergnügen habe auch 
ich, allerdings aus einem anderen Amt heraus. Da 
wird mir in der Tat immer wieder gesagt, der Berufs-
schulunterricht sei dringend verbesserungsbedürftig; 
hier sind die Länder in der Pflicht. Vor allen Dingen 
aber - ich wiederhole dies - sehen es die Bet riebe 
nicht mehr ein, daß die praktische Ausbildung auf 
der Strecke bleibt, weil der Auszubildende zu selten 
im Betrieb ist und zuviel Zeit in der Berufsschule ver-
bringt 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

oder durch Freistellungsregelungen von der Arbeit 
im Betrieb befreit ist. - Deshalb wollen wir das än-
dern. Wir müssen es auch ändern, gerade mit Blick 
auf die Lehrstellensituation. 

Hinsichtlich der Lehrstellensituation ist festzustel-
len: Wir haben in diesem Jahr einen großen gemein-
samen Erfolg von Wirtschaft und Politik gehabt, in-
dem wir erneut bundesweit rechnerisch einen Aus-
gleich am Lehrstellenmarkt erreicht haben. Der ge-
naue Überblick wird uns in wenigen Tagen vorlie-
gen, wenn in den Kammern die registrierten neuen 
Ausbildungsverträge gezählt sind. 

Dieses Ergebnis ist erfreulich, kann uns aber nicht 
zufriedenstellen; denn das Ausbildungsplatzangebot 
ist regional nicht ausgewogen. Grundsätzlich gilt: Je 
kleiner das Angebot, um so geringer die Auswahl-
möglichkeiten für die Jugendlichen. Zudem müssen 
wir für 1997 und die Jahre danach unsere Anstren-
gungen für ein ausreichendes bet riebliches Lehrstel-
lenangebot weiter verstärken; denn die Nachfrage 
nach Lehrstellen wird in den nächsten Jahren konti-
nuierlich in jährlichen Raten von 1 bis 2 Prozent an-
ziehen und Mitte des nächsten Jahrzehnts mit über 
700 000 Nachfragern ihren Höhepunkt erreichen. 

Daraus resultiert für mich die politische Pflicht, die 
Rahmenbedingungen so zu gestalten, daß sie das be-
triebliche Ausbildungsplatzangebot wachsen lassen. 
Das Nachfrageproblem ist nämlich lösbar. Ich erin-
nere daran, daß Mitte der 80er Jahre die Wi rtschaft 
allein in den alten Ländern bei einer geringeren Be-
schäftigtenzahl über 720 000 neue Lehrstellen ange-
boten und besetzt hat. Es muß inzwischen einiges im 
argen liegen, wenn diese Motivation nicht mehr da 
ist. Deshalb müssen wir die Motivation für Ausbil-
dung stärken. Die Änderung des Jugendarbeits-
schutzgesetzes, die jetzt vorliegt, ist Teil eines Maß-
nahmenpaketes zur Steigerung der Ausbildungsbe-
reitschaft in den Bet rieben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Zum anderen leuchtet die hier geltende Rechtslage 
aber auch deshalb nicht ein, weil hier erwachsene 
Auszubildende wie Minderjährige behandelt wer-
den. Das ist nicht einzusehen; denn Erwachsene soll-
ten auch wie Erwachsene behandelt werden, und sie 
werden durch § 7 des Berufsbildungsgesetzes auch 
hinreichend geschützt. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Sehr richtig! - 
Genau, Herr Gilges!) 

Überhaupt nicht verstehen kann ich das allge-
meine Wehgeschrei der SPD, das alles sei unzumut-
bar. Wieso eigentlich unzumutbar? Fast alle Landes-
schulgesetze sehen einen Berufsschulunterricht von 
mindestens 12 Wochenstunden vor. Die KMK hat 
einen entsprechenden Beschluß gefaßt. Wird der 
Berufsschulunterricht von 12 Wochenstunden an 
zwei Tagen mit je sechs Unterrichtsstunden erteilt, 
dann ist es auch heute schon möglich, den Auszu-
bildenden einmal pro Woche an einem Tag nach 
dem Berufsschulunterricht zu beschäftigen. Wieso 
kann man diese Beschäftigungsmöglichkeit für er-
wachsene Auszubildende nicht auf beide Berufs-
schultage ausdehnen? Warum ist die Beschäftigung 
an einem Tag hinnehmbar, am anderen aber unzu-
mutbar? 

Experten differenzieren so nicht, und es ist ja mehr 
als ein Gerücht, daß sich die Experten der SPD im 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung zunächst 
auch konstruktiv und pragmatisch bewegt haben 
und dem Vorschlag der Koalition zustimmen wollten, 
aber dann wurden sie von der Fraktion der SPD zu-
rückgepfiffen. Ich finde es schon bedauerlich, daß 
hier letztendlich eine Verweigerungshaltung, die in 
der SPD-Fraktion üblich ist, zu Lasten von Jugendli-
chen umgesetzt wird. 

(Widerspruch bei der SPD) 

Sie brauchen keine Jugendparteitage zu veranstal-
ten, wenn Sie bei der ersten Gelegenheit im Plenum 
parteipolitisches Taktieren vor Zukunftschancen von 
Jugendlichen stellen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Widerspruch bei der SPD) 

Zukunftschancen für Jugendliche heißt, Ausbil-
dungsplätze zu schaffen. Dafür setzen wir hier auch 
durch diese Änderung des Gesetzes den Rahmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Gerd  Andres [SPD]: So ein Quatsch! Die 
Auszubildenden sollen mehr Bier holen 

gehen! Mehr Kisten Bier holen!) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich schließe die 
Aussprache. Mir liegt eine persönliche Erklärung des 
Kollegen Ernst Hinsken zur Abstimmung vor, die ich 
zu Protokoll nehme. *) Ich nehme an, daß Sie damit 
einverstanden sind. 

Wir kommen zur Abstimmung über den von der 
Bundesregierung eingebrachten Gesetzentwurf zur 
Änderung des Jugendarbeitsschutzgesetzes, Druck-
sache 13/5494 und Drucksache 13/6407 Buchstabe a. 

*) Anlage 3 
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Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch 

Dazu liegt ein Änderungsantrag der Fraktionen der 
SPD und des Bündnisses 90/Die Grünen vor, über 
den wir zuerst abstimmen. Ich bitte diejenigen, die 
dem. Änderungsantrag auf Drucksache 13/6414 zu-
stimmen wollen, um das Handzeichen. - Die Gegen-
probe! - Stimmenthaltungen? - Ich stelle fest, daß 
der Änderungsantrag mit den Stimmen der Koalition 
gegen die Stimmen des Hauses im übrigen abge-
lehnt worden ist. 

Ich bitte nun diejenigen, die dem Gesetzentwurf in 
der Ausschußfassung zustimmen wollen, um das 
Handzeichen. - Gegenprobe! - Stimmenthaltungen? 
- Ich stelle fest, daß der Gesetzentwurf in zweiter Be-
ratung mit den Stimmen der Koalition gegen die 
Stimmen des Hauses im übrigen angenommen ist. 

Wir treten ein in die 

dritte Beratung 

und Schlußabstimmung. Ich bitte diejenigen, die 
dem Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erhe-
ben. - Gegenprobe! - Stimmenthaltungen? Ich 
stelle fest, daß der Gesetzentwurf mit dem gleichen 
Stimmenverhältnis angenommen worden ist. 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung emp-
fiehlt unter Buchstabe b seiner Beschlußempfehlung 
auf Drucksache 13/6407 die Annahme einer Ent-
schließung. Wer dieser Beschlußempfehlung des 
Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung zustimmt, 
den bitte ich um das Handzeichen. - Die Gegen-
probe! - Stimmenthaltungen? - Ich stelle fest, daß die 
Beschlußempfehlung mit den Stimmen der Koalition 
gegen die Stimmen des Hauses im übrigen ange-
nommen ist. 

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 9 a und 9 b auf: 

a) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Christa Lörcher, Christel Hanewinckel, Ingrid 
Becker-Inglau, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion der SPD 

Gewalt gegen Ältere - Prävention und Inter-
vention 

- Drucksache 13/5627 -  

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Fami lie, Senioren, Frauen und Jugend 
(federführend) 
Innenausschuß 
Rechtsausschuß 

b) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Irmingard Schewe-Gerigk, Christa Nickels, 
Elisabeth Altmann (Pommelsbrunn), weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN 

Maßnahmen zum Schutz älterer Menschen 
gegen Gewalt in der Familie 

- Drucksache 13/5453 - 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
(federführend) 
Rechtsausschuß 

Es sind die Reden der Kolleginnen und Kollegen 
Diemers, Reinhardt, Fuhrmann, Schewe-Gerigk, 
Peters, Lüth, Lörcher und der Parlamentarischen 
Staatssekretärin Dempwolf zu Protokoll gegeben 
worden. *) 

Ich stelle fest, daß weitere Wortmeldungen nicht 
vorliegen. Die Aussprache ist damit geschlossen. In-
terfraktionell wird die Überweisung der Vorlagen auf 
den Drucksachen 13/5627 und 13/5453 an die in der 
Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse vorgeschla-
gen. - Ich sehe und höre keinen Widerspruch. Dann 
sind die Überweisungen so beschlossen. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 10 auf: 

Beratung der Unterrichtung durch die Bundes-
regierung 
Bundesbericht Forschung 1996 
- Drucksache 13/4554 -  

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Bildung, Wissenschaft, Forschung, 
Technologie und Technikfolgenabschätzung (federführend) 
Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 

Dazu liegt ein Entschließungsantrag der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen vor. 

Ich stelle fest, daß die Reden der Kolleginnen und 
Kollegen Holle rith, Bulmahn, Seidenthal, Weis, 
Probst, Laermann, Bierstedt, Lenzer und der Parla-
mentarischen Staatssekretärin Yzer zu Protokoll ge-
geben worden sind. **) 

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Damit 
schließe ich die Aussprache. Interfraktionell wird 
Überweisung der Vorlage auf Drucksache 13/4554 
an die in der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse 
vorgeschlagen. Sind Sie damit einverstanden? - Ich 
sehe und höre keinen Widerspruch. Dann ist die 
Überweisung so beschlossen. 

Es ist beantragt worden, den Entschließungsantrag 
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen auf Drucksache 
13/6388 federführend an den Ausschuß für Bildung, 
Wissenschaft, Forschung, Technologie und Technik-
folgenabschätzung und zur Mitberatung an den Aus-
schuß für Wirtschaft zu überweisen. - Ich sehe und 
höre dazu keinen Widerspruch. Dann ist das so be-
schlossen. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 11 und Zusatzpunkt 7 
auf: 

11. Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Andrea Gysi, Heinrich Graf von Einsiedel, 
Hanns-Peter Ha rtmann, weiterer Abgeord-
neter und der Gruppe der PDS 
Eine Welt ohne Atomwaffen 
- Drucksache 13/5987 -  

Überweisungsvorschlag: 

Auswärtiger Ausschuß (federführend) 
Verteidigungsausschuß 

*) Anlage 5 im Nachtrag zu diesem Plenarprotokoll 
**) Anlage 6 im Nachtrag zu diesem Plenarprotokoll 
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ZP7 Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Angelika Beer und der Fraktion BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN 
Konvention zur Ächtung und Abschaffung 
aller Atomwaffen 
- Drucksache 13/6383 - 

Überweisungsvorschlag: 

Auswärtiger Ausschuß (federführend) 
Verteidigungsausschuß 

Ich stelle fest, daß dazu die Reden der Kollegen 
Dr. Friedbert Pflüger, Gernot Erler, Angelika Beer, Gün-
ther Nolting, Manfred Müller und des Staatsministers 
Helmut Schäfer zu Protokoll gegeben worden sind. *) 
Ich nehme an, daß auch damit Einverständnis besteht. 

*) Anlage 7 im Nachtrag zu diesem Plenarprotokoll 

Ich sehe keine weiteren Wortmeldungen. Ich 
schließe damit die Aussprache. Interfraktionell wird 
Überweisung der Vorlagen auf den Drucksachen 13/ 
5987 und 13/6383 an die in der Tagesordnung auf ge-
führten Ausschüsse vorgeschlagen. - Ich sehe und 
höre keinen Widerspruch. Dann sind die Überwei-
sungen so beschlossen. 

Damit sind wir am Ende unserer heutigen Tages-
ordnung. Ich berufe die nächste Sitzung des Deut-
schen Bundestages auf morgen, Freitag, den 6. De-
zember 1996, 9 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 21.53 Uhr) 
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Anlage 1 

Liste der entschuldigten Abgeordneten 

Abgeordnete(r) entschuldigt für 

Andres, Gerd SPD 5. 12. 96 * 

Antretter, Robe rt  SPD 5. 12. 96 * 

Bahr, Ernst SPD 5. 12. 96 

Blunck, Lilo SPD 5. 12. 96 * * 

Brunnhuber, Georg CDU/CSU 5. 12. 96 

Bühler (Bruchsal), Klaus CDU/CSU 5. 12. 96 * * 

Fischer (Unna), Leni CDU/CSU 5. 12. 96 * * 

Francke (Hamburg), CDU/CSU 5. 12. 96 
Klaus 

Großmann, Achim SPD 5. 12. 96 

Haack (Extertal), SPD 5. 12. 96 * * 
Karl Hermann 

Dr. Hartenstein, Liesel SPD 5. 12. 96 

Hoffmann (Chemnitz), SPD 5. 12. 96 * * 
Jelena 

Hornung, Siegfried CDU/CSU 5. 12. 96 * * 

Köhne, Rolf PDS 5. 12. 96 

Lummer, Heinrich CDU/CSU 5. 12. 96 * * 

Maaß (Wilhelmshaven), CDU/CSU 5. 12. 96 * * 
Erich 

Mosdorf, Siegmar SPD 5. 12. 96 

Nickels, Christa BÜNDNIS 5. 12. 96 
90/DIE 
GRÜNEN 

Dr. Probst, Albert  CDU/CSU 5. 12. 96 * * 

Dr. Scheer, Hermann SPD 5. 12. 96 * * 

Schloten, Dieter SPD 5. 12. 96 * 

Schmitt (Langenfeld), BÜNDNIS 5. 12. 96 
Wolfgang 90/DIE 

GRÜNEN 

Schönberger, Ursula BÜNDNIS 5. 12. 96 
90/DIE 
GRÜNEN 

Schumann, Ilse SPD 5. 12. 96 

Tröger, Gottfried CDU/CSU 5. 12. 96 

Wallow, Hans SPD 5. 12. 96 

Wieczorek (Duisburg), SPD 5. 12. 96 
Helmut 

Wohlleben, Verena SPD 5. 12. 96 

Zierer, Benno CDU/CSU 5. 12. 96 * 

* für die Teilnahme an Sitzungen der Parlamentarischen Ver-
sammlung des Europarates 
** für die Teilnahme an Sitzungen der Westeuropäischen 

Union 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Anlage 2 

Erklärung nach § 31 GO 
der Abgeordneten Petra Bläss (PDS) 

zur Abstimmung über den Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung von § 152 

des Bundessozialhilfegesetzes und über den 
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 

des Bundessozialhilfegesetzes 
(Tagesordnungspunkt 8) 

Ich stimme für beide Gesetzentwürfe, weil ich es 
falsch finde, nur aus Parteiräson gleiche Inhalte un-
gleich zu behandeln. 

Ich stimme für beide Gesetzentwürfe, obwohl ich 
dagegen bin, Menschen, noch dazu ältere, in die ent-
würdigende Sozialhilfe zu schicken. 

Ich stimme für beide Gesetzentwürfe, obwohl ich 
meine, daß auch Regelsatz mit Mehrbedarf zu gering 
ist für ein menschenwürdiges Leben im Alter. 

Ich stimme für beide Gesetzentwürfe, obwohl ich 
meine, daß es endlich an der Zeit wäre, in Ost und 
West das Frauenrentenrecht zu verbessern. 

Ich stimme für beide Gesetzentwürfe, obwohl es 
unredlich ist, die Kassen der Kommunen immer mehr 
mit den Löchern der sozialen Sicherungssysteme zu 
belasten. 

Ich stimme für beide Gesetzentwürfe, weil damit 
endlich die Betroffenen in Ost und West gleichge-
stellt sind; allerdings wäre mir lieber gewesen, den 
Sozialzuschlag weiterzuführen und im Westen einzu-
führen. 

Ich stimme für beide Gesetzentwürfe, um die Be-
troffenen zu ermutigen, ihre Rechte wahrzunehmen, 
auch wenn diese mit einer entwürdigenden Bedürf-
tigkeitsprüfung verbunden sind. 

Ich stimme für beide Gesetzentwürfe mit der 
Aufforderung, sich aktiv für ein besseres Renten-
recht einzusetzen, das solche Gesetze entbehrlich 
macht. 

Anlage 3 

Erklärung nach § 31 GO 
des Abgeordneten Ernst Hinsken (CDU/CSU) 

zur Abstimmung über den Entwurf 
eines Zweiten Gesetzes zur Änderung 

des Jugendarbeitsschutzgesetzes 
(Tagesordnungspunkt 14) 

Dem Zweiten Gesetz zur Änderung des Jugend-
arbeitsschutzgesetzes stimme ich u. a. deshalb nicht 
zu, weil es sich z. B. für das Bäckerhandwerk ausbil-
dungshemmend auswirkt. Auf diesen Umstand habe 
ich ausführlich in der Wirtschaftsausschußsitzung 
des Deutschen Bundestages am 4. Dezember 1996 
verwiesen. 
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Anlage 4 

Zu Protokoll gegebene Reden 
zu Tagesordnungspunkt 8 

(Entwurf eines Gesetzes zur Änderung von § 152 
des Bundessozialhilfegesetzes) 

Ulf Fink (CDU/CSU): Wir haben eine gute Botschaft 
für etwa 2 500 alte Menschen in Ostdeutschland: Sie 
erhalten rückwirkend zum 1. November diesen Jah-
res 100 DM pro Monat mehr. Begünstigt sind alte 
Menschen, die über 65 Jahre und gehbehindert sind, 
soweit ihr Einkommen unter dem Sozialhilfesatz 
liegt. Die 100 DM mehr sind ihnen wirklich zu gön-
nen. Denn ihr normales Einkommen - der sog. Regel-
satz der Sozialhilfe - beträgt nur 506 DM monatlich 
zuzüglich der Miete. Da zählt jede Mark. Wir freuen 
uns mit den alten Menschen in Ostdeutschland, daß 
es ihnen nun etwas besser geht. 

Wir hätten das schon bei der Verabschiedung der 
Reform des Bundessozialhilfegesetzes im Sommer 
dieses Jahres machen wollen. Aber in der Hektik der 
nächtlichen Sitzungen des Vermittlungsausschusses 
ist dieser Punkt einfach durchgerutscht. Dieses Ver-
säumnis holen wir nun nach. 

So wichtig diese Neuregelung für die Betroffenen 
ist, noch wichtiger ist vielleicht: Mit diesem Gesetz 
fällt eine weitere Sozialmauer im Sozialhilferecht 
zwischen Ost- und Westdeutschland. Jetzt gilt ein 
weitgehend einheitliches Sozialhilferecht in ganz 
Deutschland. 

Wir sind stolz auf unser Sozialhilferecht, und ich 
füge hinzu: Wir, die Christlichen Demokraten, sind 
besonders stolz. Wir waren es, die dafür gesorgt ha-
ben, daß in der Bundesrepublik Deutschland als er-
stem Land der Erde 1961 jedem, der im Geltungsbe-
reich des Grundgesetzes wohnt, ein Rechtsanspruch 
auf die Führung eines menschenwürdigen Lebens 
eingeräumt worden ist. Das ist Ausdruck unserer 
Überzeugung von der Würde des Menschen, die ihm 
auch durch Schuld und Irrtum nicht genommen wer-
den kann. 

Und wir sind es auch, die es nach vielen vergebli-
chen Reformanläufen im Sommer dieses Jahres ge-
schafft haben, daß dieses Recht an die neue Entwick-
lung angepaßt werden konnte. Wir freuen uns, daß 
sogar der Bundesrat mit seiner SPD-Mehrheit zum 
Schluß nicht umhin konnte, unseren modernen Vor-
stellungen zuzustimmen und den arbeitslosen Sozial-
hilfeempfängern neue Rechte, aber auch Pflichten 
einzuräumen. 

Wir sind es auch, die sich - trotz aller Widerstände - 
nicht darin beirren lassen, die deutsche Einheit auch 
im sozialen Bereich zu vollenden. Ein Rentnerehe-
paar, das in der DDR früher oft nur 400 DM hatte - 
der  Kommunismus hatte mit Leuten, die nicht mehr 
produzieren konnten, nicht viel im Sinn -, hat jetzt 
ein durchschnittliches Einkommen von sage und 
schreibe 3 118 DM. 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Behinderte - auch mit ihnen meinte es der Kommu-
nismus nicht gut - haben früher in der DDR oft unter 
unwürdigsten Umständen leben müssen. Es ist dem 
aufopferungsvollen Dienst von Behindertenpflegern 
und -pflegerinnen in der DDR zu verdanken, daß es 
überhaupt irgendwie ging. Jetzt erhalten sie Zug um 
Zug die modernen Hilfeleistungen eines Sozialstaa-
tes. 

Soziales bewegt sich nicht im luftleeren Raum, So-
zialpolitik arbeitet konkret. Der heutige Gesetzent-
wurf ist ein weiterer kleiner Baustein im großen Ge-
füge des auch innerlich zusammenwachsenden 
Deutschlands. 

Uwe Lühr (F.D.P.): Von der Arbeitsökonomie her 
wäre diese Debatte über die Änderung des § 152 
BSHG eigentlich überflüssig: Koalitions- und Opposi-
tionsfraktionen sind sich einig, auch wenn die Frak-
tion der Grünen nicht in Rubrum des Gesetzentwur-
fes genannt ist. Ursächlich dafür war wohl lediglich 
ein organisatorisches Versehen der Fraktion. 

Auch in den Ausschußberatungen war allen Frak-
tionen ohne jede Aussprache klar, daß eine durch ein 
Versehen des Gesetzgebers entstandene unbeab-
sichtigte Schlechterstellung der Menschen in den 
neuen Bundesländern beim sozialhilferechtlichen 
Mehrbedarf ab dem 1. Januar 1997 durch ein Eilge-
setz noch in diesem Jahr verhindert werden muß. 
Daß die PDS, die nicht müde wird, Ungleiches in Ost 
und West gleichbehandelt zu verlangen, diesmal, wo 
Gleichbehandlung hergestellt werden soll, sich nicht 
überwinden kann, den auf einem Denkfehler beru-
henden eigenen Gesetzentwurf zurückzuziehen, 
sondern ihn hier zur Streitgen Abstimmung stellen 
läßt, gehört ja schon zum bekannten Ritual. Für die 
von ihr verlangte Rückwirkung ist kein Raum, weil 
sich die Schlechterstellung wegen des noch be-
stehenden Sozialzuschlages im Jahr 1996 nicht aus-
wirkt. 

Die formale Korrektur erzeugt aber in ihrer Wir-
kung sehr wohl auch Betroffenheit: Ein jetzt noch 
nicht genau zu quantifizierender Personenkreis wird 
wegen des auslaufenden Sozialzuschlags der Rente 
den Mehrbedarf zukünftig beim Sozialhilfeträger, 
also bei der Kommune, geltend machen müssen. 

Natürlich hätte ich mir gewünscht, in der Vorweih-
nachtszeit hier über etwas sprechen zu können, das 
ausschließlich Freude bereiten würde. Die wird aber 
bei diesem Thema sicherlich nirgendwo aufkommen. 
Es ist eben nicht bedeutungslos - jedenfalls für die 
meisten unserer Mitbürger nicht -, ob der Zahlbetrag 
über die Rente oder das Sozialamt ausgezahlt wird. 
Hier sind auch die Kommunen gefordert, ihr Sozial-
amt mehr als Bürger-Service zu verstehen denn als 
zusätzliche emotionale Barriere, die zur Realisierung 
des eigenen Rechtsanpruchs zusätzlich zu überwin-
den ist. 

Natürlich müssen wir heute den vorliegenden Ge-
setzentwurf beschließen, um damit den Fehler zu 
korrigieren und die Anspruchsberechtigung auch 
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rechtzeitig einzuräumen, die im bestehenden Gesetz 
durch das Versehen im Vermittlungsausschuß noch 
ausgeschlossen ist. 

Andrea Fischer (Berlin) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN): Daß ältere Kleinstrenter und Sozialhilfeemp-
fänger in den neuen Bundesländern auf den Mehrbe-
darfszuschlag verzichten müssen, war von Anfang an 
verfassungsrechtlich bedenklich und höchst unge-
recht. Die Begründung, daß durch den Sozialzu-
schlag in der Rentenversicherung dieses Zubrot 
überflüssig sei, war und ist durch die Zahlen nicht 
gedeckt. Sozialhilfesatz plus einmalige Hilfen plus 
20prozentiger Mehrbedarfszuschlag im Westen (ca. 
785 DM) liegen über Sozialhilfesatz mit Sozialzu-
schlag im Osten (z. Zt. 688 DM für einen Alleinste-
hende/n). Für diese Ungleichbehandlung der Bedürf-
tigen gab und gibt es keinen nachvollziebaren 
Grund. Und spätestens mit dem Auslaufen des So-
zialzuschlags - seit dem 1. Januar 1994 wird er nur 
noch an ältere gezahlt, die bereits im Rentenbezug 
stehen, am 31. Dezember dieses Jahres entfällt der 
Sozialzuschlag völlig - ist diese unterschiedliche Be-
handlung vollends obsolet geworden. 

Um so besser also, daß die Mehrbedarfsregelung 
künftig gesamtdeutsch gelten soll - wenn auch in arg 
gerupfter Form. Denn seit der Sozialhilfereform die-
ses Sommers erhält nur noch ein kleiner Teil der 
zweiten Gruppe neben den Älteren, für die der Zu-
schlag einmal gedacht war, 20 % mehr. Erwerbsunfä-
hige, die jünger als 65 Jahre sind, müssen seitdem 
schon gehbehindert sein, bevor ihnen die Sozialäm-
ter einen Mehrbedarf zusprechen dürfen. Auf niedri-
gerem Niveau als vorher soll also nun das Verspre-
chen der Rechtsangleichung zwischen West und Ost 
endlich eingelöst werden. 

Allerdings mit erheblicher Verspätung: Bundesge-
sundheitsminister Seehofer hat diese Anpassung be-
reits bei der ersten Präsentation der Grundzüge sei-
ner Sozialhilfe-Reform im April des vergangenen 
Jahres angekündigt. Doch während der langwieri-
gen Auseinandersetzungen über das Gesetzeswerk 
scheint dieses Relikt des Einigungsvertrages unter 
den Tisch gefallen zu sein. In der atemlosen Hast, in 
der fast täglich neue Kompromißformulierungen zwi-
schen CDU/CSU und F.D.P. bzw. zwischen Bundesre-
gierung und Bundesrat bei der Sozialhilfe-Reform zu 
Papier gebracht wurden, hat man offenbar die Strei-
chung dieses Passus schlichtweg vergesssen. 

Die PDS hat damals schnell reagie rt  und bereits im 
August einen entsprechenden Antrag in den Bundes-
tag eingebracht. Aufgrund der bekannten Vorbe-
halte war es den Koalitionsfraktionen und der SPD 
offensichtlich nicht möglich, einfach dem Antrag zu-
zustimmen - ein eigener mußte her. Doch wenn dies 
schon so ist, sollte man sich wenigstens dem Vor-
schlag der PDS anschließen und den Mehrbedarfszu-
schlag rückwirkend zum 1. August gewähren. Denn 
das ist der Tag, an dem das „Gesetz zur Reform des 
Sozialhilferechts" in Kraft getreten ist. Für hier in 
Bonn zu verantwortende Versäumnisse sollten nicht 
die Betroffenen einstehen müssen. 

Heidemarie Lüth (PDS): Im Frühjahr 1995 konnten 
wir Minister Seehofers Eckpunkten zur Sozialhilfe

-

Novelle entnehmen: Der Mehrbedarf wird für die äl-
teren Bedürftigen in den neuen Bundesländern ge-
währt. Im Frühjahr 1996 war im Zusammenhang mit 
dem Sparpaket auch der Mehrbedarf West weggefal-
len. Das ging zu weit, er wurde wieder in die Novelle 
des BSHG aufgenommen. Aber da vergaßen die Ge-
stalter der Novelle, daß es noch den Osten gab. 
Mehrbedarf gab es nur für die Betroffenen in den 
westlichen Bundesländern. Daraufhin legte die PDS 
den heute auch zur Abstimmung stehenden Gesetz-
entwurf vor (Drucksache 13/5426), den § 152 des 
Bundessozialhilfegesetzes so zu ändern, daß der 
Mehrbedarf auch im Osten gilt - natürlich mit In-
krafttreten des Gesetzes. 

Ursache war: Im Ergebnis des Einigungsvertrages 
war der Mehrbedarf in den neuen Ländern nicht ein-
geführt worden, weil es für Rentnerinnen und Rent-
ner in den neuen Bundesländern den Sozialzuschlag 
als pauschalierte Sozialhilfe gab, die bei den Neuzu-
gängen bis 31. Dezember 1993 geleistet wurde. 
Wenn aber ab Januar 1994 eine Rentnerin oder ein 
Rentner im Osten zum Sozialamt ging, bekam sie 
oder er zwar die Renten mit Sozialhilfe aufgestockt. 
Verzichten mußte sie oder er, anders als im Westen, 
aber auf die ca. 100 DM Mehrbedarf. Das Problem 
mit dem Mehrbedarf besteht also bereits seit Januar 
1994. Um die Dimension aufzuzeigen: Allein in Sach-
sen bezogen 1995 rd. 39 000 Frauen eine Rente im 
Bereich zwischen 500 und 600 DM, also im Bereich 
des Mehrbedarfs. 

Der Antrag der PDS verlangt - im Unterschied zum 
Entwurf der Koalitionsparteien und der SPD - die 
Gewährung des Mehrbedarfs ab 1. August 1996. Die 
Argumentation, Sozialhilfe könne nicht rückwirkend 
gewährt werden, ist richtig. Aber hier liegt doch ein-
deutig ein Verschulden derjenigen vor, die die 
Novelle des BSHG erstellten und beschlossen. Nun 
die Betroffenen von ihrem Recht auszuschließen, daß 
sie nun wenigstens seit dem 1. August 1996 hätten, 
ist ein Skandal und geht wohl nur bei einem Ostpro-
blem. Jetzt noch sich selbst zu loben, daß endlich in 
dieser Frage Gleichheit zwischen Ost und West her-
gestellt sei, geht an der gesellschaftlichen Wirklich-
keit meilenweit vorbei. 

Die Koalitionsparteien und die SPD mußten mit ih-
rem Antrag am 12. November 1996, drei Monate 
nach unserem, die sachliche Richtigkeit unseres An-
trages bestätigen. Aber unserem zuzustimmen - ein 
Ding der Unmöglichkeit! Mehrbedarfszuschlag für 
die neuen Bundesländer ist kein Geschenk, sondern 
eine längst fällige Gleichstellung. Für Tausende, be-
sonders für hochbetagte Frauen, bedeutet das, um 
sich ihr Recht zu sichern, den entwürdigenden Gang 
zum Sozialamt. 

Dr. Sabine Bergmann-Pohl, Parl. Staatssekretärin 
beim Bundesminister für Gesundheit: Das Gesetz zur 
Ergänzung des § 152 BSHG, über das wir heute de-
battieren, bedeutet wieder ein Stück mehr Anglei-
chung des Rechts in den neuen Ländern. Die do rt 

 bisher geltende Sonderregelung eines Sozialzu- 
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schlags bei niedrigen Renten wird bis zum 
31. Dezember 1996 endgültig auslaufen. Sie wird er-
setzt durch die allgemeine Regelung eines Mehrbe-
darfszuschlags für gehbehinderte ältere oder er-
werbsunfähige Menschen, die Sozialhilfe beziehen. 

Eine Ausdehnung des Geltungsbereichs der Vor-
schriften über den Mehrbedarf für Ältere und Er-
werbsunfähige auf die neuen Länder war bereits im 
Gesetzentwurf der Bundesregierung zur Reform des 
Sozialhilferechts vorgesehen, konnte aber nicht ver-
wirklicht werden, weil zwischenzeitlich eine andere 
Lösung auch für die alten Länder erwogen worden 
war. Damit bestand für eine Rechtsangleichung kein 
Raum mehr. Nach dem Kompromiß im Vermittlungs-
ausschuß zu den Mehrbedarfszuschlägen ist dieser 
Bedarf wieder entstanden und soll nun mit diesem 
Gesetzentwurf gedeckt werden. 

Die geplante Regelung macht einmal mehr deut-
lich, daß die Rechtsangleichung zwischen neuen und 
alten Bundesländern ständig und in vielen kleinen 
Schritten vorangeht. Ich betone das deshalb so deut-
lich, weil viele solcher Maßnahmen, die sich in um-
fangreichen Änderungsgesetzen verbergen, weit we-
niger auffallen und gerne übersehen oder vergessen 
werden. Trotz mancher noch vor uns liegender Pro-
bleme sollten wir alle diesen andauernden Prozeß 
der Angleichung des Rechts und der gesamten Le-
bensverhältnisse bewußt und mit Genugtuung zur 
Kenntnis nehmen. 

Wenn wir den § 152 BSHG heute in der vorliegen-
den Form beschließen, sind sieben der acht Maßga-
ben des Einigungsvertrages, die besondere Regelun-
gen für das Sozialhilferecht in den neuen Ländern 
vorsehen, nicht mehr anzuwenden oder weitgehend 
angepaßt worden. Lediglich eine Maßgabe ist dann 
noch, wie ursprünglich formuliert, anzuwenden. Sie 
betrifft den Ausbau von Einrichtungen und sozialen 
Diensten in den neuen Ländern und wird ohne ge-
setzliche Regelung auslaufen, je weiter dieser Aus-
bau vollendet wird. 

Das ist ein Erfolg für die Menschen in den neuen 
Ländern. Er zeigt, was in kurzer Zeit erreicht werden 
kann, wenn alle Beteiligten im Interesse der Betroffe-
nen zusammenarbeiten. Ich meine das ganz beson-
ders im Hinblick auf die enge Zusammenarbeit zwi-
schen Bund und neuen Ländern, denen ich hierfür 
meinen Dank aussprechen möchte. 

Anlage 5 

Zu Protokoll gegebene Reden 
zu Tagesordnungspunkt 9 

(a - Antrag: Gewalt gegen Ältere - 
Prävention und Intervention, 

b - Antrag: Maßnahmen zum Schutz 
älterer Menschen gegen Gewalt in der Familie) 

Renate Diemers (CDU/CSU): Weder kann noch 
will ich bestreiten, daß es Fälle gibt, in denen alte 
Menschen innerhalb ihrer Familien Opfer von physi-

scher und psychischer Gewalt sind. Es sollte selbst-
verständlich sein, daß hier alle am gesellschaftlichen 
Geschehen Beteiligten Abhilfe schaffen und vorbeu-
gend tätig werden. Spätestens seit dem Vorliegen 
des ersten Altenberichts im Jahre 1993 ist bekannt, 
daß es zu Aggressivität gegenüber Alten und 
schwerpflegebedürftigen Menschen vorwiegend 
dann kommt, wenn sich die Pflegepersonen überfor-
dert fühlen. Es muß darum gehen, diese meist sub-
jektiv empfundene Überforderung zu objektivieren 
und gezielte Hilfsangebote bereitzustellen. Im Alten-
bericht sind dazu eine Reihe von Möglichkeiten auf-
gelistet. 

Wichtig ist mir die Feststellung, daß viele mit der 
Alten- und Pflegearbeit betrauten Organisationen 
und Einrichtungen Gesprächskreise für Angehörige 
von pflegebedürftigen Menschen anbieten, in denen 
Erfahrungen ausgetauscht und auch Aggressionen 
abgebaut werden können. Gerade heute, am Tag des 
Ehrenamtes, ist es meiner Meinung nach an der Zeit, 
den vielen Selbsthilfegruppen zu danken, die An-
laufstelle für die pflegenden Familienangehörigen 
sind, die sich über ihre Situation aussprechen und 
gleichzeitig Verständis, praktischen Rat sowie Hilfe 
erfahren wollen. All den Frauen und Männern dieser 
Selbsthilfegruppen - wie den Selbsthilfeeinrichtun-
gen allgemein - sage ich von dieser Stelle aus: Herz-
lichen Dank! 

Ich rede das Problem - Gewalt an alten Menschen 
innerhalb von Familie - nicht klein. Dennoch muß es 
sehr differenzie rt  betrachtet werden: Ich verweise 
auf eine Untersuchung, aus der hervorgeht, daß die 
übergroße Mehrheit der Befragten meint, daß der 
Generationenkonflikt erheblich, daß die häusliche 
Pflege problematisch ist. Gleichzeitig werden diese 
Konflikte von den Befragten - bezogen auf die ei-
gene Familie - verneint. 

Die häusliche Pflege erfolgt mehr als überwiegend 
unter großer Aufopferung und mit viel Liebe der Pfle-
genden. Dabei wissen wir alle, die häusliche Pflege 
verlangt von allen, die im Familienbund leben: Rück-
sicht, Anteilnahme, Verständnis, Verzicht und Liebe 
für die zu Pflegenden und für die Hauptpflegeper-
son. Nur unter diesen Voraussetzungen ist Pflege in-
nerhalb einer Familie überhaupt möglich. Seien wir 
froh darüber, daß die große Mehrheit der Pflegebe-
dürftigen familiäre Pflege und damit auch familiäre 
Geborgenheit erfährt. 

Ich hebe dies deshalb hervor, weil mir die Aner-
kennung der Leistungen, die von Angehörigen bei 
der häuslichen Pflege erbracht werden, vielfach zu 
kurz kommt. Es kann auch nicht sein, daß diese Lei-
stungen von gewalttätigen Handlungen, die nur 
einen Ausschnitt der Betroffenen berühren, verdeckt 
werden. 

Es stellt sich die Frage. Wie können wir der Gewalt 
gegen alte Menschen begegnen? Die Forderung 
nach weiteren Untersuchungen und Kontrollinstan-
zen ist möglicherweise der einfachere Weg. Was ma-
chen diejenigen, die diese Forderung erheben und 
gleichzeitig von der Altenlast, dem Altenberg, von 
dem Kostenfaktor Altenpflege, von dem Renten-
risiko, das die Alten verursachen, sprechen? 
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Ich meine, es muß sich in unseren Köpfen etwas 
verändern, wenn wir über Gewalt an alten Men-
schen sprechen. 

Wie reagieren wir, wenn Alter automatisch mit 
Pflegebedürftigkeit übersetzt wird? Wie begegnen 
wir den Verallgemeinerungen und Vorurteilen, wenn 
es heißt: Alte Menschen sind verschroben, egozen-
trisch, quengelig, nörgelnd, egoistisch, hilflos, hinfäl-
lig und gebrechlich? Wir alle wissen, daß diese Wer-
tung nicht stimmt und unzulässig ist. Dennoch: Aus 
einer Medienuntersuchung ist bekannt, daß es über-
wiegend diese Eigenschaften sind, mit denen alte 
und ältere Menschen in den Medien dargestellt wer-
den. Findet hier nicht eine sehr subtile Gewalt an 
alten Menschen statt? 

Viele alte Menschen, die gern am gesellschaftli-
chen Leben teilnehmen bzw. ihre gesellschaftlichen 
Aktivitäten beibehalten möchten, versagen sich dies, 
aus Angst, ihre Wohnung zu verlassen, weil sie be-
fürchten, Opfer der zunehmenden Straßenkriminali-
tät zu werden. Dabei fühlen sie sich doppelt bedroht, 
einmal durch die unmittelbare Gefahr, überfallen 
und beraubt zu werden, und andererseits dadurch, 
daß sie zumindest den Eindruck haben, dera rtige 
Überfälle würden nicht mit allem Nachdruck geahn-
det. 

Ich meine, Gewalt gegen alte Menschen ist ein so 
komplexes Thema, daß es nicht scheibchenweise be-
handelt werden kann. Es gehört für mich zu dem Be-
reich einer ganzheitlichen Altenpolitik, die erheblich 
an Bedeutung gewinnt, und wie ich meine, gewin-
nen muß. 

Ende Dezember 1995 lebten in Deutschland über 
17 Millionen Frauen und Männer, die älter als 
60 Jahre waren. Das ist ein Anteil von gut 21 % an 
der Gesamtbevölkerung. Von den 60- bis 30jährigen 
meistern 98 % ihren Alltag allein. Von den über 
60jährigen leben nur 3 % in Heimen. Die nüchternen 
Zahlen machen deutlich: Alte Menschen stellen 
keine Randgruppe dar. 

Aufgabe der Politik ist es, Voraussetzungen dafür 
zu schaffen, daß diese Menschen nicht isoliert wer-
den oder sich selbst isolieren, sondern, daß sie in un-
serer Gesellschaft integ riert bleiben, daß ihre Fähig-
keiten und Kompetenzen anerkannt werden. Ich 
weiß, daß dies nicht durch Appelle geht. Ich weiß 
aber auch, daß durch ein generationenverbindendes 
Handeln, sei es in der Erwachsenenbildung, im 
Sport , im allgemeinen Vereinsleben, in der Nachbar-
schaftshilfe, unsere Zukunft liegt. Ich hoffe sehr, daß 
die vielen guten Ansätze, die es gibt, bekannter wer-
den, damit sie Vorbildfunktion übernehmen können. 

Für mich liegt der Schlüssel für die Integration al-
ter Menschen, für das Überwinden des gedankenlo-
sen Umgangs mit alten Menschen, für die Bekämp-
fung aller Facetten von Gewalt gegen alte Menschen 
in der verbindenen Gemeinsamkeit der Generatio-
nen. Hier ist jede und jeder von uns gefordert. 

Christa Lörcher (SPD): Gewalt gegen Kinder, Ge

-

walt gegen Frauen, Gewalt gegen Ältere - Gewalt, 
die zu einem großen Teil im familiären Raum ge

-

schieht - ist in ihren Dimensionen kaum bekannt, 
schwer abzuschätzen und wird in der Öffentlichkeit 
weitgehend tabuisiert. 

Gewalt gegen Kinder - die Opfer sind meist in ei-
nem Alter, in dem Gegenwehr kaum möglich ist - 
hinterläßt Spuren für das Leben: physische, psychi-
sche und soziale Schäden, die nur schwer zu heilen 
oder aufzuarbeiten sind. Menschenrechte, besonders 
auch die Rechte der Kinder, waren Thema der wichti-
gen Debatte heute Vormittag. 

Gewalt gegen Frauen im familiären Bereich ist 
ebenfalls erst kürzlich hier diskutiert worden: Leider 
konnte die von uns geforderte gleiche rechtliche Be-
urteilung und Behandlung von nicht-ehelicher und 
ehelicher Gewalt noch nicht durchgesetzt werden; 
ich hoffe, das kann im Interesse der Frauen und im 
Interesse unseres Rechtssystems in absehbarer Zeit 
geändert werden. 

Gewalt gegen Ältere: Die Erkenntnislage dazu 
wird in der Schriftenreihe 105 „Kriminalität im Leben 
alter Menschen" des Bundesministeriums für Fami-
lie, Senioren, Frauen und Jugend durch den ameri-
kanischen Forscher M. Z. Goldstein hervorragend 
zusammengefaßt: „The questions of who does what 
to whom, when and under what circumstances are 
far from answered" (S. 125). 

Die Studie, deren Ergebnisse auf Befragungen und 
Daten vorwiegend aus den Jahren 1987 bis 1991 be-
ruhen, zeigt einmal die methodischen Schwierigkei-
ten bei der Erforschung innerfamiliärer Gewalt, zum 
anderen gibt sie Anhaltspunkte für die Größenord-
nung verschiedener Delikte; und sie weist deutlich 
darauf hin, wie nötig weitere Forschungen in diesem 
Bereich sind, insbesondere zu Täter-Opfer-Beziehun-
gen und zur Analyse möglicher Faktoren, die zur 
Entwicklung von Strategien für Prävention und Inter-
vention hilfreich sein können. 

Erkenntnisse in diesem Bereich sind also dringend 
nötig; und gerade jetzt, nach einigen Erfahrungen 
mit der Pflegeversicherung im ambulanten und im 
stationären Bereich, brauchen wir empirische Stu-
dien als solide Grundlage für Konzepte, mit denen 
wir Risikofaktoren erkennen, der Gewalt gegen Al-
tere entgegenwirken und Vermeidungsstrategien 
entwickeln können. 

Dies ist die Intention des ersten Teils unseres An-
trags. Dabei sollen, auch um Vergleichbarkeit zu er-
möglichen, die Situationen im außerhäuslichen Be-
reich, bei stationärer und teilstationärer Pflege, und 
zuhause bei Pflege durch Personen aus dem sozialen 
Nahbereich, aber auch durch professionelle Pflege-
kräfte, Gegenstand der Forschung sein. 

Aussagen wie „Wegen Pflegeversicherung: Immer 
mehr Gewalt gegen Altere" (BILD am SONNTAG 
vom 27. Oktober dieses Jahres, S. 4) oder „Die Pfle-
geversicherung hat die Situation noch verschärft" 
(STERN 46/96, S. 166) oder auch „Gewalt gegen äl-
tere Menschen nimmt zu" in der Frankfu rter Rund-
schau (28. Oktober 1996, S. 22) sind solange proble-
matisch, wie diese Tatbestände nicht nachgeprüft 
und empirisch belegt sind. Es sind Hypothesen, die 
schnellstmöglich geprüft werden müssen, und Si- 
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gnale an alle Verantwortlichen für wissenschaftli-
chen und politischen Handlungsbedarf. 

Gewalt gegen ältere Menschen gibt es in vielfälti-
gen Formen. Ich möchte die Klassifizierung von Frau 
Dr. Margret Dieck, Deutsches Zentrum für Altersfra-
gen in Berlin, hier anführen. Lassen Sie mich das an 
dieser Stelle einfügen: Margret Dieck hat jahrzehnte-
lang im Interesse der Älteren geforscht und gearbei-
tet, auch für den Deutschen Bundestag als Expertin 
in der Enquete-Kommission Demographischer Wan-
del. Sie ist in der letzten Woche gestorben, und ich 
möchte hier für ihre Arbeit, für ihr Engagement und 
ihre Unterstützung bei unserer Tätigkeit danken. Ich 
bin sicher, der Vorsitzende der Kommission, Kollege 
Walter Link, wird das an anderer Stelle auch noch 
tun; aber ich möchte es hier sagen, weil sie auch in 
dem Bereich Gewalt gegen Ältere wichtige Impulse 
gegeben hat. 

Margret Dieck hat bei der Fachtagung „Gewalt ge-
gen Ältere zu Hause" im März dieses Jahres Gewalt 
definiert  als eine systematische, nicht einmalige 
Handlung oder Unterlassung mit dem Ergebnis einer 
ausgeprägt negativen Einwirkung auf die Befindlich-
keit des Adressaten. Sie unterscheidet dabei Ver-
nachlässigung (neglect) mit den Unterformen passive 
und aktive Vernachlässigung sowie Mißhandlungen 
(abuse) mit den Unterformen körperliche Mißhand-
lung, psychische Mißhandlung, finanzielle Exploita-
tion und Einschränkungen des freien Willens. 

Wie viele Menschen sind es, die zuhause leben 
und tägliche Hilfen, Unterstützung und Pflege brau-
chen? Die Zahlen für Pflegebedürftige zuhause zei-
gen, daß wir - trotz Pflegekassen und ihrer Aktivitä-
ten zur Beurteilung und Einstufung der Pflegebe-
dürftigkeit - eine sehr ungenaue Datenlage haben: 

Norbert  Blüm, der zuständige Minister, spricht von 
1,2 Millionen Pflegebedürftigen, die heute Leistun-
gen bei der Pflege zu Hause erhalten (Sozialpoliti-
sche Informationen vom 28. November 1996, S. 4); 
Volker Hansen dagegen nennt in seinem Be richt 
„Deutlich mehr Pflegefälle als erwartet" (in: Kurz-
Nachrichten-Dienst der Bundesvereinigung der 
Deutschen Arbeitgeberverbände 1996, Nr. 63 vom 
16. August) rund 1,5 Millionen Personen im Bereich 
der ambulanten Pflege und zusätzlich über 600 000 
abgelehnte Anträge, also insgesamt etwa 2,1 Mil-
lionen Empfehlungen des MDK. Dieses kleine Bei-
spiel zeigt, daß schon einfacher zu erhebende Daten 
recht unterschiedlich ausfallen können! 

Da davon auszugehen ist, daß wegen der hohen 
Hürde der Pflegeversicherung - mindestens 
90 Minuten Pflege täglich - viele Pflegebedürftige im 
Augenblick keinen Antrag stellen (ihre Zahl wird auf 
etwa eine halbe Million geschätzt), ist die Zahl der 
Gepflegten zu Hause mit Sicherheit höher als die 
vorher genannten Daten. Realistisch ist demnach, die 
Zahl der Menschen zuhause, die Hilfen und Pflege 
im täglichen Leben brauchen, mit mindestens zwei 
bis zweieinhalb Millionen anzugeben. 

Wer pflegt in diesen Situationen? Es sind vorwie-
gend Töchter, Schwiegertöchter, Ehefrauen - aber in-
zwischen auch ein steigender Anteil Männer. Sie 

werden, wenn sie Sachleistungen aus der Pflege-
kasse erhalten oder diese selber zahlen können, von 
ambulanten Pflegediensten unterstützt. Das sind 
Dienste, die früher vor allem von kirchlichen Trägern 
oder Wohlfahrtsorganisationen geleistet wurden, in-
zwischen immer mehr auch von p rivaten Pflegedien-
sten. Viele der Pflegenden zuhause leisten tagtäglich 
eine liebevolle, aufopfernde Pflege und Betreuung; 
aber das ist, bei zunehmender Schwere der Pflegebe-
dürftigkeit, eine Aufgabe, die auch zu Erschöpfung 
und Überforderung führen kann. 

Zu den Ursachen und Bedingungsfaktoren von Ge-
walt gegen Ältere im innerfamiliären Bereich - ich 
will hier nur einige der wichtigsten nennen - gehö-
ren: Überforderung der Pflegeperson durch Langzeit-
pflege oder Pflege rund um die Uhr; Alkohol- oder 
andere Suchtprobleme, physische oder psychische 
Krankheiten der Pflegeperson; Konflikte in der Be-
ziehung, Abhängigkeiten zwischen Pflegeperson 
und Pflegebedürftigem; einschränkende Lebensbe-
dingungen, z. B. finanzielle und soziale Schwierig-
keiten, Isolation; Gewalttätigkeit als Mittel zur Lö-
sung von Konflikten schon in früheren Lebenspha-
sen. 

Von verschiedenen Forschern wird auch darauf 
hingewiesen, daß Demenzkranke ein höheres Risiko 
haben, Opfer von Gewalt zu werden, als ältere Men-
schen mit körperlichen Krankheiten. In der Antwort 
der Bundesregierung auf die Große Anfrage der SPD 
zur Situation der Demenzkranken in der Bundesre-
publik Deutschland (Drucksache 13/5257 vom 10. Juli 
1996) wird die Zahl der Demenzkranken mit rund 
800 000 angegeben, wenn man nur die mittelschwe-
ren und schweren Stadien betrachtet; unter Einbe-
ziehung auch der leichten Stadien wird eine Zahl 
von 1,2 Millionen angegeben, wobei auch höhere 
Schätzungen nicht zurückgewiesen werden (S. 4). 

Wer Demenzkranke kennt und mit ihnen gearbei-
tet hat, weiß, daß es nicht einfach ist und daß nach 
einem Frühdienst, nach Spät- oder Nachtschicht es 
nötig und wichtig ist, eine Pause, Erholung, Ab-
wechslung zu haben. Das ist aber, wenn ein älterer 
Mensch mit Demenz zu Hause lebt und betreut wird, 
oft nicht möglich, und dann können Belastung, Rück-
zug, Verzweiflung, Isolation, Aggression gegen sich 
oder andere zunehmen und, wenn keine Hilfe und 
Entlastung erfolgt, die Beziehung und die Betreuung 
erheblich stören. 

Was können wir für die Menschen in einer solchen 
Situation tun? Darum geht es in den weiteren Punk-
ten unseres Antrags. 

Parallel zu wissenschaftlichen Untersuchungen 
müssen konkrete Schritte zum Schutz der pflegebe-
dürftigen Menschen und zur Entlastung der Pflegen-
den getan werden; dabei können auch vorhandene 
Instrumente genützt werden. 

§ 45 des Pflegeversicherungsgesetzes z. B. ermög-
licht Pflegekurse für Angehörige und ehrenamtliche 
Pflegepersonen, die von den Pflegekassen unentgelt-
lich angeboten werden sollen. Wie viele Pflegende 
haben solche Kurse besucht? Was wird gelehrt? Wel-
che Lernerfolge haben diese Kurse? Gibt es ein Cur- 



13198* 	Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 145. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 5. Dezember 1996 

riculum für Pflegekurse, das beitragen kann zur psy-
chischen und sozialen Stabilisierung der Pflegeper-
son, zur Vorbereitung und Verarbeitung belastender 
Situationen - ein Cur riculum, das Reflexionen an-
stößt und Möglichkeiten aufzeigt, wie Entlastung 
und Deeskalation in kritischen Situationen versucht 
werden kann? 

Bei der Fachtagung im März sagte Professor An-
dreas Kruse, Universität Greifswald, daß er gern be-
reit wäre, an einem solchen Cur riculum zu arbeiten - 
ein Mann, der große Erfahrung in Forschung und 
Lehre für diesen Bereich mitbringt. Warum nutzen 
wir das nicht? 

Bündnis 90/Die Grünen wollen Pflegekurse ver-
pflichtend machen. Ich glaube nicht, daß das der 
richtige Weg ist. Wer nicht dazulernen wi ll, wird 
auch nicht unter Zwang lernen. Ich halte es für sinn-
voller, die Rahmenbedingungen so attraktiv zu ma-
chen, daß die Kurse von möglichst vielen Pflegeper-
sonen angenommen werden, z. B. durch die Möglich-
keit einer Ersatzpflegekraft während der Kurszeit. 
Ein anderer Punkt aus dem Antrag: eine sinnvollere 
Form und Organisation der Beratungsbesuche. Das 
ist sicher richtig und notwendig, aber auf freiwilliger 
Basis; wie die Grünen es vorschlagen, dient es nicht 
dem Schutz der Menschen! 

Andreas Kruse nennt die „intensivere psychoso-
ziale Betreuung und Beratung von Familien mit ei-
nem pflegebedürftigen Familienmitglied sowie die 
Einrichtung von Gruppen für pflegende Angehö-
rige" eine Chance für Prävention und Inte rvention 
mit dem Ziel der Gewaltvermeidung und des Gewalt-
abbaus. Nachdenken über das eigene Verhalten in 
Krisen- und Konfliktsituationen, vorübergehende 
Entlastung der Angehörigen von der Pflege und eine 
Aufteilung von zeitintensiver Pflege auf mehrere Per-
sonen werden von ihm als weitere Möglichkeiten der 
Prävention gesehen. 

In der Prävention und in der Inte rvention gibt es 
Ansätze und Ideen, die andernorts erprobt und wei-
terentwickelt werden. Ich nenne als Beispiel die re-
gionalen „Helplines" in den Niederlanden - ein Not-
rufsystem, das es seit einigen Jahren gibt für Opfer, 
Angehörige, Nachbarschaft oder Fremde - zur Infor-
mation über Mißhandlungen von Älteren mit der 
Möglichkeit für anschließende Beratung und Betreu-
ung. 

Auch aus den USA wird über verschiedene Mo-
delle der Inte rvention berichtet; brauchbar scheinen 
mir vor allem die angebotenen Dienstleistungen zu 
sein: Angebote für die Opfer, Angebote für Gewalttä-
tige und „Verbindungsangebote" zur Vermittlung 
zwischen beiden Gruppen. 

Wenn wir internationale Tagungen zu so wichtigen 
Themen wie Gewalt gegen Ältere haben, können wir 
dann nicht auch bereit sein, von den Ideen und Er-
fahrungen dieser Länder zu lernen? 

Ein gemeinsamer Antrag zum Thema „Gewalt ge-
gen Ältere im häuslichen Bereich - Prävention und 
Intervention" zur Verbesserung der Situation der 
Pflegebedürftigen und der Pflegenden ist Ziel unse-
rer Initiative. 

Der Antrag von Bündnis 90/Die Grünen wi ll  mei-
nes Erachtens zu viele Schritte gleichzeitig; außer-
dem enthält er fehlerhafte Angaben. Ziele und Kern 
unterscheiden sich darüber hinaus wenig von denen 
in dem von uns formulierten Antrag. 

Frau Nolte, Ministerin in diesem Resso rt , hat ein 
Modellprojekt angekündigt „Gewalt gegen Ältere im 
persönlichen Nahraum", das für dreieinhalb Jahre 
mit 1,6 Millionen DM Kosten geplant ist - besser als 
gar nichts, Frau Kollegin Nolte, aber nicht genügend! 
Vorbereitung, Projekt, Nachbereitung - das heißt ca. 
5 Jahre abwarten und immer so tun, als ob Sie etwas 
tun! Für die meisten Betroffenen ändert sich in dieser 
Zeit nichts - das ist zu wenig! 

„Menschenwürde und Selbstbestimmung im Al-
ter" heißt ein Untersuchungsbericht in Baden-Würt-
temberg aus dem Jahr 1990. Viele gute Vorschläge 
zur Altenpolitik sind do rt  enthalten, wenige bisher 
verwirklicht (z. B. eine bundeseinheitliche qualifi-
zierte Altenpflegeausbildung). 

Lassen Sie uns gemeinsam die guten Ansätze nicht 
nur sammeln und diskutieren, sondern daraus lernen 
und Verbesserungen so schnell wie möglich verwirk-
lichen! 

Die Pflegebedürftigen und die Pflegenden freuen 
sich darüber, wenn sie in ihrer oft schwierigen Situa-
tion Unterstützung und Entlastung erhalten; sie brau-
che sie. 

Erika Reinhardt (CDU/CSU): Die beiden uns vorlie

-
genden Anträge befassen sich sehr umfassend mit 
der Gewalt gegen ältere Menschen, den vermuteten 
Ursachen, dem Problem der Dunkelziffern sowie mit 
möglichen Maßnahmen und vor allem der Präven-
tion. Obwohl die Intention der beiden Anträge gleich 
ist, sind die Unterschiede bei den Maßnahmen, der 
Prävention deutlich. Vielleicht wird dadurch auch er-
kennbar, wie schwierig und sensibel dieser Bereich 
ist, und wie sehr es darauf ankommt, wie Politik und 
Gesellschaft damit umgehen. 

Eine umfassende Studie, die im Auftrag des Bun-
desministeriums für Familie und Senioren erstellt 
wurde, gibt erste profunde Einblicke in dieses Feld. 
Neu an diesem Abschlußbericht ist die Analyse der 
Opfererfahrungen in engen sozialen Beziehungen. 
Die Ergebnisse dieser Studie sind in jedem Fall alar-
mierend. Die Daten zeigen, daß der Bereich der fami-
liennahen Gewalt gegen ältere Menschen sehr viel 
ausgeprägter ist als die Thematik der Gewalt gegen 
ältere Menschen in Institutionen, wobei auch hier zu 
berücksichtigen ist, daß es immer schwierig sein 
wird, bei Untersuchungen im p rivaten und noch 
schwieriger im Bereich der Institutionen klare und 
objektive Zahlen zu erhalten. 

Deshalb möchte ich auch nicht so sehr auf Zahlen 
eingehen, vielmehr die Problematik in ihrer Gesamt-
heit beleuchten. Gewalt gegen ältere Menschen, ge-
gen Hilfe- und Pflegebedürftige, ist immer Gewalt 
gegen Schwächere, und, wo immer sie geschieht, zu 
verachten. Denn jeder Gewaltakt, der Menschen in 
engen sozialen Beziehungen widerfäh rt , ist einer zu-
viel. Richtig ist aber auch, daß Gewalt gegen ältere 
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Menschen keine Neuerscheinung ist, nur, früher 
kam sie nicht ans Tageslicht, man redete nicht dar-
über, es war tabu. Deshalb finde ich es gut, daß wir 
heute offen darüber diskutieren und damit auch zu 
einer Bewußtseinsbildung in unserer Gesellschaft 
beitragen. 

Mit Hilfen können wir nur ansetzen, wenn wir uns 
auch mit dem Problem auseinandersetzen und ge-
meinsam Lösungen, Hilfen und Konzepte entwik-
keln. Wir begrüßen es daher sehr, daß sich das Mini-
sterium bereits vor Jahren mit der Problematik aus-
einandergesetzt hat und auch Maßnahmen, wie In-
formations- und Fachtagungen, durchgeführt hat. 
Aus den Erkenntnissen müssen wir Konsequenzen 
ziehen. 

Wir haben es mit einem sehr sensiblen Bereich zu 
tun und sollten deshalb auch mit der entsprechenden 
Sorgfalt mit diesem Thema umgehen. Für Schlagzei-
len ist es jedenfalls nicht geeignet. Denn es darf nicht 
passieren, daß die vielen pflegenden Angehörigen 
und professionellen Helfer, die ihre Arbeit tagtäglich 
selbstverständlich und unter Achtung der Würde des 
älteren Menschen tun, durch Einzeldarstellungen in 
Medien von Gewalt gegen ältere Menschen verun-
glimpft und in ihrer täglichen Arbeit in Frage gestellt 
werden. 

Die tatsächliche oder geplante Vernachlässigung 
oder Gewaltanwendung steht immer am Ende eines 
langen Prozesses. Dabei ist es wichtig, zu sehen: 
Jede Seite scheint zugleich Täter und Opfer zu sein. 
Auf jeder Seite gibt es passives Erleiden und aktives 
Handeln. Es ist deshalb kein Widerspruch, wenn wir 
feststellen, daß sich Gewaltanwendung und Zuwen-
dung unmittelbar ablösen und auch überlagern. Wir 
wissen, daß die Pflege älterer Menschen häufig mit 
großen Belastungen und Einschränkungen für die 
Pflegenden verbunden ist, die bis zur körperlichen 
und seelischen Erschöpfung reichen kann. Hier sind 
die Schwellen zu einer möglichen Vernachlässigung 
der älteren Pflegebedürftigen fließend. Genau hier 
müssen unsere Maßnahamen ansetzen. 

Ich weiß, von was ich rede, aus eigener Erfah-
rung: - Zwei Jahre habe ich einen bettlägerigen älte-
ren Menschen gepflegt, ich weiß, was es bedeutet, 
nachts zwei- bis dreimal aufzustehen und Hilfe zu 
leisten und untertags wieder voll einsatzfähig zu 
sein. 

Entlastende Hilfen sind gefordert, nicht Anklage. 
Es gilt, die Pflege zu erleichtern. Dies reicht von per-
soneller Entlastung über technische Hilfen bis hin zu 
Selbsthilfegruppen unter professioneller Leitung. 
Aus seniorenpolitischer Sicht messen wir für die Un-
terstützung der Familienpflege den ambulanten 
Diensten und ehrenamtlichen Helfern eine große Be-
deutung zu. Aber wir dürfen sie bei ihrer schwieri-
gen Arbeit nicht alleine lassen, damit Gewalt erst gar 
nicht entsteht. 

Die Pflegeversicherung ist in diesem Zusammen-
hang ein wichtiger Baustein zur Entlastung der Pfle-
genden. Ich denke dabei an die Möglichkeit der 
Kurzzeitpflege, der stundenweisen Betreuung der 
wichtigen Beratung und Schulung von Pflegenden. 

Wichtig ist vor allem auch die moralische Unterstüt-
zung. Hier sind Gesprächskreise, wie sie oft von 
freien Trägern angeboten werden, sehr hilfreich. Das 
Wissen, mit dem Problem nicht allein zu sein, kann 
viele Emotionen abbauen. 

Um es in aller Deutlichkeit zu sagen: Ist Gewalt als 
solche erkennbar und unzweifelhaft, sei sie physisch 
oder psychisch, ist sie als solche auch zu benennen, 
und hier muß auch eingeschritten werden. Daß es 
nicht allein körperliche Gewalt zu verhindern gilt, 
wird offenkundig, wenn man sich die Folgen von 
psychischer Gewalt vergegenwärtigt. Denn körperli-
che Folgen im Sinne von Verletzungen oder Schmer-
zen sind weniger bedeutsam als psychische Konse-
quenzen. Es dominieren dem Opfererlebnis nachfol-
gend Ängste, das Gefühl, nicht mehr sicher zu sein, 
oder auch das Bedürfnis, aus dem Haushalt auszie-
hen zu wollen, dies aber nicht in die Tat umsetzen zu 
können. 

Das Problem, quantitative Untersuchungen über 
eine so vielschichtige und schwer zu präzisierende 
und eingrenzende Thematik durchzuführen, ist of-
fenkundig. So notwendig Forschung auch sein mag, 
viel wichtiger als Untersuchungen ist ein Bewußt-
seinswandel in unserer Gesellschaft, ein gemeinsa-
mes Wirken und Helfen. Das Thema muß offen, aber 
auch mit der notwendigen Sensibilität diskutiert wer-
den, und unser Ziel muß sein, alles Erdenkliche in 
die Wege zu leiten, um Gewalt gegen ältere Men-
schen zu verhindern. Maßnahmen, die dieses Ziel 
verfolgen, müssen an beiden Seiten, d. h. bei den 
Pflege- und Hilfebedürftigen und bei den Pflegen-
den ansetzen, wobei die Hilfe und Entlastung für die 
pflegenden Familienangehörigen den Ansatzpunkt 
bilden sollen. 

Wir sind bereit, konstruktiv an dieser Aufgabe mit-
zuwirken. 

Arne Fuhrman, (SPD): Der Begriff „Gewalt', seine 
Ausübung, der Gebrauch haben in der heutigen 
Tagesdebatte bisher eine wichtige Rolle gespielt. Die 
Forderung der sozialdemokratischen Bundestags-
fraktion nach gewaltfreier Erziehung in der Fami lie 
entspricht auch der Forderung nach gewaltfreiem 
Umgang mit alten Menschen in Familie und Gesell-
schaft. 

Gewalt in der Sprache - „Hey, Opa, mach mal 
Platz" oder „Ach, Oma, red' kein Blech" - sowie die 
körperliche Gewalt - als Beispiele bieten sich an: 
Schlagen, Drängeln, Fallenlassen, Liegenlassen - 
und die seelische Gewalt - wie sich nicht kümmern, 
nicht zuhören, vergessen, warten lassen - sind alles 
Beispiele, die in einer Ellenbogengesellschaft offen-
sichtlich wie das Verdrängen aus dem Arbeitsprozeß, 
das Sich-Vordrängeln, das Im-Mittelpunkt-Stehen 
zum Alltag gehören. 

Man könnte leicht dem Irrtum verfallen, daß der 
Begriff der alltäglichen Gewalt gegen Kinder, gegen 
Frauen, gegen die Alten den Alltag in unserem Le-
ben prägt. Dies scheint mir ein pauschales Vorurteil 
zu sein, so wie die Vorurteile „ Im Heim herrscht Ge-
walt gegen Ältere" oder „In den Familien leiden Alte 
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durch die Jungen" oder „Die Gesellschaft peinigt 
ihre Alten" . Und dennoch: Es gibt Gewalt in jeder 
Form, an jeder Stelle und zu jeder Zeit gegen die Äl

-

teren, gegen die Alten. Mir erscheint es häufig so, als 
sei die Angst davor, sich mit dem eigenen Alter, dem 
eigenen Tod, den eigenen Gebrechen auseinander-
zusetzen, die Triebfeder, um Frust, Angst, Aggres-
sion durch Gewalt abzureagieren. 

Dies ist eine Erklärung. Würde man es dabei be-
wenden lassen, wäre es verhältnismäßig einfach, 
Mechanismen zu entwickeln, die die Ausübung jeg-
licher Art  von Gewalt erschweren oder unmöglich 
machen könnten. Aber wir leben in einer Gesell-
schaft, die unseren Alltag prägt durch laufende per-
sönliche und im Umfeld angesiedelte Problemfälle 
wie Arbeitslosigkeit, beengten Wohnraum, Kampf 
um gesellschaftliche Anerkennung, finanzielle Nöte, 
Partnerschaftsprobleme und, nicht zu vergessen, die 
immer wiederkehrenden Augenblicke von Überfor-
derung oder Versagen im Beruf. 

Genug Gründe, um im Zweifelsfalle Enttäuschung, 
Zorn, Wut an den Schwächsten in unserer Gesell-
schaft, an unseren Kindern, Kranken, Behinderten 
und Alten auszulassen. Aber Achtung: Gewalt gegen 
Ältere ist nicht zu erklären als der Kampf zwischen 
Jung und Alt, als die gesellschaftliche Auseinander-
setzung der Jungen gegen die Alten. 

Wir haben uns daran gewöhnt, mit Risiken zu le-
ben, sei aber nicht zu verbalisieren, um uns und an-
deren unsere Hilflosigkeit nicht eingestehen zu müs-
sen. Es gibt einige kleine, aber passende Beispiele 
für das, was ich mit diesem Satz ausdrücken möchte: 
Da ist das hauptamtliche Personal in der stationären 
Altenhilfe, das sich voller Zuwendung und wirklicher 
Hilfsbereitschaft wochen-, monate-, ja sogar jahre-
lang um die alten, zumeist pflegebedürftigen Men-
schen kümmert. Und dann kommen die Augen-
blicke, in denen zu wenig Personal oder kaum ausge-
bildetes Personal vorhanden ist, in denen die persön-
liche Überforderung so stark wird, daß man „diese 
alte Frau" oder „diesen alten Mann" mit seiner Nör-
gelei, mit seinen Extrawünschen nicht mehr erträgt. 
Und der Schritt zur Gewaltanwendung ist nur noch 
klein. Oder da sind die Angehörigen, die sich total 
überschätzt haben oder von ihren Nachbarn über-
schätzt wurden, als sie sich darauf einließen, zu 
Hause in ihrer Wohnung die Pflege für irgendeinen 
Angehörigen zu übernehmen. 

Hier brauchen wir Hilfe, und zwar für die, die nicht 
verstehen können, daß sie Gewalt anwenden und 
wie sie das tun. In einer Gesellschaft, in der mehr als 
25 Prozent der Menschen zu den Alten gehören, ist 
die Hilfe für alle Beteiligten im Umgang miteinander 
dringend geboten. 

Wir sind nicht immer und überall von Gewalt um-
geben. Vieles von dem, was in solchen Debatten wie 
der heutigen geäußert wird - auch das, was ver-
schwiegen wird -, könnte dazu dienen, die Diskus-
sion auf falsche Gleise zu führen. Aber unstrittig ist 
auch, daß Kinder und Alte am Anfang und am Ende 
einer Straße stehen, die nur dann ohne Schaden von 
allen Generationen begangen werden kann, wenn 
die Rahmenbedingungen stimmen. Und zu diesen 

Rahmenbedingungen gehören in erster Linie die 
Sicherheit und Verläßlichkeit für die Absicherung 
aller Lebensrisiken, die Erziehung zu verantwor-
tungsbewußtem Verhalten und Respekt vor der 
Würde eines Lebens bis ins hohe Alter, Supervision 
und Beratung für pflegende Angehörige und Pflege-
berufe und die Einsicht, daß zum Miteinander-Leben 
auch solidarisches Verhalten gehört. 

Solidarität ersetzt nicht Eigenverantwortung, er-
trägt nicht Bevormundung, sie wirkt auch als Hilfe 
zur Selbsthilfe. In der Solidargemeinschaft stehen die 
Jungen für die Alten, die Gesunden für die Kranken, 
die Arbeitenden für die Arbeitslosen und die Starken 
für die Schwachen ein. Gewalt gegen Ältere ist 
Schwäche. Eine solidarische Gesellschaft hift den 
Schwachen. Gewalt hat dann keine Chance. 

Irmingard Schewe-Gerigk (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Eine kürzlich veröffentlichte Studie im 
Auftrag der Bundesregierung hat uns drastisch vor 
Augen geführt, was sich hinter deutschen Woh-
nungstüren abspielt: Jährlich werden zirka 600 000 
ältere Menschen im Alter von 60 bis 75 Jahren Opfer 
von Gewalt in der Familie. Sie werden körperlich 
mißhandelt, vernachlässigt oder materiell ausge-
nutzt. Allein die Zahl der schwer körperlich mißhan-
delten älteren Menschen lag 1991 bei 120 000 Perso-
nen. 

Abgeschirmt von der Öffentlichkeit erdulden die 
Opfer häufig ihr Schicksal. Sie sehen dies als ihre Pri-
vatsache an, scheuen sich, Fremden zu sagen, daß 
sie in der eigenen Familie gequält werden, um das 
Zusammenleben mit der nahestehenden Person nicht 
noch weiter zu erschweren. Nachbarn schweigen, 
weil sie sich nicht in Familienangelegenheiten einmi-
schen wollen. Und die Betroffenen sind häufig zu 
schwach, um Alarm schlagen zu können. Deshalb ist 
die Dunkelziffer so hoch: Nur jeder zehnte Fall wird 
der Polizei bekannt, so die Studie. 

Ursachen für Gewalt gegen ältere Menschen lie-
gen oft in belastenden Pflegesituationen. Darum ma-
che ich mir Sorgen, daß sich 90 % der Angehörigen 
für das Pflegegeld und nur 10 % für professionelle 
Hilfe entscheiden. Ich glaube, viele Angehörige un-
terschätzen die Belastung, die auf sie zukommt. 
„Familienpflege hat ihre Grenzen", besagt eine Un-
tersuchung der ehemaligen Ministe rin Lehr. Denn: 
Viele Angehörige sind körperlich und seelisch mit 
der Pflegesituation überfordert: Sie haben kaum ein 
Privatleben, kein freies Wochenende, keinen Urlaub 
mehr. Diese Situation ist mitverantwortlich für die 
Dramen, die sich in manchen Familien abspielen. Die 
oft langfristige Belastung zermürbt die Laienpfleger 
und Laienpflegerinnen: Erschöpfungszustände, be-
engte Wohnverhältnisse, familiäre Schwierigkeiten 
oder negative Erlebnisse aus der Vergangenheit füh-
ren dazu, daß pflegende Angehörige oft selbst am 
Rande des Zusammenbruchs stehen und dann ge

-

walt anwenden. 

All dies zeigt: Ältere Menschen, die Gewalt in en-
gen sozialen Beziehungen erleben, brauchen Unter-
stützung und Hilfe. Sie brauchen Ermutigung, um zu 
offenbaren, daß sie Gewalt erleiden. Ihnen fehlen 
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Ansprechpartner und Ansprechpartnerinnen, die in 
Krisensituationen direkte und kompetente Hilfe lei-
sten können. Aber es gibt auch zu wenig Hilfen für 
die pflegenden Angehörigen. 

Die Politik darf dieses Problem nicht länger leug-
nen oder verharmlosen. Dem erschreckenden Aus-
maß von Gewalt in der Familie muß endlich politisch 
begegnet werden. Es muß gehandelt werden. Frau 
Nolte, ich freue mich zwar, daß unsere Kritik nicht 
ganz spurlos an Ihnen vorübergegangen ist, aber Ihr 
Modellprojekt, das Sie ab März 1997 fördern wollen, 
nimmt sich angesichts der Dimension des Problems 
doch sehr bescheiden aus. 

Und auch Sie, meine Damen und Herren von der 
SPD sind sehr zaghaft. Sie fordern zunächst eine wei-
tere Studie. Das kann nicht schaden, aber Sie wissen 
doch auch, welchen Wert Studien für diese Regie-
rung haben. Sie füllen Schubladen und Regale. 
Liebe Kolleginnen und Kollegen von der SPD, es tut 
mir leid, daß ich das sagen muß, aber Ihre Forderun-
gen haben einen Allgemeinheitsgrad, der fast schon 
nicht mehr zu überbieten ist. Was sind denn für Sie 
beispielsweise - ich zitiere - „Möglichkeiten der Prä-
vention", die Sie „ernst genommen" sehen wollen, 
oder „Möglichkeiten der Intervention", die Sie „ge-
prüft" sehen wollen? Wo ist Ihre klare politische Posi-
tion? 

In unserem Antrag finden Sie eine Vielzahl von 
konkreten Präventions- und Interventionsmöglich-
keiten, um Gewalt gegen ältere Menschen zu min

-

dern oder zu vermeiden. Dazu gehören: kostenlose, 
anonyme Beratungsstellen, um älteren, von Gewalt 
bedrohten Menschen Hilfe und Unterstützung anzu-
bieten. Wir erwarten von der Bundesregierung, daß 
sie ein umfangreiches wissenschaftlich begleitetes 
Modellprojekt einrichtet, innerhalb dessen Bera-
tungsstellen, Krisen-Interventionsdienste und Not-
rufe ausgebaut und neu geschaffen werden. Hier 
müssen allerdings auch die Länder ihrer Verantwor-
tung gerecht werden. 

Aber auch für die pflegenden Angehörigen ist eini-
ges zu tun: Wir brauchen im Rahmen der Pflegeversi-
cherung eine professionelle Beratung für pflegende 
Angehörige durch freiwillige Pflegeeinsätze der am-
bulanten Dienste. Sie können doch nicht ernsthaft er-
warten, daß die bisherigen Pflichtpflegeeinsätze, 
durch die die Qualität der Pflege kontrolliert werden 
soll, zur Beratung von pflegenden Angehörigen 
taugt. Auch eine wirkliche Entlastung der pflegen-
den Angehörigen, zum Beispiel durch Kurzzeit- oder 
Tagespflege, kann dazu beitragen, die Gewaltdyna-
mik in Pflegesituationen zu verringern. 

Die von der Pflegeversicherung im Rahmen einer 
Soll-Vorschrift vorgesehenen Pflegekurse müssen 
verbindlich verankert werden. Die Pflege von Men-
schen in der Pflegestufe 2 und 3 ist eben kein Kinder-
spiel. Darum muß neben der Hilfestellung zur Pflege 
auch Umgang mit Streß-, Belastung- und Krisensi-
tuationen erlernt werden. 

Und auch an einer anderen Stelle müssen Sie um-
denken: Wir dürfen keine Wohnghettos für unter-
schiedliche Altersgruppen in dieser Gesellschaft 

schaffen: Ein ausreichendes Angebot an bezahlbaren 
Mehrgenerationen-Wohnungen ist eine angemes-
sene Wohnform für ältere Menschen, auch wenn sie 
pflegebedürftig sind. Sie bieten einen Schutz vor so-
zialer Isolation und Gewalt. Bei der anstehenden No-
velle des 2. Wohnungsbaugesetzes müssen diese da-
her auch als förderungswürdig aufgenommen wer-
den. 

Und was geschieht für den Fall, daß es zu Gewalt-
handlungen gekommen ist und Opfer und Täter oder 
Täterin nicht mehr unter einem Dach leben können? 
Bislang fehlt es an Alternativen, wie auch Richterin-
nen und Richter immer wieder bemängeln. Darum 
muß für Menschen, die den Ort der Gewalt verlassen 
wollen, ein Angebot an Schutzwohnungen bereitge-
stellt werden. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, in wenigen Ta-
gen ist der Tag der Menschenrechte. Es ist ein Men-
schenrecht, in Würde und ohne Gewalt alt zu wer-
den. Lassen Sie uns gemeinsam an diesem Ziel arbei-
ten. 

Lisa Peters (F.D.P.): Der Deutsche Bundestag wird 
sich in den nächsten Jahren noch sehr oft mit dem 
Thema „Der ältere Mensch" beschäftigen müssen. 
Das heißt für mich, daß ich mich mit meinem eigenen 
Anliegen - ich bin 62 Jahre alt und werde in meiner 
Heimatstadt in der Statistik als „Seniorin" geführt - 
beschäftigen und auseinandersetzen muß. Wir kön-
nen diesen Themenbereich nicht mehr übergehen, 
die demographische Entwicklung in der Bundesre-
publik und in Europa zwingt uns zur Wahrnehmung. 

In der Zukunft werden wir Älteren das Bild der Ge-
sellschaft prägen, wir sind einfach in der Überzahl, 
man kommt an den Senioren nicht mehr vorbei. Wir 
werden aber sehr viel tun müssen, wollen wir voll ak-
zeptiert werden. Uns muß der richtige Platz und Stel-
lenwert in dieser Gesellschaft eingeräumt werden. 
Wir wollen auch in Zukunft nicht nur aus wirtschaft-
lichen Gesichtspunkten eine Rolle spielen. Man kann 
allerdings feststellen, daß die älteren Menschen in 
den kommenden Jahren über mehr Geld verfügen 
werden. Es ist auch heute schon klar festzuhalten, 
daß die Versorgung und Betreuung älterer Menschen 
viele Arbeitsplätze geschaffen hat und noch weiter 
schaffen wird. 

Ich freue mich deshalb sehr, daß das Bundesmi-
nisterium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
die Belange der älteren Generationen zunehmend 
mehr thematisiert. Sie, Frau Ministerin Nolte, haben 
sich in den letzten Jahren sehr intensiv mit dieser 
Problematik beschäftigt, viele Stellungnahmen ver-
faßt, Studien in Auftrag gegeben, eine Fachtagung 
veranstaltet. Kurzum: Das Thema „Älterer Mensch, 
Gewalt gegen ältere Menschen" wurde öffentlich ge-
macht, aus den vier Wänden, die die Familie um-
schließen, nach draußen getragen. 

Auch in den Fraktionen des Deutschen Bundesta-
ges wird hier Diskussions- und Handlungsbedarf ge-
sehen, deshalb sprechen wir heute über die vorlie-
genden Anträge. Insbesondere die Themen „Gewalt 
gegen Kinder" und „Gewalt gegen Frauen" haben 
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durch die Diskussion, die geführt wurde, Fortschritte 
gebracht. Wir alle wissen allerdings, daß noch viel zu 
tun ist, daß unsere Aktivitäten weiter anhalten müs-
sen. 

Dank der guten Gesundheitsvorsorge der letzten 
10 bis 15 Jahre können wir von einer wesentlich län-
geren Lebenserwartung ausgehen. Wir Frauen errei-
chen heute schon ein Durchschnittsalter von fast 
79 Jahren. In den letzten 20 Jahren wurde die Le-
benserwartung alle 4 Jahre um ein weiteres Jahr ge-
steigert. Es kann natürlich nicht vorausgesagt wer-
den, wie lange diese Entwicklung noch anhalten 
wird. Allerdings dürfen wir diese Daten nicht nur zur 
Kenntnis nehmen, gesellschaftspolitische Konse-
quenzen sind erforderlich. Das heißt auch, wir müs-
sen das „Älterwerden" akzeptieren, es muß Bestand-
teil unserer p rivaten Lebensplanung werden. 

Die Aufgabe des Berufes kann nur die Aufgabe 
des Erwerbslebens sein. Es darf jedoch nicht dazu 
führen, daß man inaktiv wird. Im Gegenteil, die im 
Erwerbsleben stehenden Menschen müssen sich 
rechtzeitig auf die folgende Phase des Lebens ein-
stellen. Wir haben einen Anspruch auf aktive Gestal-
tung dieses Lebensabschnittes. Ich denke, dies wird 
in Zukunft mehr und mehr gelingen, zumal zuneh-
mend mehr Hilfen angeboten werden, sich der Bil-
dungsstand laufend erhöht. 

Ich gebe zu, daß dazu Mittel erforderlich sind, die 
Städte und Gemeinden jedoch große Schwierigkei-
ten haben, ihre Haushalte auszugleichen. Oft wer-
den dann präventive Maßnahmen auch in der Senio-
renarbeit gestrichen. 

Ältere Menschen von heute haben noch Kinder, oft 
auch Enkelkinder. Nur 10 Prozent der Frauen, die 
heute über 65 Jahren sind, haben keine Kinder gebo-
ren. Das heißt, es sind Angehörige da. In vielen Fäl-
len lebt man noch in einer Familiengemeinschaft, in 
einem Haus oder in räumlicher Nähe. Das wird sich 
in den nächsten 20 bis 25 Jahren stark verändern. 
Über 30 Prozent der dann älteren Menschen werden 
keine Familie mehr haben. Die Eltern sind verstor-
ben, Kinder wurden nicht geboren. Wir wissen aus 
allen Erhebungen, daß junge Frauen und Männer oft 
keine Kinder wollen. Es ist die eigene und persönli-
che Entscheidung dieser jungen Ehen oder Pa rtner-
beziehungen. Ich weiß jedoch nicht, ob alles bis zu 
Ende überlegt wurde. Auch wenn man heute erst 
30 Jahre alt ist, muß man schon darüber nachdenken, 
wie die eigene Gestaltung des Alters aussehen 
könnte. Es kann auch sein, daß diese Generation 
dann zwar über eine ausreichende Altersversorgung 
und über Zusatzeinkommen verfügt, aber die Frauen 
und Männer in unserem Land fehlen, die gegen Be-
zahlung die Betreuung und Pflege ausführen und 
übernehmen. 

Meine Herren und Damen, nun zur Gegenwart. 
1996 und auch in den nächsten Jahren leben ältere 
Menschen noch oft innerhalb der Familie; sie werden 
meistens von Familienangehörigen versorgt, betreut 
und auch gepflegt. Nun ist mehr und mehr bekannt 
geworden, daß auch in Familien Gewalt gegen ältere 
Menschen ausgeübt wird, daß alte und kranke Men-
schen leiden. Die Zahlen sind erschreckend; noch 

wird wenig darüber gesprochen. Der ältere Mensch 
ist auf die Hilfe angewiesen, kann sich schlecht 
wehren. Oft sind die Wohnverhältnisse begrenzt, der 
Raum reicht nicht aus, man kann sich nicht aus dem 
Wege gehen. Helfen und Pflegen sind schwer, beson-
ders dann, wenn sie über einen längeren Zeitraum 
erforderlich sind. Überforderungen bleiben nicht aus, 
Aggressionen werden freigesetzt, sie treffen den 
Schwächeren, den Menschen, den man betreut und 
pflegt. Handlungsbedarf ist angezeigt. In den Anträ-
gen, die wir heute behandeln, sind Wege aufgezeigt. 

Ich will jetzt einige Dinge aus meinem Umfeld nen-
nen, die diesem Thema zuzuordnen sind. Ich komme 
aus einem bäuerlichen Bet rieb, wir leben im ländli-
chen Raum. In unseren Übergabeverträgen, die vor 
30 bis 35 Jahren aufgesetzt wurden, war notariell 
verbrieft, das „Hege und Pflege" im Alter und bei 
Krankheit zu gewährleisten seien. Hier kann ich sa-
gen, diese Betreuung wird auch heute noch gegeben 
und vorgenommen. Oft fällt sie jedoch so aus, wie die 
Schwiegertochter es 30 bis 40 Jarhe vorher selbst er-
fahren hat, als sie in diese Familie kam. Wurde sie 
mit offenen Armen aufgenommen, erfuhr sie Liebe 
und Zuneigung, wurde sie schnell Mitglied dieser 
Familie. Dann ist sie heute auch in der Lage, diese 
erfahrene Zuneigung weiter zu geben, ja zurückzu-
geben. In diesen Fällen kommt es selten zu Aggres-
sionen, obwohl natürlich eine Überforderung oft 
nicht von der Hand zu weisen ist. 

Meine Nachbarin pflegt ihre schwer an Alzheimer 
erkrankte Schwiegermutter. Zu Beginn der Pflege 
war es sehr schwer; Erkenntnisse in der richtigen Be-
handlung der Krankheit lagen nicht vor. Eine inten-
sive Beratung, ein Pflegekurs mit Erfahrungsaus-
tausch und die Erstattung über die Pflegeversiche-
rung haben vieles leichter gemacht. Meine Nachba-
rin nimmt auch das Urlaubsangebot in Anspruch; die 
zu Pflegende wird für diese Zeit in einem Alten- und 
Pflegeheim betreut. Es geht alles gut, meine Nachba-
rin ist wieder ein fröhlicher und ausgeglichener 
Mensch geworden. Ich spreche mich deshalb für die 
Beratung und den Besuch eines Pflegekurses aus. 

Seit 17 Jahren bin ich in unserer Stadt Mitglied im 
Beirat der Sozialstation. Wir arbeiten do rt  seit Jahren 
mit präventiven Maßnahmen. Schon lange bevor ein 
älterer Mensch pflegebedürftig wird, nimmt die So-
zialstation Kontakt auf. Wir werben intensiv dafür; 
die Öffentlichkeitsarbeit ist fortschrittlich, manchmal 
bewußt aggressiv. Wir wollen Menschen auf diese 
Phase des Lebens vorbereiten. Es gibt - noch - Ge-
spräche. Wir haben seit Jahren Zivildienstleistende, 
die sich etwas Zeit nehmen können, für Gespräche 
und für Besorgungen zur Verfügung stehen und eine 
Verbindung von der jüngeren zur älteren Generation 
schlagen. 

Wir haben vor 17 Jahren mit zwei Gemeinde-
schwestern, der Leiterin und einer Teilzeitbürokraft 
angefangen. Heute werden über 40 examinierte 
Schwestern und Altenpflegerinnen, teils in Teilzeit-
arbeit, beschäftigt. Ich weiß aber auch, daß durch die 
starren und engen Zeiten, die nur noch für die Pflege 
im Rahmen der Pflegeversicherung zur Verfügung 
stehen, sich das Gespräch mit den Älteren kaum 
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noch führen läßt. Hier müssen wir über Verbesserun-
gen nachdenken. 

Aufgabe des Gesetzgebers ist es, die festgestellten 
Probleme zu erkennen, sie zu verbessern. Es darf 
nicht sein, daß ältere Menschen in Angst leben müs-
sen und nur noch wenig Freude am Leben haben. 
Durch die Diskussion hier im Hause und im Aus-
schuß können wir zur Verbesserung der augenblick-
lichen Situation beitragen. Vieles muß noch erforscht 
und ergründet werden. Es gilt, Mängel zu beseitigen. 
Noch besser wäre es, rechtzeitig vorzubeugen. 

Ich persönlich freue mich auf ein aktives Alter. Da-
bei bin ich mir sehr sicher, daß dann, wenn ich Hilfe 
benötige, sie mir von meiner Fami lie und aber auch 
den Nachbarn und Freunden gegeben wird. 

Heidemarie Lüth (PDS): Gewalt ist in der Regel der 
Mißbrauch von Macht und der Mißbrauch von Ab-
hängigkeit. Gewalt gegen schwächere, in einem Ab-
hängigkeitsverhältnis stehende Menschen hat so-
wohl eine gesellschaftliche als auch eine individuelle 
Dimension. Sowohl alte Menschen als auch Frauen, 
Kinder, behinderte, pflegeabhängige oder ausländi-
sche Mitbürgerinnen und Mitbürger können davon 
betroffen sein. 

Die Anträge der Fraktionen der SPD und von 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN greifen mit dem Thema 
„Gewalt gegen alte Menschen" ein sehr wichtiges 
Problem auf, da sowohl die Ursachen für die Entste-
hung von Gewaltpotentialen in diesem Bereich als 
auch ihre Dimensionen von der Öffentlichkeit kaum 
und wenn, dann kampagnehaft und marktschreie-
risch zur Kenntnis genommen werden. Sie sollten 
Anlaß sein, sich über den Ansatz zur Gewaltpräven-
tion zu verständigen, da aus meiner Sicht beide An-
träge dies nicht ausreichend tun. 

Im Antrag von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN wird 
nur das spezielle Problem der Gewalt in der Familie 
thematisiert. Aus unserer Sicht reicht dies nicht aus. 
Das Leben in einem Mehrgenerationenhaushalt 
nimmt nur einen geringen Anteil an allen Wohnfor-
men im Alter ein. Vielmehr treffen wir gerade bei der 
Altersgruppe, auf die sich der Antrag bezieht, bei 
den 60- bis 75jährigen Menschen, auf aktive, selb-
ständig lebende und wohnende Personen. Für diese 
Gruppe besitzt die strukturelle Gewalt als gesell-
schaftliches Problem größere Bedeutung als die di-
rekt in der Familie erlebte. Für Menschen mit zuneh-
mendem Hilfe- und Pflegebedarf gewinnt dann die 
direkte psychische und/oder physische Gewalt in 
diesem Abhängigkeitsverhältnis an Bedeutung, wo-
bei auch hier, wie im Antrag der SPD formuliert, die 
Gewalt in Einrichtungen der stationären und teilsta-
tionären Altenhilfe, durch ambulante Dienste, Ämter 
und Behörden sowie im familialen und nachbar-
schaftlichen Bereich eine Rolle spielt. Die Beschrän-
kung auf Gewalt in der Familie erscheint deshalb 
eine wichtige, aber zu enge Sichtweise zu sein. 

Die gesellschaftliche Gewalt gegen alte Menschen 
beginnt mit der Diskussion um die „Altenlast", „den 
Rentnergau" - von den Medien wirksam publiziert - 
und der gesellschaftlichen Aufkündigung des Soli

-

darvertrages, der auch den Generationenve rtrag ent-
hält, durch eine Sparpolitik dieser Regierung, die 
wechsel- oder gleichzeitig den kleinen Leuten in die 
Tasche greift und sie verantwortlich macht für eine 
verfehlte Wirtschafts- und Sozialpolitik. 

Gerade in der Vorweihnachtszeit erleben wir im-
mer wieder, wie an die Spendenbereitschaft für die 
armen, alten, behinderten und hilfebedürftigen Men-
schen appelliert wird, während gerade im Osten 
viele Hilfsinitiativen in ihrem Fortbestand bedroht 
sind, weil Mittel für ABM gekürzt und Zuwendungen 
für Verbände und Vereine gestrichen werden, weil 
die Kassen der Kommunen leer sind. Zu viele sind 
hilfeabhängig gemacht worden. 

Gegenstand der Betrachtung muß auch die Tatsa-
che sein, daß die Dimension der Gewalt gegenüber 
abhängigen alten Menschen in stationären, teilstatio-
nären Einrichtungen der Altenhilfe, in medizinischen 
Versorgungseinrichtungen, Ämtern oder im häusli-
chen Bereich ebenso vielschichtig in seiner Erschei-
nungsform wie in seinem Ursachengefüge ist. Zu-
nächst wirken sich gesellschaftliche wie individuelle 
Mechanismen der Konflitbewältigung aus. Macht- 
und Abhängigkeitsverhältnis kehren sich im Alter 
um, das Grundmuster bleibt gleich. Dabei ist nicht zu 
übersehen, daß Gewalt zunehmend ein legitimes 
Mittel der Konfliktbewältigung zu werden scheint, 
Gewaltdarstellungen bereits im Kinderzimmer be-
ginnen, und dem bis heute kein wirksamer Riegel 
vorgeschoben wird. 

Ein zweiter Problemkreis stellt sich dar bei der 
Aus- und Weiterbildung von Personal der verschie-
densten Einrichtungen, die direkt oder indirekt mit 
alten, behinderten oder pflegeabhängigen Men-
schen zu tun haben. Altenpflegerinnen und Alten-
pfleger sind darunter nur eine Personengruppe. Mit-
arbeiter in Behörden, medizinisches Personal, Ver-
waltungen von Altenhilfeeinrichtungen, Kranken-
kassen usw. sind Personengruppen, die in ihrer Aus-
bildung kaum auf den Umgang mit alten oder pflege-
bedürftigen Menschen vorbereitet werden. Die Sen-
sibilisierung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in 
Ämtern, medizinischen oder sozialen Betreuungsein-
richtungen für das Erkennen von Merkmalen der Ge-
waltanwendung ist dabei ebenso wichtig wie die 
Schaffung von Möglichkeiten für professionelle oder 
Laienpflegerinnen und -pfleger, Streßsituationen im 
Pflegeprozeß zu bewältigen. 

Ernst zu nehmen sind Ursachen für Gewalt in di-
rekten Abhängigkeitsverhältnissen, die aus einer 
Überforderung durch die konkrete Situation resultie-
ren. Für diese Situation bietet der Antrag von BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN einige wesentliche Ansatz-
punkte. Hinzuweisen ist auf die Dimension im unmit-
telbaren Kontakt mit alten Menschen, sei es im Zu-
sammenleben allgemein oder in der Gewährung von 
Hilfeleistungen. Auch hier ist wieder eine gesell-
schaftliche Dimension zu sehen, die nicht zuletzt in 
einer extremen Individualisierungsideologie begrün-
det scheint, der eine soziale Verantwortung zuneh-
mend eher fremd ist. Daß dennoch für viele Lebens-
beziehungen in der Familie, in der Nachbarschaft 
oder Freizeit- bzw. Selbsthilfegruppen soziale Ver- 
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antwortung ein wichtiger Lebenswert geblieben ist, 
dürfte nicht das Verdienst dieser Gesellschaftspolitik 
sein. 

Ein umfangreicher Katalog weiter zu untersuchen-
der, zu diskutierender und zu politischen Entschei-
dungen führender Probleme tut sich auf. Genannt 
seien: Ursachen, Erscheinungsformen von Gewaltan-
wendungen; wo tritt von gesetzgeberischer Seite 
Gewalt auf; die Mitwirkung und die Gestaltung 
von Vertretungsrechten von Heimbewohnerinnen 
und -bewohnern; Regelungen des Pflegeversiche-
rungsgesetzes, die selbstgewählte Assistenz bei 
leichter Pflegebedürftigkeit unmöglich machen; 
Bedingungen, die über die soziale Struktur auf die 
Förderung oder Verhinderung von Gewalt führen. 
Solange aber den Menschen der Zugang zu einer 
existenzsichernden Arbeit als Voraussetzung für die 
ökonomische Unabhängigkeit, solange die geringe 
soziale Anerkennung vom weiblichen Geschlecht 
und vom Alter, die sich subtil und offensichtlich in 
allen Lebensbereichen äußert, in der Gesellschaft 
nicht ins Positive umgekehrt sind, werden Abhängig-
keit und Gewalt im Umgang der Menschen nicht bei-
zulegen sein. Insgesamt eine notwendige, ernsthaft 
an Inhalten zu führende Diskussion, die in politischer 
Entscheidung münden muß. 

Gertrud Dempwolf, Parl. Staatssekretärin bei der 
Bundesministerin für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend: Gewalt gegen Ältere heißt immer auch Ge-
walt gegen Schwächere. Und Gewalt gegen Ältere 
darf nicht toleriert werden. Das Bundesministerium 
für Familie, Senioren, Frauen und Jugend setzt sich 
bereits seit Jahren intensiv mit dem Gewaltthema 
auseinander. So wurden verschiedene Studien 
durchgeführt und Kampagnen und Maßnahmen auf 
den Weg gebracht. Zusammen mit den Kampagnen 
„Gewalt gegen Kinder" und „Gewalt gegen Frauen" 
bildet das Thema „Gewalt" eine zusammenhän-
gende Aktionsrichtung meines Hauses mit dem Ziel, 
Gewalt gegen Schwächere zu verhindern, anzupran-
gern, zu ächten. 

Bei unseren Aktivitäten müssen wir immer berück-
sichtigen, daß es schon einen Unterschied macht, ob 
wir uns zum Beispiel mit der Gewalt gegen Kinder, 
mit der Gewalt gegen Frauen oder mit der Gewalt 
gegen Ältere auseinandersetzen. Für jede Gruppe 
der Betroffenen können auch die Ursachen und Be-
dingungen der Gewaltentstehung andere sein. Für 
jede Gruppe können sich die Faktoren, die Gewalt 
aufrechterhalten, und die Folgen der Gewaltanwen-
dung unterscheiden. 

Nur wenn wir die jeweilige Zielgruppe im Auge 
behalten, können die unterschiedlichen Opfer- und 
Tätergruppen angemessen berücksichtigt werden. 
Nur so können wir gezielt aufklären, zur Verbre-
chensvermeidung beitragen, aber auch gezielte Hil-
fen für Opfer bereitstellen. 

Das Gewaltthema ist ein äußerst sensibles Thema. 
Es zu enttabuisieren, ist unsere Aufgabe. Dies gilt für 
alle vorhin genannten Bereiche. 

Wissenschaftliche Untersuchungen zur Gewalt 
sind in der Durchführung sehr schwierig und auf-
wendig. Sie müssen mit einem hohen Maß an Sorg-
falt und Einfühlung durchgeführt werden. Dies trifft 
in besonderem Maße zu, wenn es um Gewalt in der 
Familie und in Einrichtungen geht. 

Der Antrag der SPD erweckt den Eindruck, als 
wenn die Bundesregierung auf dem Gebiet der 
„Gewalt gegen Ältere" bisher nicht tätig oder man-
gelhaft war. Das Gegenteil ist der Fall. 

Bereits 1991 hat das damalige Bundesministerium 
für Familie und Senioren beim Kriminologischen For-
schungsinstitut Niedersachsen eine Studie zum 
Thema „Persönliches Sicherheitsgefühl, Angst vor 
Kriminalität und Gewalt, Opfererfahrung älterer 
Menschen" in Auftrag gegeben. Dies ist die erste 
„Dunkelfeldstudie" in der Bundesrepublik Deutsch-
land. Es wurde umfassend und repräsentativ erfragt, 
in welchem Ausmaß Menschen, insbesondere ältere, 
Opfer von Gewalt wurden. Insgesamt sind über 
15 000 Personen befragt worden, davon 7 500 über 
60jährige Frauen und Männer. 

Auf der Basis erster Zwischenergebnisse der Stu-
die wurde von unserem Ministe rium eine Broschüre 
„Sicherheit für Senioren" entwickelt. Die Broschüre 
versucht, ein realistisches Bild von Gefährdungen zu 
liefern. Sie informiert darüber, in welchen Bereichen 
ältere Menschen besonders von Gewalt und Krimina-
lität betroffen sind. Sie gibt Ratschläge, wie sich äl-
tere Menschen vor kriminellen Übergriffen schützen 
können und wie man mit Ängsten umgehen kann. 
Weiterhin werden konkrete Hilfen aufgezeigt für 
jene Älteren, die Opfer von Gewalttaten geworden 
sind. Wir haben mit dieser Broschüre offensichtlich 
genau ins Schwarze getroffen. Die Broschüre stößt 
auf außerordentlich große Resonanz. Bisher wurden 
schon 200 000 Exemplare verteilt. In Kürze erscheint 
die dritte aktualisierte Auflage. 

Die vorliegenden Daten und Ergebnisse der Opfer-
befragungen bieten eine wichtige und aktuelle Infor-
mationsquelle zur Gewalt im außer- und innerhäusli-
chen Bereich. Die Ergebnisse zeigen, daß enge Be-
ziehungen als Ort von Gewalterfahrung bedeutsam 
sind - bedeutsamer als der öffentliche Raum und die 
Begegnung mit unbekannten Tätern. 1995 wurde die 
Studie nach Abschluß der Arbeiten in der Schriften-
reihe des Ministeriums veröffentlicht. Dabei sind wir 
selbstverständlich nicht stehengeblieben. 

Aufbauend auf diesen Ergebnissen führte unser 
Haus im März 1996 in Bonn eine internationale Fach-
tagung zum Thema „Gewalt gegen Ältere zu Hause" 
durch. Sie, Frau Kollegin Lörcher, haben ja an der 
Tagung teilgenommen. Sie werden meine positive 
Einschätzung der Arbeitsergebnisse sicher bestäti-
gen können. 

Auf dieser Tagung wurde speziell die Gewalt in 
der Familie und im sozialen Nahraum zur Sprache 
gebracht und mit europäischen und außereuropäi-
schen Fachleuten diskutiert. Bei der Tagung ist deut-
lich geworden, daß Gewalt gegen Ältere in engen so-
zialen Beziehungen nicht zu stark auf die Pflegesi-
tuation verengt werden darf. 
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Ohne Zweifel ist die Pflegesituation sowohl für die 
Pflegenden als auch für die Gepflegten mit außerge-
wöhnlichen Anstrengungen und Belastungen ver-
bunden. Dies belegt zum Beispiel eine im Auftrag 
unseres Hauses durchgeführte und 1995 veröffent-
lichte Studie zur Situation über 60jährige Frauen mit 
einem pflegebedürftigen Partner. 

Pflege und Versorgung sind in der Regel aber nicht 
die alleinigen Ursachen für Gewalt und Vernachläs-
sigung. Die Ursachen und Bedingungen für Gewalt 
ergeben sich aus einer Anhäufung von Belastungs-
faktoren. 

Die Diskussion mit den internationalen Experten 
auf der Fachtagung hat sich als äußerst fruchtbar er-
wiesen. Es wurden we rtvolle Hinweise gegeben, wie 
die Täter-Opfer-Beziehungen mehr unter dem Ge-
sichtspunkt der entlastenden Hilfe und der Betreu-
ung gesehen werden kann und nicht so sehr unter 
dem Gesichtspunkt der Anklage und Bestrafung. Es 
hat sich gezeigt, daß die Thematik in erster Hinsicht 
eine soziale und erst in zweiter Hinsicht eine straf-
rechtliche Frage ist. 

Unsere vorhandenen Gesetze bieten ausreichende 
Handhabe im Falle von Straftaten. Besondere Ge-
setze zum Schutz von Älteren gegen Gewalt im per-
sönlichen Nahraum erscheinen zum jetzigen Zeit-
punkt nicht angezeigt. 

Auf der Basis der bisher vorliegenden Erkennt-
nisse aus den vielfältigen Aktivitäten des Ministeri-
ums befindet sich zur Zeit ein Modellprojekt in der 
Vorbereitung. Dieses Projekt zum Thema „Gewalt 
gegen Ältere im nahen sozialen Umfeld" wird in Zu-
sammenarbeit mit einer größeren Stadt realisie rt  wer-
den. Im Augenblick werden noch die letzten Details 
verhandelt, so daß das Modellprojekt aller Voraus-
sicht nach im Frühjahr 1997 seine Arbeit beginnen 
kann. 

Im Rahmen dieses Modellprojektes werden Sozial-
arbeiter eingesetzt und Expertenteams gebildet. Die 
Sozialarbeiter bilden eine Anlaufstelle für Opfer von 
Gewalt. Sie sollen Hilfenetze aufbauen und den 
Opfern mit Rat und Tat zur Seite stehen. Wenn sie 
bestimmte Aufgaben nicht selbst erledigen können 
oder dürfen, können sie die Ratsuchenden weiterver-
mitteln. 

Die Expertenteams bestehen aus Ärzten, Sozialar-
beitern, Therapeuten und Pflegern. Sie haben die 
Aufgabe, die vor Ort arbeitenden Sozialarbeiter zu 
beraten. Um das Thema „Gewalt gegen Ältere" aus 
der Tabuzone herauszuholen, versuchen sie, die Öf-
fentlichkeit zu informieren und zu sensibilisieren. Sie 
sollen sich als Anlaufstelle für Betroffene in der Re-
gion bekannt machen. 

Die Möglichkeiten und Grenzen der Öffentlich-
keitsarbeit zu untersuchen, ist ein ganz wichtiger Be-
reich in dem Modellprojekt. Ebenso spielt es auch 
eine große Rolle, den Fortbildungs- und Weiterbil-
dungsbedarf der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
zu ermitteln. 

Wer mit Opfern von Gewalt zu tun hat, arbeitet mit 
einem sehr schwierigen Feld. An ihn werden beson

-

dere Anforderungen gestellt, auf die er vorbereitet 
sein muß. 

Für dieses Modellprojekt gilt wie für alle unsere 
Modelle: Es ist besonders wichtig, daß die Ergeb-
nisse umsetzbar sind und auch auf andere Kommu-
nen übertragen werden können. Deshalb ist das Pro-
jekt so geplant, daß einzelne Bausteine erprobt und 
bewertet werden können. Diese einzelnen Bausteine 
können dann in bereits bestehende Strukturen in ei-
ner Kommune eingebunden und vernetzt werden. 
Wir glauben, daß dies bei knappen Haushaltsmitteln 
der richtige Weg ist, damit die Ergebnisse eine mög-
lichst breite Umsetzung erfahren. Wir hoffen, daß wir 
auch mit diesem Projekt einen weiteren wichtigen 
Beitrag zur Vermeidung von Gewalt gegen Ältere lei-
sten. 

Anlage 6 

Zu Protokoll gegebene Reden 
zu Tagesordnungspunkt 10 

(Bundesbericht Forschung 1996) 

Josef Hollerith (CDU/CSU): Deutschland liegt im 
Exportvolumen pro Kopf der Bevölkerung bei 6 210 
US-Dollar und damit weit vor den USA mit 2 218 US- 
Dollar und Japan mit 2 541 US-Dollar pro Kopf. Diese 
Zahlen aus 1995 belegen, wie entscheidend es für 
uns, bezüglich der Arbeitsplätze und der Finanzie-
rung des Sozialnetzes ist, mit unseren Produkten auf 
den Weltmärkten in Preis und Qualität wettbewerbs-
fähig zu sein. Eine entscheidende Voraussetzung da-
für ist, daß die Umsetzung von Forschungsergebnis-
sen in Produkte schnell und in der notwendigen 
Intensität erfolgt. 

Diese enorme Abhängigkeit von den Exportmärk-
ten ist offensichtlich den Parteien und Fraktionen in 
unserem Lande nicht in ausreichender Weise be-
wußt. Wie wären sonst die Technolgieverweigerung 
und die Innovationsblockaden seitens der SPD und 
der Grünen zu verstehen? Agitation gegen Trans-
rapid, Bekämpfung der Gentechnik und Behinde-
rung der Biotechnologie und Ablehnung des For-
schungsreaktors FRM II in Garching kennzeichnen 
die Politik von Grünen und SPD. Dieses Klima der 
Technologiefeindlichkeit und des Schürens der Tech-
nologieängste ist kontraproduktiv für den Standort 
und den Forschungsstandort Deutschland. Letztend-
lich finden die irrationalen Aktionen - wie Zerstö-
rung gentechnischer Freilandversuche - ihre geisti-
gen Wurzeln in solchen Haltungen. 

Noch so viel Geld kann geistige Blockaden nicht 
überwinden. Wir brauchen in unserer Gesellschaft - 
ebenso wie in der Politik - ein positives Verständnis 
für neue Technologien, Akzeptanz für die Chancen 
und ein realistisches Bewußtsein für die möglichen 
Risiken. Ich bin sehr optimistisch, daß dies in der Ju-
gend unserer Gesellschaft längst vollzogen wird. 
Jüngste Wahlergebnisse bei der Kommunalwahl in 
Niedersachsen dokumentieren diese geistige Wende. 
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Ein Blick auf die Finanzierung von Forschung und 
Entwicklung in Deutschland und deren Durchfüh-
rung zeigt, daß die Wirtschaft mit 48,3 Milliarden 
(1993) den Löwenanteil der Aufwendungen weit vor 
dem Bund mit 16,2 Milliarden und den Ländern mit 
13,8 Milliarden leistet; bei der Durchführung liegt die 
Wirtschaft sogar bei 51,2 Milliarden, die Hochschu-
len bei 13,8 und die außeruniversitären Einrichtun-
gen bei 11,6 Milliarden DM. Dies unterstreicht die 
enorme Bedeutung der Forschungsausgaben der 
Wirtschaft. 

Aufgrund der Mittelbegrenzung ist es für den 
Staat zwingend geboten, eine Konzentration der Gel-
der auf Leitprojekte - wie dies der Bundesfor-
schungsminister zielführend umsetzt - zu leisten. 

Aus der Fülle der Problemfelder möchte ich zwei 
Detailthemen herausgreifen: die Erhöhung der Effizi-
enz der Hochschulen und der Hochschulforschung 
und die Abwicklung der Förderanträge. 

Insbesondere für kleine und mittlere Unterneh-
men, von denen wir wissen, daß sie die eigentlichen 
Träger der Innovation sind, gestaltet sich die Abwick-
lung von Förderanträgen sehr problematisch. Bei al-
lem Verständnis für eine ordnungsmäßige Dokumen-
tation und den korrekten Nachweis des Mitteleinsat-
zes bin ich der Meinung, daß hier eine umfassende 
Vereinfachung sowohl im Verfahren als auch bezüg-
lich der Menge der unterschiedlichen Anträge zwin-
gend ist. 

Bezüglich der stärkeren Orientierung der Hoch-
schulforschung hin zur Wirtschaft habe ich das posi-
tive Beispiel des amerikanischen Modells vor Augen. 
Dort  existiert an nahezu jeder Hochschule eine Tech-
nologietransferstelle, die bei Forschungsergebnissen 
zunächst vor einer Veröffentlichung prüft, inwieweit 
eine patentrechtliche Verwertung möglich ist. Bei 
uns wird der Professor an der Zahl seiner Veröffentli-
chungen gemessen - nicht an der Zahl der Patente. 
Notwendig sind daher neue Anreizsysteme, die es 
den Professoren erleichtern, Patente anzumelden 
und die Gebühren zu finanzieren. Eine Stärkung der 
Eigenverantwortung und Selbständigkeit der Hoch-
schulen ist hier zwingend geboten. Es darf nicht so 
sein, wie es derzeit der Fall ist, daß Patentanmeldun-
gen seitens der Professoren an den Hochschulen 
mehr mit Ärger als mit Nutzen verbunden sind. 

Ein ebenso positives amerikanisches Beispiel ist 
die Verzahnung von mittelständischer Wi rtschaft mit 
den Universitäten durch Nutzung von freien Institut-
kapazitäten. Wenn Sie an einem beliebigen Frei-
tagnachmittag durch technische Hochschulen in 
Deutschland gehen, werden Sie in den allermeisten 
Fällen verschlossene Türen vorfinden. Millionen-
teuere Institutsausrüstungen, deren Anschaffung 
sich mittelständische Unternehmen selten leisten 
können, könnten zu Grenzkosten an solche Unter-
nehmen nutzbringend vermietet werden. Für die 
Studenten ergäbe sich eine quasi automatische 
Orientierung in die Praxis. Zugleich würden sich 
Kontakte für spätere berufliche Perspektiven anbah-
nen. Die Hochschule hätte zusätzliche Einnahmen, 
und die mittelständische Wirtschaft würde kosten-
günstig Laborkapazitäten nutzen können. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, in Zei-
ten knapper öffentlicher Kassen und ebenso zuneh-
mender Begrenzung der Verfügbarkeit von Geld in 
der Wirtschaft müssen wir mit neuen Ideen die Auf-
gaben der Zukunft lösen. Strukturveränderungen an 
den Hochschulen, in den Großforschungseinrichtun-
gen und den großen Unternehmen sind angesagt. 
Besitzstandsverteidigung auch im liebgewordenen 
Elfenbeinturm der Wissenschaft ist kein zukunftsfä-
higes Modell für Deutschland. 

Edelgard Bulmahn (SPD): Das Gute vorab: Mit 
dem Bundesbericht Forschung liegt eine informative 
und faktenreiche Darstellung zum Forschungssystem 
und zur Forschungs- und Technologieförderung in 
der Bundesrepublik vor. Die Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter im BMBF haben, was die Zusammenstel-
lung und Bearbeitung der Zahlen und Fakten be-
trifft, gute Arbeit geleistet. Hierfür möchte ich Ihnen 
auch von dieser Stelle aus danken. 

Mit dem Bundesbericht Forschung 1996 legt die 
Bundesregierung Rechenschaft ab, Rechenschaft 
über 14 Jahre christlich-liberaler Forschungspolitik. 
Die Bilanz ist verheerend. In keiner Regierungsperi-
ode haben Wissenschaft, Forschung und Technik so 
an Bedeutung verloren, wie unter diesem Bundes-
kanzler. 1982 wandte, gemessen am Bruttoinlands-
produkt mit 2,7 Prozent, kein anderer Staat mehr 
Geld für Forschung und Entwicklung auf als die Bun-
desrepublik. 1995 lag die Bundesrepublik mit 
2,3 Prozent unter den OECD-Staaten nur noch auf 
Platz sechs. Übrigens, das Schwellenland Südkorea 
brachte es schon 1993 auf diesen Prozentsatz. 

In keiner Regierungsperiode ist die Forschungsför-
derung so vernachlässigt worden, ist der Forschungs-
haushalt so heruntergewirtschaftet worden wie unter 
dieser Bundesregierung. Lag der Anteil der zivilen 
FuE-Ausgaben am Bundeshaushalt 1982 noch bei 
4,0 Prozent, so sind es im laufenden Jahr nur noch 
3,0 Prozent. Und bevor die Kollegen und Kolleginnen 
der Koalition wieder vorschnell auf andere zeigen: 
Seit 1982 sind die FuE-Ausgaben der Länder um 
114,8 Prozent gestiegen, diejenigen der Wirtschaft 
um 107,6 Prozent und diejenigen des Bundes um 
kümmerliche 45,7 Prozent. 

Dies ist keine Erfolgsbilanz, dies ist eine Bankrott-
erklärung. Wer so handelt, kann allen Ernstes doch 
nicht behaupten, daß Forschung und Entwicklung 
für ihn im Zentrum der Politik stünden. Wer so han-
delt, der macht Zukunft nicht möglich, der blockiert 
Zukunft und setzt leichtfertig den von den Menschen 
in diesem Land erarbeiteten Lebensstandard aufs 
Spiel. 

Bildung, Ausbildung, Wissenschaft und Forschung 
sind zentrale Elemente der Zukunftssicherung und 
Zukunftsgestaltung. Nur mit innovativen Produkten 
und intelligenten Dienstleistungen wird die Bundes-
republik im internationalen Wettbewerb mithalten, 
das erreichte Einkommensniveau verteidigen, neue 
Arbeitsplätze schaffen und die vorhandenen Arbeits-
plätze sichern können. Wissenschaftlich-technische 
Innovationen entscheiden zudem maßgeblich dar-
über, ob die Umgestaltung unseres umweltverbrau- 
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chenden Wirtschaftssystems in ein sozial und ökolo-
gisch verträgliches, auf dauerhafte Entwicklung aus-
gerichtetes Wi rtschaftssystem gelingt. 

Hohe FuE-Aufwendungen sind zwar ein wichtiger, 
ja ein unentbehrlicher Beitrag zur Zukunftsgestal-
tung und Zukunftssicherung, sie führen jedoch kei-
nesfalls von selbst zu Spitzenleistungen. Wer Zu-
kunft sichern will , der muß gezielt das zentrale Inno-
vationsdefizit in diesem Land angehen, nämlich die 
unzureichende und zu langsame Umsetzung von 
wissenschaftlichen Erkenntnissen in neue Produkte, 
Verfahren und Dienstleistungen. Und wer dies will, 
der muß für eine bessere Vernetzung von Wissen-
schaft und Wirtschaft sorgen. 

Doch was macht die Bundesregierung? Sie stärkt 
nicht die Projektförderung, sondern die institutio-
nelle Förderung. Seit 1982 ist der Anteil der Projekt-
förderung von 59,9 Prozent auf 46,0 Prozent gesun-
ken, jener der institutionellen Förderung hingegen 
von 34,2 Prozent auf 44,9 Prozent gestiegen. Der 
Bundesrat hat hierzu festgestellt: „Mit der wachsen-
den Unterfinanzierung der Projektförderung und der 
langfristigen Bindung der Mittel durch die institutio-
nelle Förderung werden die forschungspolitischen 
Handlungsspielräume zunehmend enger. Diese 
Schwerpunktsetzung des Bundes hat zu dem Faden

-

riß zwischen Grundlagenforschung und industrieller 
Anwendung beigetragen. Sie erschwert im übrigen 
eine flexible Anpassung an neue Herausforderun-
gen. " Dieser Feststellung ist nichts hinzuzufügen. Da 
betont die Bundesregierung in dem Be richt das hohe 
Innovationspotential der Spitzentechnologien. Und 
was macht sie? Sie führt den Anteil der Technologie- 
und Innovationsförderung seit 1982 von 54,6 Prozent 
auf 40,9 Prozent zurück. 

Der Bundesforschungsminister mag noch viele 
Sprechblasen von sich geben, die Latte der Versäum-
nisse und der Fehlentscheidungen durch diese Bun-
desregierung spricht Bände: das Ausbluten des For-
schungshaushaltes, die Schieflage zwischen institu-
tioneller Förderung und Projektförderung, die Ver-
nachlässigung der Technologie- und Innovationsför-
derung sowie der Förderung von Klein- und Mittel-
betrieben, die verfehlten Schwerpunktsetzungen in 
der bemannten Raumfahrt und der militärischen For-
schung, die Verzettelung in einer Vielzahl von Ein-
zelprojekten, der Abbau der indirekten Forschungs-
förderung, der Verzicht auf innovative Rahmenset-
zungen, die Beseitigung steuerlicher Anreize, der 
Zusammenbruch der industriellen FuE-Kapazitäten 
in den neuen Ländern, die Förderung von Technolo-
giesprüngen statt von Innovationen usw. 

Die Forschungs- und Technologiepolitik der Bun-
desregierung zeichnet sich durch konzeptionelle Rat-
losigkeit aus, wo neue Perspektiven und Zukunfts-
visionen gefordert sind. Sie ist zweitrangig, hills- und 
konzeptionslos; viel weiße Salbe und sonst nichts da-
hinter. Fünf minus, Herr Minister! 

Im Interesse der Zukunftsfähigkeit Deutschlands 
ist ein grundlegender Kurswechsel in der Bildungs- 
und Forschungspolitik überfällig. Die SPD-Bundes-
tagsfraktion sieht dabei vorrangigen Handlungsbe-
darf in den folgenden Punkten. Wir wollen, daß die 

Forschungs- und Technologiepolitik wieder Priorität 
erhält. Mittelfristig müssen die entsprechenden Bun-
desausgaben deshalb wieder auf das Niveau zu Be-
ginn der 80er Jahre angehoben werden. 

Wir wollen eine langfristig und verläßlich ange-
legte Forschungs- und Technologiepolitik. Sie muß 
klare strategische Schwerpunkte setzen. Sie muß ei-
ner ständigen Ziel- und Erfolgskontrolle unterworfen 
sein. Sie muß integraler Bestandteil einer aktiven In-
novationspolitik werden. Sie muß die klassischen In-
strumente der institutionellen und der Projektförde-
rung ergänzen und die Dominanz angebotsorientier-
ter Steuerungsmechanismen durch eine intelligente 
Mischung von angebots- und nachfrageorientierter 
Maßnahmen überwinden. Sie muß hierzu tradi-
tionelle Forschungsförderung mit staatlicher Be-
schaffungspolitik, Regulierungen im Umweltbereich, 
steuerlichen Präferenzen, mittelstandsbezogenen 
Maßnahmen und der Schaffung innovativer Rahmen-
bedingungen zu einem einheitlichen Instrumenten-
mix verbinden. 

Wir wollen den gesellschaftlichen Dialog zwischen 
Wirtschaft, Wissenschaft, Politik und Gesellschaft 
über Zielsetzungen, inhaltliche Schwerpunkte und 
einzuschlagende Strategien der Forschungspolitik 
intensivieren und ausbauen. 

Wir wollen die Forschungspolitik am Leitziel der 
dauerhaft sozial- und umweltverträglichen Entwick-
lung ausrichten. Im Prinzip der Nachhaltigkeit liegt 
der Schlüssel, um die sozialen, wi rtschaftlichen und 
ökologischen Instabilitäten zu überwinden und Wi rt

-schaft und Gesellschaft zukunftsfähig zu machen. 
Der intelligente und sparsame Umgang mit Energie, 
Wasser, Rohstoffen und Boden ist ökologisch gebo-
ten, beschäftigungspolitisch vorteilhaft und wird sich 
auch wirtschaftlich durch die Entwicklung neuer Pro-
dukte und die Erschließung von Zukunftsmärkten 
auszahlen. 

Wir wollen, daß die Projektförderung innerhalb der 
Forschungsförderung wieder an Gewicht gewinnt 
und auf strategisch angelegte Leitprojekte fokussiert 
und konzentriert wird. Der Technologie-Push-Cha-
rakter der Forschungsförderung und die Verzette-
lung in eine Vielzahl von Einzelprojekten muß aufge-
geben werden, wenn die gravierenden Defizite bei 
der Diffusion und Anwendung überwunden werden 
sollen. 

Wir wollen mit einer innovativen staatlichen Be-
schaffungspolitik die Markteinführung von neuen 
Produkten und Dienstleistungen erleichtern und 
öffentliche Dienstleistungen verbessern. 

Wir wollen eine durchgreifende Reform der Orga-
nisationsstrukturen in den öffentlichen FuE-Einrich-
tungen einleiten und die Flexibilität und die Eigen-
verantwortlichkeit der öffentlichen FuE-Einrichtun-
gen stärken. Sie muß ihnen Spielräume eröffnen, da-
mit sie Kooperationen und Verbünde auf Zeit mit an-
deren FuE-Einrichtungen und mit Unternehmen ein-
gehen können. Sie muß Möglichkeiten und Anreize 
schaffen, um die Mobilität des Personals zwischen 
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den Forschungseinrichtungen und zwischen FuE-
Einrichtungen und Wirtschaft zu stimulieren. Sie 
muß die Ausgründung von Unternehmen aus den 
FuE-Einrichtungen fördern. 

Wir wollen die Innovationskraft der Klein- und Mit-
telbetriebe stärken. Diese muß neben einer Verbes-
serung des internen Potentials auch die Umfeldbezie-
hungen der Unternehmen erfassen. Ein neues, zu-
kunftsgerichtetes Konzept der KMU-Förderung muß 
eine breite Forschungs- und Dienstleistungsinfra-
struktur zur Verfügung stellen, die Engpässe am 
Arbeitsmarkt für hochqualifiziertes Personal sowie 
bei der Weiterqualifizierung des vorhandenen Perso-
nals überwinden helfen. 

Wir wollen eine innovative Unternehmensbesteue-
rung mit der Wiedereinführung der steuerlichen For-
schungsförderung. 

Wir wollen eine neue Gründerwelle. Der Aufbau 
einer attraktiven Finanzierungsinfrastruktur ist daher 
gezielt zu fördern. Der Gang an die Börse muß für 
junge Unternehmen erleichert, Risikokaptial muß 
steuerlich begünstigt werden. Die Lockerung des In-
solvenzrechts, die Entschlackung des Unterneh-
mensbeteiligungsgesetzes und Rückkehrzusagen für 
im öffentlichen Bereich beschäftigte Existenzgründer 
müssen diese Maßnahmen abrunden. 

Simone Probst (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Der 
Bundesbericht Forschung gibt einen Überblick über 
die deutsche Forschung und deren Entwicklungen. 
Besonders interessant ist der politische Vorspann, der 
Herausforderungen und Ziele benennt. Die Fixie-
rung auf Technologie, auf Informationstechnik und 
Gentechnik - als ob allein diese zwei Technikfelder 
die Lösung aller Probleme bringen würden - ist nicht 
akzeptabel. Daß Forschung - und besonders staatli-
che Forschung - eine wichtige Funktion gerade im 
Vorsorgebereich hat, tritt unter Minister Rüttgers in 
den Hintergrund. Forschung wird vorrangig als 
„technische Dienstleistung" gesehen: als Dienstlei-
stung für die Wirtschaft. Demgegenüber kommen an-
dere Aspekte wie Ökologie- und Sozialforschung zu 
kurz. Umweltforschung, Vorsorgeforschung findet 
zwar noch statt, aber die Defizite werden durch die 
stetigen Kürzungen jedes Jahr größer. 

Es gibt in diesem politischen Teil aber auch nahezu 
zynische Bereiche, nämlich dort, wo es um Quer-
schnittsthemen geht, zum Beispiel um die Betei-
ligung von Frauen in der Forschung. Hier lobt die 
Bundesregierung ihre Aktivitäten und verschleiert, 
daß sich so gut wie gar nichts bewegt. Bei den Abitu-
rienten sind die Frauen bereits in der Mehrzahl, bei 
den Studenten ist die 40-Prozent-Marke überschrit-
ten. Doch danach endet es. Die vom Bundesbericht 
Forschung gepriesenen familienfreundlichen Rah-
menbedingungen in Forschungseinrichtungen wer-
den im Schneckentempo umgesetzt. In den großen 
Forschungseinrichtungen MPG, Helmholtz- und 
Fraunhofer-Gesellschaft ist in der ersten Hälfte der 
90er Jahre nicht einmal eine Steigerung des Frauen-
anteils um 5 Prozent gelungen. 

Die Initiative „Frauen geben Technik neue Im-
pulse" ist im ersten Anlauf verpatzt worden. Bei Mi-
nister Rüttgers Ideen zur strategischen Neuordnung 
der Forschungslandschaft ist von den Innovationsim-
pulsen, die Frauen geben können, keine Rede. Aber 
dann gibt es ja - Gott sei Dank - die Schnittmenge 
von Frauenförderung und Informationsgesellschaft: 
die Tele-Heimarbeit. Durch Telearbeit werde eine 
bessere Verknüpfung von Familienleben und Beruf 
erlaubt. Dies ist sicher richtig; bekommt aber einen 
schalen Beigeschmack, wenn im gleichen Atemzug 
die verstärkte Nutzung des Innovationspotentials von 
Frauen genannt wird. So, Herr Minister, haben wir 
uns die Rolle von Frauen in der Forschung nicht vor-
gestellt. 

Hier ist der Bundestag gefragt, sich nicht mehr mit 
sogenannten Förderprogrammen in Nischen zu be-
gnügen. Hier reicht es nicht mehr, Wünsche zu äu-
ßern , daß doch bitte mehr Frauen im Wissenschafts-
betrieb berücksichtigt werden müssen. Die Qualifi-
kation der Frauen liegt statistisch über der der Män-
ner, und trotzdem sind sie unterproportional in For-
schung und Wissenschaft repräsentiert. Hier müssen 
klare Vorgaben her, Vorgaben, die nicht umgangen 
werden können und sich bei Nichteinhaltung ruhig 
schmerzhaft auswirken und zur Folge haben, daß 
keine Fördermittel fließen. 

Wir fordern die Bundesregierung auf, endlich die 
angemessene Beteiligung von Frauen zu einem Ver-
gabekriterium für Förderung zu machen. Frauenför-
derung muß ein Kriterium werden bei der Evaluie-
rung von Forschungseinrichtungen, bei den Wi rt

-schaftsplanverhandlungen. Die Vergabe von Förder-
geldern an Forschungseinrichtungen muß an einem 
Frauenanteil im wissenschaftlichen Bereich gekop-
pelt werden, der mindestens dem Frauenanteil der 
vorherigen Qualifikationsstufe entspricht. 

Noch einen zweiten Punkt finde ich etwas zynisch 
in dem Vorspann: das Hoch auf die Entkopplung von 
Wachstum und Ressourcenverbrauch im Bereich Mo-
bilität. Eine Begrenzung der negativen Folgen des 
Verkehrs wird in dem erforderlichen Maße nur mög-
lich sein, wenn - erstens - das Wachstum durch Ver-
kehrsvermeidung insgesamt ein negatives Vorzei-
chen erhält. Wachsen muß jedoch der Anteil des öf-
fentlichen Verkehrs, besonders der auf der Schiene. 
Doch die Mittel für die Eisenbahnforschung werden 
nächstes Jahr drastisch gekürzt. Und das neu ange-
kündigte Verkehrsforschungskonzept wird noch von 
anderen Ressorts blockiert. Was statt dessen stattfin-
det, ist ein weiteres Beispiel für kurzatmige technolo-
gische Aufholjagd, obwohl sich der Verkehrsbereich 
doch eigentlich exemplarisch für ein wirklich ökolo-
gisches und soziales Forschungsprojekt bestens eig-
net. Daß Mobilität für alle Gruppen der Gesellschaft 
möglich sein muß, muß doch konsequent in die For-
schungs- und Planungspraxis einfließen. Man muß 
eben sein Augenmerk auf die unterschiedlichen Mo-
bilitätsbedürfnisse beispielsweise von Kindern und 
alten Menschen lenken. 

Forschung findet im politischen Raum statt. Diese 
Verantwortung muß sich endlich auch im For-
schungsbericht widerspiegeln. 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 145. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 5. Dezember 1996 	13209* 

Dr.-Ing. Karl-Hans Laermann (F.D.P.): Der Philo

-

soph Schopenhauer sagte: „Zu überblicken, was ge-
schehen ist, bedarf nur Sinne, was geschehen soll, 
Verstand" ! Und Politik hat sich in erster Linie mit 
dem zu befassen, was geschehen soll. Unser Ver-
stand ist also gefordert. Das gilt auch für den Bundes-
forschungsbericht 1996. 

Im Sinne dieser Prämisse begrüße ich nachdrück-
lichst, daß sich dieser Be richt in seinem ersten Teil 
mit den Perspektiven der Forschungs- und Technolo-
giepolitik der Bundesregierung auseinandersetzt, 
also mit dem, was geschehen soll. Diesen Perspekti-
ven stimme ich weitgehend und grundsätzlich zu. 
Natürlich habe ich auch aus liberaler Position heraus 
zu dem einen oder anderen Punkt eine differenzierte 
Meinung, halte ich die eine oder andere Ergänzung 
für notwendig. Jedem vernunftbegabten Individuum 
dürfte das ja wohl verständlich sein. 

Die übrigen Teile des Berichtes umfassen eine Ge-
samtbilanz der bisherigen Forschungs- und Entwick-
lungspolitik des Bundes, der Länder, der Wi rtschaft - 
unter Einbeziehung der FuE-Politik der EU - und 
stellen sie in den Vergleich mit der internationalen 
Situation. 

Die Wissenschaftsausgaben des Bundes betrugen 
in 1995 rund 21 Milliarden DM, der Länder ein-
schließlich Schulen und Hochschulen rund 34 Mil-
liarden DM; die Wirtschaft trug zirka 50 Milliarden 
DM dazu bei. Das sind immerhin 3,1 Prozent des 
Bruttoinlandsprodukts. In den FuE-Ausgaben allein 
liegt die Bundesrepublik insgesamt bei 2,4 Prozent 
des Bruttoinlandsprodukts und damit hinter Japan, 
dicht hinter den USA und Frankreich auf dem vierten 
Weltranglistenplatz. 

Der Bundesforschungsbericht bietet eine Fülle von 
Statistiken und interessantem Datenmaterial. Eine 
überzeugende Fleißarbeit! Nun habe ich im allge-
meinen zwar eine kritische Einstellung zu Statistiken 
unter anderem auch deshalb - wie es ein bekannter 
englischer Staatsmann einmal festgestellt hat -, weil 
Statistiken für Politiker wie Laternenpfähle sind, die 
weniger zur Erleuchtung dienen als mehr dazu, sich 
daran festzuhalten. Aber dieses mit dem Be richt vor-
gelegte Datenmaterial zeigt nicht nur auf, was ge-
schehen ist, sondern es liefert Erkenntnisse und Ein-
sichten über Entwicklungstrends und damit in der 
Deduktion Argumentationshilfe, aber wesentlicher 
noch Entscheidungshilfen. 

Nun kann ich mir allerdings, gerade im Hinblick 
auf das soeben Gesagte, eine kritische Anmerkung 
nicht verkneifen: Da wird zum Beispiel auf 28 Seiten 
ein Überblick über die Zahl der sogenannten Blaue-
Liste-Institute gegeben, stolze 83 Institute. Die Anga-
ben über deren Forschungsfelder sind interessant. 
Aber welche politische Aussagekraft haben die An-
gaben über Gesamtpersonal und die Bundeszuwen-
dungen? Mich würden ja vielmehr Angaben über die 
Effektivität - den „Output" auf neuhochdeutsch - in-
teressieren. Welche Schlußfolgerungen soll man zie-
hen? 

Interessant ist auch die Aufstellung über die 
56 Bundeseinrichtungen mit Forschungsaufgaben 

und besonders deren meines Erachtens aus fach-
licher Sicht zum Teil völlig unverständliche Zuord-
nung zu den einzelnen Ressorts. Schlußfolgerung 
hier: Eine Neuordnung, zumindest eine stärkere Ko-
ordinierung ist angesagt. Gerade im Hinblick auf die 
knapper werdenden Finanzmittel ist dies mit dem 
Ziel eines effizienteren Mitteleinsatzes längst über-
fällig. 

Noch ein Wort  zu den Geistes-, Sozial- und Wi rt
-schaftswissenschaften. In der Vergangenheit habe 

ich wiederholt kritisiert, daß diese Wissenschaftsbe-
reiche in den Bundesforschungsberichten nur kurz, 
äußerst stiefmütterlich behandelt wurden. Zum vor-
liegenden Bericht stelle ich nun mit Bef riedigung 
fest, daß diesen Wissenschafts- und Forschungsberei-
chen endlich ein breiterer Raum gewährt wurde. 
Aber diese Bereiche müssen nun auch konsequenter 
in die Perspektiven und in der Folge in aktive for-
schungspolitische Ansätze einbezogen werden. 
Denn eines ist heute wohl unbest ritten: Neue techni-
sche Entwicklungen, neue Technologien können und 
dürfen heute nicht mehr ausschließlich unter ökono-
mischen und ökologischen Aspekten betrachtet und 
begründet werden. Gerade die Akzeptanzdiskussio-
nen machen deutlich, daß technische Entwicklungen 
nachhaltigen Einfluß auf den geistigen und gesell-
schaftlichen Wandel ausüben. Deshalb kommt den 
Erkenntnissen in den Geistes- und Gesellschaftswis-
senschaften ebenso hohe Bedeutung zu wie den der 
Natur- und Technikwissenschaften. Ihre Bedeutung 
wird dann deutlich, wenn nach der Lehre von den 
Wirkungsgefügen Technik und Gesellschaft in einem 
universellen Zusammenhang betrachtet werden. 

Noch vor kurzem konnte ein bekannter Naturwis-
senschaftler behaupten, daß die Geisteswissenschaf-
ten im allgemeinen von den Naturwissenschaften 
wenig Notiz nähmen und daß der Ablauf der Ge-
schichte gerade in der heutigen Zeit in hohem Grade 
vom Stand der Technik bedingt sei und dieser wieder 
vom Stand der Naturwissenschaften. Ich bin aber der 
Meinung, daß es wichtiger denn je ist, im Sinne ky-
bernetischer Denkansätze und Überlegungen das 
Zusammenwirken und die Interdependenzen aller 
Wissenschaften in die politischen Ansätze einzube-
ziehen, ja daß wir uns an einer Wende befinden, den 
bedingungslosen Glauben in Frage zu stellen, Natur-
wissenschaft und Technik seien allein imstande, die 
Probleme der Menschheit zu lösen. Auch aus der 
Notwendigkeit zu verstärkter internationaler Koope-
ration auf politischen, wirtschaftlichen und technolo-
gischen Gebieten folgt zwingend die Verpflichtung, 
sich mit den historischen Entwicklungen, den kultu-
rellen und religiösen Eigenarten, der Sprache, den 
Lebensgewohnheiten, den sozialen Verhältnissen 
der möglichen Partner - ich denke besonders an die 
Entwicklungsländer - auseinanderzusetzen. 

Wolfgang Bierstedt (PDS): Vor dem Hintergrund 
des gegenwärtig unter dem Stichwort „nachhaltige 
Entwicklung" diskutierten und als unumgänglich be-
trachteten sozial-ökologischen Umbaus des vorherr-
schenden ressourcen- und energieintensiven Pro-
duktions- und Konsumtionsmodells ergeben sich 
auch Anforderungen an eine Umorientierung der 
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Forschungs- und Technologieförderung. Das gilt all-
gemein und trifft besonders auf den Bund zu. Dabei 
werden als wichtige Strukturelemente einer nachhal-
tigen Forschungs- und Entwicklungsförderung Quer-
schnittsorientierung, Problemorientierungen und 
Partizipationsorientierungen gesehen. 

Es stellt sich die Frage, ob die aktuelle Forschungs- 
und Technologiepolitik nach dem Bundesforschungs-
bericht 1996 einen erwähnenswerten Beitrag zur 
nachhaltigen Entwicklung leistet. Dies ist auch im 
Zusammenhang damit zu sehen, daß es die Bundes-
regierung erst eine Woche nach den Haushaltsbera-
tungen für 1997 offiziell für notwendig erachtet, den 
Deutschen Bundestag über den Bundesforschungs-
bericht 1996 zu unterrichten. 

Eine Analyse der zentralen Trends im BFB ergibt 
dabei - natürlich aus unserer Sicht - folgendes Bild. 
Der BFB 1996 nimmt die Notwendigkeit eines ökolo-
gischen Umbaus zumindest zur Kenntnis und wid-
met den umweltrelevanten Themen erstmalig ein ei-
genes abgeschlossenes Kapitel. Positiv zu bewe rten 
ist in diesem Zusammenhang zumindest aus mei-
ner Sicht - auch das neu entwickelte Konzept der 
„Leitprojekte", nimmt es doch die in der Debatte um 
eine nachhaltige Umorientierung der FuE-Förderung 
geforderte Problemorientierung wenigstens zum Teil 
auf und bildet auch für sozial-ökologische Ansätze 
einen potentiellen Rahmen. Allerdings lassen die 
Ausführungen im BFB 1996 nicht erkennen, ob diese 
Instrumente prioritär auf Stimulierungen sozialöko-
logischer oder vorrangig ökonomisch verwertbarer 
Innovation zielt. 

Diese Frage hat sich dann allerdings mit der Be-
schlußlage zum Einzelplan 30 für 1997 beantwortet. 

Die Forschungs- und Technologieförderung ver-
steht sich mehr denn je als „Unternehmen For-
schung" und zielt mit ihren Maßnahmen vorrangig 
auf die Stärkung des wi rtschaftlich verwertbaren 
FuE-Potentials. Die Bereiche, die wir unter dem Be-
griff der Vorsorge zusammenfassen, erfahren weder 
eine inhaltliche noch monetär ausreichende Beach-
tung oder Wertschätzung. 

Als weitere Tendenz im BFB 1996 konnte man - es 
war nichts anderes zu erwarten - einen grundsätz-
lichen Technikoptimismus herauslesen. Vom Prinzip 
her ist das nichts grundsätzlich Negatives. Wenn die 
Technikfolgenabschätzung aber fast ausschließlich 
als Instrument der Akzeptanzerzeugung mißbraucht 
werden soll, muß man erhebliche Bedenken anmel-
den. Nun kann man dem Büro für Technikfolgen-
abschätzung des Deutschen Bundestages zum Glück 
bisher erfolgreiches Sich-Wehren gegen einseitige, 
lobbyorientierte Darstellungspraktiken bescheinigen 
und dem Büro dabei weiterhin Erfolg wünschen. 

Im BFB 1996 dominieren jedoch die ausschließlich 
positiven Bewertungen solcherart sozial und ökolo-
gisch fragwürdiger Technologien und Forschungs-
einrichtungen wie Atomenergie und Kernfusion, 
Gentechnik, Rüstungsforschung, bemannte Raum-
fahrt, Transrapid etc. Dieses absolute „Akzeptanz 
einfordern" gepaart mit der Standort-Deutschland

-

Philosophie erzeugt naturgemäß massiven Wider-
spruch und verleitet dazu, die Technikfolgenabschät-
zung eher zu ideologisieren als zu verwissenschaft-
lichen. 

Eine kurze Bemerkung noch zur Forschung in den 
neuen Bundesländern, wie sie im BFB 1996 vor-
kommt. Zweifelsfrei war der Umstrukturierungspro-
zeß in den neuen Bundesländern kostenintensiv und 
langandauernd. Das Ergebnis kann man wie folgt zu-
sammenfassen. Zuerst das Positive. Erstens. Die For-
schungslandschaft wurde strukturell und inhaltlich 
an die Bedürfnisse - wie auch immer man dies inhalt-
lich bewertet - der alten Länder angepaßt. Zweitens. 
Es gibt eine Anzahl von vorzeigbaren Ergebnissen, 
wie der Aufbau neuer Universitäten und Fachhoch-
schulen. 

Jetzt das Kritische. Erstens. Im Verhältnis zu den 
alten Ländern ist der Forschungsbesatz wesentlich 
niedriger. Eine Vielzahl von Wissenschaftlern und 
Forschern sind sozusagen außen vor. Zweitens. Die 
Möglichkeiten der ostdeutschen Forschung, zum 
Aufbau einer eigenständigen, sich selbst tragenden 
Wirtschaft beizutragen, sind finanziell und struktu-
rell leider als äußerst gering einzuschätzen. 

Es bleibt zu hoffen, daß die neuen Projekte und 
Programme des BMBF hier im Sinne von notwendi-
gen strukturpolitischen Ansätzen Abhilfe schaffen. 
Es wäre zukunftsweisend, wenn dazu noch eine 
Orientierung auf Nachhaltigkeit hinzukäme. Aber 
ich fürchte, es bleibt uns wieder nur die Hoffnung. 

Christian Lenzer (CDU/CSU): In der heutigen De

-

batte über den Bundesbericht Forschung 1996 er-
spare ich mir jede weitere Zahlenakrobatik. Die deut-
sche Forschungslandschaft ist gut. Wir haben alles 
Wissen in unserem Lande. Wir müssen dieses Wissen 
nur besser nutzen. Forschungslandschaft heißt aber 
stetige Anpassung an veränderte Verhältnisse, heißt 
neue Ideen, Technologien und Produkte und im 
Zweifelsfalle auch - und dies sage ich aus aktuellem 
Anlaß - Neugründung und Schließung von Institu-
ten. Wahr ist aber auch, Deutschland lebt zuneh-
mend im High-Tech-Bereich von der Substanz. Der 
Technologiepuch hat noch nicht so richtig eingesetzt. 
Wir stützen uns auf die Optimierung bereits seit Jahr-
zehnten bestehender Technologien. Do rt  liegt bisher 
unsere Stärke. Dies muß sich ändern. 

Hierfür ist der sogenannte BioRegio-Wettbewerb 
des BMBF ein gutes Beispiel. Wenn auch nur drei Re-
gionen an der Spitze liegen konnten, so hat die Aus-
schreibung dieses Wettbewerbs in vielen Gebieten 
unseres Landes zu Synergieeffekten geführt. Wissen-
schaft und Wirtschaft haben sich an einen Tisch ge-
setzt, miteinander gesprochen, die Zukunft disku-
tiert. Dies ist ein ermutigendes Zeichen. Es hat aber 
leider in den elektronischen Medien nur eine mäßige 
Resonanz gefunden. Wenn aber die Medien solch 
positive Nachrichten - auch im Hinblick auf Arbeits-
plätze - nicht vorrangig transportieren, wie soll sich 
dann die breite Bevölkerung eine vernünftige Mei-
nung dazu bilden können? 
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Der Bundesbericht Forschung 1996 ist zunächst 
eine Bestandsaufnahme wie frühere Berichte auch. 
Er unterscheidet sich aber dadurch, daß er die Per-
spektiven der Forschung und Technologie im Kon-
text zentraler Zukunftsfragen und als Beitrag zum 
Innovationsstandort Deutschland herausste llt. Ein 
vielversprechender Ansatz ist die Orientierung an 
Leitprojekten. Leitbilder sollen deutlich machen, daß 
es in der Zukunftspolitik um Bedürfnisse der Bürger 
geht. Sie sollen für innovationsfördernde Rahmenbe-
dingungen sorgen und die Anstrengungen von Wi rt-
schaft, Wissenschaft und Staat bündeln. Als Beispiele 
nenne ich: Aufbau der Informationsgesellschaft, 
Energie und Umwelt, Mobilität, Biotechnologie und 
generell Spitzentechnologie für Produktion und 
Dienstleistungen. 

Die Förderung der zielgerichteten Zusammenar-
beit von Wissenschaft und Wi rtschaft muß von An-
fang an allen genannten Leitprojekten interdiszipli-
näre und branchenübergreifende Lösungen zuord-
nen. Forschungspolitik muß heute mehr sein als nur 
Forschungsförderung im traditionellen Sinn. Wir 
müssen das gesamte Innovationssystem im Blick 
haben, damit aus Forschungsergebnissen schneller 
neue Produkte und Verfahren werden, mit denen wir 
im Wettbewerb bestehen können. Es genügt nicht 
mehr wie bislang, beste Technik auf etablierten 
Märkten zu bieten. Wir brauchen neue und innova-
tive Produkte für Zukunftsmärkte. 

Wir müssen die typisch deutschen Endzeitängste 
gegenüber High-Tech und die immer noch zu ge-
ringe öffentliche Akzeptanz überwinden. Unsere 
Mitbürger müssen begreifen, daß wir ohne Innova-
tion uns selbst zum Verlust weiterer Arbeitsplätze 
und zu Verlusten des allgemeinen Lebensstandards 
verurteilen. Lassen Sie mich schließen mit einem Zi-
tat, das der ehemalige Bundeskanzler Helmut 
Schmidt am 6. Dezember 1996 - also brandaktuell - 
in  der Zeitschrift „Die Zeit" abgegeben hat. Ich 
zitiere: 

Wir haben das Faxgerät verschlafen, ebenso die 
Elektronisierung unserer ehedem führenden 
Kameras, wir haben die ganze Computerrevolu-
tion verschlafen, wir haben weder die Compact-
disc noch die CD-ROM entwickelt, produziert 
und auf den Weltmärkten verkauft, wir haben 
weder die Bypassoperationen entwickelt noch 
erstklassige Herzschrittmacher, nicht einmal das 
mobile Telephon. Und unseren Exportvorsprung 
in der Technologie der Kernkraftwerke haben 
wir selbst zunichte gemacht. Heute sind wir im 
Begriff, die Biogenetik ans Ausland abzugeben, 
obwohl wir wissen müssen, daß im Jahre 2016 
wahrscheinlich die Hälfte aller Medikamente auf 
gentechnologischer Basis hergestellt werden. 

Diesen Äußerungen, die uns allen zu denken ge-
ben sollten, ist nichts hinzuzufügen. 

Bodo Seidenthal (SPD): Lassen Sie mich meine 
Ausführungen mit einem Zitat beginnen: 

Das Stichwort „Lean Production" macht es deut-
lich: Die Organisation der Arbeitsprozesse und 
die Gestaltung des individuellen Arbeitsplatzes 
spielen im internationalen Wettbewerb eine im-
mer größere Rolle. Technische Innovationen al-
lein sichern den Wirtschaftstandort Deutschland 
nicht. Die Gesellschaft steht damit vor einer dop-
pelten Aufgabe: Arbeit muß effizient eingesetzt 
und gleichzeitig - mit Hilfe moderner Produkti-
ons- und Dienstleistungskonzepte - menschen-
gerecht gestaltet werden. 

Recht haben sie, die Mitarbeiter des Ministe riums 
für Bildung und Forschung, mit ihrer Formulierung 
im Bundesbericht Forschung 1996. 

Doch wie sieht die Wirklichkeit aus? 

Das Thema Arbeit und Forschungspolitik ist bei 
dieser Bundesregierung ein Trauerspiel. Und das 
Schlimme daran ist, daß auch angesichts der Be-
schäftigungslage der Forschungsminister nicht im 
Stande ist, zielgerichtet zu handeln. Exekutieren von 
Sparbeschlüssen ist keine Forschungspolitik! In Pres-
semitteilungen formulierte Perspektiven der For-
schungs- und Technologiepolitik ersetzen nicht das 
konsequente Handeln. Wir wollen die Herausforde-
rungen der Zukunft offensiv angehen. Wir wollen 
den Weg gemeinsam gehen, aber dann muß auch ein 
Weg im Rahmen von Arbeit und Forschungspolitik 
erkennbar sein. 

Wenn man sich im Teil 1 des Bundesberichts For-
schung die Ziffer 2.3 „Wandel der Arbeitswelt" an-
schaut, könnte man eigentlich mit einem breiten 
Konsens rechnen. An erster Stelle das Thema „Be-
schäftigung", dann „Entwicklung zur Dienstlei-
stungsgesellschaft", „Neue Arbeitsformen und -ab-
läufe", „Demographische Entwicklung, Erwerbsver-
halten und Arbeitsmarktsituation". Wenn auch noch 
das Thema „Arbeits- und Gesundheitsschutz " ange-
messen erwähnt worden wäre, wären die wichtigen 
Koordinaten für den Wandel der Arbeitswelt aufge-
zeigt worden. 

Eine weitere Ernüchterung folgt auf dem Fuße, 
wenn man zur forschungspolitischen Umsetzung 
übergeht. 1993 wurden die mittelfristigen Hand-
lungsfelder entwickelt und 1994 in Kraft gesetzt. 
Diese Felder, bei denen ganzheitliche Innovations-
konzepte für moderne Arbeits-, Produktions- und 
Dienstleistungskonzepte im Vordergrund stehen soll-
ten, wurden im Februar dieses Jahres aber wieder 
außer Kraft gesetzt. 

Im September verkündeten Sie, Herr Minister Rütt-
gers, im Deutschen Bundestag, das Programm „Ar-
beit und Technik" wird beendet zugunsten der Initia-
tive „Beschäftigung durch Innovation". Im Novem-
ber sprach sich ihr Staatssekretär dafür aus, daß eben 
dieses Programm „Arbeit und Technik" mit der Leit-
idee „Beschäftigung durch Innovation" einen 
Schwerpunkt im Dienstleistungssektor haben soll. 

Was gilt denn nun? 

Festzustellen ist: Das, was Sie machen, ist keine In-
novationspolitik, das ist Chaos! Und das nicht nur in-
haltlich. Wenn ein Forschungsminister weniger Geld 
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hat, ist das sicher kein Grund zum Jubeln, aber: 
„Wer weniger Geld hat, muß mehr aus seinem Geld 
machen." So ist es, Herr Minister, und dabei müssen 
Sie einen klaren Kurs vorgeben! Da kann man nicht 
den Tarifvertragsparteien im Februar 1996 sagen, 
daß 60 Millionen DM eine angemessene Mittelaus-
stattung sind, um dann innerhalb von nicht einmal 
acht Monaten diese Summe um 10 Millionen nach 
unten zu schrauben. Das ist keine verläßliche Politik, 
das ist ein forschungspolitisches Tollhaus. 

Dieses Forschungsprogramm „Arbeit und Tech-
nik" ist nicht mehr das Schreckgespenst für Politiker 
der Regierungsparteien, und es ist erst recht nicht 
mehr die „Spielwiese" der Gewerkschaften, wenn es 
diese überhaupt jemals war. Die Anhörung des Aus-
schusses für Bildung, Wissenschaft, Forschung, 
Technologie und Technikfolgenabschätzung im Ok-
tober dieses Jahres hat die neuen Entwicklungen 
deutlich gemacht. Und sie hat deutlich gemacht, daß 
mit der Leitidee „Beschäftigung durch Innovation" 
und den Schwerpunkten „Dienstleistung", „Demo-
graphische Entwicklung" und „Arbeitsschutz" zu-
kunftsweisende Wege beschritten werden können. 
Wenn dies so ist, muß das Ministe rium diese Wege 
aber auch gehen! 

Vom 27. November 1996 bis 28. November 1996 
veranstaltete das Ministerium eine Tagung zum 
Thema „Dienstleistungen für das 21. Jahrhundert - 
Gestaltung des Wandels und Aufbruch in die Zu-
kunft", an der auch ich zeitweise teilgenommen 
habe. Mit mir waren über 400 Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer dort ; stark vertreten waren kleine und 
mittlere Bet riebe, das Handwerk. Wie sagte Staatsse-
kretär Schaumann: 

Der Dienstleistungssektor war, ist und bleibt ein 
Motor des wirtschaftlichen Wachstums und der 
Beschäftigung und der Beschäftigungssicherung 
in Deutschland, auch wenn die Rezession Spu-
ren im Wachstum der Dienstleistungen hinterlas-
sen hat. 

Doch was passiert dann? Ich zitiere jetzt im Origi-
nalton Staatssekretär Schaumann, der die Tagung er-
öffnete: 

Mit noch so vielen Forschungsprojekten kann 
der Dienstleistungssektor unter den gegenwärti-
gen Rahmenbedingungen nicht ausgeweitet 
werden.... Das BMBF hat vielfältige Aktivitäten 
im Bereich Dienstleistungen entwickelt - For-
schungsvorhaben in der Projektförderung belau-
fen sich seit 1992 auf fast 147,5 Millionen DM. 

Umgerechnet sind das noch nicht einmal 
30 Millionen DM pro Jahr für einen Sektor, der als 
einziger auch in der Rezession neue Arbeitsplätze 
geschaffen hat. Die zur Verfügung gestellten Haus-
haltsmittel tragen nicht zum Aufbruch in die Zukunft 
bei; dies ist nicht Klotzen, sondern das ist Kleckern, 
Herr Minister. Wie steht es denn eigentlich mit der 
Finanzierung der Prioritären Erstmaßnahmen (PEM), 
insbesondere für „Bildung und Lernprozesse"? 

Das Forschungs- und Entwicklungsprogramm 
„Arbeit und Technik" hat mit seiner Leitidee „Be-
schäftigung durch Innovation" und den genannten 

Schwerpunkten eine tragfähige, neue Struktur erhal-
ten. Das neue Programm fokussiert seine Aufmerk-
samkeit auf die Wirkungskette „Innovation - Wettbe-
werbsfähigkeit - Beschäftigung" . Dabei konzentriert 
man sich auf Felder, in denen der größte Beschäfti-
gungseffekt erwartet wird, bzw. in denen man sich 
neuen Herausforderungen gegenübersieht. So ist der 
Ausbau eines neuen Arbeitsschutzes wie zum Bei-
spiel der Umgang mit Gefahrstoffen eine Innovati-
onsaufgabe. Es darf nicht mehr sein, wie es Ende der 
80er Jahre passiert ist, daß neue Formen der Arbeits-
organisation bei uns in Deutschland entwickelt, dann 
aber wegen falscher Betrachtungsweisen nicht um-
gesetzt werden. Machen wir jetzt wieder den glei-
chen Fehler, werden uns die Konkurrenten zwingen, 
Arbeitsorganisation und Arbeitsschutz als wichtige 
Wettbewerbsfaktoren zu sehen. Wie heißt es: „Wer 
zu spät kommt, den bestraft das Leben." 

Ich habe eben auf die Tagung „Dienstleistungen" 
hingewiesen. Ich fand es bedauerlich, daß Sie, Herr 
Minister, keine Zeit für diese Tagung hatten, sondern 
sich am Abend lieber mit „Focus" im Raum nebenan 
vergnügten. Der derzeitigen und zukünftigen Bedeu-
tung des Dienstleistungssektors in Deutschland wer-
den Sie damit nicht gerecht. Herr Staatssekretär 
Schaumann hat völlig recht, wenn er von der zu star-
ken Fixierung der Forschungspolitik auf die mate-
rielle Produktion spricht. Nur: Dann muß er seine 
„Mentalitätslücke" eben schließen, denn die Zukunft 
erfordert eine Orientierung an Produktion, Dienstlei-
stung und Information als Ganzem. 

Zum Schluß noch einige Bemerkungen zur finan-
ziellen Ausstattung des Programms. Schon heute be-
teiligt sich die deutsche Wi rtschaft bei den For-
schungserstmaßnahmen im Dienstleistungssektor 
mit 50 Prozent und mehr. Doch ein gewisses Volu-
men an Forschungsmitteln muß auch durch den Staat 
zur Verfügung gestellt werden. Und da bin ich mit 
dem Kollegen Maaß einig, daß wir die Diskrepanz 
zwischen der Finanzierung von Fördermaßnahmen 
im Dienstleistungssektor und der Finanzierung von 
Fördermaßnahmen im Produktionssektor sehr ernst 
nehmen müssen. Der Forschungsminister muß mit ei-
ner Aufstockung der Fördermittel in diesem Pro-
gramm ein klares Signal setzen, daß Forschungspoli-
tik auch den Wandel gestaltet und einen Aufbruch in 
die Zukunft ermöglicht. 

Klar ist: Nur mit Forschungsinitiativen wie „Be-
schäftigung durch Innovation" kann Deutschland im 
internationalen Wettbewerb bestehen, kann die Be-
schäftigungskrise angegangen werden. Wer hier mit 
Kürzung der Haushaltsmittel die falschen Akzente 
setzt, hat den schmückenden Beinamen „Zukunfts-
minister" verwirkt. 

Reinhard Weis (Stendal) (SPD): Daß nach drei Jah-
ren ein neuer Bundesbericht Forschung vorgelegt 
wird, ist sicherlich kein Zeichen für langsame Arbeit. 
Im Gegenteil, Forschungspolitik bezieht sich auf 
mehr Einzelwissenschaften als sonst ein Arbeitsge-
biet, das von einer Bundesbehörde zu beackern ist. 
Wenn aber ein solcher Bundesbericht drei Jahre Vor-
laufzeit beansprucht, kann man wohl zu Recht eine 
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hohe Erwartung an ihn stellen, und zwar in bezug 
auf Vollständigkeit - dem scheint mit über 600 Seiten 
Rechnung getragen -, Stringenz - das heißt: Kann 
das verantwortliche Ministe rium beweisen, daß es lo-
gisch planvoll bei der Vergabe von Forschungsgel

-

dern vorgeht um damit erkennbare Ziele zu fördern 
und zu verwirklichen? - und - das scheint mit das 
Wichtigste zu sein - in bezug auf Zukunftsfähigkeit, 
das heißt: Werden nicht nur bereits vergebene Auf-
träge und erbrachte Leistungen zusammengetragen, 
sondern ist daraus auf eine zugrundeliegende Zu-
kunftsperspektive zu schließen? 

Denn die Begriffe Forschung, Fortschritt und Zu-
kunft sind so unmittelbar miteinander verknüpft, daß 
sie sich gegenseitig bedingen. Man kann sie beliebig 
miteinander verknüpfen: Keine Zukunft ohne For-
schung, keine Zukunft ohne Fortschritt, kein Fo rt

-schritt ohne Forschung und keine Forschung ohne 
Orientierung auf Zukunft. 

Um den Begriff Fortschritt richtig einzuordnen, zi-
tiere ich aus dem Umweltgutachten 1994 des Sach-
verständigenrates für Umweltfragen: „Als Fortschritt 
kann aber heute nur bezeichnet werden, was von 
den Bedingungen der Natur mitgetragen wird. " Die-
ser Grundsatz wird sicherlich von niemandem mehr 
bestritten. Und schon haben wir als Essenz aus For-
schung, Fortschritt und Zukunft das Prinzip der 
nachhaltigen Entwicklung abgeleitet. 

Was also sagt der Bundesforschungsbericht 1996 
zum Thema Nachhaltigkeit? Es wird explizit aufge-
nommen im Kapitel „Perspektiven der Forschungs- 
und Technologiepolitik der Bundesregierung". Mit 
einem neuen Energieforschungsprogramm, einem 
neuen Umweltforschungsprogramm, über das wir 
gerade gestern im Ausschuß diskutiert haben, und 
einem neuen Mobilitätskonzept. Es taucht dagegen 
nicht auf im Punkt „Herausforderungen des 
21. Jahrhunderts an Forschung und Technologie". - 
Das betrachte ich als schwerwiegendes Versäumnis. 

Die Nachhaltigkeit wird wieder gefordert als eines 
von sechs Leitbildern der zukunftsorientierten For-
schungs- und Technologiepolitik. Hieraus lassen sich 
zwei Dinge ableiten. 

Erstens. Nachhaltigkeit ist ein akzeptiertes Prinzip, 
das einen festen Standpunkt innerhalb der For-
schungsförderung einnimmt. Diese Position ist rich-
tig. 

Aber zweitens: Nachhaltigkeit ist nur eines von 
sechs Leitbildern, die durchaus zueinander in Kon-
kurrenz stehen, und sei es auch nur in Konkurrenz 
um Fördergelder. Hier stimmt die Gewichtung, die 
der Forschungsminister verordnet, noch lange nicht! 

Wohin es führt, wenn die nachhaltige Entwicklung 
mit anderen Prinzipien konkurriert, läßt sich hervor-
ragend an der Energiepolitik darstellen. Steigen wir 
also ein in den Bundesbericht Forschung. Auf Seite 47 
finden wir richtig die Prinzipien nachhaltiger Ent-
wicklung wiedergegeben: 

Die Abbaurate erneuerbarer Ressourcen soll ihre 
Regenerationsrate nicht überschreiten. 

Nicht erneuerbare Ressourcen sollen nur in dem 
Umfang genutzt werden, in dem ein physisch oder 
funktionell gleichwertiger Ersatz geschaffen wird. 

Stoffeinträge in die Umwelt sollen sich an der Be-
lastbarkeit der Umweltmedien orientieren. 

Das Zeitmaß anthropogener Einträge bzw. von Ein-
griffen in die Umwelt muß im ausgewogenen Ver-
hältnis zum Zeitmaß der für das Reaktionsvermögen 
der Umwelt relevanten natürlichen Prozesse stehen. 

Diese Prinzipien stehen dem dann folgenden Un-
terkapitel Energiepolitik voran. 

Eine Leitlinie der nachhaltigen Entwicklung in der 
Energiepolitik wird auf Seite 48 genannt. Ich spare 
mir jetzt das lange Zitat. 

Ganz nebenbei bemerkt: Energie ist sicher eines 
der wertvollsten Güter unserer Zeit, und deshalb 
sollte sie nicht billiger werden, sondern teurer. 

Aber zurück zur Nachhaltigkeit. Nehmen wir an, 
daß die nicht näher bezeichneten „anderen Berei-
che" zum Beispiel Indust rie, Gewerbe, Mobilität und 
auch Wohnen sind, so ist es unbest ritten, daß auch 
hierfür eine gesicherte Energieversorgung notwen-
dig ist. 

Eines der größten Probleme beim Energiever-
brauch ist der CO2-Ausstoß, weil ein großer Teil im-
mer noch aus der Verbrennung fossiler Brennstoffe 
herrührt. Die logische Konsequenz, die wir als SPD-
Bundestagsfraktion daraus ableiten, ist, alternative 
CO2-geminderte oder sogar CO2-freie Energien wie 
Windenergie und Solarenergie zu finden und zu för-
dern. Hierzu gehört auch, Umwandlungswirkungs-
grade zu verbessern und Sparpotentiale zu erschlie-
ßen. 

Der Forschungsbericht kommt aber zu dem 
Schluß, daß auch auf Dauer Kernenergie die zu-
kunftsweisende CO2-freie Energie sei. Kernenergie 
wird verstanden als vereinbar mit den Prinzipien der 
Nachhaltigkeit. Die aber lauten, wenn man sich ein-
mal die Papiere der Enquete-Kommission Schutz des 
Menschen und der Umwelt ansieht: 

Stoffe dürfen nicht in die Umwelt entlassen wer-
den, wenn sie dort Schaden anrichten, und beim Um-
gang mit der Natur müssen menschliche Zeitmaß-
stäbe mit natürlichen Zeitmaßen in Einklang ge-
bracht werden. Hier gehen also nach meiner Mei-
nung die Einschätzungen von Nachhaltigkeit bei der 
Nutzung von Kernenergie weit auseinander. 

Das ist schon von Bedeutung, denn im Forschungs-
bericht werden ja nicht nur politische Ziele benannt, 
sondern dahinter stecken erhebliche Fördergelder. In 
Zahlen heißt das, daß der Bund weiterhin dabei 
bleibt, nur 349 Millionen DM für erneuerbare Ener-
gien auszugeben, aber 415 Millionen DM für nu-
kleare Energieforschung plus 270 Millionen DM für 
die Beseitigung kerntechnischer Anlagen. 

Ich komme noch einmal auf die Zeithorizonte zu-
rück, daß für die Erhaltung des Prinzips der Nachhal-
tigkeit menschliche Zeitmaßstäbe mit natürlichen 
Zeitmaßstäben in Einklang gebracht werden sollten. 
Bei mir im Nachbarwahlkreis wird in Gorleben ein 



13214* 	Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 145. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 5. Dezember 1996 

Zwischenlager für atomare Brennelemente genutzt, 
und das einzig Nachhaltige daran ist, daß die Brenn-
elemente nachhaltig strahlen, und das für tausende 
Jahre! 

Kommen wir zum Schluß: Sind also die drei Anf or-
derungen an den Bundesbericht erfüllt? Vollständig-
keit? - Es sieht so aus. Stringenz? - Nein. Wie ich bei 
dem Einzelthema Energie zeigen konnte, ist es nicht 
logisch und planvoll, Energiepolitik nachhaltig ge-
stalten zu wollen und dazu auf Kernenergie zu set-
zen. Dies ist nur ein Beispiel. 

Zukunftsfähigkeit? - Mit Sicherheit nicht, weil das 
Prinzip Nachhaltigkeit nicht die Klammer für alle 
Forschungsziele darstellt, sondern mit fünf weiteren 
Katagorien um - leider - knapper werdende For-
schungsmittel konkurriert. 

Cornelia Yzer, Parl. Staatssekretärin beim Bundes-
minister für Bildung, Wissenschaft, Forschung und 
Technologie: Der Bundesbericht Forschung 1996 ist 
sozusagen die Inventur unserer Zukunftsfähigkeit. 
Eine Bilanz technologischer Leistungsfähigkeit, die 
sich sehen lassen kann - und zwar in ganz Deutsch-
land. 

Der Bundesbericht Forschung 1993 stand noch un-
ter dem Eindruck der wiedergewonnenen deutschen 
Einheit und war geprägt durch die Aufgabe, Wissen-
schaft und Forschung in den neuen Ländern aufzu-
bauen. 

Auf diesem Weg sind wir gut voran gekommen: 
Mit rund 50 Universitäten, Hochschulen und Fach-
hochschulen und mehr als 140 außeruniversitären 
Einrichtungen ist eine ausgewogene institutionelle 
Dichte erreicht. Im Bereich der Wi rtschaft zeigen die 
für 1993 vorliegenden Daten, daß der Abbau der 
FuE-Ressourcen zum Stillstand gekommen ist. Die 
letzten Schätzungen für 1994 weisen auf eine Stabili-
sierung hin. Die internen FuE-Aufwendungen ver-
zeichnen gegenüber 1991 einen Zuwachs um 
7,2 Prozent. 

Heute hat sich der Blickwinkel nochmals geweitet. 
Im Zeitalter der Globalisierung und des Übergangs 
von der Industrie- zur Wissensgesellschaft mit den 
einhergehenden Chancen und Herausforderungen 
skizziert dieser Bundesforschungsbericht Entwick-
lungslinien und leitet daraus Zielmarken für die For-
schungspolitik ab. 

Deshalb wurden wichtige Fragen wie Globalisie-
rung, Forschung und Innovation, Wandel zur Wis-
sensgesellschaft, die Zusammenhänge von For-
schung und Bildung sowie Frauen in der Forschung 
in dem Bericht ausführlich erörtert. Er diskutiert Leit-
bilder einer zukunftsorientierten Forschungs- und 
Technologiepolitik. 

Eine der zentralen Botschaften dieses Bundesbe-
richts Forschung 1996 lautet: Globalisierung ist 
längst nicht mehr nur eine Herausforderung für den 
Produktionsstandort, sie ist es auch für den For-
schungsstandort Deutschland. 

Deshalb müssen wir uns wieder auf unsere Stärken 
besinnen, die gerade in der Forschungslandschaft, 
aber auch im Bereich der höherwertigen Technolo-
gien vorhanden sind, und sie zum Ausgangspunkt 
unserer Innovationsaktivitäten machen. 

Dazu gehört, daß wir Globalisierung als Phänomen 
nicht negieren - wie manche Teile der SPD - und 
auch nicht als Synonym für Schreckensvisionen se-
hen - wie andere Teile der SPD. Übrigens: Wann sind 
Sozialdemokraten schon einer Meinung? Wir begrei-
fen Globalisierung als das, was sie ist: Eine Chance 
und Herausforderung für ein exportabhängiges Land 
wie Deutschland. 

Es ist eine Illusion zu glauben, wir könnten in 
Deutschland die hochwertigen Laborarbeitsplätze 
behalten, den Freilandversuch oder die biotechni-
sche bzw. chemische Produktionsanlage aber dem 
Ausland überlassen. 

Ich kann verstehen, daß deutsche Unternehmen 
FuE-Kapazitäten ins Ausland verlagern: Präsenz an 
den Weltmärkten verlangt mehr als weltweite Ver-
triebsbüros. 

Und wer im Ausland produziert, muß in Deutsch-
land nicht seine Zelte abbrechen. Im Gegenteil: Das 
Engagement auf den Weltmärkten kann den heimi-
schen Standort stärken. 

Bedenklich ist jedoch, daß die Schere zwischen 
Auslandsinvestitionen deutscher Unternehmen und 
Investitionen ausländischer Unternehmen in 
Deutschland immer größer wird. Im vergangenen 
Jahr erhöhte sich das negative Saldo in der Bilanz 
der Direktinvestitionen auf 34 Milliarden DM. 

Diese Entwicklung zeigt, daß Standortpolitik mit 
den Kriterien Kompetenzzentrierung und Exzellenz-
bildung immer wichtiger wird. 

Weltweit agierende Unternehmen suchen sich ihre 
Standorte nach nüchterner Analyse der relevanten 
Faktoren. Sie bündeln Forschung, Produktion und 
Marketing zunehmend in strategischen Einheiten, 
und zwar dort , wo die Märkte für ihre Produkte sind, 
wo die Forschung boomt und wo die neuen Märkte 
auf innovativen Feldern entstehen. 

Nur wenn Deutschland für die eigenen Unterneh-
men als Standort attraktiv bleibt, kann es auch Ma-
gnet sein für ausländische Investitionen. 

Globalisierung ist nicht nur eine Sache der „Gro-
ßen". Kleine und mittlere Unternehmen haben gute 
Chancen, weil sie punktgenau arbeiten und flexibel 
sind und schneller auf Marktveränderungen und -be-
dürfnisse reagieren können. 

In Deutschland stehen 2,7 Millionen KMU nur 
etwa 6 000 Großunternehmen gegenüber. Derzeit be-
trägt zwar ihr Anteil an den Gesamtaufwendungen 
für FuE nur 13 Prozent. Aber die Tendenz ist stei-
gend. 

Während der Anteil der Wirtschaft an den gesam-
ten FuE-Ausgaben rückläufig war, stiegen die inter-
nen FuE-Aufwendungen in KMU (1991-1994: zirka 
+12 Prozent). 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 145. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 5. Dezember 1996 	13215' 

Die Bundesregierung setzt deshalb einen besonde-
ren Akzent zugunsten der KMU. Sie erhalten gut ein 
Drittel der Fördermittel, die das BMBF an die ge-
werbliche Wirtschaft vergibt. 

Unser besonderes Augenmerk gilt dabei der For-
schungsförderung des Mittelstandes in den neuen 
Ländern. Am Dienstag dieser Woche habe ich der 
Presse die beiden wesentlichen künftigen Säulen 
vorgestellt. Mit dem Programm FUTOUR unterstüt-
zen wir besonders innovative Existenzgründer, und 
bei FUEGO flankieren wir gemeinsame anspruchs-
volle FuE-Vorhaben eines Unternehmens und einer 
Forschungseinrichtung. Für beide Programme kön-
nen wir bis 1999 rund 700 Millionen DM ausgeben 
und schaffen damit bis zum Jahr 2000 Planungssi-
cherheit. 

In diesen Tagen wird häufig die Innovationsschwä-
che des Standorts Deutschland beklagt. Als mitur-
sächlich gilt die mangelnde Kooperation zwischen 
der Wirtschaft und der anerkannt starken For-
schungslandschaft. In der Tat war diese jetzt zum 
Glück wieder gewünschte Kooperation lange Zeit ta-
buisiert - gerade so, als sei die Umsetzung einer Pro-
duktidee in ein marktgängiges Produkt nicht ebenso 
achtenswert wie die Entwicklung der Produktidee 
selbst. 

Der Forschungsbericht hat es deutlich gemacht: 
Wir verfügen in Deutschland in vielen Bereichen 
über eine erstklassige, weltweit wettbewerbsfähige 
Forschung. Erstklassige Forschung muß höchste 
Priorität haben. Wir können uns aber gerade deshalb 
zweit- und drittklassige Forschung nur der Breite der 
Themen wegen nicht leisten, und wir können es uns 
nicht leisten, das Wissenspotential nicht zur Anwen-
dung zu bringen. 

Deshalb liegt die Antwort in einer Doppelstrategie: 
Wir müssen durchschlagende Kompetenz aufbauen - 
in  den Biowissenschaften, bei den Informations- und 
Kommunikationstechnologien, in der Verfahrens-
technik, in den Bereichen Energie und Mobilität, bei 
den Umwelttechnologien, das heißt, im Bereich der 
unumstrittenen Zukunftstechnologien. 

Und: Wissenschaft und Wirtschaft müssen frühzei-
tiger und enger zusammenarbeiten. Sie müssen dies 
insbesondere auf den Feldern tun, auf denen der in-
ternationale Wettbewerb entschieden wird. 

Wenn Unternehmen do rt  hingehen, wo sie das be-
ste Know-how erhalten, dann müssen wir dafür sor-
gen, daß ihnen solches Know-how bei uns geboten 
wird. Schlüsselelemente sind hier sowohl Exzellenz 
als auch eingespielte Kooperationsnetze. Wir brau-
chen beides. 

Unsere Forschungseinrichtungen sind zum Teil auf 
dem Weg zu europäischen oder internationalen For-
schungszentren. Die Notwendigkeit, daß wir gerade 
in Europa unsere Kräfte bündeln, liegt auf der Hand. 
Im Rahmen europäischer Zusammenarbeit, aber 
auch im Bereich der bilateralen Kooperation liegen 
Chancen, die besser genutzt werden müssen. Die Bil-
dung von Kompetenzzentren muß in Europa auch 
länderübergreifend erfolgen. 

Auch unsere außeruniversitären Forschungsein-
richtungen werden sich dem Wettbewerb stellen 
müssen. Wir müssen neue Freiräume schaffen, damit 
Forschung in Deutschland an Boden und Breitenwir-
kung gewinnt. 

Wir sind uns einig mit Spitzenvertretern der Wi rt
-schaft und der Wissenschaftsorganisationen, daß 

Leitprojekte ein geeigneter Ansatz sind, um Innova-
tionen auf strategischen, für die Entwicklung der 
Volkswirtschaft bedeutsamen Feldern voranzubrin-
gen. Ideen dafür werden im Wettbewerb ausge-
schrieben und konzipiert. 

Leitprojekte entstehen aus einem Wettbewerb der 
besten Ideen. Es geht um überzeugende Lösungs-
konzepte, die Rahmenbedingungen und Infrastruk-
turen für die Erreichung der Innovationsziele mit ein-
beziehen. Marktchancen und Arbeitsplätze sind we-
sentliche Beurteilungskriterien. 

Wir haben inszwischen mit Wissenschaft und Indu-
strie vereinbart, Leitprojekte zunächst auf vier The-
menfeldern auszuschreiben: erstens innova tive Pro-
dukte auf der Grundlage neuer Technologien; zwei-
tens Nutzung des weltweit verfügbaren Wissens 
für Aus-, Weiterbildung und Innova tion; drittens 
Diagnose und Therapie mit den Mitteln der Moleku-
larmedizin; viertens Mobilität in Ballungsräumen. 

Der Startschuß für die ersten Ideenwettbewerbe 
wird schon bald fallen. 

Paradebeispiel für Leitprojekte ist unser BioRegio-
Wettbewerb: ein überzeugendes Beispiel für Innova-
tionsorientierung und Leistungswettbewerb der For-
schungs- und Technologieförderung der Bundesre-
gierung. 

Die Tür für eine erfolgreiche Nutzung der Biotech-
nologie in Deutschland wird damit weit geöffnet. Im 
Grunde war bei diesem Wettbewerb der Weg das 
Ziel. Was hier binnen weniger Monate an Initiativen 
auf einem Zukunftsfeld freigesetzt wurde, darf als 
bisher einmaliger Vorgang bezeichnet werden. 

Der Zuspruch zum BioRegio-Wettbewerb aus den 
Reihen der SPD freut uns. Es verwundert uns aller-
dings nicht, denn wer steht nicht gern auf der Seite 
des unumstrittenen Erfolges. Bei der SPD bedeutet 
das: Die SPD-Programmatik werde an die Rea lität 
angepaßt (SPD-Fraktion Berlin, Seitz). Ich hoffe, der 
Realitätssinn ist hinreichend ausgeprägt. 

Denn die Einsicht darf sich nicht auf rote Gentech-
nik beschränken, sondern ihr muß zwingend die bei 
der grünen Gentechnik folgen. 

Ich schlage vor, daß Sie - statt Bedenken zu tragen - 
gemeinsam mit uns gegen die Antigen-Chaoten ins 
Feld ziehen, denn viele der verwüsteten Freiset-
zungsversuche mit transgenen Pflanzen dienten 
auch der Sicherheitsforschung im Bereich der Bio-
technologie. 

Neben Sicherheit ist Akzeptanz durch Transparenz 
ein hohes Gut. 
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Die Bundesregierung tritt deshalb für eine präzise 
und praktikable Kennzeichnung ein. 

Die Bundesregierung will ein integrie rtes Innovati-
onssystem, das den Herausforderungen des 
21. Jahrhunderts gewachsen ist und das den Stand-
ort Deutschland innovativen Investoren in aller Welt 
empfiehlt. 

Jenen, die angesichts der Fakten im Bundesbericht 
Forschung 1996 und der do rt  bereits skizzierten und 
- wie ich Ihnen dargelegt habe - inzwischen deutlich 
vorangetriebenen Schritte zur Innovationsorientie-
rung unserer Forschung immer noch auf den Haus-
haltszahlen herumreiten, halte ich entgegen: Die 
Politik der Bundesregierung, Kosten zu senken und 
bürokratische Hemmnisse abzubauen, und eine Poli-
tik, die die Innovationsfähigkeit unserer Forschungs-
landschaft und die Innovationsorientierung unserer 
Forschungsförderung in den Vordergrund stellt, ge-
hören zusammen. Sie ist eine Politik, die Deutsch-
land als Standort attraktiv macht und Beschäftigung 
sichert. 

Anlage 7 

Zu Protokoll gegebene Reden 
zu Tagesordnungspunkt 11 

(Antrag: Eine Welt ohne Atomwaffen) 
und zu 

Zusatztagesordnungspunkt 7 
(Antrag: Konvention zur Ächtung und 

Abschaffung aller Atomwaffen) 

Dr. Friedbert Pflüger (CDU/CSU): Eine Welt ohne 
Atomwaffen ist unter heutigen Bedingungen leider 
eine Utopie. Die Formel für diese Waffen ist in der 
Welt - und es gibt bedauerlicherweise zu viele unbe-
rechenbare Diktatoren, die sie nutzen wollen. Wich-
tig ist, daß der Prozeß der Abrüstung nicht zum Still-
stand kommt und die Zahl der atomaren Spreng-
köpfe weiter drastisch verringert wird. Dies bedeutet 
nicht nur, daß der START II-Vertrag endlich in Kraft 
gesetzt werden muß, sondern daß darüber hinausge-
hende Abrüstungsschritte ergriffen werden, die auch 
die drei Kernwaffenstaaten Frankreich, Großbritan-
nien und China einschließen müssen. 

Der Artikel VI des Nuklearen Nichtverbreitungs-
vertrages - NVV - darf kein Lippenbekenntnis sein. 
Daher sollten schon jetzt die Vorbereitungen einge-
leitet werden, um auf der Überprüfungskonferenz 
des Nuklearen Nichtverbreitungsvertrages eine Kon-
vention zu beschließen, die die Atomwaffenstaaten 
zu einer weitgehenden Abrüstung ihrer Arsenale in 
den nächsten Jahrzehnten verpflichtet. 

Doch trotz aller Abrüstungsbemühungen - und in 
den letzten zehn Jahren ist doch sehr viel geschehen, 
das kann man nicht leugnen - würde es auch bei 
einer vollständigen nuklearen Abrüstung der fünf 
durch den NVV anerkannten Kernwaffenstaaten 
nicht zu einer Welt kommen, die frei von Atomwaffen 
wäre. Nicht eine atomwaffenfreie Welt, sondern die 

Weiterverbreitung von Atomwaffen ist in der Zukunft 
wahrscheinlich. Daher wundert es mich doch sehr, 
wenn ich im Antrag der Grünen lesen muß: Es 
„mehren sich die Anzeichen auf ein Ende der Atom-
waffen. " Entweder leben wir nicht auf der gleichen 
Welt, oder aber sie verschließen die Augen für die 
Realitäten. 

Staaten, die sich entgegen bestehender völker-
rechtlicher Vereinbarungen um die Entwicklung von 
Atombomben bemühen, werden sich dabei wohl 
kaum von einem Gutachten des Internationalen Ge-
richtshofes in Den Haag oder dem Repo rt  der Can-
berra-Kommission abhalten lassen. Der Fall Irak hat 
sehr deutlich gezeigt, daß ein Staat trotz völkerrecht-
licher Verpflichtungen und internationaler Kontrol-
len - der Irak hatte den Nuklearen Nichtverbrei-
tungsvertrag ratifiziert - ein umfassendes Programm 
zur Entwicklung von Atomwaffen betreiben kann. 

Als Saddam Hussein nach dem Golfkrieg ge-
zwungen wurde, Stück für Stück seine Programme 
zur Entwicklung von Massenvernichtungswaffen, 
atomare, biologische und chemische, offenzulegen, 
waren wir doch alle überrascht, wie weit der Irak in 
seiner Waffenentwicklung schon fortgeschritten war. 
Noch ein oder zwei Jahre mehr Zeit, und ein unbe-
rechenbarer Diktator, der schon Chemiewaffen ge-
gen die Bevölkerung seines eigenen Landes einge-
setzt hatte, wäre im Besitz von Atomwaffen gewesen! 
Und Sie wissen doch so gut wie ich, daß wir noch im-
mer nicht alles über die irakischen Programme wis-
sen, daß die Forscherteams immer noch intakt sind, 
daß es vielleicht sogar noch geheime Entwicklungs-
zentren gibt oder daß der Irak eventuell immer 
noch über B- und C-Waffenbestände verfügt, die 
UNSCOM bislang verborgen geblieben sind. 

Dabei ist der Irak nur einer von mehreren Staaten, 
bei denen wir davon ausgehen können, daß sie nach 
Massenvernichtungswaffen streben. Sie selbst, Frau 
Beer, sprechen in Ihrem Antrag davon, daß es „reale 
Proliferationsgefahren im Nahen Osten" gebe. Kön-
nen Sie mir nun erklären, wie Sie zugleich dazu kom-
men zu behaupten, daß sich die Anzeichen auf ein 
Ende der Atomwaffen mehren würden? Dieser Wi-
derspruch ist wirklich unauflöslich. 

Verträge allein - das zeigen die Erfahrungen mit 
dem Biologischen Waffenübereinkommen und dem 
NVV, der sogar ein Überwachungssystem etabliert 
hat - reichen nicht, um Proliferation zu verhindern. 
Auch der Repo rt  der Canberra-Kommission gesteht 
dies ein. In der Zusammenfassung des Reports heißt 
es: „Effective verification is critical to the achieve-
ment and maintenance of a nuclear weapon free 
world." Aber dann folgt das Eingeständnis: „... no 
verification system provides absolute certainty. " 

Das kann für uns doch nur bedeuten: Abrüstung, 
Rüstungskontrolle und Verifikation sind und bleiben 
wichtig, aber eine vollkommene Sicherheit vor den 
Bemühungen zahlreicher Staaten, ABC-Waffen zu 
erwerben, geben sie nicht. Daher ist die völlige Äch-
tung der Atomwaffen angesichts der Proliferations

-

gefahren ein gefährliches Hirngespinst. Es ist bedau-
erlich, aber Atomwaffen müssen auf absehbare Zeit 
ein wichtiger Bestandteil des Sicherheitssystems der 
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NATO bleiben, um Diktatoren wie Saddam Hussein 
abschrecken zu können. Während des Golfkriegs 
war es wahrscheinlich die Warnung des US-Präsi-
denten George Bush, bei einem Chemiewaffenan-
griff durch den Irak Atombomben einzusetzen, die 
Hussein von diesem Schritt abgehalten hat. Wollen 
wir uns, wenn unsere Pa rtner auf ihre Atomwaffen 
verzichteten, etwa hilflos solchen wahnsinnigen Dik-
tatoren ausliefern? 

Auch der Inte rnationale Gerichtshof gesteht in sei-
nem Gutachten den Atomwaffenstaaten zu, daß sie 
ihr Potential dann einsetzen dürfen, wenn sie sich „in 
extremen Bedingungen der Selbstverteidigung" be-
finden. Da aber wohl niemand ernsthaft behaupten 
möchte, daß in der NATO die Atomwaffen der USA, 
Großbritanniens oder auch Frankreichs als Offensiv-
mittel eingesetzt werden sollen, ist es mir unerklär-
lich, wie man aus dem Gutachten den totalen Ein-
satzverzicht herauslesen möchte. Dies ändert nichts 
- das möchte ich noch einmal ausdrücklich betonen - 
an  der Verpflichtung, weitere Abrüstungsschritte zu 
ergreifen. 

Aber auch der Abrüstungsprozeß - so paradox es 
klingen mag - bringt wenigstens mittelfristig neue 
Gefahren mit sich: Schon heute schreiten die Verein-
barungen zum Abbau der Sprengköpfe schneller 
voran, als der technisch umgesetzt werden kann. Ge-
rade von den in Einzelteilen zerlegten Sprengköpfen 
geht in Rußland eine viel größere Proliferationsge-
fahr aus als von den gut bewachten Atomwaffen. 
Dies ist kein Plädoyer, den Abrüstungsprozeß zu ver-
zögern, doch ist es nur seriös, wenn man seine Forde-
rungen auch an den technischen und finanziellen 
Möglichkeiten orientiert. 

Ein letztes Wort  zum Antrag der Grünen: Die Be-
hauptung, die Bundesrepublik sei ein „atomarer 
Schwellenstaat" und gehöre zu den „Atomwaffen-
staaten im Wartestand", ist schlicht eine Unver-
schämtheit. Deutschland hat schon zu Zeiten Konrad 
Adenauers unmißverständlich auf ABC-Waffen ver-
zichtet und diese Entscheidung nochmals eindeutig 
im Zwei-plus-vier-Vertrag vom 12. September 1990 
bekräftigt, ja, verstärkt. Die Unterstellungen der Grü-
nen sind eine plumpe Polemik, die ich entschieden 
zurückweise. 

Abrüstung hat immer dann Erfolg gehabt, wenn 
sie sich den Sicherheits- und Stabilitätserfordernis-
sen unterordnete, wenn sie nicht zum Selbstzweck 
erklärt, sondern als eine Funktion einer realistischen 
Friedenspolitik betrachtet wurde. Nicht eine Welt 
ohne Waffen ist machbar, wohl aber eine Welt mit 
weniger Waffen. Dies bleibt die Politik der CDU/ 
CSU. 

Gemot Erler (SPD): Die beiden hier zur Debatte 
stehenden Anträge haben folgende Überschriften: 
„Eine Welt ohne Atomwaffen" und „Konvention zur 
Ächtung und Abschaffung aller Atomwaffen". In bei-
den Titeln kommt ein politischer Wunsch für die Zu-
kunft zum Ausdruck. Ich denke, daß die meisten Mit-
glieder dieses Hauses über die genannte Zielvorstel-
lung einig sind. Das gilt auch für die Bundesregie-
rung, die in einer Antwort auf die Kleine Anfrage der 

Fraktion Bündnis 90/Die Grünen zum IGH-Urteil 
vom 8. Juli 1996 wörtlich schreibt: „Eine nuklearwaf-
fenfreie Welt gehört zu den Fernzielen des Vertrages 
über Nichtverbreitung von Kernwaffen (NVV), zu 
denen sich die Bundesregierung nachdrücklich be-
kennt. " 

Wir Sozialdemokraten haben uns schon vor Jahren 
sehr deutlich zu dem Ziel einer atomwaffenfreien 
Welt bekannt. Im Beschluß des Wiesbadener Partei-
tags vom November 1993, der von dem Mannheimer 
Parteitag vom Jahre 1995 bestätigt wurde, heißt es 
z. B.: „Wir treten ein für eine Abrüstungskonferenz 
aller Atomwaffenstaaten mit dem Ziel der generel-
len, kontrollierten Abrüstung. " „Die SPD wird den 
Abzug aller Atomwaffen aus der gesamten Bundes-
republik Deutschland, nicht nur aus Ostdeutschland, 
durchsetzen. " 

In dem gleichen Beschluß fordert die SPD auch 
den Verzicht auf den atomaren Ersteinsatz und die 
Strategie der atomaren Abschreckung. Darüber hin-
aus heißt es dort : „Alle Massenvernichtungsmittel 
müssen international geächtet und verboten wer-
den. " 

Der Unterschied zwischen uns beginnt bei der 
Frage, ob mit einer Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages zum jetzigen Zeitpunkt irgendein sinn-
voller Schritt nach vorne auf das genannte Ziel hin 
erreicht werden kann. Wir sind hier eher skeptisch. 
Es besteht nämlich die Gefahr, daß sich eine solche 
Beschlußfassung einreiht in eine politische Tendenz, 
die wir gegenwärtig auf der internationalen Bühne 
beobachten können und die sich als „Übersprungs-
handlung" beschreiben läßt. Zum Beispiel wird ge-
genwärtig über eine dritte Runde zur Reduzierung 
der strategischen Atomwaffenarsenale unter dem 
Stichwort „START 3" diskutiert. Dieser Begriff taucht 
auch in dem PDS-Antrag auf. Das Problem ist aber, 
daß der Vorläufer-Vertrag „START 2", der schon vor 
mehr als drei Jahren ausgehandelt wurde, noch im-
mer der Russischen Föderation nicht ratifiziert ist und 
dadurch nicht in Kraft treten kann. Die Moskauer 
Pläne, jetzt über „START 3" zu reden, bedeuten 
nichts anderes, als daß man nicht bereit ist, die vor 
längerer Zeit gemachten Verpflichtungen verbind-
lich zu machen und zu erfüllen. „START 3" muß der 
Ratifizierung von „START 2" folgen - und nicht um-
gekehrt! 

Ähnlich verhält es sich mit der Ächtung und Ab-
schaffung aller Atomwaffen. Wer sich bewußt macht, 
daß die fünf permanenten Besitzer von Atomwaffen 
zugleich die Mitglieder im Sicherheitsrat der Verein-
ten Nationen sind, die über ein Vetorecht verfügen, 
muß einräumen, daß das Ziel der Ächtung und Ab-
schaffung aller Atomwaffen erst am Ende eines län-
geren Abrüstungsprozesses stehen kann und nicht 
mal eben so zwischendurch zu erreichen ist. Manch-
mal ist es wesentlich seriöser, sich über den nächsten 
politischen Schritt zu verständigen, der notwendig ist 
und in die richtige Richtung auf das angepeilte Ziel 
weist, als einen deklaratorischen Beschluß radikalen 
Inhalts zu fällen. 

Welches wären die wichtigsten nächsten Schritte 
zu dem perspektivischen Ziel einer atomwaffenfreien 
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Welt? Sie ist mit Sicherheit nicht erreichbar, wenn es 
nicht gelingt, den ausgehandelten Atomteststoppver-
trag (CTBT) für alle Länder der Welt verbindlich zu 
machen. Noch ist es nicht gelungen, den anhalten-
den Widerstand des atomaren Schwellenlandes In-
dien und anderer Länder gegen diesen Vertrag aus-
zuräumen. Die Ächtung und Abschaffung a ller 
Atomwaffen erscheint weit entfernt, wenn sich die 
technisch potentiell zur Herstellung dieser Massen-
vernichtungsmittel fähigen Länder nicht einmal defi-
nitiv dazu verpflichten, keine Atomtests mehr durch-
zuführen. 

Als weiteren Schritt habe ich bereits die nun wirk-
lich überfällige Ratifizierung des „START 2"-Vertra

-

ges durch die Russische Föderation erwähnt. Mit der 
Ratifizierung und Umsetzung dieses wichtigen Ab-
kommens steht und fällt ein anderes politisches Ziel, 
das weltweit auf viel Zustimmung stößt, aber sich 
trotzdem noch nicht in sicheren Bahnen bewegt. Ich 
meine die Nichtverbreitung von Atomwaffen, die 
Nonproliferation. Erst wenn die atomwaffenbesitzen-
den Staaten entschlossene Schritte zur Verringerung 
und schließlich völligen Beseitigung ihrer Atomwaf-
fenbestände akzeptieren, wird der Drang bei ande-
ren Ländern geringer werden, selber auch über 
Atomwaffen zu verfügen. Oder mit einer kurzen For-
mel ausgedrückt: Ohne eine Fortsetzung des START- 
Prozesses keine Nonproliferation! Eine Welt aller-
dings, in der die Nonproliferation von Massenver-
nichtungswaffen scheitert, wäre ein zunehmend un-
wirtlich werdender, ja unbewohnbarer O rt . Polifera-
tion von Nuklearwaffen ist gleichbedeutend mit der 
Wiederaufnahme weltweiten Wettrüstens, begründet 
mit der Abwehr von Gefahren aus unzuverlässigen 
Ländern, die dann auch über diese Waffensysteme 
verfügen. 

Ein dritter wichtiger Schritt wäre die Vereinbarung 
eines Vertrages zur Beendigung der Herstellung von 
atomarem Spaltmaterial (Cut-off), das zur Herstel-
lung von Waffen geeignet ist. Er müßte sich verbin-
den mit einer Verpflichtung der Atomstaaten, ihre 
Sprengköpfe nicht nur aus der operativen Stationie-
rung zurückzuziehen, sondern sie auch auseinander-
zunehmen und das Spaltmaterial einer endgültigen 
Kontrolle zu übergeben. Erst dann werden auch die 
jetzt schon vorhandenen Abrüstungsverträge irre-
versibel, erst dann wird der Weg zugestellt für eine 
immer noch wieder mögliche Wiederaufrüstung mit 
Atomwaffen.  

Ein vierter Schritt wäre ein Vertrag, der weltweit 
den Bau, den Besitz oder die Nutzung von Trägerra-
keten mit einer Reichweite von mehr als 150 km ver-
bietet, wobei natürlich die Erforschung des Welt-
raums und das Ausbringen von Satelliten ausgenom-
men werden muß. Ein solcher Zwischenschritt zur 
endgültigen atomaren Abrüstung wird immer aktuel-
ler. Solange es bei den heutigen Atomwaffen-Staaten 
Mißtrauen gegenüber unzuverlässigen Staaten gibt, 
die potentiell die Fähigkeit zur Herstellung von Mas-
senvernichtungswaffen haben und auch über die 
notwendige Trägertechnologie verfügen, wird es zu 
keinen tiefen Einschnitten bei der Zahl der Atomwaf-
fen kommen. Im Gegenteil, unter dem Stichwort 
„Counterproliferation" drohen neue Rüstungsrun

-

den, um sich gegen eine eventuelle Attacke mit weit-
reichenden Raketen unverwundbar zu machen. Ein 
„Global Missile Ban" wäre das geeignete Mittel, um 
das zitierte Mißtrauen zu entschärfen und die Aufrü-
stungs-Antwort zu vermeiden. 

Auf den engen Zusammenhang von atomarer Ab-
rüstung und Nonproliferation habe ich bereits ver-
wiesen. Wir halten es deshalb für sinnvoll, diese ge-
nannten weiterführenden Schritte in eine atomwaf-
fenfreie Welt dort  zu verhandeln, wo die Nonprolife-
ration zum Thema steht. Und das sind die Vorberei-
tungskonferenzen für die nächste Überprüfungskon-
ferenz des Nichtverbreitungsvertrages, die bereits im 
kommenden Jahr beginnen werden. In der Tat wäre 
es notwendig, im Rahmen des NPT-Prozesses für sol-
che Initiativen zu werben und auf die Bundesregie-
rung einzuwirken, daß sie entsprechende Vorschläge 
unterstützt. Das wäre wirksamer, als im Deutschen 
Bundestag deklaratorische Anträge einzubringen, 
die zwar ein konsensfähiges Ziel beschreiben, aber 
in den Einzelforderungen weder die richtigen P riori

-täten setzen noch konsensfähige Vorschläge ma-
chen, noch auf der Basis inte rnational erreichbarer 
Zwischenziele bleiben. 

Angelika Beer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Im 
Juli dieses Jahres hat der Inte rnationale Gerichtshof 
in Den Haag in einem Gutachten erklärt, daß die An-
drohung und der Gebrauch von Atomwaffen generell 
gegen das Völkerrecht verstoßen. 

Die von der australischen Regierung eingesetzte 
Canberra-Kommission hat zeitgleich einen Abrü-
stungsplan für Atomwaffen vorgestellt. Die malaysi-
sche Regierung hat eine Resolution zur Abschaffung 
der Atomwaffen in die Vereinten Nationen einge-
bracht, die im ersten Ausschuß mit Mehrheit ange-
nommen wurde. Sechzig ehemalige Generäle haben 
sich gestern für die Abschaffung aller Atomwaffen 
ausgesprochen. Dies sind nur die jüngsten Zeichen, 
die zeigen: Die Zeit ist reif für die vollständige 
atomare Abrüstung! 

Was aber findet real statt? Die Atomwaffenbesitzer 
greifen diese Initiativen nicht auf, weil sie den status 
quo, die Spaltung in Atomwaffenbesitzer und Nicht-
besitzer festschreiben wollen. 

Das kann man nicht zuletzt an den Verhandlungen 
zum Atomteststopp sehen. Es wurde kein Abkom-
men über ein allgemeines Verbot von Atomteststopps 
abgeschlossen, sondern es wurden die Arten von 
Tests verboten, die die führenden Atomwaffenbesit-
zer nicht mehr durchführen wollen. Es handelt sich 
dabei nicht um Abrüstung, sondern uni die Durchset-
zung des Monopolanspruchs der atomwaffenbesit-
zenden Staaten. 

Die Atomwaffenbesitzer in der NATO, aber auch 
Rußland, wollen nicht vollständig abrüsten und ver-
halten sich so völkerrechtswidrig. Sie befolgen nicht 
die Abrüstungsverpflichtung in Artikel VI im auch 
von ihnen unterzeichneten, unbef ristet verlängerten 
Atomwaffensperrvertrag. 

Insbesondere die NATO-Staaten sind derzeit ver-
antwortlich für das Stocken des atomaren Abrü- 
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stungsprozesses. Anstatt die günstige sicherheitspoli-
tische Lage auszunützen, sucht die NATO neue Be-
gründungen für ihre Atomwaffen. Counter-Prolifera-
tion heißt das Zauberwort, das die Legitimierungs-
probleme der Nuklearstrategen lösen soll. In den 
Vereinigten Staaten werden „Schurkenstaaten" ent-
deckt und entlarvt, die für die Proliferation von Mas-
senvernichtungswaffen verantwortlich gemacht wer-
den. Gegen diese brauche man als Drohmittel auch 
Atomwaffen. 

Die NATO weigert  sich darüber hinaus auch, auf 
den Ersteinsatz von Atomwaffen zu verzichten. Dies 
wäre ein erster Schritt, der die Bereitschaft zur Abrü-
stung glaubhaft signalisieren würde und spätestens 
seit Beendigung des alten Ost-West-Konfliktes längst 
überfällig ist. 

Ich möchte jetzt ausführlicher auf die eingangs von 
mir erwähnten positiven Entwicklungen eingehen. 
Denn sie zeigen, daß es Wege aus der atomaren Rü-
stung gibt, wenn der politische Wi lle dazu vorhanden 
ist. 

Die Atomwaffenstaaten und auch der atomare 
Schwellenstaat Bundesrepublik haben versucht, die 
Befassung des IGH mit der Atomwaffenthematik zu 
verhindern. Der IGH hat sich von diesem Einfluß frei-
gehalten und ist zu dem Ergebnis gekommen, daß 
die Androhung des und der Gebrauch von Atomwaf-
fen generell völkerrechtswidrig sind. Im Zusammen-
hang mit den von der Canberra-Kommission vorge-
schlagenen Schritten hin zu einer vollständigen 
atomaren Abrüstung ist zu fordern, daß die Atomwaf-
fenstaaten sofort in Verhandlungen über die allge-
meine atomare Abrüstung und den Abschluß einer 
Atomwaffenkonvention eintreten. 

Die Malaysische Regierung hat einen Resolutions-
entwurf in die Vereinten Nationen eingebracht, der 
von einer Mehrheit dort  angenommen wurde. Die 
Atomwaffenstaaten, aber auch die Bundesrepublik 
haben gegen die Annahme der Resolution gestimmt. 
Am 10. Dezember 1996 soll nach bisheriger Planung 
die Generalversammlung der Vereinten Nationen 
über diese Resolution befinden. Wir fordern die Bun-
desregierung auf, für diese Resolution zu stimmen. 

Vor dem Hintergrund dieser positiven Entwicklun-
gen fordern wir von der Bundesregierung, diese Initi-
ativen konstruktiv aufzugreifen und durch einseitige 
Schritte zu untermauern. 

Solche Schritte wären unter anderem: 

Die Bundesregierung muß alle Initiativen für eine 
Atomwaffenkonvention unterstützen und sich in der 
NATO insbesondere gegen die Ersteinsatzdoktrin 
und allgemein gegen das Beharren auf die Nuklear-
strategie der NATO einsetzen. 

Es ist notwendig, daß die Bundesrepublik den Ver-
zicht auf Forschung, Herstellung, Dislozierung, Be-
sitz und Teilhabe an Atomwaffen im Grundgesetz 
verankert und völkerrechtlich verbindlich erklärt. 

Wir fordern von der Bundesregierung, sich eindeu-
tig gegen eine europäische nukleare Option einzu-
setzen. 

In dem von uns gestellten Antrag fordern wir des-
halb unter anderem auch den Verzicht auf den For-
schungsreaktor Garching (FRM II). 

Günther Friedrich Nolting (F.D.P.): Angesichts des 
heute hier zu debattierenden Antrages und seiner 
Urheber muß man sich stark erinnert fühlen an den 
Menschen, der den Splitter im Auge seines Nach-
barn bemerkt, aber natürlich nicht das Brett vor dem 
eigenen Kopf. 

Für die F.D.P. stelle ich fest, daß wir das Bestreben 
der Bundesregierung und besonders des Außenmini-
sters unterstützen, weitere Fortschritte bei der nu-
klearen Abrüstung und der Verhinderung der Proli-
feration nuklearer und anderer Massenvernichtungs-
mittel zu erreichen, weil dies für globale Stabilität 
und Sicherheit unverzichtbar ist. Allerdings sind wir 
uns auch bewußt, daß wir aller Voraussicht nach auf 
absehbare Zeit mit der Gefahr der i llegalen Herstel-
lung, des Besitzes und der Verbreitung nuklearer 
Waffen leben müssen. 

Es ist zunächst festzuhalten, daß es sich bei dem 
Bezugsdokument des Internationalen Gerichtshofes 
(IGH) um ein Rechtsgutachten handelt, also nicht um 
einen „Richterspruch" bzw. ein Gerichtsurteil. Die 
Kollegin Gysi als Juristin sollte dies eigentlich wis-
sen. 

Der IGH hat festgestellt, daß es weder Völkerver-
tragsrecht noch Völkergewohnheitsrecht gibt, das 
die Androhung oder den Einsatz von Nuklearwaffen 
gestattet. Desgleichen wurde aber ebenso festge-
stellt, daß es weder Völkervertragsrecht noch Völker-
gewohnheitsrecht gibt, das die Androhung oder den 
Einsatz von Nuklearwaffen ausdrücklich verbietet. 

In keiner seiner weiteren Aussagen geht der IGH 
so weit, den Einsatz bzw. die Androhung des Einsat-
zes von Nuklearwaffen unter allen Umständen für 
völkerrechtswidrig zu erklären. So bleibt es u. a. of-
fen, ob ein Nuklearwaffeneinsatz in einem extremen 
Fall der Selbstverteidigung, in dem die Existenz 
eines Staates auf dem Spiel steht, mit dem Völker-
recht vereinbar wäre. 

Ich möchte daher festhalten, daß der in dem PDS- 
Antrag nahegelegte Rückschluß, daß das Gutachten 
des IGH den Einsatz von Atomwaffen oder die 
Androhung des Einsatzes von Atomwaffen generell 
für völkerrechtswidrig erklärt, nicht zutrifft. Das hat 
die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN allerdings 
nicht davon abgehalten, am 3. Dezember 1996, also 
am Montag dieser Woche, ebenfalls einen Antrag mit 
der gleichen unrichtigen Behauptung vorzulegen. 

Es ist hier auch festzustellen, daß die geltende Ver-
teidigungsstrategie der NATO einschließlich der 
nuklearen Komponente auch nach dem Gutachten 
des IGH weiterhin mit dem Völkerrecht vereinbar ist. 

Die Bundesrepublik Deutschland hatte sich in dem 
Verfahren des IGH mit zwei schriftlichen und einer 
mündlichen Stellungnahme beteiligt. Der Tendenz 
dieser Stellungnahmen ist der IGH dadurch gefolgt, 
daß er auf die in A rt . VI des Vertrages über die Nicht-
verbreitung von Kernwaffen von 1968 zum Ausdruck 
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kommende Verpflichtung verwiesen hat, zielgerich-
tet über nukleare Abrüstung zu verhandeln. 

Die F.D.P.-Bundestagsfraktion unterstützt aus-
drücklich die Politik der Bundesregierung, die sich 
weiterhin nachdrücklich für eine Reduzierung der 
Nuklearwaffen in der Welt einsetzt. 

Wir anerkennen aber auch, daß insbesondere die 
politische Funktion der Nuklearwaffen und der Nu-
klearstrategie der Atlantischen Allianz erheblich 
dazu beigetragen hat, daß der Frieden in Europa 
über vier Jahrzehnte lang gesichert wurde und damit 
letztlich das Entfallen der Blockkonfrontation und die 
Einheit Deutschlands erst ermöglicht wurde. 

Manfred Müller (Berlin) (PDS): Wir haben mit gu

-

tem Grund darauf gedrängt, daß unser Antrag mög-
lichst rasch behandelt wird. 

Am 14. November hat das Abrüstungskomitee der 
Vereinten Nationen mit großer Mehrheit eine Resolu-
tion zur nuklearen Abrüstung angenommen. Nun ist 
die UNO-Generalversammlung am Zuge. Und dabei 
wird es von Bedeutung sein, wie sich die Bundesre-
gierung zu dieser Resolution verhält. Im Abrüstungs-
komitee hat die Bundesregierung dagegen gestimmt. 
Wir hoffen, daß Sie sich jetzt eines Besseren besin-
nen. 

Das UN-Komitee hat wie der Internationale Ge-
richtshof dringlich Verhandlungen über die nukleare 
Abrüstung in allen ihren Aspekten gefordert und ist 
noch einen Schritt weitergegangen: Es sollen noch 
1997 Verhandlungen begonnen werden, die zum Ab-
schluß einer Nuklearwaffenkonvention führen sollen. 
Mit dieser Konvention sollen umfassend Entwick-
lung, Produktion, Erprobung, Stationierung, Lage-
rung, Transfer, Einsatzdrohung und der Einsatz von 
Kernwaffen verboten werden. 

Die Stimmen für die drastische Abrüstung der 
Atombomben mehren sich. Erst gestern haben über 
60 führende Militärs aus aller Welt - darunter zwei 
prominente US-Generäle - erklärt, daß nach dem 
Ende des Kalten Krieges die atomare Abschreckung 
obsolet geworden sei. Da ein Einsatz von Kernwaffen 
gegen nicht atomar gerüstete Gegner undenkbar sei, 
hätten diese Waffen jeglichen Sinn verloren. 

Die Ächtung von Kernwaffen steht auf der welt-
politischen Tagesordnung. Was aber tut die Bundes-
regierung? Sie hält als einer der wenigen Staaten 
den Atommächten die Stange. Fast zwei Drittel der 
145 Staaten des Abrüstungskomitees haben der er-
wähnten Resolution zugestimmt, 29 Staaten haben 
sich enthalten. Von Bedeutung ist, daß ein Atomwaf-
fenstaat - China - und einige Staaten - wie Indien, 
Pakistan, Iran, Nordkorea, Libyen -, die an der 
Schwelle zur Atommacht sind bzw. denen man nu-
kleare Ambitionen nachsagt, mit ja gestimmt haben. 
Die große Chance ist also jetzt da, daß über die voll-
ständige Atomwaffenabrüstung verhandelt wird. 

Daß die großen Atommächte an ihrer exklusiven 
Macht festhalten wollen, kann man gerade noch ver-
stehen. Aber warum ausgerechnet die Bundesrepu-
blik Deutschland, die nach der Geschichte dieses 

Jahrhunderts eine besondere Verantwortung für den 
Frieden hat und die sich kategorisch verpflichtet hat, 
auf Atomwaffen zu verzichten, dieses Teufelszeug 
bewahren will, ist rational nicht mehr nachvollzieh-
bar. 

Die Bundesregierung schreckt dabei nicht einmal 
vor einer Uminterpretation des Gutachtens des Inter-
nationalen Gerichtshofes vom Juli dieses Jahres zu-
rück. Sie tun so, als ob sich nichts getan hätte: als ob 
die NATO mit ihrer Doktrin des Ersteinsatzes von 
Atomwaffen weitermachen könnte wie bisher und 
als ob wir die sogenannte nukleare Teilhabe der Bun-
desrepublik nicht in Frage zu stellen bräuchten. Busi-
ness as usual also - wie zu Zeiten der nuklearen Kon-
frontation. 

Der IGH hat eindeutig gesagt, daß die Androhung 
und der Gebrauch von Atomwaffen generell („ge-
nerally") gegen die Regeln des für bewaffnete Kon-
flikte geltenden Völkerrechts verstoßen würden, im 
besonderen gegen die Prinzipien und Regeln des hu-
manitären Kriegsvölkerrechts. Dies sagt einem schon 
der gesunde Menschenverstand: Kernwaffen sind 
und bleiben Waffen, die unterschiedslos wirken, die 
nicht zwischen Kombattanten und Zivilisten unter-
scheiden und die auch unbeteiligte Staaten in Mitlei-
denschaft ziehen können. 

Es ist geradezu bizarr, wenn die Bundesregierung 
auf unsere Anfrage erklärt, die NATO würde in ihrer 
Nuklearstrategie die Regeln des humanitären Völ-
kerrechts sorgfältig beachten. Glauben Sie eigentlich 
selber an diesen Unsinn? 

Richtig ist, daß der IGH sich nicht in der Lage sah, 
den Einsatz von Atomwaffen unter allen Umständen 
für völkerrechtswidrig zu halten. Erwähnt wird das 
Notwehrrecht eines Staates, der um seine Existenz 
kämpfen muß. Aber wenn die Bundesregierung jetzt 
in Abrede stellt, daß der IGH eine generelle Unver-
einbarkeit von Kernwaffen und Völkerrecht sieht, so 
wird schlicht und einfach die Wahrheit verbogen. 
„Generally No" ist generell Nein und nicht generell 
Ja! Warum denn sonst besteht der IGH auf Verhand-
lungen zur allgemeinen nuklearen Abrüstung? 

Die Bundesregierung spielt in puncto Nuklear-
abrüstung eine durchweg unrühmliche Rolle. Da 
fragt sich schon: Welche nuklearen Ambitionen hat 
eigentlich diese Bundesregierung? Spekulieren Sie 
noch immer darauf, über eine „Europäisierung der 
Atomwaffen" eine Mitverfügung zu bekommen? Was 
wollen Sie damit erreichen? 

Ich wiederhole: Die Atomwaffen sind heute durch 
nichts mehr zu rechtfertigen - wenn sie je zu recht-
fertigen waren. Die Existenz von einigen wenigen 
Kernwaffenstaaten schafft erst das riesige Problem 
der drohenden Weiterverbreitung von Massenver-
nichtungswaffen. Denn auf Dauer werden sich die 
sogenannten Habenichtse nicht damit begnügen, auf 
den Hinterbänken der Weltgeschichte zu sitzen. 

Ihre Vorstellung, daß man diese Weiterverbreitung 
mit militärischer, auch nuklearer Abschreckung 
niederhalten müsse, ist abwegig, gefährlich und 
verdammt teuer. Sie führt nur dazu, daß sich die 
Rüstungs- und Gewaltspirale weiter dreht. Wir 
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müssen das Steinzeitdenken der Nuklearära endlich 
überwinden. Jetzt besteht die große Chance, daß 
die Massenvernichtungswaffen weltweit geächtet 
werden. Mit einer Nuklearwaffenkonvention würde 
- nach den Abkommen zu den B- und C-Waffen - 
eine wichtige Lücke im Völkerrecht geschlossen. 

Daher bitte ich Sie nachdrücklich: Stimmen Sie un-
serem Antrag zu! Die Menschheit muß von der Gei-
ßel der ABC-Waffen befreit werden! 

Helmut Schäfer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Der internationale Gerichtshof in Den Haag hat 
in seinem Rechtsgutachten vom 8. Juli 1996 einstim-
mig festgestellt, daß Androhung oder Einsatz von 
Nuklearwaffen, die nicht in Übereinstimmung mit 
Art. 2 Abs. 4 sowie Art . 51 der VN-Charta erfolgen, 
völkerrechtswidrig sind. Er hat ferner festgestellt - 
allerdings nur mit der Hälfte seiner Mitglieder -, daß 
Androhung und Einsatz von Nuklearwaffen im allge-
meinen mit den Regeln des humanitären Völker-
rechts unvereinbar sind. Der Internationale Gerichts-
hof hat ausdrücklich offen gelassen, ob im extremen 
Fall der Selbstverteidigung, in dem die Existenz des 
Staates auf dem Spiel steht, ein Einsatz von Nuklear-
waffen zulässig sein kann. 

Die Bundesregierung sieht sich durch dieses Gut-
achten in ihrer Auffassung bestärkt, daß die Grund-
sätze der Verhältnismäßigkeit und die allgemeinen 
Regeln des humanitären Völkerrechts auch für den 
Einsatz von Nuklearwaffen gelten. Das Gutachten 
des Gerichtshofes bestätigt ferner die von der Bun-
desregierung stets vertretene Auffassung, daß es im 
Völkerrecht keine Norm gibt, die ein generelles Ver-
bot von Nuklearwaffen beinhaltet. Das Gutachten 
bezeichnet folgerichtig weder den Besitz noch die 
den Kernwaffen zugrunde liegende Strategie politi-
scher Abschreckung als völkerrechtswidrig. 

Was den malaysischen Resolutionsentwurf über 
das Gutachten des Internationalen Gerichtshofs in 
Den Haag betrifft, so wird die Bundesregierung an 
ihrem Nein auch bei der Abstimmung in der Gene-
ralversammlung der Vereinten Nationen festhalten. 
Wie in einer Stimmerklärung im 1. Ausschuß der VN- 
Generalversammlung erläutert, hängt dies mit der 
unausgewogenen Art  zusammen, in der der Resoluti-
onsentwurf von dem Rechtsgutachten Gebrauch 
macht. Zugleich haben wir do rt  klargestellt, daß die 
Bundesregierung den gründlichen und ausgewoge-
nen Inhalt des Rechtsgutachtens des Internationalen 
Gerichtshofes begrüßt. Das haben wir auch mit unse-
rer Ja-Stimme zum operativen Paragraphen 3 der Re-
solution deutlich gemacht. 

Die geltende Verteidigungsstrategie des Nordat-
lantischen Bündnisses ist mit dem Völkerrecht ver-
einbar. Das hat das Rechtsgutachten des Internatio-
nalen Gerichtshofes bestätigt. Dies gilt auch für die 
nukleare Teilhabe der Bundesrepublik Deutschland. 
Die Mitwirkung in der Nuklearen Planungsgruppe 
ist Voraussetzung dafür, daß die Bundesrepublik 
Deutschland die vitalen Interessen Deutschlands bei 

der Formulierung der nuklearen Verteidigungsstra-
tegie im Bündnis in wirksamer Form zur Geltung 
bringt. Das Nordatlantische Bündnis hat bereits auf 
seinem Gipfeltreffen in Rom im November 1991 fest-
gestellt: Der grundlegende Zweck der nuklearen 
Streitkräfte der Bündnispartner ist politischer A rt , 
nämlich Wahrung des Friedens und Verhinderung 
von jeglicher Art von Zwang oder kriegerischen Ge-
waltmaßnahmen. Vor dem Hintergrund der gewan-
delten sicherheitspolitischen Lage hat das Bündnis 
seit 1991 die strategischen Nuklearwaffen auf euro-
päischem Boden um 80 % reduziert. Alle land- und 
seegestützten taktischen Nuklearwaffen sind abge-
zogen worden. 

Das Bündnis hat wiederholt erklärt, daß auch nach 
einem Beitritt neuer Mitglieder das derzeitige Nukle-
ardispositiv nicht geändert werden soll. Kein PfP- 
Partner-Land strebt im Falle eines Beitrittes zur 
NATO die Stationierung von Nuklearwaffen auf dem 
eigenen Territorium an. Kurz: Russische Besorgnisse 
über neue nukleare Bedrohungen entbehren jeder 
Grundlage. 

Eine nuklearwaffenfreie Welt gehört zu den politi-
schen Zielen, die im Nuklearen Nichtverbreitungs-
vertrag ausdrücklich genannt sind und zu denen sich 
die Bundesregierung nachdrücklich bekennt. Dieses 
Ziel kann nur langfristig und in mehreren Zwischen-
schritten erreicht werden. Die Bundesregierung hat 
konsequent auf den Abschluß eines Vertrages über 
das Umfassende Verbot von Nuklearversuchen hin-
gewirkt. Sie hat diesen Vertrag im September unter-
zeichnet und betrachtet ihn als eine entscheidende 
Etappe auf dem Weg nuklearer Nichtverbreitung 
und Abrüstung. 

Die Bundesregierung weiß sich mit ihren Partnern 
einig in dem Wunsch nach möglichst rascher Auf-
nahme von Verhandlungen über ein Verbot der Pro-
duktion von Spaltmaterial für Kernwaffen und an-
dere Kernsprengkörper. 

Die Bundesregierung unterstützt den laufenden 
nuklearen Abrüstungsprozeß gemäß START I-Ver-
trag und appelliert weiterhin an die russische Duma, 
den START II-Vertrag endlich zu ratifizieren. Die 
Bundesregierung würde es begrüßen, wenn es bald 
zu einer grundsätzlichen Verständigung über Prinzi-
pien eines weiterführenden nuklearen Abrüstungs- 
und Rüstungskontrollvertrages käme. Präsident Clin-
ton und Präsident Jelzin haben schon im Oktober 
1994 von der Perspektive eines START III-Vertrages 
gesprochen. 

Eine militärische deutsch-französische Atom-
kooperation gibt es nicht. Wohl aber arbeiten Frank-
reich und Deutschland derzeit gemeinsam mit Ruß-
land daran, einen ökologisch und ökonomisch gang-
baren Weg zur Beseitigung russischen Waffenpluto-
niums aufzuzeigen. 

Die Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik 
der EU berührt nicht die Formulierung gemeinsamer 
Verteidigungsplanung. Insofern ist die Tatsache, daß 
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zwei Mitglieder der EU Kernwaffenstaaten sind, für 
die Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik ohne 
Konsequenz. 

Die Bundesrepublik Deutschl and hat im Zwei-plus 
vier-Vertrag ausdrücklich, völkerrechtlich verbind-
lich und auf alle Zeiten auf Herstellung, Besitz und 
Verfügungsgewalt über Nuklearwaffen verzichtet. 

Der gesamte Bereich der friedlichen Nutzung der 
Kernenergie, also auch die Bearbeitung und der Ein-
satz von plutoniumhaltigen Brennelementen sowie 
der künftige Betrieb des neuen Forschungsreaktors 
in Garching, unterliegen den umfassenden Siche-
rungsmaßnahmen der Internationalen Atomenergie-
behörde (IAEO) und der Europäischen Atomgemein-
schaft (EURATOM). 
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